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Hatte man vielfach geglaubt, daß die Abſatzſtockung des Jahres 
1900 eine vorübergehende Erſcheinung ſein würde, ſo wurde man durch 
den Verlauf des Jahres 1901 gründlich enttäuſcht. Die Spannung 
zwiſchen Güterherſtellung und Bedarf war durch die ganz außer— 
ordentliche Steigerung der Produktionsfähigkeit in den letzten Jahren 
ſo ſtark geworden, daß erſt noch eine gründliche Korrektur eintreten 
mußte, ehe ſich wieder normale Verhältniſſe anbahnen konnten. Die 
nach der Kriſis des Jahres 1900 gehegte Hoffnung auf Beſſerung 
beruhte auf den noch zahlreich vorhandenen Abſchlüſſen, die den 
einzelnen Werken die Fortdauer eines intenſiven Betriebes noch für 
lange Zeit zu garantiren ſchienen. Bald aber ſtellte es ſich heraus, 
daß die Abnehmer, von denen in Erwartung eines ſich immer weiter 
ſteigernden Konſums dieſe Kontrakte eingegangen worden waren, weil 
eben jeder durch möglichſt große Abſchlüſſe ſeinen Theil an dem 
allgemeinen Aufſchwunge zu erhaſchen juhte, die Aufnahmefähigkeit des 
Marktes überſchätzt hatten; denn als nach dem durch mehr als frevelhaften 
Leichtſinn hervorgerufenen Zuſammenbruch vieler großer Bankinſtitute 
eine Stockung des Kredits eintrat, ſtürzte das künſtliche Gebäude 
zuſammen. Die Abnahme wurde vielfach verweigert, und die großen 
Abſchlüſſe zerrannen in Nichts. Die Preiſe ſanken rapid, und die Werke 
mußten ſich hüten, auf ihrem Schein zu beſtehen, um nicht noch größere 
Verluſte zu erleiden. So nahm die Periode des wirthſchaftlichen 
Aufſchwunges ein Ende mit Schrecken. } 

So natürlich es it, daß das Aufſteigen nicht in Ewigkeit weiter 
gehen konnte, ſo traurig iſt es, zu ſehen, wie große Bankinſtitute, von 
denen man glaubte, ſie ſeien ein Hort kaufmänniſcher Ehre, durch 
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verbrecheriſche Gewiſſenloſigkeit zuſammenbrachen und dadurch den 
gewiß auch ſonſt unabwendbaren Niedergang ganz weſentlich verſchärften. 
Denn es entſtand dadurch natürlicherweiſe ein allgemeines Mißtrauen, 
worunter Gerechte und Ungerechte leiden mußten. Kreditentziehungen 
ſelbſt ganz gut fundirten Betrieben gegenüber waren an der Tages— 
ordnung, und die Zerrüttung wäre noch unabſehbar groß geworden, 
wenn nicht im rechten Augenblicke die Reichsbank mit aller Energie 
hülfreich eingeſprungen wäre. Sie ſtellte ſich den wild Flüchtenden 
entgegen und vermochte ſo das ſchlimmſte Unheil zu verhüten, indem 
ſie auch den anderen Kreditgebern wieder neuen Muth einflößte. War 
damit auch das Schlimmſte abgewendet, ſo war doch manches Opfer 
gefallen und von einer Wendung zum Beſſeren zunächſt nicht die 
Rede, denn der Konſum zeigte ſich in Erwartung noch weiterer Preis— 
ſenkungen äußerſt zurückhaltend. Bei den Schwierigkeiten, ſich den 
nöthigen Hypothekarkredit zu beſchaffen, ſtockte die Bauthätigkeit faſt 
ganz, zumal da ja auch die Fabriken von einer Erweiterung ihrer 
Baulichkeiten angeſichts der Marktlage völlig abſehen mußten. Gegen 
Ende des Jahres machte ſich eine kleine Beſſerung geltend, haupt— 
ſächlich wohl hervorgerufen durch eine größere Flüſſigkeit des Geld— 
ſtandes, doch iſt das Mißtrauen des Publikums bis jetzt noch nicht 
geſchwunden, auch wirkt die Fortdauer des unheilvollen ſüdafrikaniſchen 
Krieges und die Furcht vor dem amerikaniſchen Wettbewerb hemmend, 
vor allen Dingen aber die Unſicherheit über die zukünftige Geſtaltung 
unſerer Handelsverträge. 

Als im Sommer die Regierung den Entwurf eines neuen Zoll— 
tarifgeſetzes nebſt Zolltarif veröffentlichte, wurden ſofort von allen 
Seiten Bedenken dagegen geltend gemacht, weil man bei der faſt 
durchgängigen Erhöhung aller Zollſätze und namentlich bei der Feſt— 
legung von recht erheblichen Minimalzöllen für die Hauptgetreidearten 
befürchten mußte, daß mit einem ſolchen Tarif keine günſtigen Handels— 
verträge zu Stande kommen würden. Auch wir haben wiederholt 
Gelegenheit genommen, unſere Bedenken gegen den Zolltarif an 
maßgebender Stelle zur Sprache zu bringen. Nun ſind aber ſogar nach 
den bisherigen Verhandlungen der Zolltarifkommiſſion des Deutſchen 
Reichstages die Zollſätze noch mehr in die Höhe getrieben worden, 
ſodaß, falls das Plenum des Reichstages den Kommiſſionsanträgen 
ſtattgeben ſollte, nicht abzuſehen iſt, wie die Regierung mit einem 
ſolchen hochſchutzzöllneriſchen Tarif überhaupt Handelsverträge abſchließen 
ſoll, von günſtigen Verträgen gar nicht zu reden. Es iſt im höchſten 
Grade bedauerlich, daß die Agrarpartei ihre Wünſche ohne Rüchſicht 
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auf das Allgemeinwohl verfolgt, denn daß wir gute und langfriſtige 
Handelsverträge brauchen, iſt wohl ſonnenklar. Haben doch gerade 
die letzten beiden Jahre bewieſen, wie nützlich und nothwendig der 
auswärtige Handel iſt, da er namentlich in Zeiten des Konſumrückganges 
auf dem inneren Markt entlaſtend wirkt, wie dies die Zahlen der 
Handelsſtatiſtik deutlich zeigen, denn der Werth der Ausfuhr betrug 
im Jahre 1899 4368 Millionen Mk., 1900 4752 Millionen Mk. und 
ſtieg ſogar noch im Vorjahre auf 4759 Millionen Mk., während die 
Einfuhr etwas zurückgegangen iſt. Ohne die Möglichkeit, den inneren 
Markt durch den Export zu entlaſten, würde die Abſatzkriſis der letzten 
Jahre noch viel verhängnißvoller für uns geworden ſein. 

Die Bedeutung des auswärtigen Handels haben doch auch die 
Landwirthe bei der Verwerthung ihrer Spiritus- und Zuckerproduktion 
hinreichend kennen gelernt, und wir hoffen daher, daß die Regierung 
den zu hoch geſpannten Forderungen der Agrarpartei nicht nachgeben 
werde, ſchon im eigenſten Intereſſe unſerer Landwirthſchaft. Das aus 
agrariſchem Geiſte geborene Börſengeſetz iſt ja eine genügende Warnung, 
denn man iſt ja bald zu der Ueberzeugung gekommen, daß dieſes 
Geſetz in ſeiner jetzigen Form, in der es die werthausgleichende 
Thätigkeit der Börſe lahmlegt und unlauteren Elementen direkt 
Vorſchub leiſtet, nicht beſtehen bleiben kann. Auch ſind die Beiſpiele 
nicht ſelten, daß es die Landwirthſchaft ſelbſt zu bedauern hat, wenn 
die Beſtrebungen der Agrarpartei Erfolg gehabt haben. So haben 
wir es nie verſtehen können, daß auch die Landwirthſchaft unſeres 
Oſtens ſich gegen die Durchführung der Kanalvorlage ſo heftig geſträubt 
hat, während es doch nur von Nutzen für ſie ſein kann, wenn ſie die 
Möglichkeit erhält, ihre Produkte auf dem Waſſerwege bis tief nach 
dem Weſten hin zu verfrachten und von dorther die benöthigten Dünge— 
mittel billig zu beziehen. Wir ſind ferner überzeugt, daß die Kriſis 
des letzten Jahres bedeutend gemildert worden wäre, wenn der Landtag 
die Kanalvorlage ſ. Zt. angenommen hätte, da dann die Arbeitskräfte 
nicht in dem Maße hätten feiern müſſen, wie es jetzt leider nöthig 
war. Daß der Kanal doch noch kommen muß, iſt wohl zweifellos, und wir 
wünſchen dies um ſo mehr, als man dann erſt unſerem Projekte der 
Kanaliſirung der Drewenz und eines Kanalbaues zwiſchen Drewenzſee 
und dem maſuriſchen Seeengebiete wird näher treten können. 

Ueber die Wirkung der großen Induſtrie- Kartelle in den letzten 
Jahren ſind die Meinungen getheilt, und mögen ſie auch hier und da 
mildernd gewirkt haben, ſo ſtanden ſie doch dem plötzlichen wirthſchaftlichen 
Niedergange ziemlich machtlos gegenüber. 


Eine ganz bejondere Stellung innerhalb der Ninge nehmen die 
Zentrale für Spiritusverwerthung und das Zuckerkartell ein. Dem 
Zuckerkartell iſt es gelungen, die Inlandspreiſe für Zucker noch mehr 
in die Höhe zu treiben, während gleichzeitig der Preis für Exportzucker 
einen noch nie dageweſenen Tiefſtand erreichte. Es widerſpricht dieſer 
Erfolg doch direkt dem ſonſt von den Landwirthen betonten Grundſatz, 
daß man den inneren Markt bevorzugen ſoll, denn durch die Ver— 
theuerung des Zuckers im Inland vermindert man den Konſum und 
iſt genöthigt, einen immer größeren Theil des Produktes im Auslande 
abzuſetzen. Dieſer Zuſtand iſt natürlich unhaltbar, und die Brüſſeler 
Konferenz kam wohl zur rechten Zeit zu einer Einigung. Das 
Prämienſyſtem muß abgeſchafft und der Inlandskonſum durch Ver— 
billigung gehoben werden, und wir hoffen und wünſchen, daß die 
Vorſchläge der Regierung angenommen werden, da wir glauben, daß 
dies im Intereſſe unſeres Rübenbaues und unſerer Zuckerinduſtrie 
liegt. Gerade in unſerem Oſten wird ja unter recht günſtigen 
Bedingungen produzirt, ſodaß wir eher auf eine Vermehrung als auf 
eine Verminderung unſeres Zuckerrübenbaues werden rechnen können. 

Das große Spirituskartell „die Zentrale zur Verwerthung der 
Spiritusproduktion“ hat die auf ſie geſetzten Erwartungen nicht erfüllen 
können; ſie mußte wegen der übergroßen Produktion die Abnahme— 
preiſe auf 30 Mk. für das hl ermäßigen. Da das laufende Jahr 
wegen der großen Kartoffelernte im letzten Herbſt eine weitere 
Steigerung der Spirituserzeugung zu bringen ſcheint, jo dürfte es der 
Zentrale große Schwierigkeiten bereiten, das Produkt, zu deſſen Abnahme 
ſie verpflichtet iſt, abzuſtoßen, ohne die Abnahmepreiſe noch weiter 
herunterſetzen zu müſſen. Dies hält die Zentrale ſelbſt für wahr— 
ſcheinlich, und ſie glaubt, gerade dadurch auf eine Verminderung der 
Produktion hinzuwirken, doch iſt es fraglich, ob dieſe Abſchreckungstheorie 
den Beifall der Brenner findet. 

Wenn wir die geſammte Wirthſchaftslage unſeres Vaterlandes in 
dem letzten Jahre überblicken, ſo haben wir zwar keinen beſonderen 
Grund zur Freude, denn das Jahr 1901 wird als trauriges Kapitel 
unſerer Wirthſchaftsgeſchichte unvergeßlich bleiben, doch darf man auch 
nicht allzu trübe in die Zukunft ſchauen. Gewiß iſt in den letzten 
Jahren manches zu Grunde gegangen, was in der Periode des 
Aufſchwunges errungen worden war, doch war das Streben nicht 
vergebens, denn Deutſchland ſteht jetzt entſchieden kräftiger und 
leiſtungsfähiger da als vorher. Man wird ſich an den Gedanken 
gewöhnen müſſen, daß gute und ſchlechte Zeiten abwechſeln, und muß 


daher bie im Gefolge einer gewiſſen wirthſchaftlichen Freiheit von Zeit 


zu Zeit auftretenden Niedergänge hinnehmen und noch dankbar ſein, 
daß wir unſere Kräfte frei bethätigen dürfen, denn nur im Zuchthauſe 
herrſcht abſolute Ruhe und Sicherheit. 


Der allgemeine Rückgang iſt natürlich auch nicht ohne Einfluß auf 
das Wirthſchaftsleben unſeres Bezirkes geblieben, doch würde trotzdem 
das Jahr 1901 für uns keine tieferen Spuren zurückgelaſſen haben, 
da ja von einer Ueberſpannung der Produktion in unſerem Bezirke 
nicht die Rede war und nur die Schneidemühlen und Ziegeleien 
wegen des Rückganges der Bauthätigkeit Grund zu Klagen gehabt 
hätten, wenn nicht leider durch den Blankfroſt im Januar eine faji 
völlige Mißernte in Wintergetreide und Klee eingetreten wäre, was 
um ſo nachtheiliger wirkte, als jhon die Ernteverhältniſſe im Vorfahre 
bei uns recht ungünſtig waren. Unſere Landwirthe ſuchten zwar mit 
aller Energie den Schaden zu beſſern, indem ſie die erfrorenen Pflanzen 
umpflügten und Rüben ſowie Sommergetreide in größerem Umfange 
anbauten, doch war wegen großer Dürre im Sommer die Ernte an 
Sommergetreide nur mäßig, auch wurde viel Verwüſtung durch das 
Auftreten der Zwergzikade angerichtet. In Hackfrüchten war die Ernte 
zwar reichlich, doch hatten die Rüben nur einen geringen Zuckergehalt 
und die Kartoffeln enthielten ſehr wenig Stärke, ſodaß auch in dieſen 
Früchten die Landwirthe keinen ausreichenden Erſatz für die ſonſtigen 
Ernteverluſte finden konnten. 

Die ſo geſchwächte Kaufkraft der Landwirthe machte ſich natürlich 
in einem landwirthſchaftlich ſo bedeutſamen Bezirk, wie dem unſrigen, 
in jeder Richtung fühlbar, um ſo mehr, als auch die ſtädtiſche 
Bevölkerung namentlich wegen der verminderten Bauthätigkeit nicht 
recht kaufkräftig war, und da die Ernteverhältniſſe in dem benachbarten 
Ruſſiſch-Polen ähnlich wie bei uns geweſen waren, ſo konnten auch 
die Ruſſen nur in verhältnißmäßig geringem Umfange hier als Käufer 
auftreten. 

Den allgemeinen Rückgang der Nachfrage verſpürten natürlich in 
erſter Linie die Textilwaarenhandlungen ſowie auch die Kolonial- und 
Materialwaarengeſchäfte, außerdem auch die Eiſenhandlungen und die 
Maſchinenfabriken, die nur recht wenig landwirthſchaftliche Maſchinen 
abſetzen konnten, weshalb ſie, um ihren Betrieb einigermaßen aufrecht 
erhalten zu können, Erſatz auf anderen Gebieten ſuchen mußten, was 
ihnen auch nach den uns zugegangenen Berichten einigermaßen gelungen 
zu ſein ſcheint. 


Unberührt blieb wohl fein Erwerbszweig, doch müſſen wir wegen ` 
der Lage der übrigen Handels- und Induſtriezweige auf die Sonder- 
berichte verweiſen, und wir wollen hier nur noch die ganz traurige 
Lage unſerer Mühleninduſtrie hervorheben, der ja durch die Mißernte 
das ſonſt hier ſo reichlich angebotene Rohprodukt faſt gänzlich 
entzogen war. Die Mühlen waren daher genöthigt, Getreide von 
außerhalb zu beziehen, und zwar in der Hauptſache aus Oſtpreußen 
und Südrußland, auch wurde einiges amerikaniſches Getreide verwandt. 
Das Preisverhältniß hatte ſich vollſtändig zu unſeren Ungunſten 
verkehrt, und ein Export unſerer Mehle war nur wenig möglich, 
dagegen kam ſogar aus den Gegenden, nach denen unſere Mühlen 
ſonſt lieferten, Mehl hierher. Unſere Mühlen mußten daher ihre 
Produktion auf das Aeußerſte einſchränken, wobei ſie noch mit ganz 
geringem oder gar keinem Nutzen arbeiteten, ſodaß das Jahr 1901 
für unſere Mühleninduſtrie zu den traurigſten bisher erlebten gezählt 
werden muß. 

Für die Weichſelſchifffahrt war das Jahr 1901 um ſo ungünſtiger, 
als nicht nur wegen der verringerten gewerblichen Thätigkeit Kohlen, 
Eiſen und Mauerſteine weniger zur Verfrachtung kamen, ſondern weil 
ihr auch durch die Detarifirung des Zuckers zur Ausfuhr ein großer 
Theil der ſonſt recht lohnenden Frachten wohl für immer entzogen 
worden iſt. Leider wurde die Schifffahrt auch noch durch den niedrigen Waſſer— 
ſtand in den trockenen Sommermonaten geſchädigt, da die Schiffer in 
Folge deſſen die Ladefähigkeit ihrer Kähne nur in geringem Umfange 
ausnutzen konnten. Einer ausſichtsreicheren Zukunft würden ja unſere 
Binnenſchiffer dann entgegen gehen, wenn Rußland endlich einmal 
die Hand an eine gründliche Verbeſſerung des oberen Weichſellaufes 
legen würde, denn gut regulirt müßte die Weichſel eine ausgezeichnete 
Verbindungsſtraße zwiſchen Oeſterreich, Rußland und Preußen bilden, 
während ſich bei ihrem jetzigen Zuſtande in Rußland dort die Schiff— 
fahrt wegen des meiſt zu niedrigen Waſſerſtandes, der zahlreichen 
Untiefen und Sandbänke nicht recht entwickeln kann. Die öſterreichiſchen 
Staatsbahnen haben ja in Nadbrzezie an der Weichſel einen Umſchlags— 
platz errichtet und verſucht, den Güterverkehr zwiſchen Oeſterreich, Ruß— 
land und Norddeutſchland durch Belebung der Weichſelſchifffahrt zu 
heben, doch ſind die Beſtrebungen nicht beſonders erfolgreich geweſen. 
Auf unſere dahingehenden Anregungen iſt uns aus Schifffahrtskreiſen 
erwidert worden, daß ſich ein regelmäßiger Schiffsbetrieb auf der 
ruſſiſchen Weichſel nur dann herſtellen laſſe, wenn man ganz flach— 
gehende Kähne aus leichteſtem Holz, die aber in Folge deſſen nicht ſehr 


. 


haltbar ſein würden, dazu benutze, doch habe eine genaue Berechnung 
ergeben, daß ein ſolches Unternehmen nicht rentabel ſein werde. 

Nur durch eine gründliche Regulirung des ruſſiſchen Weichſellaufes, 
die doch in eigenſtem Intereſſe Rußlands liegt, kann ein lebhafter 
Schiffsverkehr entſtehen, auch würde erſt dann die regulirte preußiſche 
Weichſel ihren vollen Nutzen bringen können. Vielleicht bietet der 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrages mit Rußland Gelegenheit, über 
die Weichſelregulirung geeignete Abmachungen zu treffen. 

So war die Lage in unſerem Bezirk hauptſächlich in Folge der 
ſchlechten Ernte ziemlich trübe, doch kann man immerhin mit Befriedigung 
feſtſtellen, daß das Wirthſchaftsleben in unſerer Gegend im Kerne 
geſund iſt. Wenn unſere Landwirthſchaft nicht über einen ſo ſoliden 
Beſitzerſtamm verfügte, ſo hätte in den letzten beiden traurigen Ernte— 
jahren manche Exiſtenz zuſammenbrechen müſſen, doch nichts dergleichen 
hat ſich ereignet. Ebenſo iſt unſere Induſtrie, die freilich verhältniß— 
mäßig gering iſt, völlig intakt geblieben. Im Kleinhandel haben aller— 
dings einige Konkurſe mehr als in ſonſtigen Jahren ſtattgefunden, 
doch waren die Gründe meiſt individueller Natur, und die Abſatz— 
ſtockung hat nur den Zuſammenbruch an ſich jhon ſchwacher Geſchäfte 
beſchleunigt. 

Man darf ſonach wohl hoffen, daß einige gute Erntejahre alles 
wieder gut machen werden, wobei wir natürlich vorausſetzen, daß ein 
günſtiger Handelsvertrag mit Rußland zu Stande kommt und auch die 
von uns nun jchon feit Jahren angeſtrebten Verkehrsverbeſſerungen 
endlich ihrer Erfüllung entgegengehen. 

Die Arbeiterverhältniſſe haben ſich im Vorjahre etwas gebeſſert, 
einmal weil weniger Arbeiter gebraucht wurden, ſodann auch weil aus 
dem Weſten Arbeiter hierher zurückkehrten, denen dort die Beſchäftigung 
fehlte, doch kann es ſich wenigſtens in unſerem Bezirk nicht um große 
Maſſen gehandelt haben, denn nach den uns zugegangenen Berichten 
war zwar nirgends ein Mangel an ungelernten Arbeitern zu ſpüren, 
doch war das Angebot an Arbeitskräften auch nicht beſonders dringend. 
Dies wird ſchon dadurch illuſtrirt, daß Lohnherabſetzungen faſt garnicht 
vorgenommen worden ſind und einige dahingehende Verſuche direkt 
ſcheiterten. An gelernten Arbeitern aber mangelte es nach wie vor, 
wie namentlich die Maſchinen- und Schuhfabriten, Bierbrauereien und 
Getreidemühlen klagen. Soweit gelernte Arbeiter vorhanden ſind, 
gehen ſie, beſonders wenn ſie etwas Tüchtiges leiſten, gerne nach dem 
Weſten, und es fällt den Betrieben immer ſchwerer, ſich einen Stamm 
guter, geſchulter Arbeiter zu erhalten, zumal da auch der Zufluß aus 


Handwerkerkreiſen immer geringer und unbrauchbarer wird, weshalb 
die Fabriken mehr und mehr gezwungen werden, ſich ihre Arbeiter ſelbſt 
heranzubilden. Es würde ſicher von großem Nutzen ſein, wenn zur 
Heranbildung tüchtiger, gelernter Arbeiter wenigſtens für einige Induſtrie— 
zweige Fachſchulen bei uns gegründet werden würden. Für den kauf— 
männiſchen Nachwuchs wird ja wenigſtens in etwas durch die drei in 
unſerem Bezirke beſtehenden kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen geſorgt, 
doch zeigt leider ein großer Theil der Prinzipale dieſen Schulen gegen— 
über kein beſonderes Wohlwollen, und häufig fehlt das nöthige Intereſſe 
an den Fortſchritten der Lehrlinge, was natürlich auf den Eifer der 
Schüler wieder zurückwirkt. Vielfach wird ſogar gewünſcht, daß der 
Unterricht wieder in die Abendſtunden verlegt werde, da der Nach— 
mittagsunterricht häufige Störungen im Geſchäftsbetriebe zur Folge 
habe. Wer jedoch weiß, wie wenig ein junger Menſch, der den ganzen 
Tag im Geſchäfte thätig war, bei einem Abendunterrichte leiſten kann, 
wird ſich gegen dieſe Verlegung auf das Heftigſte ſträuben müſſen. 
Wer Lehrlinge hält, hat auch die ſoziale Pflicht, für deren Bildung 
zu ſorgen, und wenn einzelne Geſchäfte, um die durch den Nachmittags- 
unterricht eintretenden Störungen zu vermeiden, nur Lehrlinge mit 
ſchon vorgeſchrittenerer Schulbildung aufnehmen, ſo kann auch dies nur 
vortheilhaft auf die Hebung des geſammten Kaufmannsſtandes wirken. 
Für diejenigen Lehrlinge aber, denen dieſe Vorbildung fehlt, iſt die 
kaufmänniſche Fortbildungsſchule durchaus nothwendig. 

Ueber die Einführung des Ladenſchluſſes um 9 Uhr äußert man 
ſich durchgehends günſtig, ſelbſt die Tabad- und Zigarrenhandlungen 
ſcheinen ſich meiſtens damit ausgeſöhnt zu haben. Das Publikum hat 
ſich raſch daran gewöhnt, zumal da es ja auch den Arbeitern, die 
Abends aus dem Betriebe kommen, noch möglich iſt, bis 9 Uhr ihren 
Bedarf zu decken. Wünſche, den obligatoriſchen Ladenſchluß ſchon um 
8 Uhr herbeizuführen, ſind dagegen nicht laut geworden, auch wird 
ſich dies ohne Nachtheil nur ſchwer allgemein durchſetzen laſſen, doch 
giebt ja das Geſetz die Möglichkeit, dieſen früheren Schluß für einzelne 
Geſchäftszweige durchzuführen. 

Unſer Streben nach Verbeſſerung unſerer Verkehrsverhältniſſe 
war in dem Berichtsjahre nicht von beſonderem Erfolge gekrönt. Nur 
auf dem Gebiete des Fernſprechweſens ſind Verbeſſerungen theils ſchon 
vorgenommen worden, theils ſind ſie noch im Gange. So haben ſich 
die Fernſprechverbindungen von Thorn nach außerhalb durch Herſtellung 
je einer neuen direkten Leitung über Inowrazlaw nach Poſen, ſowie 
über Tauer, Schönſee, Brieſen und Jablonowo nach Dt. Eylau weſentlich 


günſtiger geſtaltet, und noch im Laufe dieſes Jahres ſollen vier neue 
direkte Leitungen von hier aus hergeſtellt werden und zwar nach 
Graudenz, Danzig, Bromberg ſowie über Oſterode nach Allenſtein. 

Bedauerlicher Weiſe ſind dagegen unſere wiederholten Anträge, 
die Bahnſtrecke Kulm —Unislaw bis Thorn weiterzuführen, ohne jeden 
Erfolg geblieben, ebenſowenig hat man bisher unſerem doch recht 
beſcheidenen Wunſche, die Uferbahn als Station in den allgemeinen 
Gütertarif aufzunehmen, entſprochen. 

Auf unſeren dreimal eingebrachten Antrag, bei Thorn eine neue 
Eiſenbahnbrücke zu bauen und einen Bahnhof auf dem rechten Weichſel— 
ufer in der Nähe der Stadt zu errichten, hat uns die Eiſenbahn— 
Verwaltung einen Beſcheid bisher überhaupt noch nicht ertheilt. Wer 
unſere geradezu kläglichen Bahnhofsverhältniſſe kennt, muß ja zugeben, 
daß baldige Abhülfe zu treffen iſt, und es erſcheint doch als das Richtigſte, 
ſofort etwas Vollkommenes zu ſchaffen und nicht durch kleine Umbauten, 
die ſich ſchließlich im Laufe der Zeit doch noch theurer ſtellen, als eine 
gründliche Umgeſtaltung, den ungenügenden Zuſtand zu verewigen. 

Hoffnungsvoller iſt die Lage unſeres Holzhafenprojektes, denn 
eine Verſammlung von Vertretern der betheiligten Miniſterien, die 
unter dem Vorſitze des Herrn Oberpräſidenten von Goßler im November 
hier getagt hat, ſprach ſich einſtimmig für den Holzhafenbau aus und 
ſtellte eine Betheiligung des Staates in Höhe von 1½ Millionen 
Mark, alſo der Hälfte der für das vorläufige Projekt aufzuwendenden 
Koiten, in Ausſicht. Wir erwarten jetzt nur noch die bindende Erklärung 
der Königlichen Staatsregierung, daß dieſer Betrag in den nächſtjährigen 
Etat aufgenommen werde, um dann an die Beſchaffung der aus Privat— 
kreiſen aufzubringenden übrigen 1½ Millionen Mark heranzugehen, 
was wohl mit um ſo größerer Ausſicht auf Erfolg geſchehen kann, 
als der Staat ſich einverſtanden erklären wird, den Privatgeldern bei 
der Verzinſung die Priorität einzuräumen, doch wird nach den mit 
Sorgfalt vorgenommenen Berechnungen auch der Staatszuſchuß mit 
Sicherheit auf eine Verzinſung zählen können. 

Wenn das Werk nun endlich zu Stande kommt, ſo darf man ſich 
davon nicht nur für den Holzhandel und unſere Holzinduſtrie, ſondern 
auch für das geſammte Wirthſchaftsleben unſeres Bezirkes, namentlich 
der Stadt Thorn, die größten Vortheile verſprechen. Mit dem Bau 
des Hafens wird ja ſicher gleichzeitig der Bau einer Eiſenbahn von 
Thorn durch die Weichſelniederung nach Scharnau in Angriff genommen 
werden, wodurch dann der Hafen der Stadt näher gerückt wird, auch 
werden der Einverleibung des Hafenterrains wohl keinerlei Schwierig— 
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keiten begegnen. Nicht nur Schneidemühlen, jondern auch ſonſtige 
Holzbearbeitungswerke werden im Anſchluß an den Hafen entſtehen, 
und Thorn wird dann befähigt ſein, im Holzhandel und der Holz⸗ 
induſtrie die ihm nach ſeiner Lage gebührende Stellung einzunehmen: 
Der Bau des Hafens wird für Thorn den Beginn einer neuen, aus— 
ſichtsreichen Periode bedeuten. Wir hoffen, ſchon im nächſten Jahre 
berichten zu können, daß man inzwiſchen den Bau des Hafens in 
Angriff genommen hat. 


Verhandlungen der Handelskammer. 


I. Einrichtungen für Handel und Induſtrie. 


1. Handels- und Induſlrie-Geſetzgebung. 
Berggeſetz. 

Im Dezember 1900 hatten wir dem Herrn Miniſter für Handel 
und Gewerbe nachſtehende Eingabe über die Ausdehnung des Berg— 
geſetzes auf die Provinz Weſtpreußen unterbreitet: 

„Ew. Excellenz bitten wir gehorſamſt, hochgeneigteſt dahin wirken 
zu wollen, daß die Königliche Staatsregierung dem Landtage einen 
Geſetzentwurf vorlege, wonach § 1 des allgemeinen Berggeſetzes für 

A Jun 1892 auf die Provinz Weſt— 
preußen ausgedehnt werde. Von den dem Berggeſetz unterliegenden 
Mineralien beſitzt ja Weſtpreußen abgeſehen von Steinſalz und 
Soolquellen, die ja den Beſtimmungen des Geſetzes bereits unterworfen 
ſind, wohl nur Braunkohlen, deren Abbau auch wiederholt, wenn 
auch ohne großen Erfolg, verſucht worden iſt. Nach unſeren Ermittelungen 
iſt aber der Umſtand, daß die Braunkohlen den Grundeigenthümern 
gehören, mit denen deshalb bei Abbauverſuchen erſt Verträge geſchloſſen 
werden müſſen, der Erſchließung unſerer Kohlenlager im höchſten 
Grade hinderlich. Wir ſind überzeugt, daß nach Ausdehnung der 
Beſtimmungen des Berggeſetzes auf Weſtpreußen der Abbau von 
Braunkohlen bald und erfolgreich in die Wege geleitet werden würde. 
Aus dem von der Direktion der Königlichen Geologiſchen Landesanſtalt 
und Bergakademie in Nr. 217, Jahrgang 1899, Erſte Beilage des 
Deutſchen Reichsanzeigers, veröffentlichten Bericht über die nutzbaren 
Mineralvorkommniſſe in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen geht 
ja hervor, daß Braunkohlen in den Kreiſen Putzig, Neuſtadt, Danziger 


die preußiſchen Staaten vom 
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Höhe, Tuchel, Schwetz, Kulm, Thorn und Strasburg gefunden worden 
ſind. Neuerdings erſt iſt nach den Mittheilungen der genannten 
Behörde bei Scharnau, ſüdlich von Oſtrometzko, in ca. 24 m Tiefe ein 
Braunkohlenlager erbohrt worden, ferner hat man bei Brunnen— 
bohrungen in Strasburg, ſowie in der Gegend von Willamowo bei 
Strasburg und an anderen Stellen des Drewenzthales Braunkohlen 
gefunden. Wie viele der einzelnen Braunkohlenlager abbauwürdig ſind, 
entzieht fih unſerer Kenntniß, doch da z. B. bei Topolno und Pillamühl 
Flötze von 3—4 m Mächtigkeit gefunden worden jind, jo kann man wohl 
annehmen, daß die gleiche Mächtigkeit auch an anderen Stellen 
anzutreffen iſt. Daß aber eine Erſchließung von Braunkohlen namentlich 
für unſere Induſtrie von größter Bedeutung ſein würde, iſt wohl 
zweifellos. Wir geben uns daher der Hoffnung hin, daß Ew. Excellenz 
unſerem Antrage hochgeneigteſt ſtattgeben werden.“ 

Darauf erhielten wir durch Herrn Oberpräſidenten von Goßler 
den folgenden Erlaß des Herrn Handelsminiſters mit der Aufforderung 
überſandt, uns darüber zu äußern, welche ſpeziellen Vorkommniſſe und 
von welchen Orten der Handelskammer den Wunſch nach einer 
Abänderung des Berggeſetzes nahe gelegt hätten: 

„In den unter Rückerbittung angeſchloſſenen Eingaben vom 
15. und 22. v. Mts. beantragen die Handelskammer zu Thorn und 
die Zentralſtelle zur Förderung induſtrieller Unternehmungen im Oſten 
zu Poſen die Abänderung der in der Provinz Weſtpreußen bezw. im 
Geltungsbereich des am 19. April 1844 publizirten Provinzialrechts 
für Weſtpreußen geltenden bergrechtlichen Beſtimmungen in der 
Richtung, daß außer den in $ 210 Abſatz 1 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 bezeichneten Mineralien Steinſalz und 
Soolquellen — auch noch alle übrigen, in § 1 a. a. O. benannten 
Mineralien vom Verfügungsrechte des Grundeigenthümers auszu— 
ſchließen ſeien. 

Von weſentlicher praktiſcher Bedeutung dürfte dieſer Antrag 
wie auch ſeine Begründung erkennen läßt wohl nur in Beziehung 
auf die Braunkohle ſein, da für die Annahme, daß außer Salz, Sool- 
quellen und Braunkohle auch noch andere der nach $ 1 a. a. O. vom 
Verfügungsrechte des Grundeigenthümers ausgeſchloſſenen Mineralien 
innerhalb des Geltungsbereiches des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts 
vorkommen, ein beſtimmter Anhalt fehlt. Ob aber auch die Vortheile, 
welche die Antragſteller von der Aufnahme der Braunkohle in dem 
fraglichen Gebiete unter die Zahl der verleihbaren Mineralien erhoffen, 
ſich in der That verwirklichen würden, erſcheint ſehr zweifelhaft. 
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Bekanntlich bildet auch in anderen Theilen der Monarchie 
vergl. Geſetz vom 22. Februar 1869, betreffend die Rechts— 
verhältniſſe des Stein- und Braunkohlenbergbaus in denjenigen 
Landestheilen, in denen das Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat 
vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft hat (G. S. S. 401) ferner 
Art. XII und XIII der Königlichen Verordnung vom 8. Mai 
1867, betreffend Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes in das 
Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover (G. S. S. 601) 
die Braunkohle ein Zubehör des Grundeigenthums. Gleichwohl hat 
ſich auch in dieſen letzteren Landestheilen ein blühender Bergbau auf 
Braunkohle entwickelt, der dem gleichartigen Bergbau in denjenigen 
Landestheilen, wo die Kohle verleihbar iſt, in keiner Beziehung nachſteht. 
Wenn daher bisher in Weſtpreußen unter der Herrſchaft des § 210 des 
Allgemeinen Berggeſetzes ein nennenswerther Bergbau auf Braunkohle 
nicht zur Entwickelung gelangt iſt, ſo dürfte dies in der Hauptſache 
nicht ſowohl auf ihre dortige Zugehörigkeit zum Grundeigenthum, als 
vielmehr auf die Ungunſt der natürlichen Verhältniſſe, unter der ſie 
vorkommt, geringere Mächtigkeit der Lagerſtätten, minderwerthige 
Beſchaffenheit der Kohle pp. zurückzuführen ſein, welche ihre 
Gewinnung als nicht oder wenig rentabel namentlich unter der 
Vorausſetzung erſcheinen läßt, daß vorab dem Grundeigenthümer ein 
Entgelt für die Ueberlaſſung des Abbaurechtes zu gewähren iſt. 

In dieſer letzteren Hinſicht würde ſich aber eine Aenderung auch 
dann wohl nicht herbeiführen laſſen, wenn die Braunkohle im Gebiete 
des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts unter die Zahl der verleihbaren 
Mineralien aufgenommen werden ſollte. Denn nach anderweitigen 
Erfahrungen iſt kaum anzunehmen, daß die vorgeſchlagene Geſetzes— 
änderung die Zuſtimmung des Landtages erlangen würde, wenn nicht 
gleichzeitig auf eine angemeſſene Entſchädigung der Grundeigenthümer, 
denen die Kohle bisher gehörte, Bedacht genommen würde. Nach 
Lage der Verhältniſſe würde dieſe Entſchädigung nur in einem im 
Geſetze feſtzuſtellenden von dem Beliehenen zu gewährenden Förder— 
zinſe beſtehen können; es würde ſich alſo um eine Ordnung des 
Verhältniſſes in der Art handeln, wie jie in SS 202 ff. des Berge 
geſetzes für das Herzogthum Anhalt (vergl. Braßert's Zeitſchrift für 
Bergrecht, Band 16 S. 293 ff.) vorgeſehen wird. Ob aber unter 
dieſer Vorausſetzung die Antragſteller noch ein weſentliches Intereſſe 
an der Verfolgung ihres Antrages nehmen würden, erſcheint zweifelhaft. 

Ew. Excellenz erſuchen wir hiernach um gefällige gutachtliche 
Aeußerung über die angeregte Geſetzesänderung.“ 
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Wir erwiderten darauf dem Herrn Oberpräſidenten unter dem 
23. Mai 1901: 

„Ew. Excellenz berichten wir gehorſamſt, daß das Vorkommen 
von Braunkohlen bei Scharnau uns den Wunſch nach einer Abänderung 
des Berggeſetzes nahe gelegt hatte. Gelegentlich des Baues der 
Eiſenbahnbrücke bei Fordon war bei Fundamentirung der Pfeiler ein 
bedeutendes Braunkohlenlager gefunden worden, und da es im Jahre 
1898 ſchien, daß der ſchon lange in Ausſicht genommene Bau der 
Bahn Thorn Scharnau ſich verwirklichen würde, wollten einige dort 
anſäſſigen Gutsbeſitzer feſtſtellen, ob das bei Fordon gefundene Lager 
ſich auch auf die Feldmark Scharnau erſtrecke. Zu dieſem Zwecke 
ließen ſie auf ihren eigenen Grundſtücken bei Scharnau Anfang Juli 
1898 bohren. Wie die beiliegende Skizze des Bohrloches zeigt, wurde 
nach Durchbohrung von 23,8 m Decke das Kohlenlager erbohrt und 
deſſen Mächtigkeit bei 29 m Tiefe auf 5,2 m feſtgeſtellt. Von einem 
Durchbohren wurde vorläufig Abſtand genommen, dagegen mit dem 
Schlagen weiterer Bohrlöcher begonnen. Auf Grund des Bohrreſultates 
wurde das Bergwerkseigenthum auf Braunkohle bei dem Königlichen 
Oberbergamt zu Breslau beantragt, worauf jedoch mitgetheilt wurde, 
daß das allgemeine Berggeſetz in Weſtpreußen keine Geltung habe 
und die Gewinnung von Braunkohle dem Verfügungsrechte des 
Grundeigenthümers unterliege. Daraufhin wurden die weiteren 
Bohrungen eingeſtellt, die eiſernen Rohre aber in den Bohrlöchern 
gelaſſen, um nach Ausdehnung des allgemeinen Berggeſetzes 12 
Weſtpreußen weiterbohren zu können. FERN, 


Um fejtzujtellen, ob die vorgeſchlagene Geſetzesänderung voraus- 
ſichtlich die Zuſtimmung des Landtages erlangen wird, wenn nicht 
gleichzeitig die Entſchädigung der Grundeigenthümer ins Auge gefaßt 
wird, haben wir Anfragen an verſchiedene Landtagsabgeordnete geſtellt. 
Die bisher Befragten haben ſich für Feſtſetzung einer Entſchädigung 
ausgeſprochen, jedoch ſind unſere Ermittelungen noch nicht beendet. 
Wir ſind aber der Meinung, daß die Ausdehnung des Berggeſetzes 
auf Weſtpreußen auch dann von gutem Erfolg für die Erſchließung 
der Braunkohlenlager ſein wird, wenn man den Grundeigenthümern 
eine Entſchädigung gewährt, vorausgeſetzt daß dieſe nicht zu hoch 
gegriffen wird.“ 

Inzwiſchen iſt dieſe Angelegenheit auch im Abgeordnetenhaus 
zur Sprache gebracht worden und zwar in der Sitzung vom 8. Februar 
1902, wobei ein Regierungskommiſſar ausführte, daß die Beſtrebungen 
auf Einführung des allgemeinen Berggeſetzes in Weſtpreußen für 
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Braunkohle wenig ausſichtsreich ſeien, da die landwirthſchaftlichen 
Intereſſenten darauf beſtehen werden und darauf beſtehen müßten, eine 
volle Entſchädigung zu verlangen. Werde aber volle Entſchädigung 
gewährt, dann ſei es nach dem bisher bekannten Umfange der 
Vorkommen ſehr zweifelhaft, ob ein vortheilhafter Bergbau ſich etabliren 
laſſen werde. 

Wir werden trotzdem unſere Bemühungen ſortſetzen und glauben 
auch, daß die landwirthſchaftlichen Intereſſenten ſelber unſere Beſtre— 
bungen unterſtützen werden, denn wenn jetzt auch die Kohle dem 
Grundeigenthümer gehört, ſo hat er doch von dieſem Beſitz keinen 
Nutzen, jo lange eine Förderung nicht jtattfindet, dagegen würden dem 
»Grundeigenthümer, auch wenn er keine volle Entſchädigung für Die 
Aufgabe ſeines Beſitzrechtes erhielte, große Vortheile erwachſen, wenn 
auf ſeinem Grund und Boden Braunkohlen gefördert würden, denn 
er könnte dann die für ſeinen Betrieb erforderlichen Heizmaterialien 
billig erwerben. 


Lohnzahlungsbücher. 


Nach $ 134 Abj. 3 der Gewerbeordnung ijt in den Fabriken auf 
Koſten des Arbeitgebers für jeden minderjährigen Arbeiter ein Lohn- 
zahlungsbuch einzurichten, in das bei jeder Lohnzahlung der Betrag 
des verdienten Lohnes mit Tinte einzutragen iſt. Dieſe Eintragungen 
ſind nach $ 111 Abſ. 2 von dem Arbeitgeber oder dem dazu bevoll— 
mächtigten Betriebsleiter zu unterzeichnen. 

Eine ganze Reihe von Handelskörperſchaften haben bei dem 
Herrn Handelsminiſter die Aufhebung dieſer Beſtimmung beantragt. 
Durch eine Umfrage haben wir uns überzeugt, daß auch unſere Fabriken 
die Lohnzahlungsbücher als eine Laſt empfinden, der keinerlei Vortheil 
gegenüberſteht. Wir richteten deshalb unter dem 3. März 1902 das 
nachſtehende Schreiben an den Deutſchen Handelstag: 

„Nach den Mittheilungen des Deutſchen Handelstages vom 
22. Februar hat der Vorſtand in ſeiner Sitzung vom 4. Februar 
anerkannt, daß es häufig zweckmäßiger ſei, wenn eine Angelegenheit 
etwa bei der Reichsverwaltung oder bei dem Reichstag in einer Eingabe 
des Deutſchen Handelstages vertreten werde, als wenn dies in zahl⸗ 
reichen Eingaben einzelner Handelskammern geſchehe. Nun wird zur 
Zeit von verſchiedenen Kammern die Aufhebung der Beſtimmungen 
über die Lohnzahlungsbücher für minderjährige Arbeiter angeſtrebt, 
und gerade dieſe Angelegenheit ſcheint ſich u. E. dafür zu eignen, von 
dem Deutſchen Handelstage betrieben zu werden, denn es beſteht wohl 
leinerlei Meinungsverſchiedenheit darüber, daß dieſe Lohnzahlungsbücher 
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ihren Zweck nicht im Entfernteſten erreichen, ſondern den Fabrikleitern 
nur eine Menge unnützer Arbeit aufgebürdet haben. Wir beantragen 
daher ganz ergebenſt 
der Deutſche Handelstag möge beim Deutſchen Reichstag für 
die Aufhebung des § 134 Abſ. 3 der Gewerbeordnung ein— 
treten.“ 


mitwirkung der Bandelsorgane bei 
der Führung der Genoſſenſchaftsregiſter. 


Ende Dezember 1901 verſandte der Deutſche Handelstag an feine 
Mitglieder nachſtehendes Rundſchreiben: 

„Die. Handelskammer zu Graudenz richtete am 16. Dezember das 
folgende Schreiben an den Deutſchen Handelstag: 

„Auf Grund von $ 126 des Geſetzes über die Angelegenheit der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind die Handelsvertretungen verpflichtet, 
bezw. berechtigt, bei der Führung der Handelsregiſter mitzuwirken, 
während ſie auf Grund von § 147 und § 187 deſſelben Geſetzes 
keinen Einfluß auf die Führung der Genoſſenſchaftsregiſter haben. 
Demgemäß ſind die Regiſtergerichte durch die allgemeine Verfügung 
des preußiſchen Juſtizminiſters vom 7. November 1899 („Handel und 
Gewerbe“ 1899 S. 266) wohl angehalten worden, den Handelsver— 
tretungen Veränderungen im Handelsregiſter fortlaufend mitzutheilen; 
dagegen erhalten die Handelsvertretungen keine Kenntniß von den 
Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter. 

Nun gehören aber nicht allein Einzelkaufleute und Geſellſchaften, 
ſondern auch Genoſſenſchaften unter gewiſſen Bedingungen, die wir 
hier nicht weiter aufführen wollen in die Handelskammerorganiſation 
hinein (5-R-6. $ 3 Il»). Deshalb haben die Handelskammern das 
allergrößte Intereſſe daran, genau vom Stande der Genoſſenſchafts— 
regiſter in ihrem Bezirke unterrichtet zu werden. Die Kenntniß der 
Genoſſenſchaften aus den Gewerbeſteuerliſten allein genügt durchaus 
nicht, weil ſo den Handelskammern jede Kontrolle darüber fehlt, ob 
nicht auch andere Genoſſenſchaften, als die wirklich zur Gewerbeſteuer 
herangezogenen, gewerbeſteuerpflichtig ſind. Es iſt in unſerem Bezirke, 
und auch ſonſt wohl, vorgekommen, daß Darlehnskaſſen in großem 
Umfange Handelsgeſchäfte und zwar nicht allein mit Artikeln, die für 
den landwirthſchaftlichen Betrieb der Genoſſen nöthig waren, mit 
außerhalb der Genoſſenſchaft ſtehenden Perſonen und mit Wieder— 
verkäufern abgeſchloſſen und trotzdem ſteuerfrei geblieben ſind; letzteres 
wohl nur deswegen, weil die Steuerbehörden keine Kenntniß von dem 
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Handelsgeſchäfte hatten. Aber nicht allein, um dieſe oder jene Genoſſen— 
ſchaft zur Gewerbeſteuer und damit auch zu den Beiträgen für die 
Handelskammer heranzuziehen, halten wir eine Aenderung der $$ 147 
und 187 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit für nothwendig, ſondern auch um kontrolliren zu können, ob 
die uns ſehr häufig zugehenden Beſchwerden von Gewerbetreibenden 
über die Genoſſenſchaften, namentlich die Darlehnskaſſen, berechtigt ſind 
oder nicht. Nur eine Kenntniß der Statuten der betreffenden Genoſſen— 
ſchaften, die wir durch das Genoſſenſchaftsregiſter wenigſtens im Aus— 
zuge erhalten, kann uns darüber belehren, ob wir die Beſchwerden 
als zuläſſig oder unzuläſſig erachten müſſen. 


Wir richten daher ergebenſt an den Deutſchen Handelstag das 
dringende Erſuchen, zunächſt durch eine Umfrage bei den anderen 
Handelskammern feſtzuſtellen, ob ſie unſere Anregung, wonach die 
Handelskammern geſetzlich auch auf die Führung der Genoſſenſchafts— 
regiſter Einfluß erhalten ſollen, zu unterſtützen geneigt ſind, und ſodann 
bei der Reichsregierung bezw. preußiſchen Staatsregierung folgende 
Anträge zu ſtellen: 1. Der § 147 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit möge folgende Faſſung 
erhalten: Die Vorſchriften der $$ 126 bis 131, 142, 143 finden auf 
die Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter entſprechende Anwendung. 
2. Der § 187 deſſelben Geſetzes möge aufgehoben werden. 3. Die 
Verordnung des Juſtizminiſters vom 7. November 1899 möge dem— 
entſprechend auch auf die Führung der Genoſſenſchaftsregiſter aus- 
gedehnt werden.“ 


Der Vorſtand des Deutſchen Handelstages wird demgemäß 
Aeußerungen der Mitglieder des Deutſchen Handelstages über ihre 
Stellungnahme zum Antrag der Handelskammer zu Graudenz gern 
entgegennehmen.“ 


Wir erwiderten darauf: 


„Es iſt zweifellos, daß die Handelskammern ein Intereſſe daran 
haben, von dem Stande der Genoſſenſchaftsregiſter in ihrem Bezirke 
unterrichtet zu werden, doch erſcheint uns hierzu eine allgemeine 
Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters hinreichend, wonach den 
Handelsvertretungen Aenderungen im Genoſſenſchaftsregiſter fortlaufend 
mitzutheilen ſind. Für eine weitere Mitwirkung der Handelsorgane 
bei der Führung der Genoſſenſchaftsregiſter it u. E. kein Bedürſniß 
vorhanden.“ 


9* 
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2. Sonflige Induflrie- und Handelsangelegenheiten. 


Deutſcher Handelstag. 


Am 30. September fand eine außerordentliche Vollverſammlung 
des Deutſchen Handelstages ſtatt zwecks Berathung des Zolltarif— 
geſetzes mit Zolltarif. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Zolltarifgeſetzes faßte der 


Deutſche 


Handelstag die folgenden Beſchlüſſe, und zwar einſtimmig, 


ſoweit nichts anderes bemerkt iſt. 


. 


«J 


Zu $ 1 Abſ. 2. Mindeſtzollſätze, die vertragsmäßig nicht 
ermäßigt werden ſollen, ſind für Getreide ebenſo wenig 
wie für andere Waaren einzuführen. — Gegen die Stimmen 
-der Handelskammern zu Metz und Saarbrücken. 


.Zu $ 1 Abſ. 3. Den deutſchen Zollausſchlüſſen iſt geſetzlich 


die Meiſtbegünſtigung einzuräumen. 


3. Zu § 4 Abſ. 1. Die Grenze der Zollfreiheit für Poſtſendungen 


iſt von 250 auf 350 Gramm zu erhöhen. — Gegen wenige 
Stimmen. 


Zu $ 5 Nr. 7. Die Zollfreiheit des Schiffsproviants it in 


dem gegenwärtig zugelaſſenen Umfange beizubehalten. 


Zu $ 5 Nr. 10. Ein Antrag auf Zollfreiheit für Proben von 


Nahrungs- und Genußmitteln ift nicht zu befürworten. — 
Gegen wenige Stimmen. 


. Zu $ 6 Abſ. 2. Im Zolltarif nicht beſonders genannte 


Abfälle ſind wie die Rohſtoffe zu behandeln. Die 
Beſtimmung des Geſetzentwurfs, daß dies nur dann 
gelten ſoll, wenn die Verwendung der Abfälle zu anderen 
Zwecken ausgeſchloſſen iſt, ermangelt der erforderlichen 
Klarheit. 


Zu $ 8 Abſ. 1. Auch im Zollkrieg find keine Zölle in der 


Form von Werthzöllen zu erheben. — Gegen wenige 
Stimmen. 


Zu $ 8 Abſ. 3. Zölle, die auf Grund tarifariſcher Kampf: 


maßnahmen erhoben ſind, ſind zurückzuzahlen, falls dieſe 
Kampfmaßnahmen nicht die Zuſtimmung des Reichstages 
finden. 


9. Zu § 9 Nr. 1 Abſ. 1-3. Für einige bisher zollfreie 


Erzeugniſſe der Landwirthſchaft und landwirthſchaftlichen 
Nebengewerbe ſind, falls ſie zollpflichtig werden, Einfuhr— 
ſcheine und Tranſitlager einzuführen. 
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10. Zu § 9 Nr. 1 Abſ. 3. Die Errichtung und Beibehaltung 
der gemiſchten Tranſitlager für Getreide iſt nicht zu erſchweren. 

11. Zu § 9 Nr. 2. Die geſetzlichen Beſtimmungen betr. Zoll— 
nachlaß für Abfälle bei der Bearbeitung von Holz in 
Tranſitlagern und betr. Abfertigung von Holz auf Flößen 
ſind beizubehalten. 

12. Zu $ 10 Abſ. 2. Die Zollſtundung iſt für Getreide u. |. w. 
ebenſo wie für die anderen Waaren beizubehalten. 
Gegen die Stimme der Handelskammer zu Sorau. 

13. Zu $ 12. Die Beſtimmung, daß der Zeitpunkt, mit welchem 
das Zolltarifgeſetz in Kraft tritt, durch Kaiſerliche Verordnung 
mit Zuſtimmung des Bundesrathes beſtimmt wird, iſt zu 
befürworten. 

Ferner lagen dem Deutſchen Handelstag zur Abſtimmung folgende 
Anträge vor, die ſich auf Handelsverträge, Zolltarifgeſetz mit Zolltarif 
im Allgemeinen, Doppeltarif, Zölle auf Lebensmittel, auf Getreide und 
andere landwirthſchaftliche Erzeugniſſe, ſowie auf Rohſtoffe beziehen, 
wobei zu bemerken iſt, daß der Deutſche Handelstag über Handels— 
verträge bereits am 14. März 1898 und 8. Januar 1901, über Doppel— 
tarif und Lebensmittelzölle bereits ebenfalls am 8. Januar 1901 
Beſchluß gefaßt hat und daß den Doppeltarif auch der oben unter 1 
aufgeführte Beſchluß betrifft. 


A. Antrag der Handelskammern zu Vochum, Dortmund, 
Duisburg, Düſſeldorf, Eſſen, Mülheim (Ruhr), Osnabrück, Nuhrort. 


„Der Deutſche Handelstag erachtet den Entwurf eines Zolltarif— 
geſetzes mit Zolltarif für das Deutſche Reich vom 26. Juli 1901 im 
Allgemeinen und unbeſchadet der näheren Prüfung einzelner Sätze 
und Beſtimmungen für geeignet, der heimiſchen Gewerbethätigkeit 
gegenüber dem Wettbewerbe des Auslandes den nothwendigen Schutz 
zu gewähren und als Unterlage zu dienen für den Abſchluß langfriſtiger 
Handelsverträge, die im Intereſſe der Sicherung unſerer Ausfuhr und 
der Ernährung unſerer ſtark anwachſenden Bevölkerung dringend 
nothwendig ſind und ebenſo im Intereſſe der Landwirthſchaft wie in 
dem von Induſtrie und Handel liegen. 

Eine mäßige Erhöhung der Zollſätze auf Getreide und auf 
andere landwirthſchaftliche Erzeugniſſe kann vom Standpunkte der 
Landwirthſchaft als nothwendig und vom Standpunkte der Verbraucher 
als zuläſſig erachtet werden, 
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Mit Entſchiedenheit iſt dagegen die gejegliche Feſtlegung irgend 
welcher Mindeſtzölle im Entwurf abzuweiſen, weil ſie geeignet erſcheint, 
den Abſchluß von Handelsverträgen ernſtlich zu gefährden. 

Zu verwerfen ijt demgemäß die in $ 1 Abſatz 2 des Entwurfes 
vorgeſehene geſetzliche Feſtlegung von Mindeſtzöllen für die vier 
Hauptgetreidearten: auch weil in dieſer Feſtlegung eine einſeitige 
Bevorzugung der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe vor denen der 
Induſtrie zu finden iſt, die vom Standpunkte der Billigkeit und 
ausgleichenden Gerechtigkeit abgewieſen werden muß.“ 


B. Antrag des Herrn Kommerzienrath v. Pſiſter-München. 

„Der Deutſche Handelstag erachtet den Abſchluß langfriſtiger 
Handelsverträge mit weitgehender Bindung niedriger Auslandszölle 
im Geſammtintereſſe aller Berufsſtände für unbedingt geboten. 

Er erblickt in der Einführung des im Uebrigen als unzweckmäßig 
verworfenen Doppeltarifes für Getreide, da er den deutſchen Unter— 
händlern bei den Vertragsverhandlungen die Hände bindet, eine 
ſchwere Gefahr für das Zuſtandekommen günſtiger Handelsverträge; 
er erklärt ſich deshalb mit größter Entſchiedenheit gegen die Feſtlegung 
von Mindeſtſätzen im Zolltarif. 

Der Deutſche Handelstag erhebt ſchwere Bedenken gegen die 
Erhöhung oder Neueinführung von Zöllen auf Rohſtoffe und Lebens- 
mittel, da dadurch der Abſchluß günſtiger Handelsverträge erſchwert, 
die Produktionskoſten der Induſtrie erhöht und die Kaufkraft der 
Inlandsbevölkerung geſchwächt werden. 

Er tritt daher mit Nachdruck dafür ein, daß Zölle auf Rohſtoffe 
nicht neu eingeführt oder erhöht werden und daß die Lebensmittel- 
zölle im neuen Zolltarif keinesfalls die beſtehenden des allgemeinen 
Tarifs überſchreiten.“ : 

C. Antrag des Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstages. 

„Der im Deutſchen Reichsanzeiger vom 26. Juli 1901 veröffentlichte 
Entwurf eines neuen Zolltarifes enthält eine ſo bedeutende Zollerhöhung 
für viele Lebensmittel, daß dagegen die bereits von der Vollverſammlung 
des Deutſchen Handelstages am 8. Januar 1901 geäußerten Bedenken 
nachdrücklich von Neuem zur Geltung gebracht werden müſſen. Sie 
beruhen darauf, daß eine ſolche Zollerhöhung als ſchweres Hinderniß 
für den Abſchluß von Handelsverträgen zu betrachten iſt, daß die 
weiteſten und namentlich die minder bemittelten Kreiſe der Bevölkerung 
durch eine Vertheuerung der Lebensmittel betroffen werden, daß 
hieraus eine Schwächung der Kaufkraft für induſtrielle Erzeugniſſe 
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entſteht, und daß eine durch jene Vertheuerung hervorgerufene Steigerung 
der Arbeitslöhne den Wettbewerb der deutſchen mit der ausländiſchen 
Gewerbethätigkeit erſchweren würde. Im Intereſſe einer geſunden 
Ausgeſtaltung unſerer Zollpolitik und der Fortführung unſerer ſegens— 
reichen bisherigen Handelsvertragspolitik ſpricht der Deutſche Handelstag 
den dringenden Wunſch aus, daß die Lebensmittelzölle des Tarifentwurfes 
eine weſentliche Ermäßigung erfahren.“ 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Bochum und Gen. (A) mit 
244 gegen 65 Stimmen abgelehnt, der Antrag v. Pfiſter- München (B) mit 
151 gegen 145 Stimmen angenommen, der Antrag des Ausſchuſſes des 
Deutſchen Handelstages (C) mit 228 Stimmen bei 34 Stimm 
enthaltungen ebenfalls angenommen. Die Anträge B und C unterjcheiden 
und ergänzen ſich hauptſächlich darin, daß Antrag B eine Erhöhung 
der Lebensmittelzölle über die Sätze des jetzigen Allgemeinen Tarifes 
hinaus bekämpft und Antrag C eine weſentliche Ermäßigung der 
Lebensmittelzölle unter die Sätze des vorliegenden Tarifentwurfes 
verlangt. 


Begriff des Handwerks nach dem 


Handelsgeſetzbuch und der Gewerbeordnung. 


Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe hat im März 1901 
folgenden Erlaß den Handelsvertretungen zugehen laſſen: 

„Von mehreren Handelskammern iſt zur Sprache gebracht worden, 
daß gewerbliche Betriebe, deren Inhaber als Kaufleute in das Handels— 
regiſter eingetragen und dadurch für die Handelskammer beitragspflichtig 
geworden ſind, zugleich in die Handwerkerorganiſation einbezogen und zu 
Beiträgen für eine Zwangsinnung oder eine Handelskammer herangezogen 
worden ſind. Indem hierin eine ſachlich nicht begründete Doppel— 
beſteuerung erblickt wird, bin ich um Mittheilung meiner Auffaſſung 
über die Rechtslage und um Verhaltungsmaßregeln angegangen worden. 
Aus dieſem Anlaſſe bemerke ich Folgendes: 

Die Zugehörigkeit eines Betriebes zur Handelskammer-Organſſation, 
die Wahlrecht und Beitragspflicht für dieſe Vertretung bedingt, iſt 
abgeſehen von der Veranlagung zur Gewerbeſteuer — im Allgemeinen 
von der Eintragung ins Handelsregiſter abhängig (§ 3 des Geſetzes 
über die Handelskammern). Nach den hierfür maßgebenden Beſtimmungen 
des Handelsgeſetzbuches ſind Handwerksbetriebe von der Eintragung ins 
Handelsregiſter ausgeſchloſſen. Inſoweit ſolche Betriebe die Bearbeitung 
und Verarbeitung von Waaren für andere oder die Geſchäfte einer 
Druckerei zum Gegenſtande haben, gelten ſie bei handwerksmäßigem 
Umfange nach $ 1 Abſ. 2 Ziffer 2 und 9 des Handelsgeſetzbuches 


überhaupt nicht als Handelsgewerbe. Gewerbe ferner, in denen von 
dem Unternehmer angeſchaffte Waaren be- oder verarbeitet werden 
($ 1 Abſ. 2 Ziffer 1 a. a. O.), find zwar ſtets Handelsgewerbe, doch 
unterliegen ſie nach § 4 ebenda, ſofern ſie von Handwerkern betrieben 
werden, nicht den Vorſchriften über die Firmen, mithin auch nicht der 
Eintragung ins Handelsregiſter. 

Für die Kaufmanns-Eigenſchaft aus § 2 des Handelsgeſetzbuches 
endlich iſt Vorausſetzung, daß das Unternehmen einen kaufmänniſch 
eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, und außerdem die Firma des 
Unternehmers in das Handelsregiſter eingetragen iſt. Dieſer zweiten 
Vorausſetzung kann aber ein handwerksmäßiger Betrieb nicht genügen, 
eben weil nach $ 4 a. a. O. die Vorſchriften über Firmen auf Hand— 
werker keine Anwendung finden. 

Wie nach dieſen Beſtimmungen Handwerker von der Eintragung 
ins Handelsregiſter und demzufolge von der Einbeziehung in die 
Handelskammer ausgeſchloſſen ſind, ſo ſollen ſich andererſeits die in der 
Gewerbeordnung vorgeſehenen Zwangsorganiſationen des Handwerks 
ausſchließlich auf Handwerksbetriebe beſchränken. Die Zwangsinnungen 
(S 100 G. O.) umfaſſen nur diejenigen Gewerbetreibenden, welche das 
gleiche Handwerk oder verwandte Handwerke ausüben; die Handwerks— 
kammern ferner dienen der Vertretung der Intereſſen des Handwerks 
($ 103 a. a. O.); zur Deckung ihrer Koſten iſt nöthigenfalls allein auf 
die Handwerksbetriebe ihres Bezirks zurückzugreifen ($ 1031 a. a. O.). 

Während ſonach die erwähnten Beſtimmungen des Handelsgeſetz— 
buches mit denen der Gewerbeordnung ihrem Wortlaute nach in Ueber— 
einſtimmung zu ſtehen ſcheinen, hat ſich bei ihrer Anwendung heraus— 
geſtellt, daß eine ſolche Uebereinſtimmung oft genug nicht zu erzielen 
iſt. Es ſind mehrfach Fälle bekannt geworden, in denen ein Betrieb 
ins Handelsregiſter eingetragen, alſo von den Regiſtergerichten als nicht 
handwerksmäßig erachtet worden iſt, während ihn andererſeits die 
Handwerkskammer mit Erfolg in Anſpruch nahm. Der Grund hierfür 
iſt vornehmlich in zwei Umſtänden zu ſuchen: 

1. Mangels einer Beſtimmung des Begriffes Handwerk in unſerer 
Geſetzgebung gehen die Auffaſſungen über die handwerksmäßige Natur 
eines Betriebes nicht nur bei der Auslegung der Geſetze oft ausein— 
ander, es beſtehen ſelbſt Zweifel darüber, ob der Begriff Handwerk in 
den verſchiedenen Geſetzen ſtets dieſelbe Tragweite beſitzt und ob er 
insbeſondere nach dem Handelsgeſetzbuch die gleiche Ausdehnung hat 
wie nach der Gewerbeordnung. Nach dem alten Handelsgeſetzbuche 
war das entſcheidende Merkmal für die Charakteriſirung eines Betriebes 


als eines handwerksmäßigen ſein Umfang, wie ſich nicht nur aus 
Art. 272 Ziffer 1 und 5, ſondern ganz beſonders aus Art. 10 ergiebt, 
demzufolge zu Minderkaufleuten Perſonen erklärt ſind, deren Gewerbe 
nicht über den Umfang des Handwerksbetriebes hinausgeht. Im neuen 
Handelsgeſetzbuche iſt in den Eingangs erwähnten Beſtimmungen des 
$ 1 Abſ. 2 Ziff. 2 und 9 an dem Merkmale des Umfanges feſtgehalten, 
während daſſelbe in § 4 verlaſſen zu ſein ſcheint. Aus der Gegenüber— 
ſtellung ($ 4 AB]. 1) von Handwerkern einerſeits und Perſonen, deren 
Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, 
andererſeits wird zu folgern ſein, daß der Geſetzgeber bei den Hand— 
werkern an andere Merkmale gedacht hat als ausſchließlich an den Um— 
fang des Betriebes, weil ſonſt die beſondere Aufführung der Hand— 
werker überflüſſig geweſen wäre. Dem entſpricht es auch, wenn die 
Erwähnung der Handwerker in § 4 Abſatz 1 in der Denkſchrift zum 
Entwurfe eines Handelsgeſetzbuches (Druckſachen des Reichstages 
1895/97 Nr. 632 Seite 16) damit begründet wird, daß dem Hand— 
werkerſtande die durch ſeine Betriebsverhältniſſe bedingte Sonder— 
ſtellung gewahrt bleiben müſſe. Eine weitere Stütze findet dieſe Anſicht 
in den Verhandlungen der Reichstags-Kommiſſion, die das Handels— 
geſetzbuch berathen hat. Nach ihrem Berichte (Druckſachen 1895/97 
Nr. 735 Seite 9) war zu § 4 die Streichung der Worte „auf Hand— 
werker“ beantragt worden mit der Begründung, man ſollte auch hier 
den Umfang des Geſchäftsbetriebes entſcheiden laſſen. „Sei der Handwerks— 
betrieb ein ſo großer, daß er nicht mehr unter den Umfang des Klein— 
gewerbes falle, dann ſolle man ihm auch das Recht geben, ſeine Firma 
eintragen zu laſſen“ u. ſ. w. Dieſer Antrag ijt aber in der Erwägung 
abgelehnt worden, „daß auch der im Großen betriebene Handwerksbetrieb 
ſich nicht für die vollen Rechte und Pflichten des Kaufmanns eigne.“ 

Spricht ſonach Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des § 4 a. a. O. 
dafür, daß für den Begriff des Handwerkers im Sinne dieſes Para— 
graphen nicht der Umfang des Betriebes, ſondern die geſammten Be— 
triebsverhältniſſe maßgebend ſein ſollen, ſo hat nichts deſto weniger die 
gegentheilige Auffaſſung, die allein den Umfang des Betriebes berück— 
ſichtigen will, in der juriſtiſchen Literatur bedeutſame Vertretung 
gefunden. Da insbeſondere auch Staub in ſeinem Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuch ſich auf dieſen Standpunkt ſtellt, iſt es nicht unwahr— 
ſcheinlich, daß die Regiſtergerichte bei Prüfung der Frage, ob ein Hand— 
werksbetrieb vorliegt, oft ſeinem Umfange entſcheidende Bedeutung bei— 
meſſen werden. Hieraus würde ſich aber ein Gegenſatz zu den Be— 
hörden ergeben, die über die handwerksmäßige Natur eines Betriebes 


im Sinne der Gewerbe-Ordnung zu befinden haben. Darüber nämlich 
beſteht kein Zweifel, daß für die Zuweiſung eines Betriebes zur 
Zwangsinnung oder Handwerkskammer ſein Umfang nicht das allein 
entſcheidende Merkmal ift, ſondern die ganzen Betriebsverhältniſſe 
berückſichtigt werden müſſen. 

2. Wenn hiernach die Möglichkeit offen iſt, daß über den hand— 
werksmäßigen Charakter eines Betriebes von den Gerichten, die über 
ſeine Eintragung ins Handelsregiſter befinden, anders geurtheilt wird 
als von den Verwaltungsbehörden, die über ſeine Einbeziehung in die 
Zwangsinnung oder die Handwerkskammer entſcheiden, ſo kann dieſer 
Zwieſpalt auch im Inſtanzenwege nicht ohne Weiteres ausgeglichen werden, 
da die Verwaltungsbehörden über die Beitragspflicht zur Zwangsinnung 
oder Handwerkskammer ebenſo ſelbſtſtändig entſcheiden, wie die Gerichte 
über die Regiſterfähigkeit eines Betriebes, ohne daß die Entſcheidungen 
der einen irgendwie für die anderen verbindlich ſind. 

Es iſt anzuerkennen, daß aus der vorſtehend geſchilderten Rechts— 
lage Unzuträglichkeiten entſtehen können. Die Erfahrung wird lehren 
müſſen, ob ſich ein Bedürfniß ergeben wird, ihnen äußerſten Falls im 
Wege der Geſetzgebung entgegen zu treten. Vorerſt kann es ſich nur 
darum handeln, die Entwickelung der Verhältniſſe zu beobachten und 
für eine etwa nöthig werdende Regelung Material zu ſammeln. Zu 
dem Zwecke erſuche ich die Handelsvertretungen, mir die zu Ihrer 
Kenntniß gelangenden einzelnen Fälle, in denen über die Handwerks— 
mäßigkeit eines Betriebes von den Regiſtergerichten anders wie von 
den Verwaltungsbehörden entſchieden iſt, mitzutheilen und dabei 
anzuzeigen, was etwa geſchehen iſt, um zu übereinſtimmenden Ent— 
ſcheidungen zu gelangen. In letzterer Beziehung verweiſe ich ins— 
beſondere auf die den Organen des Handelsſtandes durch $ 126 des 
Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 zugewieſenen Aufgaben.“ 

In unſerem Bezirke ſind Fälle, in denen über die Handwerks— 
mäßigkeit eines Betriebes von den Regiſtergerichten anders wie von 
den Verwaltungsbehörden entſchieden iſt, bisher nicht vorgekommen. 


Denaturirungsmittel für Branntwein. 


Von der Oſtdeutſchen Spritfabrik in Berlin, die die Intereſſen 
der ringfreien Spritfabriken vertritt, war in einer an den Finanzminiſter 
gerichteten Eingabe über den Verkauf des Denaturirungsmittels für 
Spiritus durch die amtlichen Miſchſtellen geklagt worden. Hiernach 
ſollte die Zentrale für Spiritusverwerthung durch Ankauf der Materialien, 
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die zur Herſtellung des Denaturirungsmittels Verwendung finden, den 
größten Theil der nach § 9 des Regulativs über die Steuerfreiheit 
des Branntweins zu gewerblichen Zwecken zur Zuſammenſetzung des 
Mittels ermächtigten Fabriken, die ſich bereits zu einem Ringe vereinigt 
hätten, gezwungen haben, das Mittel an die Angehörigen der Zentrale 
zu einem billigeren Preiſe abzugeben, als an die nicht zum Ringe 
gehörigen Fabriken. Da ſich dieſe Mittheilungen nach näheren 
Erkundigungen zu beſtätigen ſchienen, bat die Kammer den Finanz⸗ 
miniſter, die Angelegenheit zu unterſuchen und, falls die Klagen 
berechtigt wären, zu verfügen, daß entweder die amtlichen Miſchſtellen 
angewieſen würden, das Denaturirungsmittel jedem zu gleichen Preiſen 
zu verkaufen, oder amtliche Miſchſtellen von Amtswegen zu errichten, 
die das Denaturirungsmittel zu den jeweilig zu veröffentlichenden 
Preiſen für Jedermann in ausreichender Menge zur Verfügung zu 
ſtellen hätten. 

Hierauf erwiderte der Finanzminiſter: „Die angeſtellten 
Ermittelungen haben Uebelſtände bei dem Verkauf des allgemeinen 
Denaturirungsmittels für Branntwein nicht ergeben. Die in der Vor⸗ 
ſtellung wiedergegebenen Auskünfte haben ſich in der Hauptſache als 
nicht zutreffend herausgeſtellt. Insbeſondere iſt es nicht richtig, daß 
die Zentrale für Spiritusverwerthung den amtlichen Miſchſtellen für 
das allgemeine Denaturirungsmittel das Material zur Herſtellung 
dieſes Mittels durch Aufkauf deſſelben ihrerſeits entzogen und die 
Miſchſtellen verpflichtet habe, allen nicht der Zentrale angeſchloſſenen 
Intereſſenten das Mittel nur zu einem höheren Preiſe abzugeben. 
Soweit hat ermittelt werden können, hat die Zentrale für Spiritus= 
verwerthung Ankäufe von Holzgeiſt und Pyridinbaſen nur in beſchränktem 
Maße vorgenommen und verſchiedene Angebote dieſer Rohſtoffe zurüd- 
gewiejen, ſodaß an ihnen keineswegs Mangel herrſcht; auch hat die 
Zentrale nur mit zwei Miſchſtellen Verträge über die Herſtellung des 
allgemeinen Denaturirungsmittels gegen einen Miſchlohn abgeſchloſſen. 
Wenn hierbei dieſen Miſchſtellen Seitens der Zentrale geſtattet worden 
iſt, die von der Zentrale gelieferten Rohſtoffe zur Herſtellung des 
Denaturirungsmittels für außenſtehende Intereſſenten zu benutzen 
und für dieſen Fall ein in mäßigen Grenzen gehaltenes Aufgeld ver— 
einbart iſt, ſo läßt ſich hiergegen nichts erinnern. 

Die Gefahr, daß die amtlichen Miſchſtellen ſich weigern ſollten, 
das allgemeine Denaturirungsmittel an beſtimmte Intereſſenten grund— 
ſätzlich nur zu höheren Preiſen oder überhaupt nicht zu liefern, beſteht 
zur Zeit nicht.“ 


IL. Verkehrsweſen. 
1. Eifenbafnen. 


Bezirfs,Eijenbahnrath. = 
In der Sitzung des Bezirks-Eiſenbahnraths, die am 15. Juni in 


Danzig ſtattfand, wurde u. A. der Antrag, bei Privatanſchlußgleiſen 
unter keinen Umſtänden die Be- und Entladefriſt auf weniger als 
ſechs Stunden zu beſchränken, angenommen, und ferner die Eiſen— 
bahndirektionen erſucht, darauf hinzuwirken, daß die den Beſitzern von 
Anſchlußgleiſen anzuliefernden Wagen, wo dieſes gewünſcht werde, 
nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe in mindeſtens zwei Theilen 
zu zwei verſchiedenen Zeiten an dem Tage, für den die Beſtellung 
laute, zugeführt würden. Auch wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß 
man die Abſchaffung der Standgelder an Sonn- und Feiertagen 
erforderlichen Falls durch Abänderung der Verkehrsordnung herbei— 
führen möge. 

Von dem Vertreter der Handelskammer war nachſtehender Antrag 
eingebracht worden: 

„Der Bezirks-Eiſenbahnrath wolle die betheiligten Königlichen 
Eiſenbahndirektionen erſuchen, auf der Strecke Bentſchen-Kottbus Galle 
ein Schnellzugpaar einzulegen mit Anſchluß an Schnellzüge der 
Strecken Inſterburg Thorn —Poſen Berlin und Halle) Eiſenach — 
Frankfurt a. M.“ 

Die Begründung hierzu lautete: i 

„Der kürzeſte Weg für die aus Poſen, Oft- und Weſtpreußen 
kommenden Reiſenden nach Sachſen, den böhmiſchen Bädern, Thüringen, 
den Taunusbädern, Tyrol und der Schweiz führt über Bentſchen 


Kottbus. Trotzdem wird dieſer Weg nur wenig benutzt, da auf der 
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Strecke Bentſchen Kottbus Gewzig nur ſehr langſam fahrende Züge 


verkehren, weshalb man trotz des Umweges lieber über Berlin fährt. 
Durch die Einführung eines Schnellzugpaares auf der Linie Bentſchen — 
Kottbus Feen würde für diejenigen Reiſenden, die kein Intereſſe 
haben, über Berlin zu fahren und nur gezwungen dieſen Weg benutzen, 
Zeitgewinn, ſowie billigere und bequemere Fahrt erreicht werden. Die 
Länge der Strecke Bentſchen Berlin Leipzig beträgt 347 km, die 
der Strecke Bentſchen Kottbus Leipzig aber nur 283 km, alfo 64 km 
weniger. Dieſe 64 km müſſen von den betreffenden Reiſenden mehr 
bezahlt und mehr durchfahren werden ohne irgend welchen Nutzen für 
ſie, und die Reiſe wird dadurch um eine Stunde verlängert. Dazu 
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fommt noch der Aufenthalt in Berlin, der jtets etwa 2 Stunden beträgt, 
ferner die Unbequemlichkeiten des Umſteigens und der Neuaufgabe 
des Gepäcks. 

Durch den beantragten Schnellzug könnte alſo die Reiſedauer um 
3 Stunden verkürzt werden, auch würden dann die durch das Umſteigen 
in Berlin entſtehenden Unbequemlichkeiten wegfallen. 

Etwas Vollkommenes würde aber erſt dann geſchaffen werden, 
wenn die Fa e der Linien Injterburg Thorn Pojen— Berlin 


und (ewt zig Eiſenach Frankfurt a. M, zwiſchen denen der beantragte 
Schnellzug den direkten Anſchluß vermitteln ſoll, durchgehende Wagen 
führen würden, damit man die Linie Injterburg— Thorn — Bentſchen 
Halle —Eiſenach — Frankfurt a. M. ohne umſteigen zu müſſen, durd- 
fahren könnte. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das reiſende Publikum dieſem 
neuen Schnellzugpaar ein lebhaftes Intereſſe entgegenbringen und die 
Benutzung deſſelben nach den beim D-Zug Injterburg Poſen Berlin 
gemachten Erfahrungen alle Erwartungen übertreffen wird. 

Ein gleich großes Intereſſe dürfte jedenfalls auch die Eiſenbahn— 
Verwaltung an dieſem beantragten Schnellzuge haben, da mit ſeiner 
Einführung unmittelbar eine Entlaſtung der nach und von Berlin 
fahrenden Züge und der Berliner Bahnhöfe eintreten würde.“ 

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen. 

Beſonders von Viehhändlern iſt häufig darüber Klage geführt 
worden, daß zumal bei Beſtellungen kleinerer Wagen zur Verladung 
von Vieh ihnen oft nicht die angeforderten, ſondern größere Wagen 
geſtellt werden, für die dann, auch wenn deren Raum nicht ausgenutzt 
wird, die weſentlich höhere Fracht, wie für den beſtellten kleineren 
Wagen, zu entrichten iſt. Für die Sitzung vom 26. November war 
deshalb der Antrag eingebracht worden, daß, falls zur Verladung von 
Vieh rechtzeitig beſtellte Wagen von der Bahnverwaltung nicht in den 
verlangten Größenverhältniſſen ſondern größer geſtellt werden, die Fracht 
für die geforderte oder ausgenutzte, nicht für die geſtellte Größe zu 
entrichten iſt. Der Antrag wurde mit der Abänderung, daß die Fracht 
für die ausgenutzte, mindeſtens aber für die beſtellte Ladefläche 
entrichtet werden ſoll, einſtimmig angenommen. 

Bei Beſprechung des Fahrplanes bat unſer Vertreter 

a. um beſſere Anſchlüſſe vom D Zuge 15 in Inowrazlaw nach 

Thorn und zum D-Zuge 15 von Thorn nach Bromberg Dance 
Königsberg mit der Begründung, 
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daß diejenigen Reiſenden, welche den von Breslau Poſen 
kommenden D-Zug 15 benutzen, um 8E in Inowrazlaw 
eintreffen und von dort ihre Reiſe nach Thorn, Oſtpreußen 
und den Stationen der Weichſelſtädtebahn fortſetzen wollen, 
2 Stunden auf den um 102 nach Thorn abgehenden Zug 
warten müſſen. Ein beſſerer Anſchluß werde ſomit als 
eine dringende Nothwendigkeit empfunden. 

Ebenſo ungünſtig lägen für Thorn die Anſchlüſſe zu 
demſelben Zuge in Bromberg für die Weiterreiſe nach 
Danzig und Königsberg. Um dieſen von Inowrazlaw in 
Bromberg um 82 eintreffenden 9% abgehenden D-Zug 15 
zu erreichen, müßte der von Thorn um 5“ abgehende 
und in Bromberg um 62 eintreffende Zug 248 benutzt 
werden. Die Reiſenden ſeien ſomit gezwungen, 2 Stunden 
3 Minuten in Bromberg auf den D-Zug 15 zu warten. 
Vielleicht laſſe ſich dieſem Uebelſtande dadurch abhelfen, 
daß der von Thorn um 8% abgehende und in Bromberg 
956, aljo für den D-Zug 15 um 56 Minuten zu ſpät ein- 
treffende Zug 250 etwas früher gelegt und in ſeiner 
Fahrt beſchleunigt werde. 

b. um Mitführung eines durchgehenden Wagens von Berlin ab 
im D-Zuge 21 zum Uebergang auf den um 12 von Thorn 
nach Inſterburg fahrenden Zug 249. 

Zur Begründung ſeines Antrages führte er aus: 

Diejenigen Reiſenden, welche von Berlin aus den 
D-Zug 21 zur Weiterreiſe über Thorn nach Oſtpreußen 
benutzen und ſich oft mit großen Schwierigkeiten in dem 
mit Ausländern überfüllten Zuge Plätze erkämpfen müſſen, 
würden in Thorn in der Nacht gezwungen umzuſteigen, 
um ſich in dem meiſt ſehr ſtark beſetzten nach Oſtpreußen 
fahrenden Zuge 249 neue Plätze zu ſuchen. Dieſem 
großen Uebelſtande könne nur durch die Mitführung des 
beantragten durchgehenden Wagens begegnet werden, der 
ſich auch früher als eine wohlthätige Einrichtung erwieſen 
habe. 

Herr Geheimer Baurath Rohrmann erwidert, den erſten Antrag 
werde die Eiſenbahn Direktion in Erwägung ziehen, den zweiten Antrag 
müſſe er indeß als ausſichtslos bezeichnen. Ein ſolcher Durchgangs— 
wagen, wie er beantragt ſei, ſei längere Zeit im Zuge D 21 bis Thorn 
und weiter mit Perſonenzug 249 bis Inſterburg mitgeführt worden, 
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doch hätte derſelbe ſeiner geringen Benutzung wegen zurückgezogen 
werden müſſen. Zug 21 fei jhon jetzt zu ſtark, um noch einen be- 
ſonderen Wagen mitführen zu können. Der Geſchwindigkeit des Zuges 
entſprechend dürfe derſelbe nur 40 Wagenachſen ſtark ſein und würde 
dann häufig der Fall eintreten, daß ein zweiter Zug abgelaſſen werden 
müßte. Der Durchgangswagen könnte nicht ſo ausgenutzt werden, wie 
es erforderlich wäre, um die größere Belaſtung des Zuges zu recht— 
fertigen. Die Eiſenbahn Direktion müſſe daher den Antrag ablehnen. 


Fortführung der Siſenbahn Rulm Anislaw 
bis Thorn und Amgeſtaltung 
der Thorner Bahnhofsverhältniſſe. 

Unſerem Antrage auf Fortführung der Nebenbahn Kulm — 
Unislaw bis Thorn auf Rechnung des Staates hatte ſich auch der 
Thorner Magiſtrat angeſchloſſen, dem darauf unter dem 26. Januar 
1902 der Beſcheid zuging, daß der Miniſter dem Antrage auch jetzt 
noch nicht näher zu treten vermöge. Gegen dieſe Ablehnung ſind wir 
unter dem 6. März von Neuem vorſtellig geworden und erneuerten 
dabei unſere Anträge auf Umgeſtaltung der Thorner Bahnhofs— 
verhältniſſe in folgender an den Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten gerichteten Eingabe: 

„Ew. Excellenz haben kürzlich durch Herrn Oberpräſidenten von 
Goßler dem hieſigen Magiſtrat mittheilen laſſen, daß die Königliche 
Staatsregierung dem Antrage auf Weiterführung der Eiſenbahn Kulm — 
Unislaw nach Thorn für Rechnung des Staates auch jetzt nicht näher 
zu treten vermöge. Wenn wir trotzdem ſofort von Neuem mit dem 
gleichen Antrage hervorkommen, ſo wolle Ew. Excellenz daraus erſehen, 
für wie wichtig, ja unbedingt nothwendig wir den Bau dieſer Bahn— 
linie halten. Rückt ja doch die Zeit der Eröffnung der Bahn Kulm — 
Unislaw immer näher und damit die Gefahr, daß der Verkehr von 
Kulm und Umgegend vollſtändig nach Bromberg abgelenkt wird und 
damit Thorn verloren geht, was um ſo nachtheiliger iſt, als Thorn 
durch ſeine Lage an der Grenze nur über ein kleines Hinterland 
verfügt, wovon ihm ein Theil bereits vor Jahren durch die Eiſenbahn 
Schönſee Culmſee Bromberg entzogen worden ijt. Bleibt die Bahn 
Kulm Unislaw ohne Fortſetzung nach Thorn, jo ijt eine ſchwere 
wirthſchaftliche Schädigung unſerer Stadt unausbleiblich, dagegen würde 
bei der beantragten Weiterführung uns nicht nur das Kulmerland 
erhalten bleiben, ſondern uns auch die theilweiſe recht fruchtbare 
Gegend ſüdlich der Linie Culmſee— Fordon erſchloſſen werden. Hier 
liegen viele großen Landgüter mit beſtem Boden, doch da keine 
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Eiſenbahn und keine Waſſerſtraße die Gegend durchzieht, muß die 
Abfuhr der Erzeugniſſe und die Zufuhr der benöthigten Materialien 
mit Geſchirr bewirkt werden, was natürlich große Unkoſten verurſacht, 
die Rentabilität der Güter vermindert und außerdem verhindert, daß 
hier ein der Güte des Bodens entſprechender intenſiver Betrieb ſtattfindet. 
In gleicher Lage befinden ſich die kleineren Bauerngüter in der 
Kulmer Stadtniederung zwiſchen Kulm und Miſchke, denn auch hier 
würde erſt dann der Boden richtig ausgenutzt werden können, wenn 
eine Eiſenbahn die Ab- und Zufuhr der Güter erleichterte. 

Wenn der Staat der Landwirthſchaft helfen will, jo kann er 
dies durch den Bau guter Verkehrswege viel beſſer und wirkſamer 
thun als durch Zollerhöhung landwirthſchaftlicher Produkte, die doch 
günſtigen Falls nur vorübergehenden Nutzen für verhältnißmäßig 
wenig landwirthſchaftliche Betriebe haben wird, während ſie zweifellos 
einem großen Theil der Bevölkerung Schaden bringt. Dagegen iſt 
man über den Nutzen guter Verkehrswege für die Landwirthſchaft 
einig, und hier ijt auch eine Schädigung anderer Bevölkerungskreiſe 
ausgeſchloſſen. In dem vorliegenden Falle kommt noch hinzu, daß 
die Verlängerung der Bahn Kulm. Unislaw nach Thorn und Miſchke 
auch finanziell vortheilhaft ſein würde, da der Staat mit Sicherheit 
auf eine Rentabilität dieſer Strecken zu rechnen hätte, denn die dann 
intenſiver betriebene Landwirthſchaft würde der Bahn ſtets ausreichende 
Mengen von Maſſengütern zuführen, ja wir glauben, daß auch 
die bereits im Bau befindliche Linie Kulm. Unislaw erft durch die 
beantragten Weiterführungen wirklich rentabel werden würde. 

Nun ſind gegen die von uns gegebene Begründung in den 
bisherigen ablehnenden Verfügungen keinerlei Bedenken geltend gemacht 
worden, doch da die bisherigen Ablehnungen überhaupt ohne 


Motivirung erfolgt ſind, wiſſen wir nicht, ob der Bau der Linie nur, 


hinausgeſchoben werden ſoll oder ob die Königliche Staatsbahn— 
verwaltung überhaupt nicht die Abſicht hegt, dieſe Bahn je auszubauen. 
Faſt ſcheint Letzteres der Fall zu ſein, da ja Ew. Excellenz nach der 
Mittheilung des Herrn Oberpräſidenten nicht abgeneigt iſt, den Ausbau 
der Bahn Unislaw Thorn der Privatunternehmung zu überlaſſen. 
Die Strecke als Privatbahn auszubauen iſt aber unſeres Erachtens 
ganz undurchführbar, wie wir dies bereits in unſerer Eingabe vom 
4. März 1901 nachgewieſen haben; ſie iſt vielmehr, wenn ſie wirklichen 
Nutzen gewähren ſoll, vom Staate herzuſtellen, da die Geſammtſtrecke 
Miſchke Kulm. Unislaw Thorn einheitlich betrieben werden muß. 
Gerade bei der gegenwärtigen Wirthſchaftslage iſt der ſtaatsſeitige 
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Ausbau jo günjtig wie möglich, denn Arbeitslöhne und Material- 
preiſe ſtehen niedrig und der Staat wird das benöthigte Geld ſehr 
billig erhalten. Wir erlauben uns daher, an Ew. Excellenz nochmals 
gehorſamſt die dringende Bitte zu richten, 
die Koſten für die ſtaatsſeitige Weiterführung der Bahn 
Kulm Unislaw bis Thorn und Miſchke in den nächſten Etat 
aufnehmen zu wollen. 

Leider iſt dies ja nicht der einzige Antrag, der noch auf Annahme 
durch die Königliche Eiſenbahnverwaltung harrt, denn nach wie vor 
bilden die in allen Theilen mißlichen und unzureichenden Bahnhofs— 
verhältniſſe ein Hinderniß für jeden wirthſchaftlichen Aufſchwung der 
Stadt Thorn. Trotz jahrelang wiederholter Bitten iſt auf dieſem 
Gebiete auch nicht das Geringſte geſchehen. So beſtehen immer noch 
die alten Klagen über den Bahnhof Mocker: der Güterſchuppen iſt zu 
klein, die Ladegleiſe reichen nicht aus, die Beleuchtung des Bahnhofs 
und der Zufuhrwege iſt ſchlecht, eine Umzäunung als Schutz gegen 
die zahlreichen Kohlendiebſtähle fehlt, ebenſo fehlen Ladekrahn und 
Zenteſimalwaage. Dabei muß dieſer Bahnhof, der eigentlich nur 
Mängel aufweiſt, einen enormen Güterverkehr bewältigen, denn dieſer 
iſt von 79000 Tonnen im Jahre 1896 auf 131000 Tonnen im Jahre 
1899 und 169000 Tonnen im Jahre 1900 geſtiegen, und die 
Einnahmen aus dem Güter- und Viehverkehr betrugen im Jahre 1900 
486000 Mark gegen 273000 Mark im Jahre 1899. Für einen ſo 
einträglichen Bahnhof muß doch auch etwas geſchehen, und zwar iſt 
nach unſerer Ueberzeugung ein gründlicher Umbau, der allen Bedürf— 
niſſen Rechnung trägt, nöthig, wobei dann auch auf den Wunſch 
Mockers Rückſicht genommen werden könnte, daß die Bahn Injterburg— 
Thorn über die Station Mocker geführt werde. 

Auch bezüglich unſeres Ew. Excellenz unter dem 10. September 
v. Is. unterbreiteten Antrages, die Uferbahn als Station in den 
allgemeinen Gütertarif aufzunehmen, iſt bisher noch Nichts erfolgt, 
trotzdem hierzu doch nur eine einfache Verfügung nöthig iſt und 
keinerlei Koſten entſtehen würden. Da die beiden Bahnhöfe der Stadt 
Thorn, Hauptbahnhof und Bahnhof Mocker mehrere Kilometer weit 
von der Stadt abliegen, ſo wäre dieſe kleine Abhülfe uns doch gewiß 
zu gönnen, zumal da die Uferbahn nicht nur dem Umſchlagsverkehr, 
ſondern auch dem Lokalverkehr dienen muß. Eine wirkliche und 
dauernde Beſſerung unſerer Verkehrsverhältniſſe würde aber einzig 
und allein durch den Bau einer neuen Eiſenbahnbrücke und die 
Anlegung eines Güter- und Perſonenbahnhofes auf dem rechten 
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Weichſeluſer dicht bei der Stadt geſchaffen werden, denn dann würden 
alle unſere Beſchwerden über die ungenügenden Bahnhofsverhältniſſe 
mit einem Male gehoben ſein. Wir haben in unſeren beiden Eingaben 
vom 10. Mai und 6. Dezember 1900 Ew. Excellenz die Nützlichkeit 
und Nothwendigkeit dieſer Bauten eingehend dargelegt, und wir 
müſſen auch heute auf unſerem dort dargelegten Standpunkte beſtehen 
bleiben, daß dies die einzige glückliche Löſung aller Schwierigkeiten 
bedeuten würde. 

Wenn wir auch nicht verkennen, daß nicht unerhebliche Koſten 
aufzuwenden ſind, ſo meinen wir, daß man ſich dadurch doch nicht 
abſchrecken laſſen dürfte, denn es ſtehen dem auch nationale und 
wirthſchaftliche Vortheile gegenüber, die nicht hoch genug angeſchlagen 
werden können. Wenn unſere Projekte durchgeführt, gleichzeitig auch 
der Holzhafen erbaut würde, ſo ließe ſich hoffen, daß Thorn wieder 
ein Mittelpunkt für den Handel werden und daß auch der allmählich 
im Oſten heranwachſenden Induſtrie eine Stätte bereitet würde. Von 
der Entſcheidung Ew. Excellenz, die bald getroffen werden muß, da 
man die Legung eines zweiten Gleiſes auf der Brücke nicht mehr 
lange hinausſchieben kann, hängt daher für die ganze Zukunft Thorns 
unendlich viel ab. Wenn die Königliche Staatsregierung die öſtlichen 
Provinzen in ihrem Deutſchthum ernſtlich fördern will, wie dies der 
Herr Reichskanzler in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 
13. Januar hervorgehoben hat, wenn man die vorhandenen Deutſchen 
hier möglichſt feſthalten, ihre wirthſchaftliche Leiſtungsfähigkeit ſtärken, 
den Zuzug deutſcher Elemente in Stadt und Land fördern, Städte 
von größerer Bedeutung zum Mittelpunkte deutſchen Lebens aus- 
geſtalten und das deutſche Bürgerthum kräftigen will, ſo darf man 
auch vor finanziellen Opfern nicht zurückſchrecken. Zurückſchrecken müßte 
aber jedenfalls die Königliche Staatsregierung davor, eine Stadt wie 
Thorn, die ſich auch durch die polniſche Zeit hindurch immer kerndeutſch 
erhalten hat, durch Belaſſen bei den jetzigen kümmerlichen Bahnhofs⸗ 
verhältniſſen oder durch wenig Segen bringende Flickarbeit zum 
wirthſchaftlichen Niedergange zu verurtheilen. 

Der jetzige Hauptbahnhof auf dem linken Weichſelufer wird ja 
ſeine Bedeutung namentlich für den deutſch-ruſſiſchen Verkehr immer 
behalten, aber ſeine Leiſtungsfähigkeit wird doch über kurz oder lang 
erſchöpft werden, wenn er allein unſeren Durchgangs und Lokalverkehr 
aufnehmen ſoll, zumal da ihm der Bahnhof Mocker mit ſeinen 
gänzlich unzulänglichen Einrichtungen keine Entlaſtung bringen kann. 
Der Güterverkehr auf dem Hauptbahnhofe iſt von 345000 Tonnen 
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im Jahre 1899 auf 415000 Tonnen im Jahre 1900 gejtiegen, und aud) 
im Vorjahre dürfte wohl trotz des wirthſchaſtlichen Niederganges eine 
weitere Steigerung eingetreten ſein, da viel Getreide aus Rußland 
bezogen werden mußte und auch der Import an Futtermitteln nicht 
abgenommen hat. In abſehbarer Zeit muß daher doch ein neuer 
Bahnhof gebaut werden, wenn man der Stadt Thorn ihren Verkehr 
erhalten und ſie zur Aufnahme größeren Verkehrs befähigen will. 
Geſchieht allerdings Nichts zur Förderung dieſes Verkehrs, ſo könnte ja 
wohl durch den dadurch hervorgerufenen wirthſchaftlichen Rückgang 
der Stadt die Ueberlaſtung der Bahnhöfe wieder verſchwinden, doch 
liegt eine ſolche Selbſtregulirung gewiß nicht im Intereſſe des Staates. 
Die Königliche Staatsregierung will ja, wie die ſtaatsſeitigen 
Zuwendungen an die Städte Bromberg, Danzig und Poſen beweiſen, 
die Städte des Oſtens wirthſchaftlich ſtärken, und wenn auch Thorn 
bisher leer ausgegangen iſt, ſo geben wir die Hoffnung doch noch 
nicht auf, daß auch wir noch Berückſichtigung finden werden. Das 
in nationaler und wirthſchaftlicher Hinſicht Vortheilhafteſte für die Stadt 
Thorn wäre aber eine gründliche Beſſerung ihrer Verkehrsverhältniſſe. 
Wir wenden uns daher von Neuem vertrauensvoll an Ew. Excel- 
lenz und bitten ganz gehorſamſt, 
unſere Anträge auf Ausgeſtaltung des Bahnhofes Mocker, 
Aufnahme der Uferbahn als Station in den allgemeinen 
Gütertarif und Bau einer neuen Brücke und eines Bahnhofes 
nochmals wohlwollend prüfen und die Koſten hierfür möglichſt 
ſchon in den nächſten Etat einſtellen zu wollen.“ 
Nferbabn. 

Unter dem 10. Dezember haben wir dem Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten aufs Neue unſern Antrag auf Aufnahme der 
Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif in nachſtehender 
Eingabe unterbreitet: 

„Seit dem Jahre 1894 bemühen wir uns im Verein mit der 
Stadt Thorn die Königliche Eiſenbahn-Direktion Bromberg zur Auf- 
nahme der Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif zu 
bewegen, doch ſind leider bis jetzt alle Anſtrengungen erfolglos geblieben. 
So hat erſt kürzlich wieder die Eiſenbahn Direktion nicht nur dieſen 
Antrag erneut abgelehnt, ſondern ſich auch geweigert, auf eigene Koſten 
an der Uferbahn einen Beamten anzuſtellen, der zur Sicherung des 
von Jahr zu Jahr wachſenden Verkehrs doch durchaus nothwendig iſt. 
Begründet wurde die Ablehnung damit, daß der bauliche Zuſtand und 
die beſonderen Betriebsverhältniſſe auf der Uferbahn ihre Umwandlung 
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in eine Station nicht gejtatten und daß nach dem mit der Stadt im 
Jahre 1887 abgeſchloſſenen Vertrage die Uferbahn ein Privat-Anſchluß— 
gleis der Stadt Thorn ſei und die Bedienung der Bahn ausſchließlich 
dem Magiſtrat zuſtehe. Zum Schluſſe ſchreibt die Direktion: 

„Von unſerem durch den Vertrag feſtgeſtellten grundſätzlichen 
Standpunkte vermögen wir bei aller Geneigtheit, den dortigen Verkehrs— 
verhältniſſen und Verkehrsintereſſen Rechnung zu tragen, nicht abzu— 
weichen.“ 

Unſeres Erachtens iſt aber nun der von der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion eingenommene Standpunkt nicht richtig, und wir haben es 
auch ſchon wiederholt betont, daß, wenn die Uferbahn auch zur Zeit 
formell ein Privat-Anſchlußgleis iſt, ſie doch dieſen Charakter nicht beſitzt, 
da ſie ja in vollem Umfange dem öffentlichen Verkehr dient. Wir 
vermögen auch nicht einzuſehen, daß der bauliche Zuſtand und die 
beſonderen Betriebsverhältniſſe Hinderniſſe für die Aufnahme der Ufer— 
bahn als Station bilden können, da ja durch die Umwandlung an 
dem Betrieb ſelbſt nichts geändert wird und die trotzdem etwa noth— 
wendigen baulichen Aenderungen nur belangloſer Natur ſein können. 
Wenn die von der Direktion betonte Geneigtheit, zur Hebung und 
Entwickelung unſeres Handels nach Möglichkeit beizutragen, ernſtlich 
vorhanden wäre, ſo würde man unſerm Antrage ſchon längſt entſprochen 
haben. Wir können in dieſer Ablehnung nur ein neues Glied in der 
Kette unſerer Mißerfolge ſehen, die wir bei unſerem Streben, eine Ver— 
beſſerung unſerer Verkehrsverhältniſſe herbeizuführen, erleiden. Wenn wir 
auf das zurückblicken, was wir im letzten Jahrzehnt in dieſer Hinſicht 
angeſtrebt haben, und was wir erreichten, ſo muß ſich unſerer eine tiefe 
Entmuthigung bemächtigen. Von den für unſeren Verkehr ſo überaus 
wichtigen Projekten: Weiterführung der Bahn Kulm. Unislaw bis Thorn, 
Bau eines Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer, Errichtung einer 
neuen Eiſenbahnbrücke, Umwandlung des Bahnhofes Mocker, Bau des 
Holzhafens iſt Nichts ſeiner Erfüllung näher gerückt, ſondern alle unſere 
Anträge ſind, trotzdem man ihre Berechtigung an ſich anerkannte, entweder 
glatt abgelehnt worden oder man hat ihre Berüdjichtigung auf 
unbeſtimmte Zeit hinausgeſchoben. Dies muß um ſo mehr beklagt werden, 
als andere Städte in unſerer Nähe nicht ſo ſtiefmütterlich behandelt 
werden wie wir, wobei wir beſonders auf Bromberg hinweiſen möchten, 
deſſen Wünſche jederzeit Berückſichtigung finden, und dabei haben die 
zu Gunſten Brombergs gebauten Bahnen Schönſee Fordon und Kulm 
Unislaw für uns noch die unangenehme Nebenwirkung, daß ſie uns 
den Verkehr eines großen Theils unſeres Hinterlandes entziehen. 


Nun ging kürzlich durch die Zeitungen unwiderſprochen das Ge- 
rücht, daß das Anſchlußgleis bei Karlsdorf an der Strecke Brahnau — 
Bromberg einen Güterbahnhof erhalten ſoll; es wird alſo dort das 
genehmigt, was wir für unſere Uferbahn ſeit Jahren vergeblich erjtreben. 
Ueber diefe erneute Bevorzugung Brombergs, die geeignet ijt, unſeren 
Umſchlagsverkehr auf das Schwerſte zu ſchädigen, müſſen wir aber bei 
Ew. Excellenz Beſchwerde erheben und bitten, daß dieſer Güterbahnhof für 
Karlsdorf nur dann gewährt wird, wenn gleichzeitig auch unſere Uferbahn 
einen Güterbahnhof erhält, denn ſonſt bietet der Umſchlag in Karlsdorf 
gegenüber dem an der Uferbahn ſo viele Vortheile, daß uns ein großer 
Theil unſeres Umſchlages verloren gehen muß. 


Bei der an ſich ſchon recht ſchlechten allgemeinen Wirthſchaftslage 
würde dieſer Verluſt aber für uns von um ſo einſchneidender Bedeutung 
ſein, und dazu kommt noch, daß uns auch noch weitere Verkehrsverluſte 
drohen, ſo der Verluſt von Kulm und Umgegend durch die Bahn 
Kulm Unislaw und der Verluſt eines Theils des polniſchen Verkehrs 
durch den Bau der Bahn Lodz Kalisz. 

Wir ſtehen ſonach vor der Gefahr eines wirthſchaftlichen Nieder— 
ganges unſerer Stadt und ein ſolcher wäre um ſo tiefer zu beklagen, 
als beim Vorhandenſein eines ernſtlichen Willens, unſern Verkehr 
zu heben, die guten Folgen bei der günſtigen natürlichen Lage 
Thorns nicht ausbleiben könnten. Wenn man uns dagegen die noth— 
wendigſten Verkehrseinrichtungen verſagt, gleichzeitig aber uns durch 
den Bau neuer Bahnlinien unſer Hinterland entzieht und alles einer 
benachbarten Konkurrenzſtadt in den Schooß wirft, jo it unſer Ruin 
unausbleiblich. Man kann aber doch nicht für die Hebung des Deutſch— 
thums im Oſten eintreten und gleichzeitig eine ſo deutſche Stadt wie 
Thorn verkümmern laſſen. 

Ew. Excellenz wollen aus unſeren Ausführungen erſehen, daß 
wir berechtigten Grund zur Beſchwerde haben und daß wir uns einer 
Pflichtvergeſſenheit ſchuldig machen würden, wenn wir nicht Ew. Excellenz 
den Ernſt unſerer Lage vorſtellen und um Abhülfe bitten würden. 
Dieſe Abhülfe iſt dringend nothwendig, muß bald erfolgen und durch— 
greifend ſein. Unbedingt nothwendig iſt die Fortſetzung der Bahn 
Kulm Unislaw bis Thorn, der Bau des Holzhafens und die Mın- 
geſtaltung unſerer Bahnhofsverhältniſſe, die jetzt aller Beſchreibung 
ſpotten. Nun ſind wir ja überzeugt, daß eine durchgreifende Um— 
geſtaltung, wie der Bau einer neuen Brücke und die Errichtung eines 
Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer, nicht von heute auf morgen 
erfolgen kann, aber um ſo mehr müſſen wir deshalb erwarten, daß 
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alles geſchieht, was zur Zeit zur Berbejjerung geſchehen kann, und hier 
erſcheint unſer Wunſch, die Uferbahn in eine Station umzuwandeln, 
doch wahrlich beſcheiden genug. Die Uferbahn dient dem öffentlichen 
Verkehr, namentlich dem Umſchlag zwiſchen Weichſel und Eiſenbahn, 
und iſt ihrem Charakter nach kein Privat-Anſchlußgleis, weshalb auch 
die von der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu Bromberg erhobenen 
Bedenken hinfällig ſind. Gerade Ew. Excellenz haben ja wiederholt 
darauf hingewieſen, wie nothwendig und nützlich für die Hebung des 
Verkehrs die Verbindung der Eiſenbahnen mit den Waſſerſtraßen iſt. 
Wir müſſen aber ferner hervorheben, daß die Uferbahn nicht nur dem 
Umſchlagsverkehr, ſondern auch dem Lokalverkehr dient, da ſie uns den 
in der Nähe der Stadt fehlenden Bahnhof erſetzen muß. Dabei wird 
durch Umwandlung der Uferbahn in eine Station in dem Betrieb ſelbſt 
Nichts geändert, während dagegen der Verkehr an Sicherheit, Bequem— 
lichkeit und Billigkeit gewinnen muß, ſodaß eine Hebung des Umſchlages 
nicht ausbleiben kann. Die Umwandlung wird aber zu einer Noth— 
wendigkeit, falls Karlsdorf einen Güterbahnhof erhält, denn ſonſt wird 
unſer Umſchlagsverkehr einfach lahmgelegt werden. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz gehorſamſt, verfügen zu wollen, 
daß die Uferbahn bei Thorn als Station in den allgemeinen Güter— 
tarif aufgenommen werde. 

Ferner ſprechen wir die Hoffnung aus, daß auch unſere anderen, 
oben genannten Verkehrswünſche die hochgeneigte Berückſichtigung 
Ew. Excellenz finden mögen.“ 


Station Briejen. 


Die Königliche Eiſenbahndirektion zu Danzig erſuchten wir unter 
dem 15. Juli in nachſtehendem Schreiben um Ueberdachung der Vieh— 
buchten, Herſtellung einer Fernſprecheinrichtung und Halten oes D-3uges 
auf der Station Briejen: 

„Die Königliche CE theilte uns in dem geehrten 
Schreiben vom 9. November v. Is. — G. Nr. h 8645 — mit, die in 
unſerem Jahresbericht für 1899 Seite = in dem Spezialbericht über 
Viehhandel enthaltene Angabe, daß überdachte Viehbuchten auf der 
Station Brieſen nicht vorhanden wären, ſei unrichtig, denn es befinde 
jid) dort eine 63 qm große überdachte Bucht; man habe indeſſen doch 
noch eine Vermehrung ſolcher Viehbuchten ins Auge gefaßt. Als nun 
in den Spezialberichten für 1900 wiederum die Klagen über den 
Mangel überdachter Viehbuchten laut wurden, theilten wir dem Bericht— 
erſtatter mit, daß ja eine überdachte Bucht bereits in Brieſen vorhanden 
ſei, doch wurde uns darauf berichtet, daß dieſe Bucht nicht unmittelbar 


an der Viehrampe liege, ſondern jenjeits der Landſtraße Brieſen— 
Walitſch, auch ſei ſie nur für Großvieh eingerichtet. Wir wandten uns 
nun an die Königliche Eiſenbahn-Betriebsinſpektion II in Thorn und 
baten darum, daß nun baldmöglichſt die in Ausſicht genommenen 
Ueberdachungen vorgenommen werden möchten, worauf wir unter dem 
12. April den Beſcheid erhielten, daß die Herſtellung der Ueber- 
dachungen erfolgen werde, ſobald die hierzu erforderlichen Geldmittel 
Seitens der Königlichen Eiſenbahndirektion überwieſen ſein würden, 
was vorausſichtlich in nächſter Zeit geſchehen werde. Wie uns aber 
unter dem 12. d. Mts. aus Brieſen berichtet wird, ſind bis heute noch 
keinerlei Anſtalten zum Bau der Buchten getroffen worden, ſodaß das 
aufgetriebene Vieh nach wie vor dem Sonnenbrand und allen ſonſtigen 
Unbilden der Witterung ausgeſetzt bleibt, und gerade Brieſen mit 
ſeinen großen Viehverladungen braucht doch Schutzſtände für das 
Vieh ſehr nothwendig. Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahn⸗ 
Direktion ergebenſt und dringend, möglichſt umgehend verfügen zu 
wollen, daß dieſe im Intereſſe unſeres Viehverkehrs ſo nothwendigen, 
verhältnißmäßig doch wenig koſtſpieligen Bauten ſofort ausgeführt 
werden. 

Ein weiterer Wunſch der Stadt Brieſen iſt der Anſchluß der 
Königlichen Güterabfertigungsſtelle auf der Station Brieſen an das 
allgemeine Fernſprechnetz. Die Königliche Eiſenbahndirektion hat zwar 
dieſen Antrag bereits mit der Begründung zurückgewieſen, daß den 
Intereſſenten die Möglichkeit geboten ſei, ſich der Kleinbahn zur 
Beförderung ihrer Güter zwiſchen Bahnhof und Stadt zu bedienen, 
es ſcheint uns aber dennoch ein Bedürfniß für den Anſchluß der 
Güterabfertigungsſtelle an das Fernſprechnetz vorhanden zu ſein, da 
die Verkehrsintereſſenten auch ſonſt noch mancherlei Beziehungen zur 
Güterabfertigungsſtelle haben, die am ſchnellſten und bequemſten 
telephoniſch erledigt werden können. Als in der 10. Sitzung des 
Bezirks⸗Eiſenbahnraths in Danzig am 29. November 1899 der Antrag 
des Herrn Oberamtmann Krech über die Einrichtung telephoniſcher 
Aviſirung zwiſchen den Bahnſtationen und den nach ihnen verfrachtenden 
Ortſchaften verhandelt wurde, führte Herr Regierungsrath Rüdlin 
u. A. aus, daß ſich die Eiſenbahnverwaltung bei dem gegenwärtigen 
Stande der Fernſprecheinrichtung dieſes Mittels ſchon bisher in aus— 
giebigſtem Maße bedient habe, auch habe der Herr Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten wiederholt Veranlaſſung genommen, auf die 
weitere Ausbildung des Fernſprechweſens hinzuweiſen. Die Eiſenbahn— 
Verwaltung ſei jetzt ſchon auf dem beſten Wege, den in dem Antrage 


zum Ausdruck gebrachten Wünſchen gerecht zu werden, und es würden. 
etwaige in dieſer Beziehung geäußerten beſonderen Wünſche ſtets 
Entgegenkommen finden. Im gleichen Sinne äußerte ſich Herr 
Regierungsrath Flogertzy in der Bezirks-Eiſenbahnrathsſitzung vom 
22. Juni v. Is. Mit dieſen Ausführungen ſteht aber leider die 
Ablehnung des Brieſener Antrages in einem gewiſſen Widerſpruch, 
denn bei Briefen, einem aufblühenden Städtchen von über 6000 Ein: 
wohnern, iſt das Bedürfniß ſicherlich anzuerkennen, und wir bitten 
daher die Königliche Eiſenbahndirektion ergebenſt, die Angelegenheit 
nochmals wohlwollend zu prüfen und den Anſchluß der Güter— | 
abfertigungsſtelle in Brieſen, der ja doch auch für die Eiſenbahn— | 
Verwaltung ſelbſt von Nutzen fein wird, baldmöglichſt herbeizuführen. | 
Zum Schluß gejtatten wir uns noch, einen weiteren Wunſch der | 
Bewohner Briejens, den wir bereits einmal befürwortet haben, vor: | 
zutragen, nämlich das Halten des D-Zuges Eydtkuhnen — Thorn — | 
Pofen— Berlin auf der Station Briefen. Dieſer Zug hat ja namentlich j 
für die Strecke Injterburg— Thorn eine bedeutende Verkehrserleichterung 
gebracht, und es wird in Briefen um jo ſchmerzlicher empfunden, daß 
es hiervon gänzlich ausgeſchloſſen iſt, als auf der ganzen Strecke 
| Jnjterburg—Thorn ſich keine Stadt von der Bedeutung Briejens 
| befindet, die nicht die Wohlthat des neuen D-Zuges genójje. Es ift | 
| dies um jo mehr zu bedauern, als Briejen ſelbſt alles thut, um jeine 
Verkehrsverhältniſſe zu bejjern, wie dies der Bau der Briejener Stadt- | 
bahn beweijt. Die geringe Zeitverſäumniß, die dem D-Zug durch das | 
Halten in Briefen entſtehen würde, könnte ſicherlich leicht eingeholt | 
werden, auch jteht nicht zu befürchten, daß andere an dieſer Strecke 
gelegenen Städte das gleiche Verlangen ſtellen würden, da ſie, ſoweit 
der D-Zug nicht bereits dort hält, alle ganz erheblich kleiner ſind 
als Brieſen. Brieſen beſitzt einen recht ſtarken Reiſeverkehr, denn es 
wurden dort z. B. im Jahre 1899 48000 Perſonen auf Fahrkarten 
abgefertigt, und es giebt in Brieſen und ſeiner Umgebung zahlreiche 
wohlſituirte Perſonen, die den D-Zug gerne benutzen würden. Wir 
geben uns deshalb der Hoffnung hin, daß die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion das Halten des D-Zuges in Briejen doch noch anordnen wird.“ 
Die überdachten Viehbuchten ſind inzwiſchen hergeſtellt worden, 
dagegen erwiderte die Direktion auf die beiden anderen Anträge unter 
dem 7. Auguſt Folgendes: 
„Ein allgemeines Bedürfniß für den Anſchluß der Güter— 
abfertigungsſtelle des Staatsbahnhofes Brieſen liegt nicht vor, da den 
Verkehrsintereſſenten durch die mit dem Staatsbahnhofe telephoniſch 
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verbundene Kleinbahn, die die Beförderung der Güter von und nad) 
dem Staatsbahnhof übernimmt, hinreichend gedient ijt. Die etwaigen 
ſonſtigen Beziehungen, welche die Intereſſenten mit der Güter— 
abfertigungsſtelle des Staatsbahnhofes haben ſollen, können nicht 
hinreichend ſein, die Koſten für den Fernſprechanſchluß zu rechtfertigen, 
da die hierfür vorgeſehenen, bedeutend erhöhten Mittel für weſentlich 
dringendere Anſchlüſſe gebraucht werden. Ob im nächſten Jahre für 
Anſchlüſſe wenig dringender Natur Mittel übrig bleiben werden, kann 
z. Zt. nicht mit Beſtimmtheit geſagt werden. 

Das Halten der Schnellzüge 55/56 in Brieſen iſt bereits vom 
Herrn Landrath Peterſen wiederholt verlangt und ſchließlich vom 
Herrn Miniſter auf unſeren Bericht endgültig abgelehnt worden.“ 


Ausnahmetarife für Futter- und Streumittel 


und Berabſetzung der Getreidetarife. 

Ende Mai iiberjandten wir dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten nachſtehende Eingabe: 

„Ew. Excellenz iſt aus den Kreiſen unſerer Landwirthſchaft, die 
nach einer namentlich in Futterſtoffen recht ſchlechten Ernte des letzten 
Herbſtes einer noch ſchlechteren in dieſem Jahre entgegenſieht, da 
Saaten und Klee faſt vollſtändig ausgewintert ſind, die Bitte um 
Verlängerung des Ausnahmetarifes für Futter- und Streumittel ſowie 
um weitere Herabſetzung der Frachtſätze dieſes Tarifes zugegangen. 
Bei der großen Nothlage iſt dieſe Bitte unzweifelhaft gerechtfertigt, 
und wir können ſie nur auf das Wärmſte befürworten. Soll jedoch 
die Tarifherabſetzung für alle Landwirthe, die unter dem Futtermangel 
leiden, von Nutzen ſein, ſo müſſen die beſchränkenden Bedingungen 
des Ausnahmetarifes vom Februar d. Is. wegfallen, und dieſer muß 
für alle Bezüge von Futter- und Streumittel ohne Rückſicht auf den 
Empfänger und Verſender Gültigkeit haben. Unſer Proteſt gegen die— 
den Handel ausſchließenden Bedingungen des beſtehenden Tarifes iſt 
ja leider erfolglos geweſen, um ſo mehr müſſen wir erwarten, daß 
wenigſtens bei einer Verlängerung des Tarifes dieſer unbillige und 
auch- unzweckmäßige Zuſtand nicht fortdauere. Es ijt ja doch bekannt 
genug, welchen Antheil der Handel an der Belebung des Verkehrs 
gehabt hat und noch hat, und es iſt daher im höchſten Grade 
bedauerlich, daß man ihn aus einem gänzlich unberechtigten Mißtrauen 
heraus von der Benutzung des qu. Tarifes ausgeſchloſſen hat. Dieſe 
Ausſchließung bedeutet eine direkte Schädigung, da der Handel 
gegenüber den ſchon in ſo vielen Beziehungen bevorzugten Genoſſen— 
ſchaften nicht konkurrenzfähig bleiben kann, wenn ihm nicht auch die 


Tarifermäßigung zugeſtanden wird. Es wird aber auch der Zweck des 
Tarifes nicht erreicht werden, wenn man nicht die beſchränkenden 
Bedingungen fallen läßt, denn ein Theil der Landwirthe wird ſich 
doch nach wie vor der Vermittelung des Handels bedienen, und dieſe 
Landwirthe werden ſelbſtverſtändlich keinen Nutzen von dem Ausnahme— 
tarif haben können. 

Den Einwand, daß die Tarifermäßigung, wenn ſie auch dem 
Handel zugebilligt wird, den ſchließlichen Konſumenten nicht zu Gute 
kommen werde, kann man doch unmöglich aufrecht erhalten. Für die 
Herabſetzung der Preiſe nach der Tarifermäßigung ſorgt ſchon die 
Konkurrenz, und das muß ja wohl auch bisher die Anſicht der 
Königlichen Staatsregierung geweſen ſein, denn ſonſt hätte man ſich 
ja auch bei der Verſetzung der Kleie in den Spezialtarif III keinen 
Nutzen für die Landwirthſchaft verſprechen können, ja man müßte ja 
dann den gleichen Einwand jeder Tarifermäßigung gegenüber erheben. 
Dies geſchieht jedoch nicht, weil man eben weiß, daß ermäßigte Tarife 
den Konſumenten zu Gute kommen. Es kann deshalb auch die 
Beſchränkung bei dem Ausnahmetarif für Futter- und Streumittel 
nicht aufrecht erhalten werden, denn ſie bedeutet nur eine Schädigung 
und Kränkung des Handels, und verhindert auch, daß der Tarif 
ſeinen Zweck vollſtändig erreicht. 

Es kommt aber noch hinzu, daß unter der in unſerer Gegend 
herrſchenden Futternoth nicht allein die Landwirthe, ſondern auch die 
ſtädtiſchen Viehbeſitzer leiden, und dieſe haben ebenfalls ein Anrecht 
auf billigen Bezug der Futtermittel. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz gehorſamſt, den Ausnahmetarif 
für Futtermittel vom Februar d. Is. zu verlängern und dem Antrage 
der Landwirthſchaft entſprechend zu ermäßigen, gleichzeitig aber verfügen 
zu wollen, daß die für die Benutzung des Tarifes beſtehenden 
Beſchränkungen in Zukunft wegfallen. 

Wie Ew. Excellenz bekannt iſt, ſind die Landwirthe in dem 
Regierungsbezirk Marienwerder am Schwerſten betroffen, die größte 
Noth herrſcht alſo in unſerer nächſten Umgebung, und gerade dieſen 
Landwirthen ſoll durch Herabſetzung der Tarife in erſter Reihe geholfen 
werden. Nun bezieht dieſe Gegend ihre Futtermittel überwiegend 
aus Thorn, wo ein großer Import ruſſiſcher Futtermittel unter 
Benutzung des Alexandrowoer Grenztarifes ſtattfindet. Durch Nachtrag III 
vom 10. April 1901 fand zwar auch der Ausnahmetarif auf dieſe 
Sendungen Anwendung, jedoch nicht von Alexandrowo aus, ſondern 
ab Ottlotſchin, und da der Tarif erſt bei einer Entfernung von 


50 km in Kraft tritt, jo haben die in einem Umkreiſe von 50 km in 
Ottlotſchin anſäſſigen Landwirthe von der Tarifermäßigung überhaupt 
keinen Nutzen. Aber auch darüber hinaus liegt noch eine Zone, für 
die es vortheilhafter iſt, nicht den Ausnahmetarif, ſondern den 
Alexandrowoer Grenztarif zu benutzen. So beträgt z. B. die Fracht 
nach Letzterem von Alexandrowo bis Gneſen 31 Mk., nach dem 
Ausnahmetarif von Ottlotſchin bis Gneſen 30 Mk. wozu noch für die 
Strecke Alexandrowo— Ottlotſchin 2 Mk. zugerechnet werden, alfo 
insgeſammt 32 Mk. 

Sollen alſo gerade die am Schwerſten betroffenen Gegenden 
wirklich eine Verbilligung ihrer Futtermittelbezüge erreichen, ſo muß 
der Ausnahmetarif auch bei allen Sendungen unter 50 km in 
Anwendung kommen, und ferner müßten die 25 oder, wie neuerdings 
beantragt wurde, 50 Prozent Tarifermäßigung von der Fracht 
Alexandrowo —Endſtation abgezogen werden, denn erft dann würde der 
angeſtrebte Zweck völlig erreicht werden. 

Da in unſerer Provinz nicht nur Futtermangel herrſcht, ſondern 
leider auch die Winterſaaten faſt völlig vernichtet worden ſind, ſo wird 
ſich bei uns, die wir ſonſt viel Roggen und Weizen verſenden konnten, 
in dieſem Jahre die Nothwendigkeit herausſtellen, Getreide aus anderen 
Gegenden zu beziehen, ſowohl Saatgetreide für die Landwirthe als 
auch Brotgetreide für unſere Mühlen. Unſere Mühleninduſtrie hat 
jetzt ſchon einen recht ſchweren Stand, ſie wird aber ihrem Ruin 
entgegengehen, wenn nicht durch Herabſetzung der Getreidetarife ihr 
das Getreide zu einem möglichſt billigen Satz geliefert wird. Natürlich darf 
auch bei dieſen Getreidetarifen der Handel nicht ausgeſchloſſen werden. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz gehorſamſt, für den Bezug von 
Getreide nach den von dem Nothſtande betroffenen Gegenden einen 
möglichſt billigen Tarif einführen zu wollen.“ 

Die Klagen unſerer Mühleninduſtriellen veranlaßten uns, unter 
dem 8. Oktober erneut die Herabſetzung der Getreidetarife in folgendem 
Schreiben zu beantragen: 

„Ew. Excellenz bitten wir gehorſamſt, zu Linderung der großen 
Nothlage, in der jih die Mühleninduſtrie unſeres Bezirks befindet 

für den Bezug von Brodgetreide von allen Stationen der 
preußiſch-heſſiſchen Staatsbahn nach dem Regierungsbezirk 
Marienwerder einen Nothſtandstarif zu den um 50% ermäßigten 
Sätzen des Spezialtarifes III, gültig bis zum 1. Auguſt 1902 
mit größtmöglicher Beſchleunigung hochgeneigteſt einführen zu 
wollen. 


Durch den volljtändigen Ausfall der Winterung in Weſtpreußen find 
die Mühlen unſeres Bezirks außer Stande, ihren auf etwa 1000 Tonnen 
zu ſchätzenden täglichen Bedarf an Brodgetreide, wie in den früheren 
Jahren aus den Ernteergebniſſen unſerer Kreiſe zu decken, weshalb 
ſie ſchon jetzt gezwungen ſind, ihren Betrieb einzuſchränken, und viele 
Mühlen werden ihn ganz einſtellen müſſen, wenn ihnen nicht bald 
die Möglichkeit geboten wird, die erforderlichen Mengen Brodgetreide 
aus den entfernteren Provinzen zu den erbetenen ermäßigten Fracht— 
ſätzen heranzuſchaffen. Bei dem in den früheren Jahren reichlichen 
Angebot von in unſeren Bezirken geerntetem gut mahl und backfähigen 
Getreide hat unſere Mühleninduſtrie namentlich in dem letztem Jahr— 
zehnt einen gewaltigen Aufſchwung genommen und ſich durch den 
guten Ruf ihrer vorzüglichen Mehlfabrikate ein weit über die Grenzen 
unſerer Provinz hinausgehendes Abſatzgebiet geſchaffen. Durch die 
jetzige Nothlage wird aber nicht nur dieſes auswärtige Abſatzgebiet 
bedroht, ſondern die Konkurrenz dringt ſogar jetzt in unſere eigenen 
Bezirke vor. Sind nun ſchon jetzt die großen kapitalkräftigen Betriebe 
kaum im Stande, ihren halben Betrieb aufrecht zu erhalten, ſo wird 
ſicher ein Theil unſerer Mühleninduſtrie in ſeiner Exiſtenz gefährdet, 
wenn nicht raſche Hülfe eintritt, denn wenn auch die großen Mühlen 
dieſe ſchlechte Zeit hoffentlich überdauern werden, ſo werden doch die 
kleineren ſchwachſituirten Müller ſicher dem Ruine verfallen, wenn 
ihnen nicht bald Getreide zu ſolchen Preiſen zugeführt wird, daß ſie 
das Mehl ebenſo billig wie die auswärtige Konkurrenz verkaufen 
können, und dies kann nur durch Verbilligung der Tarife für Brod— 
getreide geſchehen. 

Ganz beſonders macht ſich die Konkurrenz der Seehafenmühlen 
in dieſer kritiſchen Zeit fühlbar, denen bei einer guten Ernte im eigenen 
Bezirk ein reiches Getreideangebot zur Verfügung ſteht, die aber außer— 
dem den Binnenmühlen gegenüber in der günſtigen Lage ſind, für 
den Bezug von Brodgetreide aus großen Entfernungen die billigen 
Frachtſätze des Seehafen-Ausnahmetarifs benutzen zu können. Während 
dieſer Tarif für die Mühleninduſtrie unſeres Bezirks bei reichem Angebot 
von Brodgetreide aus nächſter Nähe in den Zeiten normaler Ernte— 
ergebniſſe ohne nachtheiligen Einfluß blieb, erwies er ſich aber in dieſem 
Jahre der Mißernte geradezu verderblich, da dadurch unſeren Mühlen 
das Getreide entzogen und den Seehafenmühlen durch einen rentablen 
Betrieb die Möglichkeit gewährt wurde, mit ihren Mühlenprodukten, 
Mehl und Kleie, erfolgreich in unſeren Bezirk einzudringen. 

Wenn wir dieſem Seehafen-Ausnahmetarif gegenüber für unſere 
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leidende Induſtrie für die Zeit des Nothſtandes um Einführung eines 
ermäßigten Tarifes bitten, ſo werden wir dabei von der Ueberzeugung 
geleitet, daß der Niedergang unſerer Mühleninduſtrie einen ſchweren 
Rückſchlag auf das geſammte Wirthſchaftsleben unſeres Bezirkes zur 
Folge haben muß, denn es ſteht ein bedeutendes, in dem Mühlen— 
betriebe feſtgelegtes Vermögen auf dem Spiele, und ferner würden 
unſerer Landwirthſchaft in den Zeiten einer guten Ernte bei dem 
Mangel einer ſtarken Nachfrage die Vortheile einer guten Preisbildung 
verloren gehen. Die Landwirthſchaft hat aber auch deshalb ein 
Intereſſe an der von uns beantragten Herabſetzung der Tarife, weil 
dadurch der Import von ruſſiſchem Getreide verhindert wird, das 
qualitativ beſſer wie unſer inländiſches iſt und ſpäter ſchwer zu ver— 
drängen ſein würde, ſobald ſich erſt der Konſum an das kleberreiche 
ruſſiſche Mehl gewöhnt hat. 

Mit der Einführung des Nothſtandstarifes erbitten wir den Aus— 
gleich einer durch elementare Ereigniſſe herbeigeführten Schädigung 
in der feſten Vorausſetzung, daß die Vortheile dieſer Ermäßigung, 
wenn ſie unbeſchränkt der Induſtrie, der Landwirthſchaft und dem 
Handel mit möglichſter Beſchleunigung für alle in unſeren Bezirk ein— 
gehenden Brodgetreideſendungen eingeräumt werden, die Milderung 
des gefahrdrohenden Nothſtandes herbeiführen wird. 

In dem Kreiſe unſerer Mühleninduſtriellen hat man den Wunſch 
ausgeſprochen, daß Ew. Excellenz auch mündlich die Gefahren der 
jetzigen Lage und die Nothwendigkeit baldiger Abhülfe durch eine 
Deputation vorgetragen werden möge. Wir glaubten, dieſem Wunſche 
entſprechen zu müſſen, und haben deshalb mit dieſer Aufgabe einige 
Herren betraut, die ſich die Ehre geben werden, falls Ew. Excellenz 
nicht einen anderen Termin beſtimmen ſollten, am 29. Oktober 
Ew. Excellenz in dieſer Angelegenheit Vortrag zu halten.“ 

Darauf ging uns durch die Eiſenbahn Direktion Bromberg unter 
dem 28. Januar 1902 nachſtehender Beſcheid zu: 

„Auf die an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten gerichtete 
uns zur geſchäftsmäßigen Behandlung abgegebenen Eingabe vom 
8. Oktober v. Is. No. 1755 erwidern wir nach Abſchluß der in Gemein— 
ſchaft mit den Königlichen Eijenbahn-Direktionen Danzig und Poſen 
eingeleiteten Erhebungen Folgendes ergebenſt: 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Lage ſämmtlicher Mühlen 
in den ſogenannten Nothſtandsbezirken der Provinzen Poſen und Weſt— 
preußen eine wenig günſtige iſt, und daß die in früheren Jahren 
beſonders bei den kleineren Mühlen übliche Verſorgung mit Mahlgetreide 
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aus der nächſten Umgebung im verfloſſenen Jahre äußerſt beſchränkt, 
zum Theil unmöglich geweſen iſt. 

Immerhin war indeß bis Ende September v. Js. heimiſches 
Getreide, wenn auch auf weitere Entfernungen wie früher, aus den Theilen 
der Provinz Weſtpreußen, welche von einer Mißernte nicht betroffen 
waren, ſowie aus Oſtpreußen und Poſen noch immer erhältlich. 

Die Landwirthſchaftskammer für die Provinz Weſtpreußen weiſt 
in ihrem Gutachten vom 17. Oktober v. Js. ausdrücklich darauf hin, daß 
in den 6 von der Auswinterung nicht betroffenen Kreiſen der Provinz 
Weſtpreußen ſoviel Wintergetreide geerntet war, daß dieſelben ſämmt— 
liches Saatgetreide für 13 Kreiſe abgeben konnten und hierzu auf Ver— 
langen noch einmal im Stande geweſen wären. Auch im Regierungs— 
bezirk Poſen ſollen die Landwirthe zu jener Zeit in der Hoffnung auf 
eine Steigerung des Weltmarktpreiſes noch vielfach ihre Getreidevorräthe 
zurückgehalten haben. Gelegentlich einer Verhandlung zwiſchen der 
Direktion Poſen und der dortigen Handelskammer wurde erklärt, daß 
in dieſem Bezirke noch bis zum 1. Januar d. Js. heimiſches Getreide zu 
erhalten ſein würde. 

Unabhängig hiervon muß jedoch zugegeben werden, daß die 
größeren Mühlen ihren Bedarf zum großen Theile aus dem Auslande 
bezogen haben, und daß ſie ſich auf dieſem Wege nur zu relativ hohen 
Preiſen verſorgen konnten, d. h. zu ſolchen, die nicht unweſentlich höher 
waren, als die von den Müllern an den Wettbewerbsplätzen gezahlten, 
ſowie, daß eine derartige Preisverſchiebung naturgemäß nicht ohne 
weſentlichen Einfluß auf die Abſatz- und Wettbewerbsverhältniſſe bleiben 
konnte. 

Wenn wir ſomit auch die ſchwierige Lage des Müllereigewerbes 
keineswegs verkennen, ſo ſtehen andererſeits der Gewährung der bean— 
tragten Frachtermäßigung dennoch weſentliche Bedenken entgegen. 

Die größeren Handelsmühlen in unſerer ſowie in der Provinz 
Weſtpreußen ſind mehr oder weniger in der Abſicht errichtet worden, 
vermöge der günſtigen Lage inmitten einer getreidereichen Gegend und 
vermöge des dadurch geſicherten Bezuges an Mahlgetreide, auch unter 
Ausnutzung der im Oſten billigeren Arbeitskräfte mit geringeren Unkoſten 
Mehl und Mühlenfabrikate herzuſtellen und dieſe im Wettbewerbe 
gegen die weſtlichen Mühlen ſowie die Hafenmühlen auf weite Ent— 
fernungen hin abzuſetzen. 

Dieſe auf die günſtige geographiſche Lage gegründete Berechnung 
hat auch bisher zu dem angeſtrebten Ziele geführt; die Mühlen in 
Poſen und Weſtpreußen hatten bislang niedrigere Getreidepreiſe zu 


zahlen als die Müller in Mitteldeutſchland und waren dadurch in der 
Lage, den Wettbewerb gegen Letztere mit Erfolg aufzunehmen. 

Wenn nun aber dieſe Vorausſetzungen und Berechnungen, welche 
ſeinerzeit zur Gründung dieſer Unternehmungen führten, in Folge der 
ungünſtigen Ernteergebniſſe eines Jahres zur Zeit nicht zutreffen, viel— 
mehr vorübergehend der Oſten und ſpeziell die Städte Bromberg und 
Thorn höhere Getreidepreiſe zahlen als die Müller in Mitteldeutſchland, 
kann dies ohne Weiteres den Anſpruch auf ſtaatliche Beihülfe, ſei es 
durch Gewährung eines Nothſtandstarifes oder durch ſonſtige Beihülfen, 
jedenfalls aber auf Koſten der Allgemeinheit, rechtfertigen, oder müßte 
nicht die Mühleninduſtrie gleich wie alle anderen Induſtriezweige der— 
artige im Erwerbsleben zeitweilig auf allen Gebieten auftretende 
ungünſtige Konjunkturen aus eigener Kraft zu überwinden ſuchen? 


Jedenfalls würde, wenn eine Staatshülfe angängig und geboten, 
dieſe doch ſo zu vertheilen ſein, daß ſie in erſter Linie den kleinen, 
weniger kapitalkräftigen und von der ſchlechten Ernte in der nächſten 
Umgebung beſonders hart betroffenen Müllern zu Gute käme. 


Ein Nothſtandstarif für Brodgetreide aber würde für die kleineren 
Mühlen, wie auch die Landwirthſchaftskammer für die Provinz Poſen 
und die Zentralſtelle der Preußiſchen Landwirthſchaftskammern aus— 
drücklich hervorheben, nicht nur keinen Nutzen ſondern ſogar eine Ver— 
ſchlechterung ihrer bisherigen wirthſchaftlichen Lage bedeuten. Die 
großen Mühlen würden zur Aufrechterhaltung ihres bisherigen Betriebes 
unter Benutzung des billigen Tarifes möglichſt große Getreidemengen 
heranziehen und müßten alsdann, da bei den großen Preisdifferenzen 
auch die weitgehendſte Frachtermäßigung zu einem lohnenden Mehl— 
abſatze auf weite Entfernungen nicht ausreichen würde, dieſe Mengen 
nunmehr in der näheren oder weiteren Umgebung zum Nachtheile der 
kleinen Mühlen abſetzen. 

Aber nicht nur die kleinen Mühlen im eigenen, ſondern auch die 
Müller der Nachbargebiete würden über eine ſolche einſeitige Herab— 
ſetzung der Tarife mit Recht Beſchwerde führen. 

In unſerem vorzugsweiſe auf den Getreidebau angewieſenen Oſten 
ſind die Mühlen gleichmäßig über das ganze Land vertheilt; die benach— 
barten Mühlen haben regelmäßig im Weſentlichen das gleiche Bezugs— 
gebiet, das gleiche Abſatzgebiet. Wird dem einen Müller im Bezuge 
des Getreides eine weſentliche Ermäßigung gewährt, dem benachbarten 
dieſelbe aber vorenthalten, ſo muß dieſe Bevorzugung des einen natur— 
gemäß zu einer Schädigung des anderen führen. 
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Dürfte es hiernach jedenfalls jehr zweifelhaft ſein, ob dem Müllerei— 
gewerbe in ſeiner Geſammtheit aus der Ermäßigung der Getreidefrachten 
ein Nutzen erwachſen wird, entſteht andererſeits die weitere Frage, ob 
nicht andere wichtige Erwerbszweige hierdurch geſchädigt werden. 

Unter dem ungünſtigen Ernteergebniß der letzten Jahre hat in 
erſter Linie die Landwirthſchaft ſelbſt zu leiden. Dieſelbe hatte im 
Herbſte vorigen Jahres noch über wenn auch im Vergleich zu früheren 
Jahren geringere Getreidevorräthe zu verfügen, und war es deshalb 
ſehr erklärlich, daß ſie wenigſtens dieſe zu einem einigermaßen angemeſſenen 
Preiſe zu verwerthen ſuchte. Dieſe Ausſicht wäre der Landwirthſchaft 
im Oſten aber gänzlich genommen, ſobald damals auf Grund des 
erbetenen Ausnahmetarifes Getreide — beſonders aus dem Auslande 
in größeren Mengen billig herangezogen, und dadurch die Preiſe für das 
wenige heimiſche Getreide in den Nothſtandsbezirken heruntergedrückt 
worden wären. Die Landwirthſchaft befürchtet aber auch noch jetzt, daß 
die erbetene Frachtermäßigung für Brodgetreide nur zu leicht zu 
Spekulationszwecken ausgenutzt werden könnte, und daß der Handel 
bejonders bei etwa zeitweije niedrigeren Weltmarktpreiſen den Nothſtands— 
tarif dazu benutzt, über den augenblicklichen Bedarf hinaus größere 
Lagerbeſtände anzuſammeln. Auf dieſe Weiſe würde aber auch der 
Erlös aus der hoffentlich guten Ernte dieſes Jahres verhängnißvoll 
beeinflußt werden, und eine weitere Schädigung der Landwirthſchaft 
zu befürchten ſein. 

Bei der ſeit Jahren prekären Lage der Landwirthſchaft und bei 
der Bedeutung derſelben für das Erwerbsleben des geſammten Oſtens 
muß aber umſomehr darauf geſehen werden, daß nicht durch Tarif- 
maßnahmen, die doch nur zu Gunſten einer beſchränkten Anzahl größerer 
Mühlen getroffen werden würden, eine weitere Schädigung der Land— 
wirthſchaft herbeigeführt wird. 

Nicht unerwähnt wollen wir endlich laſſen, daß durch die ganz 
erhebliche Verbilligung der Eiſenbahnfrachten und deren Fortgewährung 
bis zum 1. Auguſt d. Is. auch die Intereſſen der Binnenſchifffahrt in 
hohem Maße beeinträchtigt werden dürften. 

Bei den relativ hohen Frachten, zu denen das Getreide bisher 
Seitens der Eiſenbahn befördert wurde, gehörte dieſer Artikel mit zu den 
wichtigeren Verfrachtungsgegenſtänden der Binnenſchifffahrt und bildete 
ſomit für dieſe eine erhebliche Einnahmequelle. Eine Herabſetzung der 
Getreidefrachten Seitens der Eiſenbahn würde deshalb den Klagen der 
Binnenſchiffer über den ihnen von der Eiſenbahn bereiteten Wettbewerb 
nur von Neuem Vorſchub leiſten. 
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Unter Berückſichtigung aller dieſer Umſtände vermögen wir in 
Uebereinſtimmung mit den Königlichen Eiſenbahndirektionen in Danzig 
und Poſen den Antrag auf Einführung eines Nothſtandstarifes für 
Brodgetreide als begründet nicht anzuerkennen.“ 

Butterbeförderung mit Eisfühlung. 

Auf die Butterbeförderung mit Eiskühlung auf der Eiſenbahn 
machte uns Anfang Mai die Direktion zu Königsberg durch nachſtehendes 
Schreiben dujmertjam : 

„Auch in biejem Sommer werden die feit 1897 auf der 
Staatsbahn angeſtellten Verſuche, die als Stückgut aufgegebene Butter 
während der Beförderung auf der Eiſenbahn durch Kühlung mit Eis 
friſch zu halten, fortgeſetzt werden. Die zu dieſem Zwecke eingerichteten 
Wagen haben an den Decken eiſerne Behälter, die etwa 700 kg Eis 
faſſen. Die doppelten Decken und Wände dieſer Wagen ſind mit 
Iſolirſchichten verſehen, um das Eindringen der warmen Luft von 
Außen zu verhindern. Im Innern der Wagen ſind von Außen ſichtbare 
Thermometer angebracht, um die Innentemperatur mit der Außenwärme 
vergleichen zu können; auch ſind um den Eintritt der warmen Luft 
während des Oeffnens der Wagen möglichſt zu hindern vor den 
Thüröffnungen Vorhänge angeordnet. Die Wagen ſind in Königs— 
berg i Pr., Inſterburg, Lyck und Wormditt ſtationirt und werden 
wöchentlich einmal, von Königsberg i' Pr. dreimal nach Berlin laufen. 
Unterwegs werden auf allen Stationen Zuladungen aufgenommen, 
auch kann Butter von Stationen der Anſchlußſtrecken, die von den 
Eiskühlwagen auf deren Lauf nach Berlin nicht berührt werden, ſtets 
zur Beförderung in den Eiskühlwagen ab nächſter Anſchlußſtation 
aufgegeben werden. Ueber die paſſendſten Zeiten für die Aufgabe der 
Butter behufs Beförderung mit Eiskühlung geben ſämmtliche Eilgut— 
und Güterabfertigungsſtellen der Staatsbahn Auskunft. Die geringe 
Gebühr, welche zur Deckung der der Eiſenbahn für die Eispackung ent— 
ſtehenden Selbſtkoſten erhoben wird, beträgt (wie im Vorjahre) 20 Pfg. 
für je angefangene 50 Kilogramm jeder Frachtbriefſendung. 

Obwohl die Wagen ſich ſehr gut bewährt haben, iſt die Benutzung 
derſelben Seitens der Intereſſenten trotz einer kleinen Steigerung noch 
immer eine ſehr mäßige zu nennen. 

Unſeres Erachtens iſt dieſes zum Theil immer noch auf die 
Unkenntniß der getroffenen Einrichtung Seitens der Intereſſenten 
zurückzuführen. 

Wir erſuchen deshalb die Handelskammer ergebenſt, auch in 
dieſem Jahre dortſeits auf die Bekanntgabe der mit der fraglichen 
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Beförderungsweiſe verbundenen Vortheile an die Betheiligten Bedacht 
zu nehmen. 

Die Eisbeipackung beginnt am 15. Mai und endet mit dem 
15. September b. Is.“ 


Rangirgebühr. 


Anfang Auguſt ſchrieb uns die Bromberger Eiſenbahndirektion: 

„Mit Rückſicht darauf, daß in Kattowitz und Schoppinitz von 
den Beſitzern der Lagerhäuſer pp. für das Anbringen der ungejadten 
Kleie- pp. Sendungen zur Sackung, das Auſſtellen der leeren Wagen 
und das Abholen der Wagen nach erfolgter Aufjatung eine Rangir— 
gebühr von 1 Mk. gezahlt wird und dieſe Gebühr nicht herabgeſetzt 
werden kann, hat die Königliche Eiſenbahndirektion zu Kattowitz zur 
Beſeitigung von Beſchwerden beantragt, die für Freiladegleiſe z. Zt. 
beſtehende Rangirgebühr (vergl. z. B. Seite 4 unter I 1 7 des Nach— 
trages 3 zum Tarifheft 1 für den Deutſch-Alexandrowoer Grenzverkehr) 
allgemein von 50 Pfg. auf 1 Mk. zu erhöhen. 

Da die Sackungsſtationen Thorn, Kattowitz und Schoppinitz gleich— 
mäßig zu behandeln ſein werden und überdies die Gebühr von 50 Pfg. 
in keinem Verhältniß zu den Leiſtungen der Eiſenbahnverwaltung ſteht, 
iſt von uns in Ausſicht genommen, dieſe Erhöhung gleichfalls für 
Thorn eintreten zu laſſen. Bevor wir jedoch dieſes durchführen, 
erſuchen wir ergebenſt um gefällige Auskunft, ob und welche weſent⸗ 
lichen Bedenken gegen dieſe an ſich ja geringfügige Erhöhung 
Ihrerſeits geltend zu machen ſind. 

Baldgefälliger Erklärung ſehen wir ergebenſt entgegen.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 16. Auguſt: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
die beabſichtigte Erhöhung der Rangirgebühr von 50 Pfg. auf 1 Mk. 
uns durchaus unbillig und unberechtigt erſcheint. Wir müſſen es 
zunächſt beſtreiten, daß die jetzige Gebühr von 50 Pfg. in keinem Ver— 
hältniß zu den Leiſtungen der Eiſenbahn verwaltung ſtehe, denn bei 
der großen Zahl der Wagen, die täglich zu gleicher Zeit auf dem 
hieſigen Hauptbahnhofe rangirt werden, muß u. E. die Entſchädigung 
von 50 Pfg. für jeden einzelnen Wagen mehr als ausreichend ſein. 
Da hier jährlich ca. 1820000 Waggons Kleie umgeſackt werden, jo 
erhält die Eiſenbahnverwaltung allein aus den Rangirgebühren eine 
Einnahme von 10000 ME, wovon wohl ein großer Theil Reineinnahme 
iſt. Es iſt ja auch von hier aus bisher nie die Behauptung auf— 
geſtellt worden, daß die Gebühr zu gering ſei. Wenn in Kattowitz und 
Schoppinitz die Rangirgebühr 1 Mk. beträgt und dieſer Betrag nach 
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Anſicht der Eiſenbahndirektion zu Kattowitz nicht herabgeſetzt werden 
kann, ſo liegen wahrſcheinlich auf dieſen Stationen die Verhältniſſe 
anders, indem dort vielleicht das Rangiren mit großen Koſten ver— 
bunden iſt. Dann erſcheint es aber unbillig, auch für Thorn die hier 
ſachlich nicht berechtigte höhere Gebühr zu erheben. 

Schließlich möchten wir noch bemerken, daß die erhöhte Rangir— 
gebühr ſchließlich doch von dem endgültigen Empfänger der Futter— 
mittel, den Landwirthen, getragen werden muß, denen man doch ſoeben 
erſt durch die Verbilligung der Frachten den Bezug der Futtermittel 
erleichtert hat. 

Wir müſſen ſonach die Königliche Eiſenbahndirektion dringend 
bitten, von der beabſichtigten Erhöhung der für Freiladegleiſe z. Zt. 
beſtehenden Rangirgebühr abzujehen.“ 


Annahmefriſt für Stückgüter. 


Durch Bekanntmachung vom 9. Januar 1902 hatte die Eiſenbahn— 
Direktion zu Bromberg für verſchiedene Direktionen ihres Bezirkes, 
darunter auch für Thorn und Mocker, eine Verkürzung der Annahmefriſt 
für Stückgüter angeordnet, indem der Schluß der Annahme für 
Frachtſtückgut auf 6 Uhr Nachmittags feſtgeſetzt wurde. Wir theilten 
darauf der Direktion mit, daß dieſe Verfügung in den Kreiſen der 
hieſigen Stückgutverlader eine gewiſſe Erregung hervorgerufen habe 
und daß zahlreiche Firmen uns dringend gebeten hätten, auf eine 
Aufhebung dieſer Verfügung hinzuwirken. Wir führten dann weiter 
aus: „Auch wir ſind der Anſicht, daß die getroffene Maßregel 
wenigſtens für die Güterabfertigungsſtellen Thorn und Mocker nicht 
wird aufrecht erhalten werden können, und wir würden nicht verfehlt 
haben, der Königlichen Eiſenbahndirektion rechtzeitig unſere Bedenken 
mitzutheilen, falls uns von der Abſicht, die Annahmefriſt für Stückgüter 
zu verkürzen, etwas bekannt geweſen wäre. Was die Verfügung 
bezweckt, wiſſen wir ebenfalls nicht; u. E. ſtellt ſie einzig und allein 
eine Erleichterung für die Eiſenbahnverwaltung dar. Die Königliche 
Eiſenbahndirektion hat uns ſchon vor einigen Jahren, als wir über die 
unzureichenden Einrichtungen bei der Güterabfertigungsſtelle Mocker 
klagten, erſucht, die Stückgutverlader zu veranlajen, ihre Güter 
möglichſt ſchon vor 6 Uhr an die Annahmeſtelle zu bringen. Unſer darauf 
ergangener Hinweis iſt ohne Erfolg geblieben, und muß auch erfolglos 
bleiben, da ja nicht böſer Wille der Verlader vorliegt, dieſe ſich 
vielmehr häufig außer Stande fühlen, ihre Güter früher anfahren zu 
laſſen. So brauchen z. B. die Spediteure, die die Güter der einzelnen 
Firmen abrollen, hierzu immerhin einige Stunden, wobei ſie noch oft 
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aus Rückſicht auf ihre Kunden gezwungen ſind, längere Zeit auf Die 
Fertigſtellung der Kiſten pp. zu warten. Sodann iſt es bei Nachmittags 
einlaufenden Beſtellungen, die noch am ſelben Tage erledigt werden 
ſollen, meiſt gar nicht möglich, die Güter bis 6 Uhr aufzuliefern. 
Ferner braucht ein Theil der Firmen ihre Geſpanne Nachmittags zur 
Abholung der mit der Uferbahn eingehenden Güter, und die inzwiſchen 
zum Verſandte fertig geſtellten Stückgüter können erſt dann weggeſchafft 
werden. Schließlich werden aber alle Diejenigen benachtheiligt, die an 
demſelben Nachmittag ihr Geſpann zweimal zur Bahn ſchicken wollen, 
denn dies läßt ſich bei der weiten Entfernung der beiden Bahnhöfe 
gar nicht durchführen. Wird es ſonach ſchon in ruhigen Zeiten vielen 
Firmen unmöglich ſein, bei Beibehaltung der jetzt eingeführten Dienſt— 
ſtunden ihre Güter rechtzeitig aufzuliefern, ſo wird zu Zeiten lebhaften 
Verkehrs die Verkürzung der Annahmefriſt für die hieſige Geſchäftswelt 
die größten Nachtheile zur Folge haben. Die großen Entfernungen 
nach beiden Bahnhöfen erſchweren an ſich das Geſchäft ſchon ganz 
erheblich, und ſtatt hierin eine Erleichterung zu ſchaffen, verſchlimmert 
man die Lage noch durch die qu. Verfügung, die u. E. aber nicht 
aufrecht erhalten werden kann. Wir bitten die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion daher dringend, die Verfügung vom 9. Januar wieder 
aufzuheben. Die Annahmezeit für Stückgüter muß wieder bis auf 7 Uhr 
Abends ausgedehnt werden und zwar mit der Maßgabe, daß alle Güter, 
die bis 7 Uhr am Güterboden eingetroffen ſind, auch abgefertigt werden. 
Damit dies jedoch für den Verkehr auch von wirklichem Nutzen iſt, 
müſſen alle Abends aufgelieferten Güter mit den nächſten Zügen zur 
Verſendung gelangen, was ſich nöthigenfalls durch eine geringfügige 
Späterlegung der Güterzüge erreichen läßt.“ 


Sonntagsfahrkarten. 


Unter dem 22. Februar 1902 richteten wir an den Herrn Eiſen— 
bahnminiſter folgende Eingabe: 

„Ew. Excellenz iſt von der Handelskammer in Kottbus unter 
dem 30. Dezember die Bitte unterbreitet worden, anzuordnen, daß die 
an Sonn- und Feiertagen gelöſten einfachen Fahrkarten zur freien 
Rückfahrt an demſelben Tage berechtigen. Würde dieſer Antrag 
angenommen, ſo müßten daraus dem Verkehr mannigfache Vortheile 
erwachſen, u. E. würde auch die Eiſenbahnverwaltung ſelbſt finan— 
ziellen Nutzen davon haben, weshalb wir den Antrag nur auf 
das Wärmſte unterſtützen können. Daß an den Sonntagen ein 
größeres Verkehrsbedürfniß vorhanden iſt, iſt ja nur zu natürlich, doch 
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kann es leider wegen der Höhe der Fahrpreiſe, die namentlich die 
Ausflüge ganzer Familien zu hoch belaſten, keine hinreichende Befriedigung 
finden. Nun ſind ja allerdings an verſchiedenen Orten Sonntags— 
fahrkarten zu billigen Preiſen eingerichtet, doch leider nur in allzu 
beſchränkter Weiſe, denn einmal werden überhaupt nur noch wenige 
ſolcher Karten ausgegeben, ferner aber auch u. W. nur für die Fahrt 
von Städten nach in der Nähe befindlichen Ausflugsorten, und 
auch in dieſen Fällen muß ein bereits entwickelter lebhafter Verkehr 
nachgewieſen werden. In unſerem Bezirke ſind ſolche Ausflugsorte 
nur in recht geringer Zahl vorhanden, ſodaß wir mit Ausſicht auf 
Erfolg nur wenige Sonntagsfahrkarten beantragen könnten, wenn das 
jetzige Prinzip beibehalten wird. In den Städten beſteht jedoch nicht 
nur das Bedürfniß, Sonntags ſich in landſchaftlich ſchönen Gegenden 
zu erholen, ſondern man will auch einmal benachbarte Städte auf— 
ſuchen, ebenſo wollen dies aber auch die Bewohner ländlicher Gegenden, 
denn das Erholungsbedürfniß iſt doch im Grunde ein Bedürfniß nach 
Abwechſelung. Wird nun die beantragte Fahrtverbilligung eintreten, 
ſo wird das jetzt wegen der Höhe der Fahrpreiſe noch ſchlummernde 
Verkehrsbedürfniß wach werden, und nach einigen Jahren wird auch 
der anfänglich durch die Verbilligung wohl zu erwartende Verluſt zu 
einem Gewinn für die Eiſenbahnverwaltung umſchlagen. Für den 
Oſten würde aber die aus dieſem lebhafteren Verkehr reſultirende engere 
Verknüpfung von Stadt und Land gerade im Intereſſe des Deutſch— 
thums von höchſtem Nutzen ſein, auch würden die zunächſt an 
Sonntagen angeknüpften Beziehungen auch an den Wochentagen 
einen regeren Verkehr zur Folge haben und auch in geſchäftlicher 
Hinſicht günſtig wirken. Die Fahrtverbilligung dürfte auch bei den 
Landwirthen keinerlei Bedenken erregen, ihnen vielmehr nur willkommen 
ſein, denn auch den Landarbeitern würde es dann leichter möglich 
ſein, an Sonntagen ihre Einkäufe in der Stadt zu machen und dort 
auch an ſtädtiſchen Vergnügungen Theil zu nehmen, wodurch für 
Viele jeder Grund für eine Abwanderung wegfallen würde. Die 
Einführung der Fahrtverbilligung iſt ſchließlich um ſo leichter möglich, 
als ſich die Herſtellung beſonderer Fahrkarten erübrigt. 


Wir ſchließen uns daher dem Antrage der Handelskammer zu 
Kottbus an und bitten Ew. Excellenz gehorſamſt, anordnen zu wollen, 
daß die an den Sonn- und Feiertagen gelöſten einfachen 
Fahrkarten zur freien Rückfahrt an demſelben Tage berechtigen.“ 


2. Waſſerſlraßen. 


Holzhafen. 


In unſerem letzten Jahresbericht theilten wir bereits mit, daß 
wir von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten aufgefordert 
worden waren, eine Erklärung der Geſellſchaft zur Förderung des 
Holzhafenbaues in Thorn, G. m. b. H., darüber herbeizuführen, ob 
und unter welchen Bedingungen ſie zur Herſtellung und Unterhaltung 
des Holzhafens nach dem vorliegenden Projekte bereit ſei, insbeſondere 
welche Beiträge ſie vom Staate beanſpruche und welche Rechte ſie ihm 
als Gegenleiſtung hierfür einzuräumen bereit ſei. Wir bringen dieſe 
Erklärung, deren Inhalt wir im Vorjahre ſchon kurz erwähnt haben, 
hiermit zum Abdruck, da ſich die darin niedergelegten Anſchauungen 
und Wünſche vollſtändig mit den unſrigen decken: 

„Ew. Excellenz haben im Oktober v. Is. die Handelskammer zu 
Thorn aufgefordert, eine Erklärung unſerer Geſellſchaft darüber herbei— 
zuführen, ob und unter welchen Bedingungen wir zur Herſtellung und 
Unterhaltung des Holzhafens nach dem vorliegenden Projekt bereit 
wären, insbeſondere welche Beiträge wir vom Staate beanſpruchten 
und welche Rechte wir ihm als Gegenleiſtung hierfür einzuräumen 
gedächten. Da nun der Hafen, wie aus den früheren Verhandlungen 
hervorgeht, nicht ſofort in dem in dem Projekte vorgeſehenen Umfange 
ausgebaut werden ſoll, und da ferner in dem erſten Projekte etwas 
zu wenig Rückſicht auf die Schneidemühlen, die ſich dort anſiedeln 
werden, genommen war, ſo erſchien es uns erforderlich, zunächſt feſt— 
ſtellen zu laſſen, in welcher Art und in welchem Umfange die erſte 
Ausführung des Hafens vorzunehmen wäre, und welche Koſten dieſes 
kleinere Projekt verurſachen werde. Dieſe Umarbeitung wurde Herrn 
Landmeſſer Böhmer, der auch das urſprüngliche Projekt angefertigt 
hat, übertragen, und auf unſeren Wunſch geſtattete der Chef der 
Weichſelſtrombauverwaltung, Herr Oberpräſident von Goßler, daß der 
Königliche Waſſerbauinſpektor in Thorn, Herr Baurath Nieſe, die 
Leitung und Beauſſichtigung der neuen Entwurfsarbeiten übernehme. 
Die Umarbeitung iſt vor Kurzem vollendet worden, und wir haben 
das neue Projekt, das durch Eintragung in das alte hergeſtellt wurde, 
nebſt Erläuterungsbericht und Koſtenanſchlag gemäß der hohen Ver— 
fügung vom 20. Oktober v. Is. Herrn Oberpräſidenten von Goßler 
mit dieſem Schreiben überſandt. In dieſem Projekte wird vor Allem 
unſerem Wunſche nach Schaffung umfangreicher Plätze für holzinduſtrielle 
Anlagen Rechnung getragen, auch erſcheint der Umfang des Hafens, 
für die nächſte Zeit jedenfalls, ausreichend. Die Geſammtkoſten, bei 


denen aber die Verlängerung des Neſſauer Niederungsdeiches und der 

Ankauf der Korzenieckämpe mit berückſichtigt worden ſind, werden ſich 

auf 3000000 Mk. belaufen, und es wird damit ein Hafenbecken 

geſchaffen werden, das im Nothfalle 230 Traften aufnehmen kann. 

Wenn der Hafen zur Ausführung kommen ſoll, müſſen vorher 
alle diejenigen Bedingungen erfüllt werden, unter denen die landes— 
polizeiliche Genehmigung zum Bau des Holzhafens ertheilt worden 
iſt. Es wurden damals dem Hafenbauunternehmer folgende Bedingungen 
auferlegt: : 

„1. Der hochwaſſerfreie Schutzdeich des Holzhafens muß in feiner 

ganzen Länge in einer Entfernung von 1100 Meter vom 
projektirten linksſeitigen Deiche der Neſſauer Niederung liegen. 

2. Der Hafendeich darf nicht über die Flucht mit dem Deich— 
vorſprung oberhalb des fiskaliſchen Hafens zu Alt-Thorn 
hinausgehen. 

3. Die Durchlage des alten Weichſelarmes kann unter der 
Bedingung weggelaſſen werden, daß der alte Waſſerlauf mit 
den vorhandenen und unterzubringenden Bodenmaſſen 
zugeſchüttet wird.“ 

Dieſen Forderungen iſt in dem umgearbeiteten Projekte, wie aus 
den Zeichnungen und dem Erläuterungsberichte hervorgeht, Genüge 
geleiſtet worden. Unter Nr. 4 wird jedoch folgende Bedingung auf— 
erlegt: 
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„Der Unternehmer des Holzhafenbaues bei Thorn ijt ver: 
pflichtet, auf Verlangen der Deichaufſichtsbehörde den Weichſel— 
ſtromdeich der Neſſauer Niederung bis 26,25 Kilometer der 
Weichſelſtromkarte in den Abmeſſungen und Formen des bereits 
ausgeführten Neſſauer Deiches auf ſeine Koſten weiterzuführen.“ 
Ohne Zweifel wird durch den Bau des Holzhafendeiches die 
Gefährdung der gegenüberliegenden, nicht eingedeichten Niederung 
zunehmen, und die Deichaufſichtsbehörde wird daher die Fortführung 
des Neſſauer Niederungsdeiches ſicherlich verlangen. Das Hochwaſſer 
vom Jahre 1899 hat jedoch deutlich erwieſen, daß die Fortführung 
dieſes Deiches auch ohne den Hafenbau erforderlich iſt, wenn die 
Neſſauer Niederung wirklich ausreichend geſchützt werden ſoll. Der Bau 
liegt daher in erſter Linie im Intereſſe der Niederungsbewohner, ſodann 
aber auch im Intereſſe des Strombaufiskus, da der Deich zur Regulirung 
des Stromes beiträgt. Die Koſten dieſes Deiches ſind daher vom 
Staate zu übernehmen, der ja einen Theil davon auf die Intereſſenten 
wird abwälzen können. 


Ebenſo muß aber der Hafenbauunternehmer von der unter Nr. 5 

aufgeſtellten Bedingung freigemacht werden. Dieſe lautet: 
„Da durch die beabſichtigte Einſchränkung des Hochwaſſerprofils 
die Gefährdung der Korzenieckämpe bei Hochwaſſer und Eis— 
gang vorausſichtlich erheblich geſteigert werden wird, kann das 
Belaſſen der dort befindlichen Wohnſtätten nicht geſtattet 
werden. Der Unternehmer hat daher vor Beginn des Hafen— 
baues für die Beſeitigung dieſer Wohnſtätten zu ſorgen und 
neben dem Erſatz für etwaige Wirthſchaftserſchwerniſſe die 
Eigenthümer der auf der Korzenieckämpe belegenen Ländereien, 
welche in Folge des Hafenbaues einem ſtärkeren Stromangriffe 
ausgeſetzt werden, entſprechend zu entſchädigen.“ 

Die Bewohner der Korzenieckämpe ſind bereits jetzt bei Hochwaſſer 
und Eisgang derart bedroht, daß ihre Ueberſiedelung ſchon vor Jahren 
von der Königlichen Staatsregierung ins Auge gefaßt worden iſt, und 
die fortſchreitende Stromregulirung wird die Bewohnbarkeit der Kämpe 
binnen Kurzem gänzlich aufheben. Dazu kommt noch, daß der Holz— 
hafendeich vom Strombaufiskus jedenfalls gebaut werden muß, um die 
an dieſer Stelle befindliche übermäßige Stromverbreiterung zu beſeitigen. 
Da der Hafendeich alſo im Intereſſe der Stromregulirung doch gebaut 
werden muß, ſo liegt es auch dem Staate ob, die Kämpe anzukaufen, 
ebenſo wie natürlich auch die Koſten des Hafendeiches vom Staate 
zu tragen ſind. 

Von den 3 Millionen Mark betragenden Geſammtkoſten des 
Holzhafens ſind daher von vornherein abzuſetzen und, da ſie haupt⸗ 
ſächlich zur Stromregulirung Verwendung finden, auf Rechnung des 
Staates zu übernehmen: 

1. Die Koſten der Fortführung des Neſſauer Deiches mit 132000 Mk. 
2. Die Koſten für den Ankauf der Korzenieckämpe mit 262000 
3. Die Koſten für den Holzhafendeich mit etwa . . . 306000 „ 
zuſammen 700000 Mk. 
Es wären daher für den Hafen ſelbſt noch 2300000 Mk. aufzu— 
bringen. ; 

Die Königliche Staatsregierung hat ja nun wiederholt zu erkennen 
gegeben, daß ſie dem Holzhafenprojekte wohlwollend gegenüberſtehe 
und nicht abgeneigt ſei, einen namhaften Beitrag aus Staatsmitteln 
zu gewähren. In der That iſt ja auch das allgemeine öffentliche 
Intereſſe an dem Holzhafenbau ſo groß, daß die Thorner Handels— 
kammer mit Recht die Ausführung des Werkes durch den Staat allein 
befürworten konnte. Der Hafen ſoll ja in erſter Linie Sicherheitshafen 
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jein, und dieſer Aufgabe wird er in vollem Umfange gerecht werden. 
Daß die Staatsverwaltung für die Beſchaffung ſicherer Schiffsliege— 
plätze bei Hochwaſſer und Eisgang zu ſorgen hat, haben ja Ew. Excel— 
lenz in dem Sr. Majeſtät dem Kaiſer und König kürzlich erſtatteten 
Bericht über die Verwaltung der öffentlichen Arbeiten in Preußen 
ausdrücklich angeführt. Derſelbe Grundſatz muß natürlich auch für die 
Flöße gelten, die ja durch Hochwaſſer viel ernſtlicher gefährdet werden, 
als die Schiffe, wie dies wiederholte Eingaben an das Königliche 
Staatsminiſterium gezeigt haben, in denen über die Schäden, die den 
Traften durch das ſchutzloſe Umherliegen auf dem Strome erwachſen, 
geklagt wird, Schäden, die in einem einzigen Sommer (1899) für die 
Weichſeltraften bei Thorn gering gerechnet 195000 Mk. betrugen. 
Gegen ſolche Nachtheile müſſen die hier eingehenden Hölzer geſchützt 
werden, zumal da ſie ja zum großen Theil deutſches Kapital darſtellen 
oder, ſoweit dies nicht der Fall iſt, wenigſtens mit deutſchem Geld 
beliehen ſind. Da wir ferner das ausländiſche Holz unbedingt 
gebrauchen, ſo müſſen wir auch dafür ſorgen, daß ſich der Import 
möglichſt glatt vollziehe, da im letzten Grunde ſonſt immer wir jelbjt | 
bie Schäden zu tragen haben werden. Nun wird ein Holzhafen bei | 
Thorn aber nicht nur den eingehenden Traften eine ſichere Zufluchts— 
ſtätte bieten, ſondern auch der Schifffahrt erheblichen Nutzen bringen, 
da die Schiffe jetzt durch das Feſtmachen der Traften auf freiem 
Strome häufig behindert und beim Losreißen der Hölzer ſchwer 
bedroht ſind; auch wird durch das Feſtliegen der Flöße auf der 
Weichſel die Bildung ſchifffahrthindernder Sandbänke befördert. Selbſt 
die Weichſelfiſcher haben ſich ſchon darüber beklagt, daß ſie durch die 
Traften, die an den Ufern anlegen, in der Ausübung ihres Gewerbes 
geſtört werden, und die Beſchädigungen der Buhnenwerke durch die 
Traften ſind Ew. Excellenz wohl aus den Berichten der Weichſel— 
Strombauverwaltung bekannt. Alle die angeführten Nachtheile würde 
ein Holzhafen bei Thorn beſeitigen, ſodaß ſeine Herſtellung im Intereſſe 
der öffentlichen Verkehrsſicherheit auf der Weichſel abſolut nothwendig 
erſcheint. Würde er nun ſo gebaut werden, daß er nur als Sicherheits— 
hafen für die Traften zu dienen hätte, ſo ließe er ſich kaum mit 
geringeren Koſten herſtellen, als wenn gleichzeitig auch für die Inte- 
reſſenten des Holzhandels und der Holzinduſtrie vorgeſorgt werden 
würde. Allerdings hoffen wir ja, daß im Anſchluß an den Hafen 
auch eine von Jahr zu Jahr wachſende Holzinduſtrie hier entſtehen 
wird, aber gerade hierin läge ja wiederum ein hervorragendes öffent— 
liches Intereſſe, denn damit würde das dankenswerthe Beſtreben einer 
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hohen Staatsregierung, die wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Oſtens zu 
heben, erfolgreich ſein. Mit der Hebung der wirthſchaftlichen Lage 
wäre aber auch eine Förderung des Deutſchthums verbunden, denn die 
Unternehmer, die ſich hier anſiedeln werden, ſind wohl durchgehends 
Deutſche, und dieſe werden auch größtentheils deutſche Beamte anſtellen. 
Dabei wird es ſich ja nicht nur um Schneidemühlen handeln, ſondern 
es werden auch andere Fabriken gegründet werden, worin das Holz 
weiter verarbeitet wird, ſodaß ſich hier bald ein umfangreiches, rein 
deutſches Gemeinweſen entwickeln muß. Für ein ſolch ſegensreiches Unter— 
nehmen müſſen aber auch ſtaatliche Mittel flüſſig gemacht werden, wie 
dies für ähnliche Zwecke an anderen Orten unſeres Oſtens bereits 
geſchehen iſt. Der Hafen verdient nicht nur als Sicherheitshafen ſondern 
auch als Induſtriehafen die Unterſtützung des Staates, und es wäre 
deshalb bei ſeiner vorausſichtlich guten Rentabilität das Beſte, wenn 
der Staat den Bau ganz allein übernehmen würde. Wir bitten 
Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, hierfür einzutreten, da dies auch am 
Schnellſten zum Ziele führen würde. Sollte dies jedoch nicht zu 
erreichen ſein, ſo müßte der Staat wenigſtens einen großen Theil 
der Koſten übernehmen. Wir halten einen ſtaatlichen Zuſchuß von 
1 Million Mk. für ſehr gering, jedenfalls aber für das Mindeſte. Dieſer 
recht geringe Zuſchuß könnte noch dazu vom Staate um ſo unbedenk— 
licher gegeben werden, als dafür, wie wir ſpäter nachweiſen werden, 
vorausſichtlich eine jährliche Verzinſung von 3½ “% gegeben werden 
könnte, ſodaß man von einem Opfer des Staates eigentlich gar nicht 
reden kann. 

Es blieben dann noch 1300000 Mk. zu beſchaffen. Aus dem 
Verkauf des Grund und Bodens für die Anlage holzinduſtrieller 
Etabliſſements, wofür etwa 50 Hektar zur Verfügung ſtehen, hoffen 
wir gegen 300000 Mk. zu löſen. Da der Verkauf dieſer Ländereien 
jedoch nur nach und nach erfolgen wird, der Unternehmer des Hafenbaues 
aber vor Beginn der Bauausführung der Landespolizeibehörde den 
Nachweis zu liefern hat, daß ihm der Betrag der anſchlagsmäßigen 
Koſten des Baues zur Verfügung ſteht, ſo müßten auch dieſe 300000 
Mark zunächſt vom Staate vorgeſchoſſen werden, welche Summe dann 
verzinſt und allmählich je nach Verkauf des Bauterrains zurückgezahlt 
werden würde. 

Der noch verbleibende Reſt von 1 Million Mk. wäre dann aus 
Privatkreiſen aufzubringen, und hierfür zu wirken würde vor allen 
Dingen unſere Aufgabe ſein. Die Aufbringung der Gelder hätte in 
erſter Linie durch Gründung einer Aktiengeſellſchaft zu erfolgen, wobei 


zunächſt die Holzintereſſenten als Aktionäre ins Auge zu faſſen 
wären. Nicht nur von der Stadt Thorn und hieſigen Schneide— 
mühlenbeſitzern, ſondern auch von denjenigen Holzinduſtriellen, die 
ſich ſpäter am Holzhafen anſiedeln wollen, werden namhafte Beträge 
gezeichnet werden, doch werden auch andere Kreiſe ſich anſchließen, da 
ja eine gute Verzinſung mit abſoluter Sicherheit zu erwarten ſteht. 
Wie groß der Geſammtbetrag werden wird, läßt ſich nicht vorausſagen, 
doch wird man auf 3—400000 Mk., die auch als Grundlage aus— 
reichen werden, rechnen können. Die fehlenden 6—700000 Mk. müßten 
dann durch Ausgabe von Obligationen beſchafft werden, von denen 
wohl der Bauunternehmer einen Theil übernehmen würde, auch könnte 
uns vielleicht, wofür wir Ew. Excellenz Vermittelung anrufen, die 
Beſchaffung durch die Preußiſche Seehandlung erleichtert werden. Die 
Bauſumme von 3000000 Mk. würde ſich ſonach aus folgenden 
Beträgen zuſammenſetzen: 


Vom Staate aufzuwenden für den Bau des Neſſauer 
Deiches, des Hafendeiches und den Ankauf der 
Korzenieckämpe . . an" śr RQOOROO WE 
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Staatlicher Zuſchuß 1000000 „ 
Erlös aus dem Baugrund (vorläufig vom Staate aus⸗ 
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3000000 ME. 


Um feſtſtellen zu können, ob die zum Hafenbau aufzuwendenden 
Beträge, wofür ja nur 2300000 Mk. in Anrechnung gebracht werden 
dürfen, da ja 700000 Mk. im Intereſſe der Stromregulirung 
Verwendung finden, jih rentieren werden, find zunächſt die noth- 
wendigen Ausgaben anzuführen. In erſter Linie müſſen die Ausgaben 
für Unterhaltung und Betrieb des Hafens gedeckt werden, wofür in 
früheren Eingaben die hieſige Handelskammer 30000 Mk. angeſetzt 
hatte. Dieſer Betrag erſcheint uns zu gering, denn wenn in den 
erſten Jahren auch wenig Unterhaltungskoſten aufzuwenden ſind, ſo 
muß doch auf die von Zeit zu Zeit vorzunehmenden Baggerarbeiten 
Rückſicht genommen, auch müſſen ja die Gehälter für einen Hafen— 
meiſter nebſt Gehülfen ſowie für einen kaufmänniſchen Leiter in 
Rechnung gezogen werden. Wir glauben deshalb, daß man für 
Betrieb und Unterhaltung eine jährliche Ausgabe von 45000 Mk. 
anſetzen muß, was aber auch ausreichend erſcheint. 


Für Verzinſung der Obligationen werden 4½ % hinreichen, um 
jie al pari begeben zu können, wozu noch 1% Amortiſation tritt, 
jodah für Verzinſung und Amortiſation der Obligationen 5½ % 
38500 Mk. aufzuwenden wären. 


Den Aktionären müßte man eine Verzinſung von 5 7, in 
Ausſicht ſtellen. Da auch die Aktien mit 1 9%, zu amortiſiren wären, 
hätte man im Ganzen 6 % — 18000 Mk. hierfür aufzubringen. 


Wir nehmen an, daß die Königliche Staatsregierung damit 
einverſtanden ſein wird, erſt dieſe 3 Poſten in der vorſtehenden 
Reihenfolge aus den Einnahmen zu decken, ehe man für den ſtaat— 
lichen Zuſchuß von 1 Million Mk. eine Verzinſung gewährt, die mit 
3½ „% ausreichend bemeſſen erſcheint. Eine Amortiſation dieſes Betrages 
iſt nicht erforderlich, da ja der Hafen nach Amortiſation der Obliga— 
tionen und des Aktenkapitals in den Beſitz des Staates übergehen ſoll. 

Durch die Einnahmen müßten alſo gedeckt werden: 


Unterhaltung und Betrieb . . . . . . . . . . . 45000 Mk. 
Verzinſung und Amortiſation der Obligationen .. 38500 „ 
Verzinſung und Amortiſation des Aktienkapitals . 18000 „ 
Verzinſung des Staatszuſchuſſe s . 35000 „ 


zuſammen 136500 Mk. 

Welche Einnahmen ſind nun aus dem Hafen zu erwarten? Mit 
Sicherheit läßt ſich dies nun natürlich nicht, wie bei keinem Unter— 
nehmen, vorausſagen, und die Beurtheilung iſt in dem vorliegenden 
Falle beſonders ſchwierig, da der Thorner Holzhafen etwas ganz 
Eigenartiges iſt, ſodaß die übrigen in Deutſchland beſtehenden Holz— 
häfen zum Vergleich nicht herangezogen werden können. Wenn man 
ſich aber der jedes Jahr erneut auftretenden Klagen über das Fehlen 
eines Sicherheitshafens bei Thorn erinnert und der vielfachen Schäden, 
die durch dieſes Fehlen den Holztransporten erwachſen ſind, ſo kann 
man wohl mit größter Wahrſcheinlichkeit auf eine durchgängig recht 
gute Belegung des Hafens rechnen, zumal da er ja nicht ſofort in 
dem zuerſt geplanten größeren Umfange angelegt werden ſoll. 

Wenn man ſich fragt, welche Traften den Hafen benutzen werden, 
ſo kommen 5 Kategorien in Betracht, die alle in dem Hafen kürzere 
oder längere Zeit feſtmachen müſſen: 

1. Diejenigen Traften, die von den ſich am Hafen niederlaſſenden 

Schneidemühlen aufgeſchnitten werden; 

2. die unverkauft hierher kommenden Hölzer, bei denen es noch 

unbeſtimmt iſt, ob ſie hier abgeſetzt werden oder nach Schulitz, 
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Bromberg und darüber hinaus oder nach Danzig verflößt 
werden müſſen; 

3. diejenigen Traften, die nach dem Weſten verflößt werden 
ſollen, wegen Ueberfüllung des Brahnauer Hafens aber vor— 
läufig auf der Weichſel bleiben müſſen; 

4. diejenigen Traften, die noch unverzollt auf der Weichſel ſtehen 
und vom Hochwaſſer bedroht ſind. Bei den eingeführten 
Hochwaſſermeldungen werden ſie ſtets Zeit finden, ſich vor der 
drohenden Gefahr in den Hafen zu flüchten. 

5. Diejenigen Traften, die im Spätherbſt hier ankommen und 
wegen der Eisgefahr nicht weitergehen und deshalb hier über— 
wintern. 

Die Größe einer Traft ſchwankt zwiſchen 2200 und 3600 Quadrat- 
meter, ſodaß man als Durchſchnittsgröße wohl 3000 Quadratmeter 
annehmen kann. Nun ſtehen zur Bergung von Traften in dem Hafen 
nach dem Erläuterungsbericht folgende Flächen zu Gebote: 

1. Haupthafenfläche mit 45 Hektar zur Aufnahme von 150 Traften 

2. Todter Weichſelarm, 3 „ > FF A 10 5 

3. Hafenſtraße 5 STD j 3 F 56 1 

4. Hafeneinfahrt Pupe STATS 5 s s 13 n 

insgejammt 69 Hektar zur Aufnahme von 229 Traften. 

1 und 2 werden jtändig ohne Störung des Hafenbetriebes belegt 
werden können, im Nothfalle, aljo bejonders bei drohendem Hoch— 
waſſer werden noch etwa 70 Traften mehr in dem Hafen Platz finden. 

Wir ſind in Uebereinſtimmung mit den von uns befragten Sach— 
verſtändigen zu der Ueberzeugung gelangt, daß im Sommer und Herbſt, 
26 Wochen hindurch, im Durchſchnitt 160 Traften im Hafen liegen 
werden, während die Zahl der Traften im Winter und Frühling ſehr 
gering gerechnet durchſchnittlich etwa 50 betragen dürfte. 

Was nun die Höhe des zu erhebenden Lagergeldes angeht, ſo 
iſt vor Allem darauf Rückſicht zu nehmen, daß eine Rentabilität des 
Hafens gewährleiſtet wird, ohne daß man die Hölzer zu ſtark belaſtet. 
Wir können natürlich hier keinen genauen Tarif aufſtellen, denn es 
wird Sache der Hafengeſellſchaft ſein, in Gemeinſchaft mit der Königlichen 
Staatsregierung einen ſolchen Tarif auszuarbeiten, der ja auch nicht 
von vornherein ſtändig feſtzulegen wäre, ſondern je nach den damit 
gemachten Erfahrungen abgeändert werden müßte. Gewiß darf nicht 
von allen Hölzern der gleiche Satz erhoben werden, und man wird 
z. B. die für die am Hafen liegenden Schneidemühlen beſtimmten 
Traften, da ſie ja ſtets längere Zeit liegen bleiben müſſen, etwas 
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geringer beſteuern, damit die Konkurrenzfähigkeit dieſer Unternehmungen 
nicht leide. Dagegen könnten die vorübergehend Schutz ſuchenden 
Hölzer mit höheren Beträgen herangezogen werden, da für ſie der in 


dem Schutz liegende Vortheil auch viel größer ift. Wir verweilen | 


hierbei auf den Bericht der Handelskammer zu Thorn vom Jahre 1899, 
worin ausgeführt wird, daß während des damaligen Hochwaſſers ein 
Transport von 5 Traften während 12 Tagen bei Thorn 3410 Mk. 
Unkoſten hatte, alſo für eine Traft faſt 700 Mk. 

Für eine vorläufige Rentabilitätsberechnung kann jedoch nur ein 
Durchſchnittsſatz in Anſatz gebracht werden, und wir haben dieſen Satz 
in Uebereinſtimmung mit allen von uns befragten Intereſſenten auf 
30 Mk. wöchentliches Lagergeld für 1 Traft angeſetzt. Da eine Traft 
durchſchnittlich 25000 Kubikfuß enthält, ſo würde ein wöchentliches 
Lagergeld von 30 Mk. für einen Kubikfuß 0,12 Pfg. ausmachen, eine 
Belaſtung, die von dem Holze ſicherlich getragen werden könnte. 
Dieſer Satz würde aber auch genügend ſein, um eine Rentabilität des 
Hafens herbeizuführen, denn es würde dann als Lagergeld eingehen: 

im Sommer und Herbſt: 160. 30.26 = 124800 Mk. 
im Winter und Frühling: 50.30.26 — 39000 „ 
zuſammen 163800 Mk. 

Daß unſere Berechnung einigen Anſpruch auf Richtigkeit hat, geht 
aus der nachſtehenden, unabhängig von uns durch einen Sachverſtändigen 
angefertigte Aufſtellung hervor: 

Juni, Juli, Auguſt, September 
ca. 18 Wd. 160 Traften à 30 MŁ — 86400 Mk. 


Oktober, November „ 9 „ 120 „ „ „ „ 32400 „ 
Degener Januar d „„ dd „ „ 45 24300 „ 
Februar, März en wake. 14400 „ 
April, Mai anna Br üg, 7200 


164700 Mf. 

Eine gewiſſe Einnahme wird auch noch aus den Lagerplätzen für 
Holz erwachſen, und wir ſetzen ſie, ſehr mäßig, mit 4200 Mk. an, ſodaß 
die Geſammteinnahmen 168000 Mk. betragen würden gegenüber einer 
nothwendigen Ausgabe von 136500 Mk. 

Ueber die Verwendung der Ueberſchüſſe würde ja wohl erſt ſpäter 
zu beſtimmen ſein. Zunächſt wird man einen Theil zur Bildung eines 
Reſervefonds verwenden, ſodann würde es empfehlenswert ſein und 
einen Anreiz zur Aktienzeichnung bieten, wenn man den Aktionären 
eine Superdividende in Ausſicht ſtellen könnte. Der dann noch ver— 
bleibende Reſt könnte zur ſchnelleren Tilgung des Privatkapitals Ver— 
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wendung finden, wodurch der Staat rajher in den Bejig des Hafens 
gelangen würde. 

Wir ſind der Meinung, daß die angeführten Vorſchläge für den 
Staat ſehr günſtig jind, denn abgeſehen von den 700000 Mk., die in 
der Hauptſache der Stromregulirung dienen ſollen, und abgeſehen 
von den 300000 Mk., die nur für die erſten Jahre vom Staate 
ausgelegt und bis zur Rückzahlung nach Verkauf der Bauſtellen 
verzinſt werden ſollen, hätte der Staat für das große Werk, das die 
Sicherung der Flößerei und Schifffahrt, Hebung der Induſtrie und 
Förderung des Deutſchthums zur Folge haben wird, nur 1 Million 
Mk. herzugeben, und auch dieſer Betrag würde mit 3½ % verzinſt 
werden, ſobald dies die Einnahmen geſtatten, was aber wohl 
ausnahmslos der Fall ſein dürfte. Nach Amortiſation des Privat— 
kapitals, alſo in etwa 40 Jahren, würde der Hafen nebſt dem bis 
dahin angeſammelten Reſervefonds in den Beſitz des Staates übergehen. 
Dieſen Vortheilen gegenüber zweifeln wir nicht, daß die Königliche 
Staatsregierung ſelbſt die von uns vorgeſchlagenen Summen als das 
Mindeſte betrachten wird, was der Staat zu dem Holzhafenbau 
leiſten muß. 

Im Intereſſe einer beſchleunigten Durchführung des Projektes 
wird es nun nöthig ſein, möglichſt bald einen Beſchluß der Königlichen 
Staatsregierung herbeizuführen, wonach die für den Hafenbau vom 
Staate aufzuwendenden Koſten in den nächſten Etat aufgenommen 
werden. Iſt dies geſchehen, ſo dürfen wir mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß der Landtag die Vorlage bei dem klar zu Tage liegenden 
öffentlichen Intereſſe annehmen wird, und wir ſind auch dann ſchon 
in den Stand geſetzt, die erforderlichen Schritte zur Beſchaffung des 
Privatkapitals zu thun, ſodaß die Bauausführung ſofort beginnen 
kann, wenn der Landtag die Ausgaben bewilligt haben wird. 


Wir bitten Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, möglichſt bald einen 
Beſchluß der Königlichen Staatsregierung über die Hergabe einer 
ſtaatlichen Unterſtützung zum Bau des Holzhafens bei Thorn Hod- 
geneigteſt herbeiführen zu wollen.“ 


Als Ergänzung zu dieſer Erklärung überſandte die Geſellſchaft 
dem Herrn Miniſter noch folgendes Schreiben: 


„Ew. Excellenz geſtatten wir uns, zu einigen Punkten unſerer 
unter dem 30. v. Mts. eingereichten Erklärung zur Beſeitigung von 
Bedenken, die etwa noch gegen unſer Projekt erhoben werden könnten, 
nähere Erläuterungen hinzuzufügen. 
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So hatten wir angegeben, daß man für Betrieb und Unterhaltung 
des Hafens eine jährliche Ausgabe von 45000 Mk. anſetzen müſſe 
und daß dieſe Summe auch ausreichend erſcheine. Wir hielten es für 
nöthig, hierüber einen genauen Anſchlag entwerfen zu laſſen und geben 
dieſen in der Anlage wieder. Die Veranſchlagung ergiebt die von uns 
angegebene Summe von 45000 ME, doch iſt leicht zu erſehen, daß 
dies eine Höchſtziffer bedeutet, die nur in einzelnen Jahren erreicht 
werden wird, während in anderen Jahren erhebliche Erſparniſſe gemacht 
werden können. So iſt vor Allem die unter Titel I angeführte Aus— 
gabe von 21000 Mk. ſchon an ſich ſehr hoch bemeſſen, und es kommt 
noch hinzu, daß die darunter angeführten Arbeiten nicht in jedem Jahre, 
ſpeziell nicht in den erſten Jahren nach Fertigſtellung des Hafens 
nöthig ſein werden. Auch ſonſt ſind die einzelnen Poſten reichlich ver— 
anſchlagt, ſodaß man auch in den ungünſtigſten Jahren mit dem ver- 
fügbaren Gelde auskommen muß. 

Ferner hatten wir in unſerer Eingabe hervorgehoben, daß der 
Hafen in erſter Linie Schutzhafen ſein ſolle und daß er dieſer Aufgabe 
voll entſprechen werde. Nun ſind allerdings an dem Hafen gleichzeitig 
umfangreiche Plätze für holzinduſtrielle Anlagen vorgeſehen, und es 
bliebe nachzuweiſen, daß hierunter die Aufnahmefähigkeit für ſchutz— 
bedürftiges Holz nicht dadurch leidet, daß die für die Schneidemühlen 
beſtimmten Traften zu viel Raum wegnehmen. Wir müſſen zunächſt 
vorausſchicken, daß wir es für unſere Pflicht hielten, dafür ein— 
zutreten, daß der Hafen gleichzeitig auch der Holzinduſtrie dienen kann, 
denn es wird einmal der Hafenbau dadurch verbilligt, da die aus— 
gebaggerte Erde mit den geringſten Koſten weggeſchafft werden kann, 
wenn man ſie zur Einebnung des für die Schneidemühlen beſtimmten 
Baugeländes gebraucht und ferner erhalten wir mit der Anlage von 
Schneidemühlen, die ſo günſtig wie möglich für die Beſchaffung ihres 
Holzvorrathes liegen, etwas wirthſchaftlich durchaus Nützliches, ja für 
die Hebung unſeres Wirthſchaftslebens Nothwendiges, wie wir dies 
nicht nur in unſerer letzten, ſondern auch in früheren Eingaben wieder— 
holt ausgeführt haben. 

Dabei werden die für die Schneidemühlen beſtimmten Vorräthe 
ſelbſt bei einer recht günſtigen Entwickelung unſerer Holzinduſtrie immer 
nur ſehr wenig Raum einnehmen. Nach den von uns vorgenommenen 
Ermittelungen verarbeitet das größte Bromberger Holzwerk jährlich etwa 
100 Traften zu 25000 Kubikfuß und es hat bei dieſer Verarbeitung 
ſtändig höchſtens 15 Traften vorräthig liegen. Wenn wir nun annehmen 

und dies erſcheint ſchon ſehr hoch, daß ſich an dem Hafen vier 
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Werke dieſer Größe anjiedeln werden, jo würden jie einen jtändigen 
Holzvorrath von höchſtens 60 Traften brauchen. Es blieb daher in 
dem Hauptbaſſin und dem alten Weichſelarm noch Raum für 100 
Traften, die hier geſchützt ihren Weitertransport abwarten könnten. Es 
fragt ſich nun, wieviel Traften im Falle der Meldung plötzlichen Hoch— 
waſſers noch auf der Weichſel vom Hafeneingange ſtromaufwärts ſich 
befinden würden. Zu den zwiſchen Schillno und Hafen liegenden 
Traften kämen noch diejenigen, die vor Eintritt des Hochwaſſers in 
Schillno abgefertigt werden und herunterſchwimmen können. In 
Schillno können nun an einem Tage höchſtens 25 Traften abgefertigt 
werden und da zwiſchen Hochwaſſermeldung und Eintritt des Hod- 
wajjers etwa 3 Tage vergehen, jo wäre auf 3.25 = 75 Traften zu 
rechnen, die der Hafen noch aufzunehmen hätte, und dieſe würden in 
der Hafenſtraße und der Hafeneinfahrt Platz finden. Es werden 
ſonach, ſelbſt wenn der Hafen den größten Vorrath für die Schneide— 
mühlen birgt, darin noch 170 Traften Unterkunft finden können. Die 
Geſammtmenge der Traften aber, die im Hafen beſſere Konjunkturen 
abwarten, zwiſchen Hafen und Grenze auf der Weichſel lagern und 
nach Meldung des Hochwaſſers noch in Schillno abgefertigt werden, 
wird nach unſerer feſten Ueberzeugung zu keiner Zeit die Zahl 170 
erreichen. 

Der Hafen wird ſonach auch bei ungünſtigſten Verhältniſſen ſeine 
Aufgabe als Sicherheitshafen erfüllen, und man könnte ja für den 
äußerſten Nothfall die Schneidemühlen verpflichten, ihre Traften über— 
einander zu ſtapeln, wie dies einige Schneidemühlen bei Bromberg thun, 
die 3—4 Traften übereinander legen. 

Wir glauben, daß wir mit dieſen Ausführungen auch die letzten 
Bedenken gegen das Hafenprojekt beſeitigt haben, und bitten Ew. 
Excellenz nochmals gehorſamſt, möglichſt bald die Einſtellung des zu 
gewährenden Staatszuſchuſſes in den nächſten Etat hochgeneigteſt ver— 
fügen zu wollen.“ 


Unter dem 23. Oktober erhielten wir von dem Vorſtande der 
hieſigen Waſſerbauinſpektion folgende Anfrage: 


„Ich bitte um gefällige, wenn möglich, baldige ungefähre Angabe 
der Schäden, welche die diesjährigen Hochwaſſer den Flößen auf der 
Strecke zwiſchen Thorn und Brahemünde zugefügt haben. 

Gleichzeitig bitte ich um Mittheilung, welche Zeit ein Floß bei 
mittleren Waſſerverhältniſſen gebraucht, um von der Grenze nach Brahe— 
münde zu ſchwimmen. 
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Iſt eine Gefahr vorhanden, daß nach Erbauung eines Holzhafens 
bei Thorn das Holzgeſchäft nach der Ruſſiſchen Seite der Grenze 
z. B. Nieszawa ſich hinziehen wird? 

Weshalb, oder aus welchem Grunde nicht?“ 

Wir erwiderten darauf: 

„Die Schäden, welche die diesjährigen Hochwaſſer den Flößen auf 
der Strecke zwiſchen Thorn und Brahemünde zugefügt haben, waren 
verhältnißmäßig geringfügig, da die einzelnen Fluthwellen keine beträcht— 
liche Höhe erreichten. Dagegen iſt der Umſtand von Intereſſe, daß der 
einzige größere Schaden, der vorgekommen iſt, ſich bei einem Pegel— 
ſtande von nur 2½ Meter ereignete, während ſonſt ſelbſt bei einem 
um 1 Meter höheren Waſſerſtande ein Losreißen der Traften ſelten 
war. Bei Thorn hatte ſich eine Traft losgeriſſen, die auf ihrem Wege 
bis Schulitz etwa 30 Traften mit fortriß und beſchädigte. Der durch 
das Aufſuchen und Zurüdholen der Hölzer entſtandene Schaden dürfte 
ſich auf 50000 Mk. belaufen haben. Da zu gleicher Zeit zwiſchen der 
Grenze und Brahemünde wohl an 200 Traften lagen, deren Feſtlegen 
für eine Traft durchſchnittlich etwa 100 Mk. Extrakoſten verurſacht 
haben wird, jo kamen zu den 50000 Mk. noch 20000, die bei Bor- 
handenſein eines Holzhafens bei Thorn erſpart worden wären. Wir 
möchten hier noch hinzufügen, daß gerade im letzten Jahre bei dem 
ſchwierigen Abſatz der Hölzer ein Holzhafen bei Thorn dauernd voll 
belegt geweſen ſein würde. 

Die Schwimmdauer einer Traft von der Grenze bis Brahemünde 
iſt natürlich von den verſchiedenſten Umſtänden abhängig. Bei normalem 
Waſſerſtande und günſtigem Winde würde eine Traft, falls ſie durch 
vorausſchwimmende Hölzer nicht gehindert wird und man den durch 
die Verzollung u. a. verurſachten Aufenthalt nicht in Betracht zieht, 
dieſe Strecke in 1½ bis 2½ Tagen zurücklegen können. Der Unter- 
ſchied von einem Tage wird durch die verſchiedene Länge der Tage ver— 
urſacht, da die Traften ja Nachts feſtlegen müſſen. In Wirklichkeit 
wird dieje Strecke nie in jo kurzer Zeit zurückgelegt. Ungünſtige Waſſer— 
und Windverhältniſſe, Verlegung der Fahrt durch andere Traften und 
andere Hinderniſſe verurſachen es, daß die Fahrt von Schillno bis 
Thorn nicht ſelten 3 Tage dauert, mindeſtens ein Tag iſt auf die 
Zollabfertigung zu rechnen und 6—8 Tage dauert es häufig, bis die 
Hölzer von Thorn nach Schulitz kommen, wo ſie dann bis zu ihrer 
Einfahrt in den Brahemünder Hafen erſt noch, wochenlang warten 
müſſen. Es ſcheint ja noch immer die Anſicht zu beſtehen, daß durch 
Erweiterung des Brahnauer Hafens allen Bedürfniſſen unſeres Holz— 
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handels und unjerer Flößerei Genüge geſchehen und damit der Bau 
eines Holzhafens bei Thorn überflüſſig würde. Dies iſt jedoch ganz 
und gar nicht der Fall, denn auch durch Erweiterung des Brahnauer 
Hafens würden nie die lokalen Intereſſen Brombergs gefördert werden, 
während der geſammte oſtdeutſche Holzhandel, wie ja aus den Gut— 
achten der Handelsvertretungen von Danzig und Elbing u. a. m. her— 
vorgeht, den Bau eines Hafens bei Thorn, der allein die Gefahren 
der auf der Weichſel ſchwimmenden Hölzer beſeitigen würde, für dringend 
nothwendig erklärt hat. Den Hafen bei Brahemünde könnte bei ein— 
tretender Gefahr nur eine ganz kleine Zahl von Traften rechtzeitig 
erreichen und auch von dieſen würden wegen des viel Zeit erfordernden 
Einſchleuſens nur wenig in Sicherheit gebracht werden können. Dazu 
kommt noch, daß alle von vornherein für Danzig beſtimmten Hölzer 
nicht kanalmäßig verbunden ſind. Dieſe würden den Brahnauer Hafen 
überhaupt nicht aufſuchen können, denn das Umbinden der Hölzer 
würde, ganz abgeſehen von den großen Koſten, ſo lange Zeit in 
Anſpruch nehmen, daß inzwiſchen die gemeldete Fluthwelle längſt 
herangekommen fein würde. In dem Thorner Holßzhafen, der keine 
Schleuſen erhalten ſoll und für den ein ſehr breiter Eingang geplant 
iſt, können Traften jeder Art auf das Schnellſte eingebracht werden, 
ſodaß er allein ein wirklicher Schutzhafen ſein würde. 

Eine Gefahr, daß nach Erbauung eines Holzhafens bei Thorn 
das Holzgeſchäft nach der ruſſiſchen Seite der Grenze z. B. Nieszawa 
ſich hinziehen wird, iſt abſolut nicht vorhanden. Jeder Verkäufer von 
Waaren wird immer den Markt aufſuchen, an dem er die meiſten 
Käufer trifft. Nach Rußland wird aber der deutſche Kaufmann nur 
ungern gehen, um dort die Hölzer einzukaufen, denn ſchon die Paß— 
ſchwierigkeiten werden Viele zurückhalten, außerdem genießt er beim Kauf 
der Hölzer in Deutſchland einen viel größeren Schutz als in Rußland. 
Das einzige, was den ruſſiſchen Holzverkäufer veranlaſſen könnte, ſein 
Holz nur bis Nieszawa zu bringen und dort zum Verkauf zu ſtellen, 
ſind die Gefahren, die der Verkauf der Hölzer auf freiem Strome bei 
Thorn jetzt mit ſich bringt und die ja auf der ruſſiſchen Seite wegen 
des breiten mit vielen Sandbänken verſehenen Strombettes viel geringer 
ſind. Wird jedoch der Holzhafen bei Thorn gebaut, ſo finden die 
Hölzer hier ein abſolut ſicheres Unterkommen, ſodaß dann auch der 
letzte Grund für die Verlegung des Holzmarktes wegfallen würde. 
Eine Gefahr, daß das Holzgeſchäft nach der ruſſiſchen Seite der Grenze 
ſich hinziehen wird, beſteht alſo nur dann, wenn der Holzhafen bei 
Thorn nicht gebaut wird.“ 
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Am 8. November fand in dem hiejigen Kreishauſe unter dem 
Vorſitze des Herrn Oberpräſidenten von Goßler eine informatoriſche 
Beſprechung über die Herſtellung eines Holzhafens bei Thorn ſtatt, 
zu der die betheiligten Miniſterien Kommiſſare entſandt hatten. Außer⸗ 
dem waren dazu Vertreter der Regierung zu Marienwerder, der Strom— 
bauverwaltung, des Kreiſes und der Stadt Thorn, der Handelskammer 
ſowie der Geſellſchaft zur Förderung des Holzhafenbaues erſchienen. 
In dieſer Beſprechung wurde von Seiten der Herren Regierungs- 
kommiſſare hervorgehoben, daß die betheiligten Herren Miniſter dem 
Unternehmen durchaus wohlwollend gegenüberſtänden und daß die 
Staatsregierung grundſätzlich geneigt jei, fih an dem Unternehmen finanziell 
zu betheiligen. Was die Art dieſer Betheiligung betreffe, ſo ſtimme die Anſicht 
der Herren Miniſter mit der der Intereſſenten und des Herrn Oberpräſidenten 
überein, daß der Staat nicht Träger des Unternehmens ſein dürfe. Die 
vorgeſchlagene Bildung einer Aktiengeſellſchaft, an welcher ſich der 
Staat durch Zeichnung von Aktien betheilige, erſcheine um ſo angemeſſener, 
als ſich dieſe Form der Staatsunterſtützung bei den Kleinbahnunter— 
nehmungen bewährt habe. Der von den Intereſſenten aufgemachte 
Finanzirungsplan könne jedoch nicht angenommen werden. Der Herr 
Finanzminiſter habe zunächſt eine Drittelung der Koſten für angemeſſen 
erachtet, ſodaß eine Million von dem Staat, eine Million von der 
Stadt Thorn und eine Million von den anderen Intereſſenten zu 
geben ſein würden. Man habe ſich jedoch dem nicht verſchließen 
können, daß die Stadt Thorn bei ihrer beſchränkten Leiſtungsfähigkeit 
wohl nicht in der Lage ſein werde, eine Million zu den Koſten 
beizuſteuern. Daher ſei man bereit, äußerſtenfalls noch eine 
weitere halbe Million auf Staatsfonds zu übernehmen, ſich alſo 
mit 1500000 Mk. an dem Unternehmen in der Form der Ueber— 
nahme von Aktien zu betheiligen. So erfreulich dieſe Ausführungen 
der Herren Regierungskommiſſare waren, ſo konnte daraufhin doch immer 
noch nicht, da ja eine bindende Zuſage der Staatsregierung noch fehlte, 
mit Ausſicht auf Erfolg an die Beſchaffung der aus Privatkreiſen auf— 
zubringenden 1½ Millionen Mk. herangetreten werden. Z. 3. ſchweben 
hierüber noch Verhandlungen, doch iſt ſicher anzunehmen, daß dieſe 
bald zu einem guten Ende geführt werden und man den Staatsbeitrag 
von 1½ Millionen Mk. in den nächſtjährigen Etat einſetzen wird. 


Die deutſche Weichſelſchifffahrt 
in den letzten 23 Jahren. 


Auf Erſuchen des Herrn Oberpräſidenten vom 20. Januar 1902 
haben wir unter dem 27. Januar einen Bericht über die Entwickelung 
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der deutſchen Weichſelſchifffahrt in den letzten 25 Jahren eingereicht, 
der bei der Kürze des uns geſtellten Termines nur in allgemeinen 
Umriſſen gehalten werden konnte. Wir bringen ihn hierunter zum 
Abdruck: 

„Die verbeſſerten Flußverhältniſſe haben ohne Zweifel vortheilhaft 
auf die Geſtaltung der Weichſelſchifffahrt gewirkt, denn diefe ift bedeutend 
leiſtungsfähiger geworden, da in Folge der Vertiefung der Fahrrinne 
größere Schiffsgefäße auf der Weichſel verkehren können und durch 
Verbeſſerung des Stromes ein regelmäßiger Dampferverkehr möglich 
wurde. Mitte der 70er Jahre verkehrten ausſchließlich Segelkähne 
auf der Weichſel, und zwar hatten dieſe eine Tragfähigkeit von 
höchſtens 2000 Zentnern. Trotzdem war die wirthſchaftliche Lage der 
Schiffer nicht ſchlecht, da die Frachten damals ziemlich hoch ſtanden. 
Stückgutverkehr beſtand allerdings nicht, die Schiffer nahmen vielmehr 
nur volle Ladungen ein, wie denn überhaupt die Schifffahrt damals 
auf einen ganz anderen Verkehr als heute zugeſchnitten war. Im 
Auguſt fuhren die Schiffer von Danzig ab und ſuchten, wenn auch 
leer, vor Einbruch des Winters nach Polen zu kommen. Dort blieben 
ſie im Winter und luden Getreide, wobei die Kahnräume gleichzeitig 
als Speicher dienten. Im Frühjahr brachten ſie dann das Getreide 
nach Preußen und löſten an Fracht allein für dieſe eine Fahrt ſchon 
faſt genügend, um davon leben zu können. Dieſer Getreideverkehr 
aus Polen hat ſeit Ende der 70er Jahre zum großen Nachtheil unſerer 
Kleinſchifffahrt fajt ganz aufgehört. Dazu kam noch, daß das Herab— 
gehen der Eiſenbahnfrachten für Maſſengüter auch ein Sinken der 
Schiffsfrachten zur Folge hatte, ſodaß die Kahnſchifffahrt nur dann 
rentabel bleiben konnte, wenn man zu größeren leiſtungsfähigeren 
Schiffsgefäßen überging. Durch die verbeſſerten Stromverhältniſſe war 
es nun auch möglich geworden, mit Kähnen von 5—6000 Zentnern 
Tragfähigkeit auf der Weichſel zu fahren. Die kleineren Kähne werden, 
ſoweit man ſie nicht für die Fahrten nach Berlin gebraucht, immer 
mehr von der Weichſel verdrängt, und ſie müſſen ihren Erwerb auf 
den kleinen Nebenflüſſen und Seeen ſuchen, wo die großen Schiffe 
wegen ihrer Breite und ihres Tiefganges nicht verkehren können. 

Eine weitere Umgeſtaltung des Schifffahrtsbetriebes iſt durch die 
Einführung von Dampfern herbeigeführt worden. Anfang der 7Oer 
Jahre fuhr noch kein einziger deutſcher Dampfer auf der Weichſel, 
ſodaß z. B. damals bei Verlegung der Pontonbrücke bei Thorn 
Warſchauer Dampfer herbeigeholt werden mußten. In Polen beſtand 
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namentlich den Verkehr zwiſchen Warſchau und Thorn vermittelte, 
doch brachten gelegentlich die Warſchauer Dampfer auch Schleppgüter 
von Danzig nach Thorn und Warſchau. Vom Jahre 1877 an begann, 
der Bau deutſcher Weichſeldampfer. In Danzig und ſpäter auch in 
Bromberg bauten ſich Rhedereien eine größere Anzahl von Dampfern 
mit einer Tragfähigkeit von 2500—3000 Zentnern und gleichzeitig 
eine Anzahl Schleppkähne ohne Segel und Maſten mit Tragfähigkeit 
bis zu 9000 Zentnern. Die Dampfer, die alle auch zum Schleppen 
eingerichtet ſind, können bei gutem Waſſerſtande ihre Tragfähigkeit 
voll ausnutzen. Insgeſammt verkehren jetzt 17 Dampfer regelmäßig auf 
der deutſchen Weichſel, von denen 15 auch in ſich laden können und zwei 
reine Schleppdampfer find. Durch die Dampfer, die ſelbſt meiſt Stüd- 
güter laden, iſt auch eine gewiſſe Regelmäßigkeit des Betriebes erzielt 
worden, ſoweit dies bei dem wechſelnden Waſſerſtande und den 
jeweiligen Witterungsverhältniſſen möglich iſt. Auch beſtimmte Linien 
werden von einzelnen Dampfern eingehalten. So läßt eine Danziger 
Rhederei einige ihrer Dampfer nur zwiſchen Danzig und Graudenz 
gehen, während ſie andere nur an oberhalb Graudenz liegende Weichſel— 
ſtädte anlaufen läßt. Die beiden reinen Schleppdampfer vermitteln 
hauptſächlich den Verkehr zwiſchen Preußen und Polen, und zwei 
andere Dampſer den zwiſchen Königsberg und den Weichſelſtädten, 
wobei ſie den Weg durch das Haff nehmen. 

Durch Dampfer vermittelter Perſonenverkehr beſteht auf der 
Weichſel nur zwiſchen Warſchau und Thorn. Die Beſtrebungen, einen 
ſolchen auch zwiſchen Danzig und Thorn herzuſtellen, ſind bisher ohne f 
Erfolg geblieben, da man nicht überzeugt ift, daß jih ein ſolcher 
Verkehr rentiren werde, denn die Weichſelſtädte liegen etwas zu weit 
auseinander, und größere Strecken würden wohl nur in Ausnahme— 
fällen von Reiſenden auf dem Waſſerwege zurückgelegt werden. 

Die Zahl der Segelkähne hat nach der Meinung der von uns 
befragten Sachverſtändigen abgenommen, doch iſt dafür der zu Gebote 
ſtehende Schiffsraum größer geworden. Die Bauart hat ſich inſofern 
geändert, als man die Kähne jetzt länger und breiter baut, ſchwächeres 
Material nimmt und eiſerne Spanten verwendet Die Schiffe erlangen 
durch dieſe Aenderungen eine abſolut und relativ höhere Tragfähigkeit. 
Faſt ſämmtliche Schleppdampfer und ein Theil der Schleppkähne ſind 
aus Eiſen gebaut. ' 

Erſt durch die Dampfer ijt wieder ein Stückgutverkehr auf der 
Weichſel möglich geworden, wodurch den Speditionsgeſchäften große 
Vortheile erwachſen ſind. Es kamen allerdings auch ſchon früher 
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Stückgüter auf dem Waſſerwege hierher, nämlich ehe die Eiſenbahnen 
bis zu uns geführt waren. Die angekommenen Stückgüter wurden 
dann durch die Spediteure mittelſt Fuhrwerk in Stadt und Land 
vertheilt. Dieſen Stückgutverkehr hatte jedoch die Eiſenbahn vollſtändig 
an ſich geriſſen, bis dann wieder durch die Dampfer ein Theil der 
Stückgüter dem Waſſerwege zugeführt wurde. Es ſind in Folge deſſen 
an der Weichſel viele neue Speditionsgeſchäfte gegründet und alte 
erweitert worden. 

Auch auf den ganzen Schifffahrtsbetrieb iſt die Einführung des 
Dampferverkehres von großem Einfluß geweſen. Die Rhedereien miethen 
ſich jetzt, ſoweit ihre eigenen Schleppkähne nicht ausreichen, für die 
Saiſon Kähne, die geſchleppt werden. Der Schiffer erhält eine 
gewijje Monatsmiethe für Raum und Arbeitskraft, wofür er den Kahn 
genügend zu bemannen und in ordnungsmäßigen Zuſtand zu erhalten 
hat. Auch für einzelne Fahrten miethen die Rhedereien Kähne für 
die Bergfahrt. Die Fracht erhält der Rheder und der Schiffer 
bekommt eine Entſchädigung für die miethsweiſe Ueberlaſſung des 
Kahnes. Viele Kahnſchiffer übernehmen aber, wie früher, ſelbſt 
Frachten, die ſie theilweiſe unter Segelbenutzung verſchiffen, doch thun 
ſich bisweilen auch mehrere Kahnſchiffer zur Miethung eines Schlepp— 
dampfers zuſammen. 

Wenn auch nach dem Ausgeführten die Entwickelung der Weichſel— 
ſchifffahrt zum Nachtheil derjenigen Kleinſchiffer, Die ſich den veränderten 
Verhältniſſen nicht anpaſſen konnten oder wollten, ausgefallen ift, 
und wenn auch die Kahnſchifſer immer mehr in eine gewiſſe Abhängigkeit 
zu den Dampfſchiffsrhedereien kommen, ſo ſtehen dieſen Nachtheilen 
zweifelloſe Vortheile in der größeren Leiſtungsfähigkeit des Schifffahrts⸗ 
betriebes gegenüber, die allein durch die Verbeſſerung des Flußlaufes 
erreicht werden konnte. Eine der Größe des Stromes entſprechende 
Schifffahrt wird ſich auf der Weichſel aber erſt dann entwickeln können, 
wenn man auch in Rußland in gleicher Weiſe wie bei uns für die 
Verbeſſerung des Stromes Sorge tragen wird.“ 

Die Ausfuhrtarife für Fucker 
und die oſtdeutſche Binnenſchifffahrt. 

Unter dem 29. Mai erhielten wir von der Bromberger Eiſenbahn— 
Direktion nachſtehendes Schreiben: 

„Wie auch dort bekannt ſein dürfte, iſt Seitens der oſtdeutſchen 
Binnenſchifffahrts-Intereſſenten in einer Eingabe an den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten darüber Klage geführt, daß durch die Ein- 
führung der neuen Zuckerausnahmetarife 1. April d. Is. der 
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bisherige Mitbewerb der Binnenſchiffer an der Beförderung dieſes 
Artikels, namentlich ſoweit ein Umſchlagsverkehr in Frage kommt, für 
die Folge vollſtändig ausgeſchloſſen iſt. 

Von der Schifffahrt treibenden Bevölkerung werde dieſes um ſo 
härter empfunden, als dieſelbe in hohem Maße mit der Verfrachtung 
von Zucker rechnen mußte, und jeder Verfrachter im Jahre mindeſtens 
einmal, theilweiſe ſogar bis zu 4 Malen Zucker verlud. | 

Dem Beiſpiele der Eiſenbahn zu folgen und nunmehr ihrerjeits 
auch die Waſſerfrachten herabzuſetzen, ſei dieſelbe bei den an und für 
ſich kaum einen Gewinn abwerfenden, äußerſt niedrigen Waſſerfrachten 
gänzlich außer Stande. 

Zur Prüfung, ob und inwieweit dieſe Klagen als berechtigt 
anzuſehen ſein dürften, haben wir zunächſt nachſtehende Erhebungen 


angeſtellt. 


1. Welche Zuckerfabriken werden von den Beſchwerdeführern auf 
dem Waſſerwege bedient, welche Mengen haben dieſe Fabriken 
in den einzelnen Jahren ſeit 1895 hergeſtellt, zu welchem 
Theile ſind dieſe Zuckermengen dem Waſſerwege zugefallen 
und wohin wurden dieſelben befördert. 

Dieje Angaben find uns von den Zuckerfabrik-Stationen unſeres 

Bezirkes unter Mitwirkung der Zuckerfabriken gemacht worden. 

Nach denſelben ſind es vorwiegend die Zuckerfabriken in Amſee, 
Kruſchwitz, Montwy, Nakel und Pakoſch, welche die Waſſerſtraßen zur 
Beförderung ihres Zuckers nach Neufahrwaſſer theilweiſe auch unter 
Inanſpruchnahme der Umſchläge in Bromberg, Karlsdorf und Thorn 
benutzen; ebenſo fendet die Zuckerfabrik in Unislaw ihren Rohzucker 
mit der Bahn nach Bromberg, um ihn von hier aus auf dem Waſſer— 
wege weiter zu befördern. 

2. In welchem Umfange werden die für die Zuckerverfrachtung 
in Betracht kommenden Waſſerſtraßen auch zur Beförderung 
anderer Güter benutzt. 

Dieſe Angaben haben wir von dem hieſigen Waſſerbauamt erbeten. 

3. Wie hoch belaufen ſich die Koſten des Waſſertransports und 
zwar getrennt nach reiner Fracht und den mit dieſer 
Beförderungsart verbundenen Nebenkoſten wie An- und Abfuhr 
nach den Waſſerfahrzeugen, Verſicherungsgebühren, Koſten der 
Einlagerung und dergl. 

Auf eine diesbezügliche Anfrage bei den Zuckerfabriken erhielten 

wir den Beſcheid, daß der Zucker in der Regel ab Fabrik verkauft 
wird, und die Verkäufer ſich bei der Waſſerverfrachtung in den meiſten 
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Fällen eines Spediteurs bedienen, der auch die Verſicherung, An- und 
Abfuhr und dergl. mitbeſorgt. Aus dieſem Grunde könnten ſie uns 
über die Höhe dieſer Frachten und Gebühren keine Auskunft ertheilen. 

Die geehrte Handelskammer erſuchen wir deshalb ergebenſt, uns 
dieſe Frage gefälligſt Ihrerſeits zu beantworten; gleichzeitig wäre uns 
eine Mittheilung darüber erwünſcht, wie ſich die Zuckerfrachten gegen— 
über den für die ſonſtigen Artikel gezahlten verhalten, und welchen 
Schwankungen beide je nach der Jahreszeit unterworfen ſind. 

Einer weiteren gefälligen Mittheilung ſehen wir ferner darüber 
entgegen, ob die zeitigen Waſſerfrachten thatſächlich derart niedrig ſind, 
daß eine Herabſetzung derſelben nicht mehr möglich iſt. 

Bei der Beurtheilung dieſer Frage würde unſeres Dafürhaltens 
vorzugsweiſe von den nachſtehenden Geſichtspunkten auszugehen ſein. 

a. Wie hoch ſtellen ſich die Beſchaffungskoſten für ein Waſſer— 
fahrzeug (Weichſelkahn) wie ſolche gewöhnlich auf der Weichſel 
und den zu dieſer gehörigen Waſſerſtraßen verkehren. 

b. Welche Einnahmen muß ein ſolches Fahrzeug jährlich erzielen, 
um dieſe Anſchaffungskoſten und die nothwendigen Reparaturen 
zu decken. 

c. Wieviel Fahrten gehören nach den heutigen Frachten hierzu, 
und wieviel Fahrten macht der Schiffer jährlich wirklich. 

d. Welche ſonſtigen Unkoſten erwachſen demſelben hierbei und 

e. Wie hoch ſtellen ſich hiernach die geſammten Selbſtkoſten und 
der wirkliche Reingewinn. 

Falls die geehrte Handelskammer in der Lage ſein ſollte, uns 
auch zu den unter 2 und 3 angeführten Erhebungen geeignetes Material 
zur Verfügung zu ſtellen, würden wir ſolches mit Dank entgegennehmen. 
Einer möglichſt umgehenden Mittheilung, wann und in welchem 
Umfange wir auf die Beantwortung der vorſtehenden Fragen rechnen 
dürfen, ſehen wir ergebenſt entgegen.“ 

Die erbetene Auskunft gaben wir, wie folgt, in unſerem Schreiben 
vom 5. Juni: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
die Befürchtungen unſerer Binnenſchiffer wohl begründet ſind, denn 
durch die Detarifirung des Ausfuhrzuckers gehen ihnen ganz bedeutende 
Frachtmengen verloren, wenn ſie nicht ihre Frachtſätze ſo weit herab— 
ſetzen wollen, daß ein Wettbewerb mit der Eiſenbahn möglich iſt. Dies 
iſt aber, beſonders für die kleineren Kahnſchiffer, kaum durchführbar, 
da das Schiffergewerbe auf der Weichſel ſchon bei den jetzigen Fracht— 
ſätzen und Frachtenmengen kaum mehr lohnend genannt werden kann. 
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Wir haben uns im Jahre 1897 auf Befragen der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion für die Herabſetzung des Artikels „Zucker zur Ausfuhr“ aus— 
geſprochen, und dies mußten wir im Intereſſe der in unſerem Bezirke, 
liegenden großen Zuckerfabriken thun. Schon damals aber führten 
wir aus, wir könnten uns der Befürchtung nicht entſchlagen, daß unter 
Umſtänden eine erhebliche Herabſetzung der Bahnfrachten zu einer 
weſentlichen Schädigung des Thorner Handels und der Weichſel— 
ſchifffahrt ausſchlagen könne. 


Was nun die einzelnen, in dem geehrten Schreiben vom 29. v. Mts. 
aufgeführten Punkte anlangt, ſo möchten wir doch darauf hinweiſen, 
daß außer den unter Punkt 1 erwähnten Zuckerbetrieben doch auch, 
namentlich für den Umſchlag in Thorn, die Fabriken in Culmſee, Neu— 
Schönſee und Wierſchoslawitz in Betracht kommen, da ſie bisher die 
Waſſerſtraße in großem Umfange zur Beförderung ihres Zuckers nach 
Neufahrwaſſer in Anſpruch genommen haben. 

Neben dem Zucker kommen als Maſſenartikel für die Kahnſchiffer 
noch Kohlen, Eiſen, Getreide, Mehl, Kleie, Holz, Spiritus und Petroleum 
in Betracht. Davon aber werden Eiſen, Kohlen und Petroleum nur 
ſtromaufwärts verfrachtet, während ſtromabwärts der Zucker bisher den 
ganz überwiegenden Antheil an den von Thorn nach Danzig beförderten 
Gütermengen hatte. Stromabwärts allein hat aber der Schiffer noch 
einigen Verdienſt, denn bei der Bergfahrt, wo er ſich ſchleppen laſſen 
muß, verdient er kaum ſeine Auslagen. Im Jahre 1899 wurden von 
Thorn ſtromabwärts 46000 Tonnen verfrachtet, davon waren 27000 
Tonnen Zucker, im Jahre 1900 betrug bei einer Geſammtverfrachtung 
ſtromabwärts von 37000 Tonnen der Antheil des Zuckers 23000 Tonnen. 
Daraus iſt leicht zu erſehen, welche Schädigung unſerer Binnenſchifffahrt 
erwachſen muß, wenn ihr die Zuckerfrachten verloren gehen. 

Ueber die Höhe der Waſſerfrachten haben wir durch Befragung 
von Sachverſtändigen Folgendes feſtgeſtellt. Die Frachten für Zucker 
ſind die gleichen wie die für alle anderen Artikel, dagegen ſind die 
Frachtſätze je nach den Jahreszeiten verſchieden, und zwar ſind ſie im 
Frühjahr und Sommer am niedrigſten, im Herbſt am höchſten. Im 
Frühjahr iſt meiſt guter Waſſerſtand, ſodaß die Schiffer die Ladefähigkeit 
ihrer Kähne beſſer ausnutzen können, weshalb ſie die Güter auch 
billiger zu verfrachten vermögen, während der Grund der niedrigen 
Sommerfrachtſätze in der geringen Menge der für die Verfrachtung 
zur Verfügung ſtehenden Güter liegt. Im Herbſte ſtehen trotz faſt 
durchgängig guten Waſſerſtandes die Frachtpreiſe hoch, da die Nach— 
frage nach Kahnraum in dieſer Jahreszeit ſehr lebhaft iſt und ferner 


die Schiffer wegen der kurzen Tage nur eine geringe Arbeitszeit 
haben, weshalb ihnen verhältnißmäßig viel Unkoſten entſtehen. Im 
Frühjahr und Sommer betragen die Frachten für einen Zentner Zucker 
von Thorn nach Neufahrwaſſer 12 Pfg., im Herbſt ſchwanken ſie 
zwiſchen 16 und 24 Pfg., betragen alſo im Durchſchnitt 20 Pfg. Für 
die Einladung in den Kahn von dem auf der Uferbahn ſtehenden 
Waggon ſind einſchließlich Spedition 2½ Pfg. für den Zentner zu 
zahlen. Die Verſicherungsgebühr beträgt für den Waſſertransport von 
Thorn nach Neufahrwaſſer im Frühjahr (vom 1. April ab) und Sommer 
3 Pfg., im Herbſt 4½ Pfg. für den Zentner. 

Die Koſten für die Einlagerung des Zuckers in Thorn ſetzen ſich 
aus folgenden Beträgen zuſammen: 
Koſten für den Transport vom Waggon nach dem 

Speicher und vom Speicher nach dem Kahn 

einschl. Spediti ns 7½ Die: für 1 Ju. 
Das Lagergeld beträgt 2 Pfg. im Monat für : 

1 Zentner, die durchſchnittliche Lagerzeit 

4 Monate, das Geſammtlagergeld daher . 8 A 
Die Aſſekuranz für 4 Monate beträgt... 8 e 

Daß die Waſſerfrachten zu niedrig ſind, um eine weitere Herab— 
ſetzung zu geſtatten, ohne daß ein Theil der Schiffer ruinirt wird, 
beweiſen die nachſtehenden Zahlen. 

Bei normaler Größe hat ein Weichſelkahn eine Tragfähigkeit von 
5 6000 Zentnern, und ein ſolcher Kahn fojtet etwa 15000 Mk. voll 
ſtändig fertig zur Fahrt. Es müſſen nun aus den Frachten zunächſt 
gedeckt werden, Ha ein Gewinn erzielt wird: 


" * * 


für Verzinſung 5 z „„ 
für Abnutzung und Neparaturen 10 oj, > artu BOO 5 
für Koſt für 2 Bootsleute an 210 Tagen a 1 Ml. n 
für Lohn für 2 Bootsleute an 210 VA 22.50 SU, oen AU T 
für Berjiherung 1% .. Ee 
Schleuſenabgaben, rüengeder E 
Lootſengelden .. PKM ET WR 


uwa 4220 Mk. 

Ein Schiffer macht nun mit einem ſolchem Weichſelkahn im Jahre 

3 Fahrten zwiſchen Warſchau und Danzig. Für die Reiſe von Danzig 

nach Warſchau, wobei er ſich ſchleppen läßt, erhält der Schiffer gewöhnlich 

eine Pauſchalſumme als Kahnmiethe und dieſe beträgt durchſchnittlich 
600 Mk. 


Für 3 Reiſen ſtromaufwärts bekommt er alfo . .. 1800 Mk. 
Von Warſchau bis Thorn kann er höchſtens 3000 Zentner 

laden, und er erhält für 1 Zentner 30 Pfg., für eine 

Reiſe aljo 900 Mk. und für 3 Reijen . . 2700 „ 
Bon Thorn nach Danzig kann er durchſchnittlich mit 4000 
Zentner fahren und er macht 


2 Reifen zu 12 Pfg. für den Zen tenen . . 960 „ 
und 1 Reiſe zu 20 Pfg. für den Zentner e 800 „ 


zuſammen 6260 Mk. 

Davon gehen noch 5% Kommiſſionsgebühren ab 320 „ 
ſo bleiben 5940 Mk. 

und nach Abzug der Unkoſten 4220 „ 

bleibt ein Reingewinn von 1720 Mk. 

Davon muß der Schiffer ſich und ſeine Familie das ganze Jahr 
über erhalten, und auch dieſen gewiß recht kärglichen Verdienſt hat 
nur der immerhin ſchon beſſer ſituirte Schiffer mit dem größeren Kahn, 
dagegen iſt die Einnahme der Schiffer, die Kähne mit einer Lade— 
fähigkeit von 34000 Zentnern haben, nicht eine abſolut, ſondern auch 
relativ geringere, da ſie faſt die gleichen Unkoſten haben, wie die Beſitzer 
größerer Kähne. Natürlich werden die Schiffer verſuchen, den ſo 
wichtigen Frachtartikel Zucker weiter zu erhalten und ſie werden deshalb 
mit ihren Frachten herabgehen müſſen, doch werden dabei die kleineren 
Schiffer ſicherlich zu Grunde gehen, denn ſie können bei niedrigeren 
Frachten nicht beſtehen. Gelingt es jedoch nicht, den Zucker auch ferner— 
hin auf dem Waſſerwege zu verfrachten, ſo wird die Lage auch für 
die Beſitzer größerer Kähne unhaltbar werden, denn das vermehrte 
Angebot des Kahnraumes wird dann die Frachtpreiſe ſo weit herunter 
drücken, daß das Schiffergewerbe gänzlich unlohnend wird. 

Es iſt ſonach zweifellos, daß unſere Weichſelſchiffer durch die neue 
Tarifmaßregel ganz bedeutend geſchädigt werden, und dies iſt um ſo 
wahrſcheinlicher als die Fabriken ihren Zucker, wenn die Waſſerfrachten 
nicht erheblich billiger ſind, immer auf dem Bahnwege verſenden 
werden, denn ſie können, falls der Zucker in Danzig lagert, die 
Konjunktur den ganzen Winter hindurch ausnutzen, während ſie bei 
Einlagerung des Zuckers in Thorn immer erſt das Frühjahr abwarten 


müſſen.“ 
3. Poft. 


Beſchaffenheit der Briefjendungen. 


Im Mai ging uns ein Rundſchreiben des Herrn Staatsſekretärs 
des Reichs-Poſtamtes zu, worin der Wunſch nach möglichſt einheitlicher 
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Geſtaltung der Briefformate zum Ausdruck gebracht wurde. Wir ver- 
fehlen nicht, dieſem Wunſche durch Abdruck des Rundſchreibens an dieſer 
Stelle eine weitere Verbreitung zu geben. Das Schreiben lautete: 

„Auf der im Februar d. Is. im Reichs-Poſtamte mit Vertretern 
der Handels- und Induſtriekreiſe abgehaltenen Konferenz haben 
bekanntlich auch Beſprechungen über Maßnahmen zur Erzielung einer 
den Bedürfniſſen des Poſtbetriebes entſprechenden Beſchaffenheit der 
Briefſendungen ſtattgefunden. Es kam zur Erörterung, daß die glatte 
Abwickelung des Briefverkehrs in läſtiger Weiſe erſchwert werde durch 
die übergroße Verſchiedenheit der Briefformate, durch den Mangel an 
Gleichmäßigkeit im Aufkleben der Freimarken und durch die oft geringe 
Ueberſichtlichkeit der Aufſchrift. 

Bei den Briefumſchlägen kommen die mannigfachſten Größen 
— vom Folioformat bis zum Miniaturformat und die eigenthüm— 
lichſten Formen zur Verwendung. Dieſe Verſchiedenartigkeit ijt für den 
Poſtbetrieb äußerſt läſtig; ſie verlangſamt das Sortirgeſchäft, macht die 
Vereinigung zu Briefbunden ſchwierig und hält das Stempelgeſchäft 
auf. Vor Allem gilt dies von den ganz kleinen Umſchlägen und ſolchen 
von nicht rechtwinkliger Form. Die ſtetige Zunahme des Verkehrs 
drängt auf größte Beſchleunigung der poſttechniſchen Behandlung der 
Briejjendungen, namentlich auch der Stempelung, für welche die weiteſte 
Verwendung von Stempelmaſchinen im Bedürfniß liegt. Der vollen 
Ausnutzung ſolcher Maſchinen ſteht aber immer die Mannigfaltigkeit 
der Briefumſchläge hindernd entgegen. In der Konferenz wurde die 
Berechtigung des Verlangens nach einheitlicheren Formaten anerkannt 
und die Möglichkeit zugegeben, daß wenigſtens von der Geſchäftswelt 
den Bedürfniſſen nach dieſer Richtung hin durch thunlichſt allgemeine 
Verwendung des ſchon jetzt bei Geſchäftsbriefen bevorzugten Quart— 
formats Rechnung getragen werden könne. 

Roch mehr als das ungleiche Format bildet der wechſelnde Sitz 
der Freimarken ein Hinderniß, die Stempelung mit Maſchinen aus— 
zuführen. Der Maſchinenſtempel trifft nur eine beſtimmte Stelle des 
Umſchlages, die obere rechte Ecke. Befindet ſich die Marke dort nicht, 
ſo unterbleibt die Entwerthung. Auch bei der Handſtempelung jtört 
es den glatten Fortgang des Stempelgeſchäftes ungemein, wenn die 
Marken bald auf der einen, bald auf der anderen Stelle des Umſchlages 
ſitzen. Deshalb iſt durch § 3 II der Poſtordnung die Aufklebung der 
Marken in der oberen rechten Ecke der Aufſchriftsſeite ausdrücklich vor— 
geſchrieben, ſodaß der Poſtverwaltung das Recht zuſtände, von dieſer 
Bedingung abweichende Sendungen zu beanſtanden, was allerdings 
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bis jetzt nicht geſchehen iſt. Damit die gedachte Vorſchrift beſſer beachtet 
wird, hält die Reichs-Poſtverwaltung, was auch die Billigung der 
Konferenz fand, es für zweckmäßig, daß auf allen Briefumſchlägen, die 
mit Firmenaufdruck ꝛc. verſehen werden, in der oberen rechten Ecke der 
Aufſchriftsſeite ein oder zwei Markenfelder vorgedruckt werden. Hin- 
ſichtlich des Firmenaufdruckes iſt im Intereſſe der Deutlichkeit der 
Stempelung noch ein anderer Geſichtspunkt hervorzuheben. Die 
Stempelmaſchinen liefern einen reichlich die rechte Hälfte des oberen 
Randes der Briefumſchläge deckenden Abdruck. Damit die Deutlichkeit 
des eigentlichen Aufgabeſtempels — Angabe des Ortes und der Zeit 
der Auflieferung nicht durch den Firmenaufdruck beeinträchtigt werde, 
empfiehlt es ſich, dieſen auf die linke Ecke des oberen Randes zu 
beſchränken oder am linken Seitenrande des Umſchlages anzubringen. 


Zu Gunſten des Sortirdienſtes wurde in der Konferenz darauf 
hingewieſen, daß auf größte Ueberſichtlichkeit der Aufſchrift, insbeſondere 
auf ſchnelles Erkennen des Beſtimmungsortes Werth zu legen wäre. 
Zur Erfüllung dieſes Verlangens würde es weſentlich beitragen, wenn 
auf den Umſchlägen — wenigſtens den mit Aufdruck verſehenen 
unten rechts für die Angabe des Beſtimmungsortes ein ſtarker Strich, 
wie bei den von der Poſtverwaltung herausgegebenen Formularen zu 
Poſtkarten, Poſtanweiſungen pp, vorgedruckt würde, um die Nieder- 
ſchrift des Beſtimmungsortes an dieſer Stelle zu ſichern und jo die 
Ortsangabe aus der Aufſchrift hervorzuheben. Von den Konferenz- 
theilnehmern wurde dies als ausführbar bezeichnet. 


Kurz zuſammengefaßt hat hiernach die Poſtverwaltung in Bezug 
auf Erleichterung des Briefverkehrs folgende Wünſche an das Publikum: 
1. Verminderung der Zahl der Briefformate und namentlich 
Beſeitigung der ganz kleinen Formate; möglichſt allgemeine Ver— 
wendung von Umſchlägen in Quartformat für Geſchäftsbriefe; 

2. Vordruck von Markenfeldern auf den Umſchlägen; 

3. Beſchränkung des Firmenaufdruckes auf die obere linke Ecke 

oder die linke Seite des Umſchlages; 

4. Vordruck eines ſtarken Striches für den Beſtimmungsort unten 

rechts. 

Bei dem weſentlichen Antheil der Geſchäftswelt am Briefverkehr 
würde es von größter Bedeutung ſein, wenn von dieſer Seite die 
angegebenen Geſichtspunkte willfährige Berückſichtigung fänden. 

An die Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen beehre 
ich mich daher das ergebene Erſuchen zu richten, zur Erreichung dieſes 
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Zieles innerhalb Ihres Bezirkes gefälligſt der Poſtverwaltung Ihre 
werthvolle Unterſtützung leihen zu wollen.“ 


Leerung der Poſtbriefkaſten. 


Eine Abänderung in den Leerungszeiten der Thorner Poſtbrief— 
kaſten veranlaßte uns, dem hieſigen Hauptpoſtamte nachſtehendes 
Schreiben zu überſenden: 

„Das Kaiſerliche Poſtamt hat in dem geehrten Schreiben vom 
28. v. Mts. beſtätigt, daß bei den Briefkaſten in der Breite-, Briidene, 
Eliſabeth- und Friedrichſtraße einige Leerungen in Wegfall gekommen 
ſind. Wir kennen zwar die Gründe nicht, die zu dieſer Abänderung 
geführt haben, doch liegt ſie jedenfalls nicht im Intereſſe des Verkehrs. 
Da von Abends 9%, bis früh 6 Uhr die Briefkaſten überhaupt nicht 
geleert werden, ſo werden die in dieſer Zeit eingeworfenen Briefe mit 
den Zügen D 22 (Abfahrt nach Bromberg 55), Z 503 (Abfahrt nach 
Culmſee 6), Z 23 (Abfahrt nach Alexandrowo 6”) Z 54 (Abfahrt 
nach Poſen 6%), Z 51 (Abfahrt nach Inſterburg 6%) und Z 242 
(Abfahrt nach Bromberg 7'5) überhaupt nicht befördert, ſodaß dieſe 
6 Frühzüge für den Thorner Briefverkehr, ſoweit die Briefe nicht bei 
den Poſtämtern abgegeben werden, gar nicht in Betracht kommen. 
Es ſind dies aber doch ganz unhaltbare Zuſtände, denn das Kaiſerliche 
Poſtamt wird ja aus eigener Erfahrung wiſſen, daß auch nach 10 Uhr 
Abends noch zahlreiche Briefe, Geſchäfts- ſowohl als Privatbriefe, 
in die Briefkaſten geworfen werden, wobei jetzt das Publikum, ſoweit 
es nicht Kenntniß von der vorgenommenen Aenderung erhalten hat, 
ohne Weiteres annimmt, daß ſeine Briefe mit dem Frühzuge befördert 
werden. Soweit dem Publikum die Aenderung bekannt geworden iſt, 
bleibt ihm ja allerdings der Weg offen, ſeine Briefe nach 10 Uhr auf 
das Hauptpoſtamt zu tragen, doch könnte man hiermit ja den gäng- 
lichen Wegfall der Briefkaſten befürworten. Wir bitten daher das 
Kaiſerliche Poſtamt ergebenſt, im Intereſſe des Verkehrs zu verfügen, 
daß die Briefkaſten der inneren Stadt wenigſtens ein Mal in der 
Nacht, vielleicht früh 4 Uhr, geleert werden, damit die inzwiſchen 
eingeworfenen Briefe mit den Frühzügen befördert werden können. 
Ferner iſt in Intereſſentenkreiſen der Wunſch ausgeſprochen worden, 
daß auch Vormittags noch eine weitere Entleerung um 10%, oder 
11 Uhr ſtattfinden möge, wie dies ſonſt geſchehen iſt. Wir glauben, 
daß auch dieſer Wunſch die Berückſichtigung des Kaiſerlichen Poſtamtes 
verdient.“ j 

Unſeren Wünſchen iſt daraufhin bereitwilligit Rechnung getragen 
worden. 
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III. Zoll- und Steuerweſen. 


Regulativ für Getreidemühlen. 


Von dem Herrn Handelsminiſter erging im Juni folgendes. 
Rundſchreiben an die Handelsvertretungen: 

„Der Vorſtand des Vereins Deutſcher Handelsmüller hat im 
Mai d. Is. an den Bundesrath eine, wie ich annehme, auch dort 
bekannt gewordene Eingabe (S. 489) gerichtet, worin dargelegt wird, 
daß das feit dem 1. Januar v. Js. in Kraft ſtehende Mühlenregulativ 
einen ſtarken Rückgang in der Mehlausfuhr zur Folge gehabt habe. 
Die Schuld hieran wird mannigfachen Mängeln, an denen das 
Regulativ leiden ſoll, zugeſchrieben. 

Ich erſuche die an dieſer Frage betheiligten Handelsvertretungen 
um Aeußerung darüber, welche Erfahrungen hinſichtlich der Entwickelung 
der Mehlausfuhr im dortigen Bezirk gemacht ſind, und inwieweit die 
Ausführungen des Vereins über Mängel des Regulativs für begründet 
angeſehen werden.“ 

Wir berichteten hierauf unter dem 26. Juni: 

„Ew. Excellenz berichten wir gehorſamſt, daß uns die vom Verein 
Deutſcher Handelsmüller dem Bundesrath eingereichte Petition 
bekannt iſt. Wir haben daraufhin bereits unter dem 4. d. Mts. die 
Müllereiintereſſenten unſeres Bezirkes zu einer Beſprechung der 
Angelegenheit einberufen. Im April 1899 haben wir uns zwar im 
Prinzip für das neue Regulativ ausgeſprochen, weil wir in Ueber- 
einſtimmung mit der überwiegenden Mehrzahl unſerer Müller eine 
Steigerung des Exports beſſerer Mehle davon erwarteten, doch müſſen 
wir heute zugeben, daß wir uns in dieſer Annahme getäuſcht haben. 
Während früher aus unſerem Bezirke wenigſtens die ſchwärzeren 
Mehle exportirt werden konnten, hat ſeit Beſtehen des neuen Mühlen— 
regulativs bei uns jeglicher Mehlexport aufgehört. Das Schlimmſte 
aber iſt, daß unſere großen Mühlen bei ihrem Abſatz auf dem 
inländiſchen Markte jetzt überall der Konkurrenz der großen Export— 
mühlen begegnen, die für die fehlende Ausfuhr Erſatz im Inlande 
ſuchen. So hat. z. B. die Königberger Walzmühle, die täglich 240 
Tonnen vermahlt, den Export beinahe ganz aufgegeben und bedrängt 
jetzt überall den Markt, ſogar Wander Mühlen dringen bis nach 
Poſen und Thorn vor. 

Die Müller ſind der Meinung, daß die Erſchwerung des Exportes 
weniger in dem Prinzip liegt, wonach die beſſeren Mehle eine höhere 
Vergütung erhalten als die ſchlechteren, als vielmehr an den Ausführungs— 
beſtimmungen, und es werden namentlich der Ausſchluß der Ausbeuten 
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über 75 bezw. 65 %, von der Ausfuhr und die Klaſſeneintheilung für 
die vorliegende Schädigung verantwortlich gemacht. Von den in der 
Eingabe des Vereins Deutſcher Handelsmüller vorgetragenen Wünjchen 
ſcheint uns daher der unter Punkt 3 verzeichnete die meiſte Beachtung 
zu verdienen. Es müßte eine den thatſächlichen Verhältniſſen 
entſprechende Vergütung nach Ausbeuteprozenten auf Grund des 
bücherlichen Nachweiſes eingeführt werden, damit die Exportmühlen 
nach allen Richtungen hin vollſtändige Bewegungsfreiheit erhielten.“ 


Begleitſcheinkredit. 


Unter dem 18. Juli wandten wir uns an die Königliche Provinzial— 
Steuerdirektion in Danzig in einer Eingabe, worin wir ausführten: 

„Der Königlichen Provinzial-Steuerdirektion iſt unter dem 
13. d. Mts. von hieſigen Holzſpediteuren eine Eingabe zugegangen, 
worin über die langſame Abfertigung der mit Begleitſchein nach 
Danzig abgelaſſenen Hölzer geklagt und um Abhülfe gebeten wird. 
Es wird in dieſer Petition mit Recht hervorgehoben, daß der Verkauf 
des aus Rußland eingehenden Holzes in Folge der allgemeinen wirth— 
ſchaftlichen Depreſſion ſich ſo ſchleppend vollziehe, wie faſt noch in 
keinem Jahre, und daß in Folge deſſen ſchon der Kredit der Thorner 
Spediteure in ganz abnormer Weiſe in Anſpruch genommen werde. 
Soweit es ſich um Traften handelt, die unverkauft bei Thorn lagern, 
läßt ſich ja eine Aenderung nicht herbeiführen, dagegen müßten 
wenigſtens die nach Danzig verkauften Hölzer möglichſt ſchnell nach 
ihrer Ankunft in Danzig abgefertigt werden, damit die Belaſtung der 
hieſigen Spediteure wenigſtens etwas gemindert wird. Während doch 
das auf Begleitſchein abgefertigte Holz ganz abgeſehen von der 
Transportfriſt ſofort nach Ankunft am Beſtimmungsorte dem Zollamte 
vorgeführt werden müßte, geſchieht dies in Danzig jetzt in der Regel 
nicht, ſondern ein Theil der dortigen Empfänger wartet ruhig das Ende 
der Transportfriſt ab und erhält dann häufig noch vom Danziger Zollamt 
eine Friſt von 3—4 Wochen zur Vermeſſung der Hölzer. Während diejer 
ganzen Zeit aber bleibt das Begleitſcheinkonto des hieſigen Spediteurs 
mit dem Zollbetrag belaſtet. In normalen Zeiten erſchöpft ſich ja 
der Kredit unſerer Spediteure nicht leicht, da durch raſchen Verkauf 
des Holzes die Entlaſtung bald eintritt; in dieſem Jahre liegen aber 
die Verhältniſſe ſo, daß ein Theil unſerer Holzſpediteure bereits an die 
Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit angelangt ſind. Eine Abhülfe iſt alſo 
dringend erforderlich. Wir bitten daher die Königliche Provinzial— 
Steuerdirektion ganz ergebenſt, anordnen zu wollen, daß das Danziger 
Zollamt die mit Begleitſchein auf Danzig abgefertigten Hölzer ſich 
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jofort nach deren Ankunft in Danzig vorführen läßt. Sobald dies 
geſchehen iſt, müßte dann das Thorner Zollamt benachrichtigt werden, 
und auf dieſe Benachrichtigung hin hätte die Entlaſtung der Konten 
der hieſigen Holzſpediteure ſtattzufinden. 

Was die weitere Bitte der Spediteure betrifft, daß die Begleit— 
ſchein-Kredite, die bei Holzabfertigungen jetzt nur einfach gerechnet 
werden, in doppelter Höhe Geltung erlangen, ſo halten wir auch 
dieſen Wunſch für berechtigt und glauben nicht, daß durch die Erfüllung 
dieſes Antrages irgend ein Riſiko für die Zollverwaltung erwächſt. 
Da dieſe Erleichterung auch im Jahre 1898 gewährt worden iſt, ſo 
könnte dies um ſo eher in dieſem Jahre, wo die Verhältniſſe noch 
bedeutend ſchwieriger liegen, geſchehen. 

Der Königlichen Provinzial-Steuerdirektion würden wir zu großem 
Danke verpflichtet ſein, wenn die von uns befürworteten Anordnungen 
möglichſt umgehend erlaſſen würden.“ 

Hierauf erhielten wir unter dem 1. Auguſt eine Abſchrift des den 
Intereſſenten ertheilten Beſcheides, lautend: 

„Ihrem Antrage, das hieſige Hauptzollamt zur Erledigung der 
von Thorn auf Danzig ausgeſtellten Holzbegleitſcheine ſpäteſtens bis 
zum Fälligkeitstermine d. h. bis zum Ablauf der Transportfriſt anzu— 
halten, kann nicht entſprochen werden, weil nach Anzeige dieſes Amtes 
die Begleitſcheine in den meiſten Fällen erſt am letzten Tage der 
Transportfriſt vorgelegt werden und weil es dem hieſigen Hauptamte 
an der erforderlichen Kenntniß über die unterwegs befindlichen Holz— 
transporte, deren Führer und Empfänger, und ſchließlich das Eintreffen 
der Holztransporte fehlt. Die Friſt zur Dispoſition über das Holz 
Seitens der Empfänger ſowie zum Aufmeſſen der einzelnen, meiſt ſehr 
umfangreichen Transporte durch die Holzvermeſſer wird nach weiterer 
Anzeige des hieſigen Hauptamtes nicht über das Bedürfniß ausgedehnt, 
kann aber auch namentlich für die Holzvermeſſer nicht zu knapp bemeſſen 
werden, weil ſie gründlich gewiſſenhaft arbeiten müſſen, daneben aber 
auch von Witterungsverhältniſſen und augenblicklichen Arbeitshäufungen 
abhängig ſind. Ich habe das Hauptamt hier wiederholt angewieſen, 
auf möglichſte Beſchleunigung der Begleitſcheinerledigung hinzuwirken. 
Es könnte in Frage kommen, ob ſich Ihrem Antrage durch Abkürzung 
der von dem Hauptzollamte in Thorn gewöhnlich geſtellten Transport— 
friſt von ſechs Wochen fördernd entgegenkommen ließe, doch kann ich 
Ihnen eine Einwirkung auf das Hauptzollamt in Thorn in dieſem Sinne 
nach den hierüber bereits vor einigen Jahren von Amtswegen angeſtellten, 
eingehenden Erörterungen nicht empfehlen, muß Ihnen aber ſelbſtverſtänd— 
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lich einen Verſuch hiermit überlaſſen, wenn Sie ſich hiervon einen Erfolg 
verſprechen ſollten. Nach Lage der beſonderen Verhältniſſe ſcheinen 
Sie ſelbſt am Wirkſamſten und Beſten auf eine Beſchleunigung der 
Begleitſcheinerledigung dadurch hinwirken zu können, daß Sie die Ihnen 
bekannten Waarenführer und Empfänger zur unverzüglichen Abgabe 
der Begleitſcheine nach dem Eintreffen der dazu gehörigen Transporte 
an hieſiger Amtsſtelle veranlaſſen. 

Die erwünſchte Entlaſtung Ihrer bei dem dortigen Hauptamte 
niedergelegten Begleitſcheinſicherheit läßt ſich dadurch nicht herbeiführen, 
daß Ihrem Vorſchlage entſprechend vorläufige Benachrichtigungen des 
dortigen Hauptamtes durch das hieſige über die erfolgte Abgabe der 
Begleitſcheine der Erledigung der Begleitſcheine gleichgeſtellt werden. 
Eine derartige Anweiſung an das dortige Hauptamt muß ich ablehnen, 
weil die Abgabe eines Begleitſcheines bei dem Empfangsamte der 
erforderlichen Erledigung des Begleitſcheines und der dem Begleitſchein— 
extrahenten obliegenden Erfüllung ſeiner Verpflichtungen in keiner Weiſe 
gleichſteht, und weil das dortige Hauptamt unter eigener Verantwort— 
lichkeit über die unter beſonderen Umſtänden zuläſſige Entbindung von 
der in § 45 des Vereinszollgeſetzes grundſätzlich geforderten vollen 
Sicherheitsbeſtellung zu entſcheiden hat. Aus dem letzterwähnten Grunde 
kann ich auch das dortige Hauptamt nicht anweiſen, ſich bis zum 
15. September d. Is. mit einer halben Sicherheitsbeſtellung im Holzverkehr 
zu begnügen. 

Um nun Ihren Wünſchen mit den mir zu Gebote ſtehenden 
Mitteln ſoweit als möglich entgegen zu kommen, habe ich das hieſige 
Hauptzollamt ermächtigt, in Abweichung von der Vorſchrift in § 53 
des Begleitſchein-Regulativs dem Hauptzollamte dort im Holzbegleit- 
ſcheinverkehr, ſo lange das Bedürfniß hierfür beſteht, Einzelerledigungs— 
ſcheine zu überſenden, ſodaß Ihre Begleitſcheinſicherheit nicht mehr wie 
bisher halbmonatlich ſondern unmittelbar nach Erledigung der Begleit— 
ſcheine entlaſtet wird. Den Mitunterzeichnern des Geſuches wollen Sie 
hiervon gefälligſt Kenntniß geben.“ 


Entwurf eines Solltarifgeſetzes 


nebjt Zolltarif. 


Zu dem Entwurf eines Zolltarifgeſetzes nebſt Zolltarif haben 
wir verſchiedentlich Stellung genommen, ſo auch in zwei an den 
deutſchen Reichskanzler gerichteten Eingaben. In der erſten wurden 
wir gegen die Beſtimmungen des Zolltarifentwurfes über Bau- und 
Nutzholz vorſtellig, indem wir ausführten: 
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„Ew. Excellenz berichten wir gehorſamſt, daß die Beſtimmungen 
des Zolltarifentwurfes, ſoweit ſie Bau- und Nutzholz betreffen, in den 
Kreiſen der Holzintereſſenten unſeres Bezirkes große Beunruhigung 
hervorgerufen haben, da man eine Erſchwerung der durchaus noth— 
wendigen Holzeinfuhr und damit den Niedergang unſeres Holzhandels 
und unſerer Holzinduſtrie befürchtet, wenn dieſe Beſtimmungen in 
Kraft treten ſollten. Die in den letzten Jahren bedeutend geſtiegenen 
Holzpreiſe laffen doch eine Erſchwerung der Holzeinfuhr und eine 
weitere Vertheuerung des Holzes keinesfalls räthlich erſcheinen; hier 
wäre eher eine Erleichterung zu wünſchen, damit die Schneidemüllerei, 
die zu den wenigen im Oſten gedeihenden Induſtriezweigen gehört, 
weiter gefördert werde. 


Einhellig wird von allen Intereſſenten die Unterſcheidung von 
hartem und weichem Holz bei der Verzollung, wie ſie der Entwurf 
vorſieht, verworfen, weil dadurch die Verzollung der ja hier zum 
allergrößten Theil auf dem Waſſerwege eingehenden Hölzer erſchwert 
werden muß, denn es wird nicht immer leicht ſein, bei den von dem 
langen Waſſerwege zum Theil unkenntlich gewordenen Hölzern ohne 
Weiteres zu erkennen, ob ſie zur Kategorie der harten oder der der 
weichen Hölzer gehören. Die Zollabfertigung wird dadurch längere 
Zeit auch ein größeres Abfertigungsperſonal und damit für den Staat 
größere Unkoſten erfordern, ebenſo aber auch für den Holzimporteur 
Weiterungen und Unkoſten zur Folge haben. Dabei ſteht für den 
Staat den höheren Ausgaben durch die Zollerhöhung kaum ein 
genügendes Aequivalent gegenüber, denn ein großer Theil der ein— 
geführten harten Hölzer, die überhaupt von der Geſammtheit der Holz— 
einfuhr nur einen geringen Prozentſatz ausmachen, ſind Tranſitwaare, 
ein weiterer großer Theil eichene Schwellen, die für den Fiskus beſtimmt 
ſind, ſodaß alſo nur ein kleiner Theil der höheren Zollgebühren als 
Zolleinnahme in Betracht kommt. Nun werden zwar auch jetzt ſchon 
bei der Einfuhr von Holz den Zollämtern Liſten ausgehändigt, worin 
die einzelnen Holzarten, aus denen der Floßverband beſteht, angeführt 
werden, doch geſchieht dies jetzt zu ſtatiſtiſchen Zwecken, und die Zoll— 
behörde hat daher keine Veranlaſſung, die Richtigkeit dieſer Angaben zu 
prüfen, was aber geſchehen müßte, wenn die harten Hölzer einem 
höheren Maßzolle als die weichen unterliegen würden. 


Es ſcheint daher dringend wünſchenswerth, daß man bei der 
Verzollung von einer Unterſcheidung zwiſchen hartem und weichem 
Holz abſieht. 
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Was nun die in dem Entwurf vorgeſehenen Zollſätze angeht, jo 
ſoll ja, wenn man die Sätze für weiches Holz zu Grunde legt, 
unbearbeitetes oder lediglich in der Querrichtung mit Axt oder Säge 
bearbeitetes Bau- und Nutzholz (Poj. 73) wie bisher 1,20 Mk. für 
den Feſtmeter zahlen, womit wir uns einverſtanden erklären, dagegen 
erſcheinen die in den Poſitionen 74 und 75 für beſchlagenes und 
geſägtes Holz vorgeſehenen Zölle von 3 Mk. und 7,50 Mk. für 
den Feſtmeter, gegenüber 2,40 und 6 Mk. im geltenden autonomen 
und 1,80 Mk. und 4,80 Mk. im Vertragstarif viel zu hoch, und wir 
bitten dringend, auch hierfür die geltenden Zölle wieder einzuſetzen. 
Beſchlagenes Holz kann einen höheren Zollſatz überhaupt nicht ver— 
tragen, ſodaß bei einer weiteren Zollerhöhung das Geſchäft in Balken 
dem Ruine entgegengeführt werden würde. Auch ein höherer Zoll 
für geſchnittene Waare erſcheint nicht nothwendig, da bei den jetzigen 
Zöllen bereits unſere Schneidemühlen gegenüber der ausländiſchen 
Konkurrenz hinreichend geſchützt erſcheinen. Die Folge würde nur eine 
Vertheuerung unſeres Schnittmaterials ſein. 

Daß in dem Entwurf bei den Poſitionen 81 und 82 nur Gewichts- 
zölle und nicht auch Maßzölle angeführt find, beruht wohl nur auf 
einem Verſehen, denn es würde ja ganz unmöglich ſein, dieſe Hölzer, 
falls ſie im Floßverbande eingeführt werden, aus dieſem zu löſen und 
auf das Ufer zur Verwiegung zu bringen. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft zu Danzig hält es für 
einen Nachtheil, daß im Zolltarifgeſetz ($ 9 Ziffer 2 Abſ. 2) die Fejt- 
ſetzung des Nachlaſſes aus dem zur Laſt geſchriebenen Zoll für die 
Abfälle, die bei der Bearbeitung von Bau- und Nutzholz in den 
Tranſitlägern entſtehen, wenn die Hölzer in das Zollausland gehen, 
dem Bundesrathe zugeſprochen iſt, während jetzt dieſe Abfälle im 
Geſetz feſtgelegt ſind. Auch wir halten eine geſetzliche Feſtlegung dieſes 
Nachlaſſes für zweckmäßiger, weil dies dem Holzexport eine größere 
Sicherheit verleiht. Wenn ſich auch z. Zt. keine Tranſitläger für Holz 
in unſerem Bezirke befinden, ſo glaubten wir doch, zu dieſem Punkte 
Stellung nehmen zu müſſen, da wahrſcheinlich im Anſchluß an den 
bei Thorn zu erbauenden Holzhafen auch ſolche Tranſitläger eingerichtet 
werden dürften. 

Ebenſo erſcheint es nothwendig, daß wie in dem geltenden Zoll— 
geſetz die Möglichkeit einer erleichterten Abfertigung bei den Begleitſchein— 
vorſchriften für Floßholz vorgeſehen werde, da die Zollabfertigung 
des ſchwimmenden Holzes unmöglich den ſtrengen Zollbeſtimmungen 
wie die anderen Waaren unterworfen werden kann. 


Wir hoffen umſomehr, daß Ew. Excellenz die hier vorgetragenen 
Münſche in Berückſichtigung ziehen werden, als über die in Frage 
ſtehenden Punkte in den Kreiſen unſerer Holzhändler und Holz 
induſtriellen völlige Meinungsübereinſtimmung herrſcht.“ 

Zu dem ganzen Entwurf nahmen wir in folgender Eingabe vom 
12. November Stellung: 

„Ew. Excellenz haben wir bereits unter dem 15. v. Mts. um 
Abänderung der in dem kürzlich veröffentlichten Zolltarif für Bau— 
und Nutzholz vorgeſehenen Zollſätze gebeten, und wir beehren uns im 
Anſchluß hieran Ew. Excellenz noch mehrere andere den Entwurf des 
Zolltarifgeſetzes und des Zolltarifes betreffende Bedenken und Wünſche 
zur Kenntnißnahme mit der Bitte um hochgeneigte Berückſichtigung 
gehorſamſt zu unterbreiten. 

Wir haben zwar unſere darauf bezüglichen Anträge bereits dem 
Deutſchen Handelstage übermittelt, der ja eine Zuſammenſtellung 
ſämmtlicher ihm von den Handelskörperſchaften eingereichten Aeuße— 
rungen zur Kenntniß der in Betracht kommenden Behörden des 
Reiches und der Bundesſtaaten gebracht hat, doch da darin die 
Begründung der Anträge nur ſehr knapp wiedergegeben iſt, halten 
wir es für nothwendig, Ew. Excellenz unſere Anträge mit der 
unverkürzten Begründung zu überſenden. 

Wir haben den Entwurf zunächſt daraufhin geprüft, inwieweit er 
geeignet iſt, als Unterlage für den Abſchluß günſtiger Handelsverträge, 
namentlich eines ſolchen mit Rußland, der ja für uns bei unſerer 
Lage von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, zu dienen. Die in unſerem 
Bezirke gelegenen Fabriken haben allerdings, abgeſehen von den 
Maſchinenfabriken, keinen oder nur einen geringen Abſatz nach Rußland, 
doch würde für unſere Ziegeleien, Honigkuchen- und Chokoladenfabriken 
ein Export möglich werden, wenn es gelingen ſollte, beim Abſchluß 
eines deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages für die Fabrikate dieſer 
Induſtrieen günſtigere Zollſätze zu erhalten. Für unſeren Handel iſt 
die möglichſt ungehinderte Einfuhr von Holz, Kleie, Oelkuchen und 
Saaten aus Rußland eine Lebensfrage. Sehr wichtig iſt für uns der 
Verkehr mit dem dicht an der Grenze gelegenen ruſſiſchen Gebiet, denn 
dadurch werden unſere Wochenmärkte mit Butter, Geflügel und Eiern 
beſchickt; auch beſorgen die in der Nähe der Grenze wohnenden Ruſſen 
vielfach ihre Einkäufe bei uns, wodurch unſere Ladeninhaber guten 
Verdienſt haben, ja einzelne Geſchäfte ſind zum großen Theil auf 
dieſen Abſatz angewieſen. Käme kein Handelsvertrag zu Stande, ſo 
würde natürlich auch das Ueberſchreiten der Grenze noch mehr, als es 
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leider jetzt ſchon geſchieht, erſchwert und der Verkehr lahm gelegt 
werden. Unſere Speditionsgeſchäfte und nicht zum Mindeſten die 
Weichſelſchifffahrt haben ebenfalls ein großes Intereſſe daran, daß ein 
langfriſtiger, günſtiger Handelsvertrag mit Rußland abgeſchloſſen werde. 

Der Entwurf des Zolltarifgeſetzes nebſt Zolltarif ſcheint uns nun 
aber keineswegs geeignet, zum Abſchluß eines ſolchen Handelsvertrages 
zu führen. Zwar kann die in dem Entwurfe vorgeſehene größere 
Spezialiſirung der zu verzollenden Waaren nur günſtig wirken, da 
man dadurch die Verhandlungsfreiheit mehrt, dagegen erſcheint der 
Vertragsabſchluß dadurch erſchwert, daß im Entwurf für den größten 
Theil der ſchon bisher zollpflichtigen Artikel der Zoll erhöht worden 
ijt und eine ganze Reihe bisher zollfreier Waaren zollpflichtig geworden 
ſind. Wenn es ſich dabei auch um die Sätze des Generaltarifes handelt, 
die in den einzelnen Vertragstarifen herabgeſetzt werden können, ſo 
liegt in der Erhöhung doch offenbar die Tendenz, auch die Vertragszölle 
entſprechend zu erhöhen. Dann kann man aber natürlich nicht erwarten, 
daß uns die Vertragsländer niedrigere Zölle als bisher, wie wir ſie 
doch zur Hebung der Exportfähigkeit vieler unſerer Fabrikate nöthig haben, 
bewilligen werden. Immerhin bleibt noch die Möglichkeit offen, die 
Zölle auch gegen die urſprüngliche Abſicht weiter herab zu ſetzen, falls 
ſonſt ein Handelsvertrag nicht zu Stande kommen ſollte. Nach dem 
Zolltarifgeſetzentwurfe fällt aber dieje Möglichkeit für die vier Haupt- 
getreidearten weg, denn für ſie iſt ein Minimaltarif, der dazu noch 
viel höher iſt, als der jetzige Generaltarif, feſtgeſetzt, unter dem keines⸗ 
falls herabgegangen werden darf. Auf die großen Nachtheile eines 
Doppeltarifes bei dem Neuabſchluß von Handelsverträgen haben wir 
ja bereits in unſerer in Gemeinſchaft mit vielen anderen Handels- 
kammern des Oſtens unter dem 10. Juli v. Is. Ew. Excellenz 
eingereichten Petition hingewieſen. Der Minimaltarif für Getreide 
wird es aber, namentlich weil zu hohe Minimalſätze darin feſtgeſetzt 
ſind, ganz unmöglich machen, mit Ländern, die, wie z. B. Rußland, 
großentheils Getreide bei uns einführen, einen günſtigen Handelsvertrag 
zu ſchließen, und wir müſſen uns daher nachdrücklichſt gegen die Auf— 
ſtellung des Doppeltarifes für Getreide ausſprechen. 

Eine Neuerung enthält § 6 des Zolltarifgeſetzes. Danach ſollen 
Waaren, die im Tarif nicht beſonders genannt und auch in keiner 
Tarifſtelle inbegriffen ſind, denjenigen Tarifſtellen zugewieſen werden, 
in denen die ihnen nach Beſchaffenheit oder Verwendungszweck am 
nächſten ſtehenden Waaren aufgeführt ſind. Gegen dieſe Aenderung 
läßt ſich Nichts einwenden, nur wäre die Aufnahme einer Beſtimmung 
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zu wünſchen dahingehend, daß dieje Zuweiſung vom Bundesrathe 
unter nachträglicher Genehmigung des Reichstages zu treffen iſt. 


Nach $ 10 des Entwurfes können die Zölle für eine Friſt bis 
zu drei Monaten geſtundet werden, doch ſollen von dieſer Stundung 
die Zölle für Getreide, Hülſenfrüchte, Raps und Rübſen, ſowie für die 
daraus hergeſtellten Erzeugniſſe ausgenommen ſein. Es kann kein 
vernünftiger Grund dafür gefunden werden, daß gerade die Getreide— 
händler von dem Zollkredit ausgeſchloſſen werden ſollen, wenn man 
nicht eine weitere Erhöhung des Zollſchutzes für Getreide beabſichtigt. 
Das Reſultat wird ſein, daß der Getreidehandel immer mehr in die 
Hände kapitalkräftiger Großhändler übergeht, denn die Zahlungs- und 
Kreditfähigkeit eines Theils der kleineren Getreidehändler, die jetzt 
Getreide importiren, wird dieſe Belaſtung nicht tragen können. Jeden— 
falls iſt es aber unbillig, einem Theil der Importeure den Zollkredit 
zu verſagen, den man allen anderen gewährt. Der Abſatz 2 des § 10 
müßte daher geſtrichen werden. 


Was nun die einzelnen Zollſätze betrifft, ſo müſſen wir uns vor 
allen Dingen gegen die Erhöhung der Getreidezölle ausſprechen, denn 
ſelbſt die in dem § 1 des Zolltarifgeſetzes vorgeſehenen Minimalzölle 
ſind für die Ernährung unſerer Bevölkerung und die Konkurrenz— 
fähigkeit unſerer Induſtrie viel zu hoch. Auch wenn man annehmen 
wollte, daß durch die Erhöhung unſerer Zollſchranken der Weltmarkt— 
preis gedrückt werden und ſomit nicht die ganze Zollerhöhung in dem 
abſoluten Preiſe zum Ausdruck kommen ſollte, ſo würde dennoch, 
zumal da der Identitätsnachweis für Getreide aufgehoben iſt, die in 
Höhe des Zolles beſtehende Differenz des Weltmarktpreiſes und des 
Preiſes auf dem zollgeſchützten Markte beſtehen bleiben. Wir halten 
die Getreidezölle des beſtehenden Vertragstarifes für einen unſerer 
Landwirthſchaft völlig genügenden Schutz, denn wenn es auch nach 
der durch den Bund der Landwirthe hervorgerufenen Bewegung 
erſcheinen möchte, als befände ſich die Landwirthſchaft in einer großen 
Nothlage, ſo bietet wenigſtens die Entwickelung der Landwirthſchaft in 
unſerem Bezirke hierfür keine Unterlagen. Nach unſerer Erfahrung 
ſind die Landgüter in unſerem Bezirke, ſoweit ein Beſitzwechſel ſtatt— 
gefunden hat, höher bezahlt worden als je, und unſere Landwirthe, 
die freilich in den letzten beiden Jahren ſchlechte Ernten gehabt haben, 
was aber durch keinen noch ſo hohen Schutzzoll hätte können verhindert 
werden, können darüber klagen, daß ſie ſchutzlos dem Anprall der 
fremden Konkurrenz ausgeſetzt wären. 


Ganz unverſtändlich erſcheint es, weshalb man die bisher zoll— 
freien Saaten, wie Leinſaat, Klee- und Grasſaat, mit einem theilweiſe 
recht erheblichen Zoll belegen will. Dies kann unmöglich im Intereſſe 
der Landwirthſchaft, deren Förderung man durch den Tarifentwurf 
doch ſonſt in jeder Hinſicht zu erreichen ſucht, liegen. Natürlich würde 
auch der Saatenhandel dadurch geſchädigt werden. Die genannten 
Saaten müſſen zum allergrößten Theil vom Auslande eingeführt 
werden, weil man ſie bei uns nur in geringem Maße zieht. So 
liefert an Kleeſaaten nur Schleſien einen gewiſſen Betrag, der aber 
für die vorhandene Nachfrage ganz und gar nicht genügt. Grasſaaten 
werden meiſt aus England und Italien bezogen, während in Deutſch— 
land faſt gar keine Produktion ſtattfindet. Wir halten es daher für 
nothwendig und in jeder Hinſicht zweckmäßig, daß die Zollfreiheit der 
Saaten in den Tarif wieder hergeſtellt werde. 


Noch nachtheiliger für Landwirthſchaſt und Handel würde aber 
ein Zoll auf Kleie und Oelkuchen ſein, der in dem Tarif auf 1 Mk. 
für den Doppelzentner feſtgeſetzt iſt. Während man auf der einen 
Seite durch Frachtermäßigung den Bezug dieſer Futterſtoffe erleichtert, 
will man nun durch einen, bei dem geringen Werthe dieſer Waaren 
doch recht hohen Zoll die Viehfütterung vertheuern. Das Intereſſe 
der Mühlen kann auch nicht dafür angeführt werden, denn dieſe 
genießen in dem der Ausbeute entſprechenden Mehlzoll ausreichenden 
Schutz. Durch Verzollung bisher zollfreier Güter werden dieſe aber 
über den Zollbetrag hinaus vertheuert, da die Verzollung doch auch 
Unkoſten verurſacht, die ebenfalls der Landwirth ſchließlich tragen muß. 
Wenn nun wohl auch anzunehmen iſt, daß man den Kleie- und Oel— 
kuchenzoll nur deshalb in den Tarif aufgenommen hat, um bei den 
Verhandlungen namentlich mit Rußland ein Kompenſationsobjekt zu 
haben, ſo müſſen wir doch darauf hinweiſen, daß jedenfalls in den 
Vertragstarifen die zollfreie Einfuhr von Kleie und Oelkuchen feſtzu— 
ſetzen iſt. 


Die Erhöhung des Hopfenzolles von 20 auf 40 MŁ iſt durchaus 
zu verwerfen, da man ſonſt unſere Bierbrauereien ſchwer ſchädigen 
würde, die zur Herſtellung gewiſſer heller Biere böhmiſchen Hopfen, 
der durch deutſchen doch nicht erſetzt werden könnte, brauchen. Da es 
ſich um den Bezug von Qualitätswaare handelt, iſt auch nicht anzu— 
nehmen, daß der Zoll einen Einfluß auf die inländiſchen Hopfenpreiſe 
haben werde, zumal da ja bei uns mehr Hopfen gebaut als verbraucht 
wird, ſodaß ein beträchtlicher Theil zur Ausfuhr gelangt. 
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Der Zoll von 2 Mk. auf Quebrachoholz, das aus den Bertrags= 
ländern jetzt zollfrei eingeht, iſt im Intereſſe unſerer Leder- und Schuh— 
waareninduſtrie, da ſie die ausländiſchen Gerbſtoffe gebraucht und der 
Zoll ihre Konkurrenzfähigkeit herabſetzen würde, zu beſeitigen. 

Gegen die Feſtſetzung eines Zolles auf Gänſe und Hühner, die 
hier in großen Mengen aus Rußland eingeführt werden, müſſen wir 
uns im Intereſſe einer guten Ernährung der Bevölkerung ebenſo 
ausſprechen, wie gegen die Erhöhung der Butter- Käſe- und Eierzölle. 

Ferner möchten wir noch für eine Herabſetzung des Honigzolles 
eintreten. Er beträgt jetzt 40 Mk. für den Doppelzentner und iſt in 
gleicher Höhe auch in den neuen Tarifentwurf aufgenommen worden, 
doch iſt dieſer Satz viel zu hoch und belaſtet unſere Honigkuchen— 
induſtrie, die auf die Einfuhr ausländiſchen Honigs angewieſen iſt, recht 
ſchwer. Ein Honigzoll von 20 Mk. würde vollſtändig zum Schutze 
unſerer inländiſchen Imkerei genügen. 

Nach der Poſition 178 des Tarifentwurfes ſoll Wein in 
Fäſſern mit einem Weingeiſtgehalt von nicht mehr als 14 Gewichts= 
prozenten 24 Mk., von mehr als 14 aber nicht mehr als 20 Gewichts— 
prozenten 30 Mk. und von mehr als 20 Gewichtsprozenten 160 Mk. 
Zoll für den Doppelzentner zahlen. Im Intereſſe des Weinhandels 
beantragen wir den Wegfall der mittleren Klaſſe und würden es für 
das Richtigſte halten, wenn Weine mit einem Weingeiſtgehalt bis zu 
20 Gewichtsprozenten durchgehend zu einem Satze von 24 Mk. 
verzollt würden, denn abgeſehen davon, daß Weine, die über 14 
Gewichtsprozente an Weingeiſt enthalten, keine mit unſerem eigenen 
Gewächs konkurrirende Weine ſind, würde die in dem Entwurf vor— 
geſehene Unterſcheidung die größten Schwierigkeiten und Mißhelligkeiten 
bei der Verzollung und bei der Lagerung unverzollter Weine ergeben. 

Ferner bitten wir, daß in den Zolltarif oder doch wenigſtens in 
den Vertragstarif die Poſition „rother Wein zum Verſchneiden unter 
Kontrolle“ wieder aufgenommen werde, denn dieſe Verſchnittweine 
haben ſich durchaus bewährt und zur Verbeſſerung und zweck— 
entſprechenden Verwerthung unſerer einheimiſchen Rothweine nicht 
unweſentlich beigetragen. 

Zum Schluſſe beehren wir uns, Ew. Excellenz unſere in der 
Plenarſitzung vom 26. Oktober d. Is. zu dem Zolltarifentwurf gefaßte 
Reſolution zur Kenntniß zu bringen: 

„Es ſteht feſt, daß der Auſſchwung, den das deutſche Wirthſchafts— 
leben im letzten Jahrzehnt genommen hat, in erſter Linie den 
Handelsverträgen zu danken iſt, die eine ruhige und ſtetige Ent— 


widelung ermöglichten. Deshalb ijt es dringend erforderlich, daß die 
Handelsvertragspolitik auch weiter fortgeſetzt werde, und das Deutſche 
Reich muß mit allem Nachdruck dahin ſtreben, wiederum langfriſtige 
und für den deutſchen Export möglichſt günſtige Handelsverträge zum 
Abſchluß zu bringen. Der kürzlich veröffentlichte Zolltarifentwurf iſt 
aber ſeines hochſchutzzöllneriſchen Charakters wegen nicht geeignet, als 
Grundlage hierfür zu dienen, denn es ſteht zu befürchten, daß die 
Vertragsländer nun ebenfalls ihre autonomen Zolltarife erhöhen, 
wodurch das Zuſtandekommen günſtiger Verträge naturgemäß erſchwert 
werden würde. 

Das größte Hinderniß bildet aber der in § 1 des Zolltarif— 
Geſetzentwurfes vorgeſehene Minimaltarif für die vier Hauptgetreide— 
arten, denn ganz abgeſehen davon, daß die hier feſtgelegten hohen 
Getreidezölle unſer Wirthſchaftsleben übermäßig belaſten und damit 
unſere Exportfähigkeit herabſetzen würden, bergen ſolche Minimalzölle 
in ſich auch die Gefahr, daß wegen der gebundenen Zollſätze Verträge 
mit ſolchen Ländern, die in der Hauptſache Getreide bei uns einführen 
wollen — und zu dieſen Ländern gehört in erſter Linie Rußland, 
das für unſeren Bezirk das wichtigſte Vertragsland bildet — zum 
Scheitern gebracht werden. 

Die Handelskammer ſpricht deshalb die Erwartung aus, daß der 
Zolltarifentwurf in der vorliegenden Form nicht die Zuſtimmung der 
geſetzgebenden Körperſchaften finden, ſondern daß ' man den Minimal- 
tarif für Getreide beſeitigen, durch Herabſetzung der Zollſätze dem 
Tarif den hochſchutzzöllneriſchen Charakter nehmen und dadurch den 
Abſchluß langfriſtiger günſtiger Handelsverträge möglich machen werde.“ 


IV. Unterrichtsweſen. 
Kaujmóannijche Fortbildungsſchulen. 
Auch in dieſem Jahre haben uns die Leiter der kaufmänniſchen 
Fortbildungsſchulen in Thorn, Kulm und Brieſen bereitwilligſt Berichte 
über den Verlauf des letzten Schuljahres zur Verfügung geſtellt. 


1. Bericht über die kaufmänniſche Jortbildungsſchuſe in Thorn. 
Das Schuljahr 1901—1902 begann mit 76 Schülern. Nach der 
Neuaufnahme im April waren es 88, von denen auf Klaſſe I 24, auf 
II 28, auf III 22 und auf IV 14 kamen. Man ſollte nun meinen, daß 
der Wechſel im Laufe des Jahres durch Ab- und Zugang von Schülern 
nur gering ſein könnte. Das iſt aber ein Irrthum. Beſonders in den 
beiden unteren Klaſſen ijt der Wechſel ſehr ſtark. So begann die Klaſſe 
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II mit 22 und ſchloß am Ende des Schuljahres mit 28 ab; ihre Brutto: 
frequenz betrug aber 43, d. h. im Laufe des Schuljahres ſind 21 Schüler 
aufgenommen und 15 entlajjen worden. In der Klaſſe IV, die mit 
14 begann und mit 22 ſchloß, betrug der Geſammtbeſuch 36, d. h. es 
wurden hier während des Schuljahres 22 aufgenommen und 14 ent- 
laſſen. Dieſe ſtarken Aenderungen im Klaſſenbeſtande erſchweren 
ungemein ein gleichmäßiges Arbeiten und Fortſchreiten. Daher iſt es 
auch nicht möglich geweſen, alle Schüler dieſer Klaſſe in die nächſthöhere 
zu verſetzen. Die eben geſchilderte Erſcheinung hat darin ihre Urſache, 
daß noch ſehr häufig junge Leute, die nicht die nöthige Vorbildung 
beſitzen, zunächſt als Lehrlinge angenommen und nach einiger Zeit ſich 
und ihrem Lehrherrn zum Schaden entlaſſen werden. Andererſeits 
macht ſich aber auch der Zug bemerkbar, daß Kaufleute, die glauben, 
ihre Lehrlinge nicht 6 Stunden in der Woche entbehren zu können, 
nur ſolche jungen Leute in die Lehre nehmen, die zum Beſuche der 
Fortbildungsſchule nicht verpflichtet ſind. Mit dieſer mittelbaren Ein- 
wirkung auf die Auswahl der Lehrlinge kann die Fortbildungsſchule 
zufrieden ſein, wenn ihre Schülerzahl dadurch auch etwas gemindert wird. 

Die Anſtalt zählte am Ende des Schuljahres 82 Schüler, darunter 
6, die freiwillig den Unterricht beſuchen. Zahlende Schüler waren in 
den einzelnen Vierteljahren der Reihe nach 88, 86, 90 und 93 vor⸗ 
handen. Vergleichen wir dieſe Zahlen mit den entſprechenden des 
Vorjahres, ſo finden wir nur geringe Unterſchiede. Daſſelbe Bild ergiebt 
ſich auch bei einer Vergleichung des Ausfalls der Verſetzungen. 1901 
wurden von 69 Schülern der 3 unteren Klaſſen 49 — 71 / verſetzt. 
Zu Oſtern des Berichtsjahres gingen von den 73 Schülern aus den— 
jelben Klaſſen in die höheren 55 über, das jind 75,3 %, und zwar 
aus II 21 nach I, aus III ebenfalls 21 nach II und aus IV 13 nach III; 
nicht verſetzt wurden aus II 2, aus III 7 und aus IV 9. — 18 Schüler 
haben Abgangszeugniſſe erhalten; 13 von dieſen find aus Klaſſe I 
entlaſſen; 11 unter ihnen haben das Ziel der Schule erreicht. 

Was den Schulbeſuch anbetrifft, ſo iſt derſelbe zwar zufrieden— 
ſtellend geweſen; indeß belieben noch immer einige Firmen, ihre Lehr— 
linge von der Schule zurückzubehalten, ſo oft nur ein Mitglied ihres 
oft vielköpfigen Perſonals aus irgend einem Grunde verhindert iſt, im 
Geſchäfte thätig zu fein. Während im Vorjahre die Verſäumniſſe 6 % 
betrugen, find fie im Berichtsjahre auf 4,25 % herabgegangen. Wenn 
bei einem Vergleiche zwiſchen den einzelnen Klaſſen es ſich zeigt, daß 
Klaſſe I 8,5 % Verſäumniſſe aufweiſt gegen noch nicht 3 / in Klaſſe 
IV, ſo liegt die Erklärung für dieſe Erſcheinung in dem Umſtande, daß 
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bie Lehrherren am liebſten die älteren Lehrlinge im Bedarfsfalle zu 
Hauſe behalten. 

Wie der Schulbeſuch zu keinen beſonderen Klagen Anlaß gegeben 
hat, ſo iſt auch das Betragen der Lehrlinge im Ganzen zufriedenſtellend 
geweſen. Zwar haben 3 Strafanträge geſtellt werden müſſen, doch 
betreffen 2 von ihnen ſolche Lehrlinge, die ſchon durch ihre minder— 
werthigen Leiſtungen beweiſen, daß ſie unter dem Durchſchnitt ihrer 
Mitſchüler ſtehen. 

Die Lehrerbibliothek hat ſich theils aus Haushaltsmitteln, theils 
durch Geſchenke mehrerer werthvoller Zugänge zu erfreuen gehabt. 
Die Handelskammer zu Thorn hat 5 Bände aus der „Modernen Kauf— 
männiſchen Bibliothek“ von Dr. Huberti geſchenkt; Herr Buchhändler 
Lambeck hat desgleichen eine Anzahl der Uebungshefte von Breden— 
dieck K Müller der Anſtalt geſchenkweiſe übermittelt; endlich hat Herr 
Mittelſchullehrer Marks der Schule die Profeſſor Hieckſche Münzentabelle 
geſchenkt. Ihm wie den vorhin genannten Spendern ſei hiermit der 
beſondere Dank der Schule ausgeſprochen. 

Mit dem Beginn des laufenden Schuljahres iſt eine, wie man 
wohl hoffen darf, ſegensreiche Neueinrichtung getroffen worden, nämlich 
die Anlage einer Bibliothek für die Schüler. Dieſelbe zählt zunächſt 
30 Werke in etwa 40 Bänden. Ihr Zweck iſt, den Lehrlingen Gelegen— 
heit zu geben, in ihren freien Stunden ein gutes Buch theils zur 
Belehrung, theils zur Unterhaltung zu leſen; auch ſoll dadurch der 
leider ſo ſtark verbreiteten Kolportage- und ſonſtigen Schundliteratur 
entgegen gearbeitet werden. Die Auswahl iſt ſo getroffen, daß neben 
leicht verſtändlichen Fachſchriften gute Jugend- und Volksſchriften ſowie 
geeignete ſchönwiſſenſchaftliche Werke, beſonders erzählender Art, ange— 
ſchafft ſind. 

Wie alljährlich fand auch im Berichtsjahre und zwar am 20. März 
in Anweſenheit mehrerer Mitglieder des Kuratoriums eine Schulfeier 
ſtatt, bei der nach einem Berichte des Schulleiters über das verfloſſene 
Schuljahr Herr Kaufmann Rawitzki eine Anſprache an die Schüler hielt 
und 8 derſelben durch die Ueberreichung von Prämien in Geſtalt werth— 
voller Bücher auszeichnete. 7 

Die Einnahmen und Ausgaben weijen fajt diejelben Ziffern auf 
wie im Vorjahre. Auch hier ift wie in fajt allen anderen Verhältniſſen 
der Anſtalt eine gewiſſe Stetigkeit und Gleichmäßigkeit eingetreten. 

2. Vericht über die taufmänniſche FJortbildungsſchule in Kulm. 

Das letztverfloſſene Schuljahr begann am Montag, 15. April. 
Beide Klaſſen zählten an dieſem Tage 51 Schüler. Da diejenigen 
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III mit 22 und ſchloß am Ende des Schuljahres mit 28 ab; ihre Brutto- 
frequenz betrug aber 43, d. h. im Laufe des Schuljahres ſind 21 Schüler 
aufgenommen und 15 entlaſſen worden. In der Klaſſe IV, die mit 
14 begann und mit 22 ſchloß, betrug der Geſammtbeſuch 36, d. h. es 
wurden hier während des Schuljahres 22 aufgenommen und 14 ent⸗ 
laſſen. Dieſe ſtarken Aenderungen im Klaſſenbeſtande erſchweren 
ungemein ein gleichmäßiges Arbeiten und Fortſchreiten. Daher iſt es 
auch nicht möglich geweſen, alle Schüler dieſer Klaſſe in die nächſthöhere 
zu verſetzen. Die eben geſchilderte Erſcheinung hat darin ihre Urſache, 
daß noch ſehr häufig junge Leute, die nicht die nöthige Vorbildung 
beſitzen, zunächſt als Lehrlinge angenommen und nach einiger Zeit ſich 
und ihrem Lehrherrn zum Schaden entlaſſen werden. Andererſeits 
macht ſich aber auch der Zug bemerkbar, daß Kaufleute, die glauben, 
ihre Lehrlinge nicht 6 Stunden in der Woche entbehren zu können, 
nur ſolche jungen Leute in die Lehre nehmen, die zum Beſuche der 
Fortbildungsſchule nicht verpflichtet ſind. Mit dieſer mittelbaren Ein— 
wirkung auf die Auswahl der Lehrlinge kann die Fortbildungsſchule 
zufrieden ſein, wenn ihre Schülerzahl dadurch auch etwas gemindert wird. 

Die Anſtalt zählte am Ende des Schuljahres 82 Schüler, darunter 
6, die freiwillig den Unterricht beſuchen. Zahlende Schüler waren in 
den einzelnen Vierteljahren der Reihe nach 88, 86, 90 und 93 vor 
handen. Vergleichen wir dieſe Zahlen mit den entſprechenden des 
Vorjahres, ſo finden wir nur geringe Unterſchiede. Daſſelbe Bild ergiebt 
ſich auch bei einer Vergleichung des Ausfalls der Verſetzungen. 1901 
wurden von 69 Schülern der 3 unteren Klaſſen 49 — 71 9%, verſetzt. 
Zu Oſtern des Berichtsjahres gingen von den 73 Schülern aus den— 
jelben Klaſſen in die höheren 55 über, das jind 75,3 %, und zwar 
aus II 21 nach I, aus III ebenfalls 21 nach II und aus IV 13 nach III; 
nicht verſetzt wurden aus II 2, aus III 7 und aus IV 9. . 18 Schüler 
haben Abgangszeugniſſe erhalten; 13 von dieſen ſind aus Klaſſe I 
entlaſſen; 11 unter ihnen haben das Ziel der Schule erreicht. 

Was den Schulbeſuch anbetrifft, ſo iſt derſelbe zwar zufrieden— 
ſtellend geweſen; indeß belieben noch immer einige Firmen, ihre Lehr— 
linge von der Schule zurückzubehalten, ſo oft nur ein Mitglied ihres 
oft vieltöpfigen Perſonals aus irgend einem Grunde verhindert ift, im 
Geſchäfte thätig zu fein. Während im Vorjahre die Verſäumniſſe 6 9% 
betrugen, find fie im Berichtsjahre auf 4,25 % herabgegangen. Wenn 
bei einem Vergleiche zwiſchen den einzelnen Klaſſen es ſich zeigt, daß 
Klaſſe I 8,5 %, Verſäumniſſe aufweiſt gegen noch nicht 3 % in Klaſſe 
IV, ſo liegt die Erklärung für dieſe Erſcheinung in dem Umſtande, daß 
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bie Lehrherren am liebſten die älteren Lehrlinge im Bedarfsfalle zu 
Hauſe behalten. 

Wie der Schulbeſuch zu keinen beſonderen Klagen Anlaß gegeben 
hat, ſo iſt auch das Betragen der Lehrlinge im Ganzen zufriedenſtellend 
geweſen. Zwar haben 3 Strafanträge geſtellt werden müſſen, doch 
betreffen 2 von ihnen ſolche Lehrlinge, die ſchon durch ihre minder— 
werthigen Leiſtungen beweiſen, daß ſie unter dem Durchſchnitt ihrer 
Mitſchüler ſtehen. 

Die Lehrerbibliothek hat ſich theils aus Haushaltsmitteln, theils 
durch Geſchenke mehrerer werthvoller Zugänge zu erfreuen gehabt. 
Die Handelskammer zu Thorn hat 5 Bände aus der „Modernen Kauf— 
männiſchen Bibliothek“ von Dr. Huberti geſchenkt; Herr Buchhändler 
Lambeck hat desgleichen eine Anzahl der Uebungshefte von Breden— 
dieck K Müller der Anſtalt geſchenkweiſe übermittelt; endlich hat Herr 
Mittelſchullehrer Marks der Schule die Profeſſor Hieckſche Münzentabelle 
geſchenkt. Ihm wie den vorhin genannten Spendern ſei hiermit der 
beſondere Dank der Schule ausgeſprochen. 

Mit dem Beginn des laufenden Schuljahres iſt eine, wie man 
wohl hoffen darf, ſegensreiche Neueinrichtung getroffen worden, nämlich 
die Anlage einer Bibliothek für die Schüler. Dieſelbe zählt zunächſt 
30 Werke in etwa 40 Bänden. Ihr Zweck iſt, den Lehrlingen Gelegen— 
heit zu geben, in ihren freien Stunden ein gutes Buch theils zur 
Belehrung, theils zur Unterhaltung zu leſen; auch ſoll dadurch der 
leider jo ſtark verbreiteten Kolportage- und ſonſtigen Schundliteratur 
entgegen gearbeitet werden. Die Auswahl iſt ſo getroffen, daß neben 
leicht verſtändlichen Fachſchriften gute Jugend- und Volksſchriften ſowie 
geeignete ſchönwiſſenſchaftliche Werke, beſonders erzählender Art, ange— 
ſchafft ſind. 

Wie alljährlich fand auch im Berichtsjahre und zwar am 20. März 
in Anweſenheit mehrerer Mitglieder des Kuratoriums eine Schulfeier 
ſtatt, bei der nach einem Berichte des Schulleiters über das verfloſſene 
Schuljahr Herr Kaufmann Rawitzki eine Anſprache an die Schüler hielt 
und 8 derſelben durch die Ueberreichung von Prämien in Geſtalt werth— 
voller Bücher auszeichnete. 

Die Einnahmen und Ausgaben weiſen faſt dieſelben Ziffern auf 
wie im Vorjahre. Auch hier iſt wie in faſt allen anderen Verhältniſſen 
der Anſtalt eine gewiſſe Stetigkeit und Gleichmäßigkeit eingetreten. 

2. Vericht über die kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Kulm. 

Das letztverfloſſene Schuljahr begann am Montag, 15. April. 
Beide Klaſſen zählten an dieſem Tage 51 Schüler. Da diejenigen 
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Lehrlinge, die das 17. Lebensjahr vollendet hatten, bis auf wenige 
Ausnahmen ſofort die Anjtalt verließen und entſprechender Erſatz nicht 
vorhanden war, verminderte ſich die Anzahl der Schüler ſehr bald 
erheblich und erreichte mit 38 den mittleren Durchſchnitt. 

Es wäre im Intereſſe der Schule mit Freude zu begrüßen, wenn 
die Herren Prinzipale ihre Lehrlinge auch nach vollendetem 17. Lebens— 
jahre wenigſtens bis zum nächſten Semeſterſchluß zur Schule ſchickten. 

Angeſichts des großen Uebelſtandes, daß manche Lehrlinge mit 
äußerſt ſchwacher Vorbildung einzelne können nicht einmal noth— 
dürftig deutſch ſprechen — in die Schule eintreten und auf den ganzen 
Unterrichtsgang hemmend einwirken, wird der Wunſch rege, daß bald- 
möglichſt eine 3. Klaſſe eingerichtet werden möchte. 

An der Spitze des Kuratoriums der kaufmänniſchen Fortbildungs— 
ſchule iſt an Stelle des Herrn Königl. Landraths Hoene Herr Bürger— 
meiſter Steinberg getreten. 

Lehr- und Stundenplan haben während des verfloſſenen Schul— 
jahres eine Aenderung nicht erfahren. 

Der Geſundheitszuſtand der Schüler war im Allgemeinen 
befriedigend. Doch ſtarb ein fleißiger und begabter Schüler, Waldemar 
Kuszewski, der Oſtern 1901 in Anerkennung ſeines guten Verhaltens 
und eifrigen Strebens mit einer Prämie ausgezeichnet worden war. 

Schulfeiern wurden veranſtaltet am Sedantage und am Geburts— 
tage Sr. Majeſtät des Kaiſers. 

Der feierliche Schulſchluß fand am 20. März ſtatt. Wiederum 
wurden die ſtrebſamſten und tüchtigſten Schüler beider Klaſſen ſechs 
an der Zahl durch Ueberreichung guter Bücher als Prämien aus— 
gezeichnet. 

Im Frühjahr 1900 war der Grund zu einer Schülerbibliothek 
gelegt worden. Eine weſentliche Bereicherung derſelben wurde im 
März 1901 vom Kuratorium beſchloſſen und im Laufe des Jahres 
durchgeführt. 

Der Bibliotheksleiter ſollte in Stand geſetzt werden, die Schüler 
durch regelmäßige Verſorgung mit guter Lektüre geiſtig anzuregen und 
auch auf dieſem Wege fortzubilden Die Mittel zu dieſer Vergrößerung 
der Bücherei gewährte der Zuſchuß der Handelskammer zu Thorn. 
Dieſer ſei auch hier herzlicher Dank geſagt für die gütige Zuwendung. 
Eine weitere Ergänzung der Bibliothek iſt dringend zu wünſchen. Auch 
bei uns wurde die Erfahrung gemacht, daß die jungen Leute mit großer 
Vorliebe Jugendſchriften, Novellen und Romane leſen, dagegen Bücher 
populär-wiſſenſchaftlichen Inhalts weniger gern nehmen. Es wird 
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dahin gewirkt, daß fie letztere als eine reiche Quelle nützlicher Allgemein— 
bildung erkennen und werthſchätzen lernen. 


3. Bericht über die taufmänniſche Fortdildungsfhule in Briefen. 


Das 5. Schuljahr der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule in 
Brieſen endigte am 26. März cr. mit einer gemeinſamen Schlußfeier 
der beiden Klaſſen, welche im Unterrichtslokale der J. Klaſſe ſtattfand. 
In ſeiner Anſprache beleuchtete der Leiter der Schule zunächſt die 
Leiſtungen und das Betragen der Schüler im Allgemeinen, alsdann 
ermahnte er dieſelben, die ihnen gebotene Gelegenheit zur Auffriſchung 
ihrer Kenntniſſe und zu ihrer Fortbildung noch gewiſſenhafter und. 
eifriger zu benutzen als bisher. Ein Urtheil über ſeinen Fleiß, ſeine 
Führung und Leiſtungen in den einzelnen Unterrichtsgegenſtänden 
empfing jeder Schüler beſonders in dem ihm ausgehändigten Schul— 
zeugniſſe. Dieſe Jahreszeugniſſe ſollen auch zugleich den Lehrherren 
Aufſchluß über die Schulerfolge ihrer Lehrlinge geben. Bei der vor— 
genommenen Verſetzung wurden 13 Schüler der II. Klaſſe der I. Klaſſe 
überwieſen. Da der eine zum Verlaſſen der Schule berechtigte Zögling 
dieſelbe noch freiwillig weiter beſuchen wird, ſo wurde der ganze bis— 
herige Schülerbeſtand in das neue Schuljahr übernommen. Derſelbe 
vertheilt ſich auf die beiden Klaſſen der Schule wie folgt: Klaſſe I 28, 
Klaſſe II 17 Schüler. 

Das Betragen der Schüler war, wenige Ausnahmen abgerechnet, 
welche zur Stellung von Strafanträgen Veranlaſſung gaben, durchaus 
befriedigend. Auch Fleiß und Aufmerkſamkeit der Fortbildungsſchüler 
verdienten im Allgemeinen ein gleiches Urtheil. Der Schulbeſuch der 
überwiegenden Mehrzahl der Zöglinge war ein pünktlicher und regel— 
mäßiger. Es darf an dieſer Stelle leider nicht unerwähnt bleiben, 
daß noch immer einige Firmen mit ſcheinbarem Widerſtreben ihren 
Lehrlingen die zum Schulbeſuche erforderliche Zeit gewähren, weshalb 
bei einzelnen Schülern die Zahl der rückfälligen Schulverſäumniſſe 
eine bedenkliche Höhe erreicht. 

Da der Unterrichtsbetrieb im vollendeten Schuljahre keine außer— 
gewöhnliche Unterbrechung erlitt, ſo ſind die lehrplanmäßigen Stoffe 
in beiden Klaſſen und in ſämmtlichen Unterrichtsfächern erledigt worden. 
Die Unterrichtserfolge werden bedauerlicherweiſe durch die oft unzu— 
reichenden Schulkenntniſſe, die grundverſchiedene Vorbildung und den 
raſchen Stellenwechſel der Handlungslehrlinge ſtark beeinträchtigt. Zur 
Erläuterung mögen nachſtehende Angaben dienen, welche das Ergebniß 
diesbezüglicher Nachfragen bilden. Von den 40 Schülern, welche 
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am Schluſſe des Berichtsjahres der Schule angehörten, haben 
21 eine Landſchule, 13 eine Stadtſchule und 6 die unteren Klaſſen 
einer Schule mit höheren Unterrichtszielen beſucht. Es gehörten der 
Anſtalt 18 Schüler länger als 1 Jahr, 7 Schüler ½ bis 1 Jahr, 
3 Schüler ½ bis ½ Jahr, 12 Schüler weniger als ½ Jahr an. 

Es liegt auf der Hand, daß zur Beſeitigung dieſer Uebelſtände 
die Schule wenig, dagegen die Kaufmannſchaft ſehr viel zu thun ver— 
mag. Unſere Loſung muß ſein: „Je heißer der Schweiß, deſto größer 
der Preis.“ 

Schifferſchule. 

In dem letzten Winterſemeſter hat die hieſige Schifferſchule keinen 

Unterricht abgehalten, da nur ſehr wenige Anmeldungen eingegangen 


Waren. 
V. Verkehr mit Rußland. 


Grenzlegitimationsſcheine. 


= 


Unter dem 5. Juni überjandten wir dem Herrn Regierungs- 
Präſidenten in Marienwerder folgenden Bericht: 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorſamſt, daß in den uns 
benachbarten ruſſiſchen Grenzbezirken kürzlich ebenfalls die Verfügung 
veröffentlicht worden iſt, wonach ruſſiſchen und deutſchen Juden das 
Ueberſchreiten der Grenze von und nach Rußland mit Benutzung der 
Grenzlegitimationsſcheine nicht mehr geſtattet werden ſoll. Soweit 
wir es feſtſtellen konnten, wird dieſe Verfügung jetzt derart gehandhabt, 
daß den ruſſiſchen Juden keine neuen Scheine ausgeſtellt werden, 
doch dürfen ſie die vor der Verfügung ausgeſtellten weiter benutzen. 
Die einen behaupten, daß ſie bis zum Ablauf der Gültigkeit benutzt 
werden dürfen, während andere meinen, daß als äußerſter Termin 
der 1. Juni a. St. feſtgeſetzt ſei. Sicheres hierüber vermochten wir 
nicht in Erfahrung zu bringen. Fälle, daß deutſchen Juden, die mit 
Grenzlegitimationsſcheinen nach Rußland reiſen wollten, der Grenz— 
übergang nicht geſtattet worden ſei, ſind bis jetzt nicht zu unſerer 
Kenntniß gelangt, doch vermuthen wir, daß mit dem 1. Juni a. St. 
auch dieſe Beſtimmung in Kraft treten wird. 

Da bei verſchiedenen Juden, die bisher nach Thorn zu kommen 
pflegten, die Legitimationsſcheine abgelaufen ſind, ſo können ſie die 
Grenze nicht mehr überſchreiten. Es ſind daher ſchon jetzt Klagen über 
die Verminderung des Grenzverkehrs bei uns eingegangen und dieſe 
werden ſich noch weiter vermehren, wenn erſt die Beſtimmung in 
vollem Umfange in Kraft getreten ſein wird. Durch den Wegfall der 
gewohnheitsmäßigen Vermittler zwiſchen den deutſchen und den ruſſiſchen 
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Grenzbezirken werden aber ſowohl die hieſigen Geſchäftsleute als auch 
die Konſumenten von Geflügel, Eiern, Gemüſe u. a. m. ganz enorm 
geſchädigt werden. Die ruſſiſchen Juden bringen aus den ruſſiſchen 
Ortſchaften viele landwirthſchaftliche Produkte auf den hieſigen Markt 
und bewirken dadurch, daß der hieſige Bedarf gut und billig gedeckt 
werden kann. Für den Erlös kaufen die Ruſſen in den hieſigen 
Geſchäften aber die verſchiedenſten Bedarfsartikel, auch werden von 
ruſſiſchen Geſchäftsleuten ſonſt viel Einkäufe gemacht, namentlich in den 
Sommermonaten wird viel für die Badegäſte in Cziechoczynek ein— 
gekauft. Es handelt ſich dabei um ganz erhebliche, im Jahre ſich 
ſicher auf viele Hunderttauſende belaufende Summen, denn es kommen 
täglich wohl 50 Polen aus Rußland hierher um ſolche Einkäufe zu 
machen. Unjere Geſchäfte ſind zum größten Theil auf dieſen Abſatz 
angewieſen. In unſerem Bezirk wird aber nicht nur die Stadt Thorn 
durch die qu. Erſchwerung des Grenzverkehrs geſchädigt, ſondern auch 
die übrigen an der Grenze gelegenen Städte wie Gollub, Strasburg 
und Lautenburg werden eine bedeutende wirthſchaftliche Einbuße 
erleiden. 

Benachtheiligt würden wir aber auch, wenn deutſche Juden nicht 
mehr mit Grenzlegitimationsſcheinen nach Rußland fahren dürften, denn 
unſere hieſigen Speditionsgeſchäfte ſowie auch andere Betriebe ſind 
häufig veranlaßt, nach Alexandrowo zu fahren, und da ein großer 
Theil der Firmeninhaber ſowie der Angeſtellten Juden ſind, ſo wären 
ſie gezwungen, für ſich oder für ihre Angeſtellten Päſſe ausſtellen zu 
laſſen, was für jeden Paß einſchließlich Viſum ca. 7 Mk. Koſten ver- 
urſachen wird. Wir bitten Ew. Hochwohlgeboren ganz gehorſamſt, 
höheren Ortes dafür einzutreten, daß auf diplomatiſchem Wege eine 
Beſeitigung dieſer Verkehrserſchwerungen, die dem Geiſte und wohl 
auch dem Wortlaute des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages direkt wider: 
ſprechen, herbeigeführt werde.“ 

Wir wandten uns in der gleichen Angelegenheit auch an das 
Deutſche General-Konſulat in Warſchau, das uns unter dem 3. Juli _ 
mittheilte: 

„Der Handelskammer erwidere ich auf die gefällige Zuſchrift vom 
20. v. Mts. No. 1273 ergebenſt, daß nach den eingezogenen Erkundi— 
gungen Seitens des hieſigen Generalgouverneurs eine Verfügung, 
wonach den Juden das Ueberſchreiten der preußiſch-ruſſiſchen Grenze 
mit Halbpäſſen verboten wäre, überhaupt nicht erlaſſen worden iſt. 
Dagegen ijt eine Anfang Mai d. Is ergangene entſprechende Anordnung 
des Polizeidepartements in St. Petersburg, die urſprünglich gegen die 


í 


98 


öſterreichiſchen Israeliten gerichtet war, von einigen ruſſiſchen Grenz— 
behörden, wie vom Kreischef in Nieszawa, in der Annahme, daß dieſe 
Anordnung in gleicher Weiſe gegenüber allen Israeliten anzuwenden 
ſei, auch auf den preußiſch-ruſſiſchen Grenzverkehr ausgedehnt worden. 
Da indeſſen bei den ruſſiſchen Behörden ſelbſt bezüglich der Zuläſſigkeit 
dieſer Maßregel Zweifel entſtanden ſind, ſo hat das hieſige General— 
Gouvernement um Aufklärung bei dem Polizei Departement in St. Peters- 
burg nachgeſucht. Eine Antwort des Letzteren iſt bis jetzt nicht 
ergangen, und es herrſcht daher inzwiſchen keine Einheitlichkeit in der 
Handhabung der Beſtimmungen. 


Ich habe bereits Veranlaſſung genommen, die Angelegenheit 
zuſtändigen Ortes zur Sprache zu bringen und behalte mir weitere 
Mittheilung ergebenſt vor.“ 


Ende Auguſt erhielten wir dann die Nachricht, daß das ruſſiſche 
Miniſterium des Innern entſchieden habe, die ausländiſchen Israeliten 
zum Grenzverkehr auf Grund von Halbpäſſen in der früheren Weiſe 
wieder zuzulaſſen. Auch den ruſſiſchen Juden war inzwiſchen wieder 
der Austritt aus Rußland auf Grund von Grenzlegitimationsſcheinen 
geſtattet worden. 


Einfuhr lebender Schweine 


aus Außland. 


Für die Wiederzulaſſung der Einfuhr lebender Schweine aus Ruß— 
land traten wir unter dem 18. Februar 1902 in folgender, an den 
Herrn Regierungs-Präſidenten in Marienwerder gerichteten Petition ein: 


„Ew. Hochwohlgeboren bitten wir ganz gehorſamſt, bei dem 
Herrn Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten eine 
Milderung des beſtehenden Einfuhrverbotes für ruſſiſche Schweine 
wenigſtens inſoweit zu befürworten, daß wöchentlich eine Anzahl 
lebender Schweine aus Rußland dem Schlachthauſe Thorn zugeführt 
werden dürfen. Schon ſeit Monaten klagen die hieſigen Schlächter 
über die Knappheit des Angebotes an Schweinen, und daß dieſe 
Klagen berechtigt ſind, beweiſt die nicht nur bei uns, ſondern auch in 
den angrenzenden Bezirken eingetretene große Preisſteigerung für 
Schweine und Schweinefleiſch, denn eine Umfrage über die Preis— 
bewegung hat zu folgendem Ergebniß geführt. 

Nach den von der Direktion des Bromberger Schlacht- und 
Viehhofes aufgegebenen Preiſen der letzten drei Jahre für Schweine 
und Schweinefleiſch im Kleinhandel wurden bezahlt: 
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für Schweine: für Schweinefleiſch: 
1899 für 50 kg 32 bis 36 Mt, für das Pfund 0,50 bis 0,55 Mk. 
Tenn 4740755 r 


i ee R „AGD RS OKO 

Hiernach ſind die Preiſe für Schweine während der drei Jahre 
um etwa 25 o, die für Schweinefleiſch um etwa 30 9% gejtiegen. 

Die Entwickelung der Preiſe in Poſen ergiebt ſich aus um— 
ſtehender Tabelle. 

In Graudenz haben ſich nach einer Mittheilung der dortigen 
Schlachthausdirektion die Preiſe für lebende Schweine wie folgt 
entwickelt. Für 100 Pfund wurden gezahlt: 

1899: 1900: 1901: 
Januar 33— Mk. 38,.— Mk. 40,— Mk. 
Februar , 34— „ 37, ch AAS, 


März 32— „ 37, 5 "GA, p 
April 32, =. 3%, 1 s 
Mai 34, WWE 1 cr rh u 
Juni 35, — „ 34, 3012548, j 
Juli 34,— „ 35, „ 46, 5 
Auguſt 37, RAE „ 47,.— „ 
September 36, „ 36,.— „ 48,.— „ 
Oktober 35, sę. BU „  48— „ 
November 35.— „ 38, BAZY N N M 


Dezember 35,— „ 39,.— „  48— „ 


In Thorn finden wir die gleiche Entwickelung denn nach den 
Berichten der Marktkommiſſion betrugen die Preiſe für 1 Kilogramm 
Schweinefleiſch in Thorn: 

1899: 1900: 1901: 

Januar 1,10 bis 1,20 Mk. 1,— bis 1,10 Mk. 1, bis 1,20 Mk. ` 
Februar A nne 1 „ 190 
März oa a d „eee 
April „„ „ sa Bd gy E A RA E E 
Mai 1.10 IB ne SO „. - LAGE 
Juni 10 % KZ0ŻZ 1 1 20 4% 1,20 „ 1,407, 
Juli 140 „ %, i e 1,20 „ 10 
Auguſt a, KID TE 1,80 „ 1,50 „ 
September 1,10 „ 1,30 „ 1 1,20 „ 180 % 100 
Oktober Mb: „ę een 2.0 180 % 0 
November 1,— „ 1,20 „ 1 1,20 180 „ 4804, 
Dezember 1,— „ 1,20 „ 1— „ 1,20 „ 180 „ 1,50 
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Monat 


Oktober 
November 
Dezember 
Januar 
Februar 


September 
Oktober 
November 
Dezember 
Januar 
Februar 


September 
Oktober 
November 
Dezember 
Januar 
Februar 
März 
April 

Mai 

Juni 

Juli 
Auguſt 
September 
Oktober 
November 


1898 


1899 


" 


" 


1900 


I 


1901 


" 
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t. Marktpreiſe für Schweine 
pro 50 Kilogr. Lebendgewicht ohne Abzug 


42,25 39,00 
42,42 | 38,75 
42,67 


44,50 
42,73 | 38,96 
41,82 | 38,36 
41,12 | 38,13 
42,13 | 39,13 


45,82 | 42,72 | 


47,58 | 44,92 
48,73 | 46,50 
49,28 | 46,83 


38,63 | 
42,42 | 39,15 | 36 
40,75 |; 


49,42 | 46,88 | 


Qualität 


HI | Sauen Käfer 
n 


M 


35,75 
35,13 
35,00 


36,08 
39,29 | 
42,15 
43,92 
44,17 | 
44,25 


M 


33,25 


34,33 


34,79 
36,54 
41,25 
36,81 
36,46 
36,73 
37,25 
41,29 
42,69 
43,54 
43,46 


43,82 | 


47,00 
46,83 
48,00 


45,50 
50,13 
51,18 
52,11 
52,44 
52,50 


Durchſchnitts⸗ 
marktpreiſe 
Iffür Schweine⸗ 


fleiſch 


pro 1 Kilo 
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Daß bei uns eine wirkliche Knappheit herrſchte, erhellt aus der 
Abnahme der Schweineſchlachtungen im hieſigen Schlachthauſe, denn 
während im Jahre 1900 16739 Schweine geſchlachtet worden ſind, 
ſank dieſe Zahl im Vorjahre auf 14526. 

Es ſteht nach alledem feſt, daß eine ganz erhebliche Steigerung 
der Preiſe ſtattgefunden hat, die die Ernährung gerade der ärmeren 
Bevölkerung, weil dieſe beim Fleiſchgenuß hauptſächlich auf Schweine— 
fleiſch angewieſen iſt, ſchwer benachtheiligt und dies noch dazu in einer 
Zeit wirthſchaftlichen Tiefſtandes. Der durch die Preisentwickelung 
hervorgerufene Nothſtand wird ja auch allgemein anerkannt, ſo u. A. 
von Sr. Excellenz dem Herrn Landwirthſchaftsminiſter in der Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes vom 29. Januar d. Is, der hervorhob, daß er ſolche 
hohen Schweinepreiſe, wie ſie jetzt beſtänden, nicht wünſchen könne. Eine 
Abhülfe würde ſich nun leicht erreichen laſſen durch, wenn auch beſchränkte 
Wiederzulaſſung ruſſiſcher Schweine, wie dies ja auch in den Jahren 
1890—1895 geſchehen ijt, ohne daß zum Nachtheil der Landwirthſchaft 
Seuchen eingeſchleppt worden wären. Auch zur Zeit beſteht ganz und 
gar keine Seuchengefahr, da die ruſſiſchen Beſtände geſund ſind, und 
alle Bedenken werden ferner dadurch gehoben, daß die Schweine mit 
der Eiſenbahn bis an das Schlachthaus herangefahren werden können 
und ſonach mit Kommunalwegen gar nicht in Berührung kommen. 
Wir glauben um ſo mehr auf eine Erfüllung unſerer Bitte rechnen zu 
dürfen, als man bereits im November in Oberſchleſien für die Einfuhr 
lebender Schweine aus Rußland durch eine Verordnung des Herrn 
Regierungspräſidenten (Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Oppeln 
vom 8. November 1901) ein wöchentliches Kontingent von 1360 Schweinen 
feſtgeſetzt hat. 

Wir glauben, daß auch unſer Bezirk die gleiche Berückſichtigung 
verdient, und bitten Ew. Hochwohlgeboren nochmals dringend, unſeren 
Antrag höheren Ortes befürworten zu wollen.“ 

Darauf erhielten wir unter dem 26. März nachſtehenden Beſcheid: 

„Aus der Thatſache, daß die Schweinepreiſe in letzter Zeit 
geſtiegen jind, vermag ich eine Veranlaſſung, die ausnahmsweiſe 
Zulaſſung von lebenden Schweinen aus Rußland nach dem dortigen 
Schlachthauſe bei dem Herrn Miniſter zu befürworten, nicht zu entnehmen. 
Die Rückſicht auf den Schutz des inländiſchen Viehbeſtandes gegen Seuche— 
einſchleppungen gebietet nach wie vor, auch das Verbot der Zufuhr 
ruſſiſcher Schweine in ein Schlachthaus aufrecht zu erhalten, da auch 
mit der Zulaſſung von Vieh in ein Schlachthaus trotz aller Vorſichts— 
maßregeln ſtets die Gefahr der Verbreitung von Viehſeuchen verbunden 
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ijt. Aus der Abnahme der Schweineſchlachtungen im dortigen Schlacht— 
hauſe auf eine Knappheit des inländiſchen Schweinebeſtandes zu 
ſchließen, iſt übrigens nicht begründet. Der inländiſche Schweine— 
beſtand iſt in den letzten Jahren erheblich geſtiegen. Es haben denn 
auch die dortigen Schlächter und Händler, als am 11. d. Mts. von 
der Fettvieh-Verwerthungsgenoſſenſchaft Luſin, Kreis Stargard, im 
Schlachthauſe zu Thorn eine Ladung von 40 Stück erſtklaſſiger 
Schweine zum Verkauf geſtellt wurde, erklärt, daß ſie in der Umgegend 
von Thorn genug Schweine und billiger, wie in der Danziger Gegend, 
kaufen könnten. Obwohl der Genoſſenſchaft, die ſich mit größeren 
Schlächtern Thorns wegen des Preiſes vorher in Verbindung geſetzt 
hatte, mitgetheilt worden, daß dort für gute Schweine 47 Mk. ja ſogar 
48 Mk. für den Zentner Lebendgewicht abzüglich einer mäßigen, nicht 
näher angegebenen Proviſion gezahlt würde, wurden für die obigen 
zum Verkauf geſtellten Schweine von anerkannt ſehr guter Beſchaffenheit 
nur 43 Mk. für den Zentner geboten. Für dieſen Preis ſind die 
Schweine nicht verkauft, ſondern nach Berlin geſchafft worden, wo 
45,50 Mk. für den Zentner gezahlt wird. Die Abnahme der Schweine— 
ſchlachtungen dürfte hiernach auf einen Mangel an Schweinen nicht 
zurückzuführen ſein.“ 


VI. Innere Angelegenheiten der Kammer. 


Sitzungen. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1901 in 4 ordentlichen 
Sitzungen (3 im Vorjahre) 44 Vorlagen gegen 41 im Jahre 1900. 
Auch in dieſem Jahre war die Kammer ein Mal wegen Beſchluß— 
unfähigkeit verhindert, in die Berathungen einzutreten. Um dem künftig 
nach Möglichkeit vorzubeugen, wurde folgender Zuſatz zu § 7 der 
Geſchäftsordnung beſchloſſen: „Jedes Mitglied hat für unentſchuldigtes 
Fehlen bei den Plenarſitzungen eine Strafe von 2 ME, für unent- 
ſchuldigtes Zuſpätkommen, falls dies mehr als eine Viertelſtunde 
beträgt, eine Strafe von 1 Mk. an die Kaſſe der Handelskammer zu 
zahlen.“ 


Ergänzungswahlen. 


Bei den im Dezember für die Kreiſe Thorn und Brieſen vor— 
genommenen Ergänzungswahlen wurden die bisherigen Mitglieder, 
die Herren G. Fehlauer, H. Loewenſon, C. Matthes, S. Rawitzki, 
R. Bauer und J. Meyer wiedergewählt. 


Fürſorge für die Handelskammerbeamten. 


In dem Erlaß vom 14. Juni 1899 (abgedruckt in unſerem Jahres— 
bericht für 1899 Seite 128 ff.) hatte der Herr Miniſter für Handel und 
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Gewerbe bei den Handelsvertretungen angeregt, den Handelskammer— 
jefretären einen Anſpruch auf Penſion im Falle der Invalidität und 
auf Reliktenverſorgung ihrer Wittwen und unmündigen Waiſen zu 
gewähren. Die Kammer hatte daraufhin erklärt, daß ſie dieſen 
Ausführungen ſympathiſch gegenüber ſtehe und auch nicht abgeneigt 
ſei, mit ihrem jeweiligen Sekretär einen Anſtellungsvertrag auf längere 
Zeit und unter Begründung von Penſionsanſprüchen abzuſchließen, 
doch wolle ſie die endgültige Regelung ſich vorbehalten bis die 
Angelegenheit durch Verhandlungen des Handelstages, der ſich ja ſicher 
damit beſchäftigen werde, weiter geklärt ſei. Der Deutſche Handelstag 
hat ſich der Sache auch mit aller Energie angenommen und hat mit 
der Verſicherungsanſtalt Wilhelma zu Magdeburg eine Einigung zu 
Stande gebracht. 

In der Plenarverſammlung vom 30. November beſchloß darauf die 
Handelskammer, einen Vertrag mit der Wilhelma zu Magdeburg 
Zwecks Penſionsverſicherung ihres jeweiligen Sekretärs abzuſchließen. 
Ein Vertrag iſt jedoch bis jetzt noch nicht abgeſchloſſen worden, da 
noch nicht 50 Handelskammern, wie die Wilhelma es verlangt, ſich zur 
Abſchließung eines ſolchen bereit erklärt haben. 


vereidigung der Handelskammerſekretäre. 


Aus Anlaß eines beſonderen Falles verfügte der Herr Miniſter 
für Handel und Gewerbe, daß die im Hauptamte thätigen Handels— 
kammerſekretäre (Geſchäftsführer, Syndici), ſoweit ſie nicht bereits den 
Staatsdienereid geleiſtet hätten, zu vereidigen wären, denn ſie ſeien 
jedenfalls inſoweit als mittelbare Staatsbeamte anzuſehen, als ſie im 
Hauptamte angeſtellt wären, und ihre Vereidigung ſei daher nach Artikel 
108 der Preußiſchen Verfaſſung vorgeſchrieben. Unſer Sekretär wurde 
daraufhin am 2. September durch den Herrn Erſten Bürgermeiſter 
von Thorn, den der Herr Regierungspräſident hiermit beauftragt hatte, 
vereidigt. 


Vereidigung eines Probenchmers 
für Zucker und Melaſſe. 

Nach § 42 des Geſetzes über die Handelskammern ſind dieſe 
befugt, Dispacheure und ſolche Gewerbetreibende der in $ 36 der 
Reichs⸗ Gewerbeordnung bezeichneten Art, deren Thätigkeit in das 
Gebiet des Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. 
Auf Grund dieſer Beſtimmung vereidigte die Kammer in ihrer Voll— 
jigung vom 26. Oktober Herrn Adolf Nehring aus Schönſee als 
Probenehmer für Rohzucker und Melaſſe auf die von den Handels— 
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körperſchaften zu Braunſchweig, Danzig pp. fejtgejegten Vorſchriften. 
Auf unſeren Antrag iſt daraufhin Herr Nehring in die Liſte der 
| beeidigten Probenehmer für Zucker und Melaſſe aufgenommen worden. 
| Anſtellung vereidigter wäger. 
| Anfang Juli richteten wir folgendes Schreiben an den Herrn 
| Miniſter für Handel und Gewerbe: 
„In Thorn hat ſich ſeit einigen Jahren ein bedeutendes Import— 
geſchäft in ruſſiſchen Futtermitteln, namentlich in Kleie, entwickelt, und 
‚es werden jährlich wohl 16—20000 Waggons à 10000 Kilogramm % 
ſolcher Futtermittel hier eingeführt. Die Kleie kommt loſe hier an und 
wird auf dem Hauptbahnhofe geſackt. Schon öfter hat ſich nun das 
Bedürfniß geltend gemacht, durch vereidigte Wäger das Gewicht der 
geſackten Kleie feſtzuſtellen, und wir beabſichtigen deshalb, auf Grund | 
des $ 42 des Geſetzes über die Handelskammern dieſem Bedürfniß 
Rechnung zu tragen. Da jedoch an manchen Tagen 50—100 Waggons 
Kleie hier umgeſackt werden und das Umſacken jedes einzelnen Wagens 
ziemliche Zeit in Anſpruch nimmt, ſo müßte eine große Anzahl von 
Wägern vereidigt werden. Von den Intereſſenten wurde vorgeſchlagen, 
die Leiter der Arbeiterkolonnen, die das Umſacken übernehmen, zu ver— 
eidigen, es wurden jedoch Zweifel darüber geäußert, ob dieſe Kolonnen— 
führer ſelbſtſtändige Gewerbetreibende im Sinne des Erlaſſes vom 
ji 24. Februar 1900 (B 11 501) find, und wir haben deshalb bejchlojjen, | 
hierüber die Entſcheidung Ew. Excellenz anzurufen. Es beſtehen hier | 
etwa 10—12 ſolcher Arbeiterkolonnen, und allein der an deren Spitze 
| ſtehende Leiter kontrahirt mit den Futtermittelhändlern. Er verpflichtet 
| jid) meiſt zwei und mehreren Firmen gegenüber, das Umſacken der für 
Has; lie eingehenden loſen Kleieſendungen jo zu bewirken, daß kein Stand- 
| geld erwächſt. Das durch feine Schuld zu zahlende Standgeld hat er 
| zu erjegen. Für die Umſackung eines Wagens erhält er einen fejten 
Satz. Das Anſtellen und Entlaſſen der nothwendigen Arbeitskräfte 
hat er ſelbſt zu beſorgen, und er zahlt ihnen den Lohn aus, den 
er mit den einzelnen Arbeitern verabredet hat. Er disponirt voll— 
ſtändig ſelbſtſtändig darüber, welche Wagen zunächſt umzuſacken ſind 
und wieviel Arbeiter an jedem Wagen beſchäftigt werden ſollen. Die 
Firmen, für welche die Umſackung erfolgt, greifen bei der Arbeitsaus— 
führung nicht mit leitenden Weiſungen, Ueberwachung, Regelung der 
Arbeitszeit, der Arbeitsfolge x. ein. Die Kolonnenführer zahlen ihren 
Arbeitern den üblichen Tage- oder Akkordlohn, erzielen aber für ſich 
ſelbſt einen weit darüber hinausgehenden Unternehmergewinn. Sie 
leiten das Umſacken und greifen nur im Nothfalle ein. Sie ſind, 
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abgejehen von dem Umſacken, vollſtändig losgelöſt von dem Betriebe 
der Firmen, mit denen ſie kontrahirt haben. Sie übernehmen auch 
ſonſtige Arbeiten, wie z. B. das Beladen und Löſchen von Kähnen. 
Die Firmen übernehmen keinerlei Garantie dafür, daß die Arbeiter— 
kolonnen immer Beſchäftigung finden. Ihre Bildung überragt die der 
gewöhnlichen Arbeiter, denn wenn ſie auch eine Elementarſchulbildung 
genoſſen haben, ſo können ſie doch ſämmtlich ſchreiben und rechnen; 
ſie führen Buch über ihre Arbeiten und reichen in gewiſſen Zeiträumen 
ihre Abrechnungen den einzelnen Firmen ein. Aus alledem ſcheint 
doch hervorzugehen, daß dieſe Kolonnenführer ſelbſtſtändige Unternehmer 
ſind, deren Anſtellung als vereidigte Wäger wohl ins Auge gefaßt 
werden kann. Natürlich wird die Kammer ſich vor der Vereidigung 
bei jedem Einzelnen zu überzeugen haben, ob er auch die erforderlichen 
perſönlichen Eigenſchaften, Befähigung, Zuverläſſigkeit und Sachkunde, 
beſitzt. 

Wir bitten Ew. Excellenz gehorſamſt, entſcheiden zu wollen, ob 
die von uns geſchilderten Kolonnenführer als ſelbſtſtändige Gewerbe— 
treibende anzuſehen ſind.“ 


Wir erhielten darauf unter dem 22. Juli nachſtehenden Beſcheid: 


„Die Vereidigung und öffentliche Anſtellung von Wägern durch 
die Handelskammer auf Grund des § 42 des Geſetzes über die Handels— 
kammern ſetzt voraus, daß die zu vereidenden und öffentlich anzu— 
ſtellenden Perſonen das Gewerbe als Wäger ſelbſtſtändig betreiben 
(§ 35 der Gewerbe-Ordnung). Es kommt daher im vorliegenden 
Falle nicht darauf an, ob die von den Kleiehändlern zum Sacken der 
Kleie engagirten Kolonnenführer in dieſer Thätigkeit als Angeſtellte 
der Händler oder als ſelbſtſtändige Gewerbetreibende anzuſehen ſind, 
ſondern lediglich darauf, ob die gedachten Perſonen das Gewerbe 
eines Wägers ſelbſtſtändig betreiben. Nach dem vorgetragenen Sach— 
verhalt ſcheinen ſie aber das Verwiegen von Waaren überhaupt nicht 
gewerbsmäßig zu betreiben. Dagegen ſpricht der Umſtand, daß ſie 
ihre Dienſte als Wäger nicht allgemein dem Publikum gegen Entgelt 
zur Verfügung ſtellen, ſondern nur im Intereſſe der Firmen, für die 
ſie die Sackung der Kleie beſorgen, thätig ſind, wie ſie denn wohl auch 
weder ein Geſchäftslokal für das Wägegewerbe, noch die dazu erforder— 
lichen Wägemittel (Waagen, Gewichte) beſitzen. 

Wenn ſie hiernach als gewerbsmäßige Wäger nicht wohl gelten 
können, iſt auch ihre Vereidigung durch die Handelskammer aus— 
geſchloſſen.“ 
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Wir mußten ſonach von einer Vereidigung der Kolonnenführer 
abſehen. Um nun aber in Zukunft die Anſtellung vereidigter Wäger 
vornehmen zu können, mußten zunächſt Vorſchriften ausgearbeitet 
werden, auf die die Wäger vereidigt werden können. Die in der 
Sitzung vom 30. November angenommenen Vorſchriften für die von 
der Handelskammer vereidigten und öffentlich angeſtellten Wäger lauten: 
§ 1. Zum Zwecke der gewerbemäßigen Verwiegung von Getreide, 
Mehl, Malz, Hülſenfrüchten, Futterartikeln und anderen Waaren werden 
von der Handelskammer zu Thorn für ihren Bezirk Wäger vereidigt 
und öffentlich angeſtellt. 
§ 2. Die Anſtellung gilt nur für die Zeit, in der der vereidigte 
und öffentlich angeſtellte Wäger ſeinen Wohnſitz im Bezirke der Handels— 
kammer hat. 
§ 3. Vorausſetzung für die Beeidigung und öffentliche Anſtellung 
als Wäger iſt, 
1. daß der Antragſteller deutſcher Reichsangehöriger iſt, 
2. daß ſeine Befähigung und Zuverläſſigkeit der Handelskammer 
ausreichend nachgewieſen iſt. 
$ 4. Der Wäger darf ſeine Funktion nur dann ausüben, wenn 
er in keinem Anhängigkeitsverhältniß zu einer der Parteien ſteht. 
§ 5. Die Vereidigung erfolgt durch Leiſtung des folgenden Eides: 
ä „ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All— 
wiſſenden, daß ich als öffentlich angeſtellter Wäger die beſtehenden 
Vorſchriften getreulich beobachten und die mir obliegenden Pflichten 
gewiſſenhaft erfüllen werde. So wahr mir Gott helfe. 
$ 6. Die Beeidigung wird in den 3 deutſchen Thorner Zeitungen 
bekannt gegeben und eine Liſte der vereidigten Wäger zu Jedermanns Ein— 
ſicht in dem Geſchäftszimmer der Handelskammer ausgelegt. Ueber die 
Beeidigung wird dem Wäger eine Urkunde ausgefertigt. 
$ 7. Die Löſchung in der in § 6 genannten Liſte erfolgt: 
1. auf Antrag oder im Todesfalle des beeidigten und öffentlich 
angeſtellten Wägers, 
2. wenn er den Sitz ſeiner die öffentliche Anſtellung begründenden 
Thätigkeit aus dem Bezirke der Handelskammer wegverlegt, 
3. wenn ihm die Fähigkeit zur öffentlichen Anſtellung von der 
zuſtändigen Behörde auf Grund eines ordentlichen Verfahrens 
rechtskräftig aberkannt worden iſt. 
Im Falle der Löſchung iſt die Anſtellungsurkunde zurückzugeben. 
Löſchungen in der Liſte ſind in derſelben Weiſe wie Eintragungen 
bekannt zu machen. 
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$ 8. Jede Wohnungsänderung hat der Wäger der Handels- 
kammer ohne Verzug anzuzeigen. 

$ 9. Die vereidigten und öffentlich angeſtellten Wäger führen 
ein von der Handelskammer näher zu beſtimmendes Siegel, das die 
Bezeichnung der Handelskammer, den Namen des Wägers und die 
Umſchrift „Oeffentlich angeſtellter Wäger“ enthält. 

$ 10. Dem Wäger wird eine Legitimationskarte ausgehändigt, 
die er bei der Ausübung ſeiner Thätigkeit bei ſich zu führen und auf 
Verlangen vorzuzeigen hat. 

§ 11. Aufträge zum amtlichen Verwiegen find mit ſpezieller 
Angabe der zu verwiegenden Waarenmengen ſowie des Ortes und 
der Zeit, wo und wann die Verwiegung geſchehen ſoll, bei dem Wäger 
anzubringen. Die Anmeldungen müſſen der Reihenfolge nach, wie ſie 
eingegangen ſind, erledigt werden. 

$ 12. Der Wäger kann verlangen, daß von dem Antragſteller 
behufs Vornahme der Verwiegung die erforderlichen Arbeitskräfte 
geſtellt werden und eine richtig funktionirende Wage nebſt geaichten 
Gewichten am Orte der Verwiegung zur Verfügung gehalten wird. 

$ 13. Der Wäger hat jid vor Beginn der Verwiegung zu 
überzeugen, daß die zu verwendenden Waagen und Gewichte gehörig 
geaicht ſind, er hat ſorgſam zu prüfen, ob die Waage bei der Auf— 
ſtellung im richtigen Niveau ſteht, und er hat ferner vor der Ver— 
wiegung die Richtigkeit der Waage und Gewichte dadurch zu prüfen, 
daß er auf den Schalen die ſämmtlichen Gewichte aufſetzt und mit 
dem Dezimalausweis vergleicht. 

§ 14. Falls ein beſonderer Antrag nicht geſtellt worden iſt, 
wird die Verwiegung durch eine Stichprobe vorgenommen. Dieſe wird 
in der Art durchgeführt, daß bei einer Menge bis zu 10000 Kilogramm 
von dem Wäger nach ſeiner Anordnung aus verſchiedenen Theilen des 
zu verwiegenden Poſtens 10 bis 15 Säcke gezogen und einzeln ver: 
wogen werden. Bei größeren Poſten iſt die Anzahl der Säcke in 
entſprechender Weiſe zu erhöhen. 

$ 15. Wenn die Stichprobe ein ſtark ungleichmäßiges Gewicht 
der Säcke ergiebt, ſowie auch auf beſonderes Verlangen hat der Wäger 
die geſammte Partie zu verwiegen. Das Gleiche hat zu geſchehen, wenn 
ſich die Verwiegung auf loſe Güter erſtreckt. 

§ 16. Ueber jede Verwiegung ſind dem Antragſteller bis zu 
drei Beſcheinigungen auszufertigen, die von dem Wäger zu unter— 
ſchreiben und mit dem Dienſtſiegel zu verſehen ſind. Die Beſcheinigung 
hat Angaben zu enthalten über: 
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den Ort und den Tag der Berwiegung, 

den Tag der Ankunft der Waare, 

den Namen des Lieferanten und des Empfängers, 

die Art der Lagerung, 

den Zuſtand der Packung der Waare nach dem Augenſcheine, 

. die Signatur der Säcke, 

bei Beförderung der Waare durch die Eiſenbahn die Nummer 
des Wagens, bei Beförderung im Kahne Namen und Inhaber 
des Kahnes, 

8. die Zahl der Säcke, Kiſten u. dergl., 

9. die Anzahl der verwogenen Kolli und das feſtgeſtellte Gewicht, 

10. das nach dem Ausfall der Stichprobe oder der Durchwiegung 

ermittelte Geſammtgewicht. 

Der Wäger hat ein Wiegebuch zu führen, in dem der Reihen— 
folge der Verwiegungen nach die unter 1—10 bezeichneten Angaben 
einzutragen ſind. 

$ 17. Die Gebühren des Wägers betragen: 

A. Bei Verwiegungen in der Stadt und auf der Uferbahn. 

1. Bei Quantitäten bis zu 100 Zentner 3 Pfg. für 1 Zentner, 

mindeſtens 2 Mk. 

2. Bei Quantitäten über 100 Zentner und ganzen Wagen— 

ladungen 1½ Pfg. für 1 Zentner, mindeſtens 3 Mk. 

3. Bei Verwiegungen von ganzen Wagenladungen iſt für jede 

angefangene Stunde über 2 Stunden ein Zuſchlag von 
1 Mk. zu zahlen. 
B. Bei Verwiegungen auf dem Hauptbahnhofe, jowie Bahnhof und 
Ortſchaft Mocker. 

4. Erhöhung der Sätze zu 1 um 25 9. 

5. Erhöhung der Sätze zu 2 um 25 9%. 

6. Unverändert wie 3. 

C. Bei Verwiegungen in den Provinzſtädten und auf dem Lande. 
7. Erſtattung der Fahrt (Eiſenbahn III. Klaſſe und Fuhrwerk), 
Erhöhung der Sätze zu I um 50 h. 

8. Erſtattung der Fahrt, Erhöhung der Sätze zu 2 um 50 9%. 

9. Erhöhung der Sätze zu 3 um 50 9%. 

Für die gemäß $ 16 zu ertheilenden Wiegeſcheine iſt keine Gebühr 
zu zahlen. 

$ 18. Beſchwerden über die in der Liſte eingetragenen Wäger 
können an die Handelskammer gerichtet werden, die erforderlichen 


- GOO! 1 


109 
Falles bei der zuſtändigen Behörde die Zurücknahme der Bejtallung 
beantragen wird. 
Vorſchriften für vereidigte Holzmeſſer. 

In der Sitzung vom 25. Januar 1902 nahm die Kammer die 
nachſtehenden Vorſchriften für von ihr vereidigte und öffentlich ange— 
ſtellte Holzmeſſer an. 

$ 1. Zum Zwecke der Vermeſſung von Bau- und Nutzholz 
werden von der Handelskammer zu Thorn für ihren Bezirk Meſſer 
vereidigt und öffentlich angeſtellt. 

§ 2. Die Anſtellung erfolgt unter Vorbehalt jederzeitigen Wider— 
rufes und gilt nur für die Zeit, in der der vereidigte und öffentlich 
angeſtellte Holzmeſſer ſeinen Wohnſitz im Bezirke der Handelskammer hat. 

§ 3. Vorausſetzung für die Beeidigung und öffentliche Anſtellung 
als Meſſer für Bau- und Nutzholz iſt, 

1. daß der Antragſteller deutſcher Reichsangehöriger iſt, 

2. daß ſeine Befähigung und Zuverläſſigkeit der Handelskammer 

ausreichend nachgewieſen iſt. 

§ 4. Die Vereidigung erfolgt durch Leiſtung des folgenden Eides: 

. „ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All— 
wiſſenden, daß ich als öffentlich angeſtellter Meſſer für Bau- und Nuh- 
holz die beſtehenden Vorſchriften getreulich beobachten und die mir 
obliegenden Pflichten gewiſſenhaft erfüllen werde. So wahr mir Gott 
helfe. 

§ 5. Die Beeidigung wird in den 3 deutſchen Thorner Zeitungen 
bekannt gegeben und eine Liſte der vereidigten Meſſer zu Jedermanns 
Einſicht in dem Geſchäftszimmer der Handelskammer ausgelegt. Ueber 
die Beeidigung wird dem Meſſer eine Urkunde ausgefertigt. 

§ 6. Die Löſchung in der in § 5 genannten Lijte erfolgt: 

1. auf Antrag oder im Todesfalle des beeidigten und öffentlich 

angeſtellten Meſſers, 

2. wenn er den Sitz ſeiner die öffentliche Anſtellung begründenden 

Thätigkeit aus dem Bezirke der Handelskammer wegverlegt, 

3. nach erfolgtem Widerruf der Beſtallung. 

Im Falle der Löſchung iſt die Anſtellungsurkunde zurückzugeben. 

Löſchungen in der Liſte ſind in derſelben Weiſe wie Eintragungen 
bekannt zu machen. 

$ 7. Jede Wohnungsänderung hat der Meſſer der Handels— 
kammer ohne Verzug anzuzeigen. 

$ 8. Die vereidigten und öffentlich angeſtellten Holzmeſſer führen 
ein von der Handelskammer näher zu beſtimmendes Siegel, das die 
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Bezeichnung der Handelskammer, den Namen des Meſſers und Die 
Umſchrift: „Oeffentlich angeſtellter Holzmeſſer“ enthält. 

§ 9. Dem Holzmeſſer wird eine Legitimationskarte ausgehändigt, 
die er bei der Ausübung ſeiner Thätigkeit bei ſich zu führen und auf 
Verlangen vorzuzeigen hat. 

$ 10. Aufträge zum amtlichen Vermeſſen von Bau- und Nutz 
holz ſind mit ſpezieller Angabe der zu vermeſſenden Mengen ſowie des 
Ortes und der Zeit, wo und wann die Vermeſſung geſchehen ſoll, bei 
dem Holzmeſſer anzubringen. 

§ 11. Falls der Auftraggeber nicht ſelbſt das nöthige Fuhrwerk 
oder Boot ſtellt, hat er dem Holzmeſſer die dafür aufgewendeten Koſten 
zu erſetzen. Für Eiſenbahnfahrten werden dem Holzmeſſer die Kojten 
für die dritte Klaſſe vergütet. 

$ 12. Bei der Vermeſſung hat ſich der Holzmeſſer nach den im 
Bezirke der Handelskammer jeweilig beſtehenden Holzhandelsgebräuchen 
zu richten. 

§ 13. Die Vermeſſung geſchieht traftenweiſe, Stück für Stück 
einzeln und demgemäß ſind die Liſten (Spezifikationen) anzufertigen. 
Ihre Richtigkeit iſt durch Unterſchrift des Holzmeſſers zu beſcheinigen. 

$ 14. Die Liſten müſſen für jede Gattung Hölzer (Rund- und 
Kantholz, kieferne und eichene und |. f.) einzeln angefertigt werden. Sie 
ſind dann zu heften, mit Datum und laufender Nummer zu verſehen 
und ſo aufzubewahren. 

$ 15. An Gebühren ſtehen dem Holzmeſſer zu 

für das Vermeſſen von 100 Stück 


Rundhölzern . . ee mn RE 
ſtärkeren Mauerlatten und Balten „ 
ſchwächeren Mauerlattee nn 2,00 „ 
eichenen Plangdons . . U Wz 450—5,00 


Bei außergewöhnlichen Arbeiten wie 3. B. dem Nachprüfen bereits 
von Anderen vermejjener Hölzer ſowie bei Vorhandenſein bejonderer 
Schwierigkeiten ſind die Gebühren durch Vereinbarung feſtzuſtellen. 


Entſtehen Streitigkeiten über die Höhe der Gebühren, ſo entſcheidet 
die Handelskammer endgültig. 

$ 16. Eine Spezifikation der vermeſſenen Hölzer hat der Meſſer 
ſeinem Auftraggeber koſtenfrei zu liefern. Für jede fernere Ausfertigung 
von Abſchriften hat der Holzmeſſer eine Gebühr in Höhe von 50 Pfg. 
für je 100 Stück Holz zu beanſpruchen. 


* 
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Anſtellung vereidigter Bücherrevijoren. 


Die Kammer hat ſich der von dem Verbande mitteldeutſcher 
Handelskammern beſchloſſenen Vereinbarung über die öffentliche 
Anſtellung von Bücherreviſoren angeſchloſſen. 


Sachverftändigem- Ordnung. 


In der Sitzung vom 25. Januar 1902 hat die Kammer nad- 
ſtehende Ordnung für die Sachverſtändigen-Kommiſſionen genehmigt: 

§ 1. Die von der Handelskammer eingeſetzten Sachverſtändigen— 
Kommiſſionen haben den Zweck, ſachverſtändige und unparteiiſche Gut- 
achten, insbeſondere über Beſchaffenheit, Menge, Verpackung, ſowie 
etwaigen Minderwerth einer gelieferten Waare zu erſtatten. 

§ 2. Der Geſchäftskreis der Kommiſſionen erſtreckt ji) auf den 
Bezirk der Handelskammer. 

§ 3. Die Handelskammer beſtimmt, für welche Waarengattungen 
Sachverſtändige ernannt werden ſollen, und wählt für jede dieſer 
Gattungen mindeſtens drei Sachverſtändige. 

Ein und derſelbe Sachverſtändige kann mehreren Kommiſſionen 
angehören. 

§ 4. Der Vorſitzende der Handelskammer verpflichtet die Sach— 
verſtändigen durch Handſchlag auf getreuliche Beobachtung der beſte— 
henden Vorſchriften. 

§ 5. Die Ernennung der Sachverſtändigen erfolgt auf jeder- 
zeitigen Widerruf und nur für ſo lange, als ſie ihren Wohnſitz in 
dem Bezirke der Handelskammer haben. 

§ 6. Anträge auf Erſtattung von Gutachten ſind ſchriftlich unter 
Klarlegung des Sachverhalts an die Handelskammer zu richten. 

$ 7. Der Vorſitzende der Handelskammer oder deſſen Stell— 
vertreter hat nach Eingang des Antrages unter thunlichſter Beſchleunigung 
einen oder zwei Sachverſtändige mit der Abgabe des Gutachtens zu 
betrauen. 

§ 8. Keiner der gewählten Sachverſtändigen darf ohne ſtich— 
haltige Gründe die Abgabe eines Gutachtens verweigern. 

§ 9. Sind zwei Sachverſtändige ernannt worden, und können 
ſie über die vorliegende Frage nicht zu einer einheitlichen Entſchließung 
gelangen, ſo wählen ſie aus den übrigen Sachverſtändigen des von 
ihnen vertretenen Geſchäftszweiges einen Obmann, deſſen Urtheil 
endgültig entſcheidet. 

§ 10. Das Gutachten iſt der Handelskammer ſchriftlich und mit 
den Unterſchriften der betheiligten Kommiſſionsmitglieder verſehen zu 
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erjtatten. Die Kammer giebt der antragſtellenden Partei eine beglaubigte 
Abſchrift des Gutachtens. 

$ 11. Für die Erſtattung eines Gutachtens, das keine außer: 
ordentliche Aufwendung an Arbeit und Zeit erfordert, erhält jeder 
Sachverſtändige von der antragſtellenden Partei 6 MŁ; außerdem 
ſind ihm etwaige baare Auslagen zu vergüten. 

Iſt die Abgabe eines Gutachtens mit außerordentlicher Auf— 
wendung an Arbeit und Zeit verbunden, ſo dürfen die Sachverſtändigen 
dem Antragſteller höhere Gebühren anrechnen, doch unterliegt die 
Liquidation alsdann der Genehmigung des Vorſitzenden. 

§ 12. Der Vorſitzende der Handelskammer iſt berechtigt, ohne 
Angabe von Gründen die Herbeiführung eines Gutachtens abzulehnen. 

Kerjtellung des Jahresberichts. 

Im Oktober hatte der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
an die Handelskammer in Wiesbaden nachſtehenden Beſcheid auf deren 
Bericht ergehen laſſen: 

„Die Vorſchrift des § 39 des Handelskammergeſetzes, wodurch die 
Handelskammern zu jährlicher Berichterſtattung über die Lage und den 
Gang des Handels verpflichtet ſind, erfordert einen Bericht, in dem 
dieſe Körperſchaften ihre Geſammtauffaſſung von der wirthſchaftlichen 
Lage des Handels und der Induſtrie im Handelskammerbezirke zum 
Ausdruck bringen. Es würde nicht ausreichen, wenn eine Handels— 
kammer ſich darauf beſchränkte, ſtatt der eigenen Darſtellung des 
Ganges und der Lage des Handels eine Anzahl Berichte einzelner 
Gewerbetreibender als ihren Jahresbericht vorzulegen und zu ver— 
öffentlichen. l 

Der Anforderung des $ 39 wird, wie ich annehmen darf, im 
erjten, allgemeinen Theile der Handelskammer Berichte durchweg ent- 
ſprochen. Im zweiten Theile dagegen, der beſondere Berichte über 
einzelne Gewerbe zu enthalten pflegt, ſcheint es allerdings bei ver— 
ſchiedenen Handelsvertretungen üblich zu ſein, lediglich Berichte einzelner 
Firmen wiederzugeben, ohne daß ſich die Handelsvertretungen die 
darin enthaltenen Angaben und Anſchauungen zu eigen machen. 
Einer ſolchen ſubjektive Auffaſſungen einzelner Firmen darſtellenden 
Berichterſtattung kann nicht die gleiche Bedeutung beigemeſſen werden 
wie einem Berichte, welcher die auf Grund eingehender Prüfung und 
Erörterung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe gewonnene Geſammt— 
auffaſſung einer Handelskammer wiedergiebt. Sie iſt ferner, wenn 
nicht ausdrücklich bemerkt iſt, daß es ſich lediglich um Mittheilungen 
einzelner Gewerbetreibender handele, irreführend, indem von den im 
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Jahresberichte einer Handelsvertretung ohne ſolchen Zuſatz enthaltenen 
Darlegungen ohne Weiteres angenommen werden muß, daß ſie eben 
die Auffaſſung der Handelsvertretung enthalten. Nach alledem 
verdient es den Vorzug, wenn auch im beſonderen Theile des Jahres- 
berichts die Auffaſſungen der Handelskammer niedergelegt und Berichte 
einzelner Firmen nur als Ergänzungen oder Stimmungsbilder beigefügt 
werden, und auch dies im Allgemeinen nur in Fällen, in denen es 
ſich um hervorragende oder charakteriſtiſche Unternehmungen handelt. 
Jedenfalls aber müſſen Berichte von einzelnen Gewerbetreibenden, 
für welche die Handelsvertretung nicht die volle Verantwortung über— 
nehmen will, ausdrücklich als Privatbericht kenntlich gemacht werden. 

Wenn durch Beobachtung dieſer Grundſätze die Jahresberichte 
der Handelsvertretungen an Umfang einbüßen ſollten, würde dieſer 
Nachtheil durch die größere autoritative Bedeutung, die alsdann den 
Berichten beizumeſſen wäre, reichlich aufgewogen werden.“ 

Dieſen Beſcheid theilte der Herr Miniſter den Handelsvertretungen 
zur Kenntnißnahme mit und fügte hinzu: 

„Auch abgeſehen von den Jahresberichten iſt es mir aufgefallen, 
daß ſich Handelsvertretungen bisweilen lediglich auf die Uebermittelung 
von Wünſchen Einzelner beſchränken, ohne dazu eine beſtimmte ſachliche 
Stellung einzunehmen. Wenn, wie es aus Anlaß des Zolltarif- 
entwurfs vorgekommen iſt, einzelne Handelskammern mir ohne 
Auswahl alle auf den Zolltarif bezüglichen Anregungen ihrer Bezirks— 
eingeſeſſenen vorgelegt haben, auch wenn ſie zu einander in direktem 
Widerſpruche ſtehen, ſo liegt hierin ein Verkennen der Stellung der 
Handelskammern, deren Aufgabe es iſt, die einzelnen an ſie heran— 
tretenden Wünſche und Bedürfniſſe von dem höheren Geſichtspunkte 
der Geſammtvertretung ihres Bezirks aus zu prüfen, ſich hieraus eine 
Geſammtauffaſſung zu bilden und dieſe bei den betheiligten Stellen 
der Verwaltung oder Geſetzgebung zu vertreten.“ 

Unſer Bericht iſt daraufhin nach den von dem Herrn Miniſter 
aufgeſtellten Grundſätzen hergeſtellt worden. 


Ernte. 


Die Lage der einzelnen Heſchäflszweige. 
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Seit Jahrzehnten haben wir in unſeren Bezirken nicht ſo ungünſtige 
Ernteergebniſſe gehabt, als in den letzten beiden Jahren, denn leider 
iſt auch im Vorjahre wieder die Ernte, abgeſehen von den Hackfrüchten, 
ganz minderwerthig geweſen. Die außerordentlich nachtheiligen Ver— 
hältniſſe der Getreide- und Futterernte des Jahres 1901 finden ihre 
Erklärung zum Theil ſchon in den Witterungsverhältniſſen des voran— 
gegangenen Jahres. In Folge der Dürre im Sommer des Jahres 1900 
befanden ſich die Saatfelder für die Herbſtausſaat in einem ungünſtigen, 
ſtaubigen, auf ſchwerem Boden kloßigen Zuſtande. Die für das 
freudige Gedeihen der Saaten ſo nothwendige Gare fehlte ganz. Die 
Saaten gingen ungleich auf und fingen erſt in den Monaten November 
und Dezember an, ſchwach anzugrünen. Der ſtrenge Froſt ohne Schnee— 
decke im Januar 1901 hat dann die ſchwachen und kränklichen Pflanzen 
zum größten Theil zerſtört und, was an Lebenskraft geblieben war, 
vernichtete eine Froſtperiode im Monat März. Ein gleiches Schickſal 
traf die Kleefelder. Nur von Roggen konnten vereinzelte Stücke, die 
noch Hoffnung gaben, erhalten bleiben, gaben aber bei der Ernte ganz 
geringe Erträge. 

Die Landwirthſchaft war nun vor die ſchwere Aufgabe geſtellt, 
faſt die geſammten Winterungsfelder und Kleeſaaten umzuackern und 
neu zu beſtellen. Das erforderliche Sommerſaatgetreide mußte zum 
großen Theil, meiſt zu hohen Preiſen, gekauft und vielfach aus weiteren 
Entfernungen bezogen werden. So wurden z. B. große Mengen von 
Wicken und Lupinen aus Rußland hierher gebracht, was bisher nur 
äußerſt ſelten vorgekommen iſt. Es entwickelte ſich ein ſehr lebhafter 
für eine Anzahl von Kaufleuten gewinnbringender Handel in Sommer: 
ſaaten, Sommerweizen, Sommerroggen, Gerſte, Hafer und Wicken. Die 
andauernd trockene Witterung im April und Mai begünſtigte die 
Beſtellungsarbeit, und dieſe konnte in der Mehrzahl der Fälle ziemlich 
rechtzeitig, allerdings bei äußerſter Anſpannung aller Kräfte ausgeführt 
werden. 
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So groß der Aufwand war, den die verdoppelte Frühjahrs- 
beſtellung für Saatgut und Beſtellungsarbeiten erforderte und ſo ſicher 
ein großer Verluſt durch den Ausfall an Kleeheu, Stroh und Weide 
bevorſtand, ſo hoffte man doch bei günſtiger Witterung eine reiche 
Ernte in Sommergetreide zu machen. Dieſe Hoffnung hat ſich nicht 
erfüllt. In den Monaten der Entwickelung, Mai und Juni, herrſchte 
ununterbrochene Dürre; ein hier bisher unbekanntes Inſekt, die Zwerg— 
zikade, befiel das Sommergetreide, namentlich den Hafer, und die Ernte 
ergab auf beſtem Boden ein dürftiges Reſultat, auf Sandboden eine 
Fehlernte. Zur Linderung des durch dieſe Verhältniſſe hervorgerufenen 
Nothſtandes erbat man von der Regierung Tarifermäßigung für Saat- 
getreide, Stroh, Futtermittel und künſtlichen Dünger, Hergabe von 
Waldſtreu aus den fiskaliſchen Forſten an benachbarte Gemeinden und 
die Bereitſtellung von baaren Geldmitteln zur Abhülfe der dringendſten 
Noth. Die Königliche Staatsregierung hat den größten Theil der 
beantragten Maßregeln bewilligt und ein für ſieben Jahre unverzins- 
liches mit 85 9% rückzahlbares Darlehn von 3 Millionen an die 
betroffenen Kreiſe zur Erhaltung des kleinen Grundbeſitzes vertheilt. 
Bedauerlicherweiſe iſt hier bei den vermittelſt dieſer ſtaatlichen Unter— 
ſtützung bewirkten Ein- und Verkäufen von Saatgetreide, Stroh 
und Futtermitteln der Handel zu Gunſten von Raiffeiſen & Konſ. 
völlig umgangen worden, während man doch nirgends, wo entgegen 
der hier geübten Praxis Händlern die Anſchaffung dieſer Artikel über- 
tragen worden iſt, Klagen über ſchlechte Lieferungen oder zu hohe 
Preisanſprüche gehört hat. Zum großen Glück für die Landwirthſchaft 
brachten die Hackfrüchte eine ſehr reiche Ernte, denn die Niederſchläge 
im Auguſt und September, die allerdings nicht allen Gegenden 
gleichmäßig zu Gute kamen, beförderten das Wachsthum der in unſerem 
Bezirke zahlreich angebauten Zuckerrübe, die dann auch in großen 
Mengen geerntet wurde, jedoch mit einem gegen das Vorjahr um 
2 Prozent geringeren Zuckergehalt. 

Die Rübenernte ſchwankte, je nachdem der Boden mehr oder 
weniger Regen erhalten hatte, zwiſchen 100 bis 200 Zentner. Auch 
die Kartoffel gab gute Erträge — es mögen im Durchſchnitt wohl 
70 Zentner vom Morgen geerntet worden ſein — und wenn ihr 
Verkauf zu techniſcher Verwerthung auch nur Preiſe von 60—80 Pfg. 
für den Zentner brachte, ſo konnte ſie doch zur Deckung des Futter— 
ausfalls verwendet werden. Im Uebrigen war das Reſultat der Ernte 
bei der Winterung ein vollſtändiger Ausfall des Weizens, ein Verluſt 
des Roggens zu ½ und des Klees zu %,. Von der Sommerung 
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ergab Gerſte einen Durchſchnittsertrag von 9 Zentnern, Hafer von 
5—7 Zentnern auf den Morgen. Namentlich der Hafer und der 
gebliebene Roggen, weniger die Gerſte, wurden von der Zwergzikade 
arg mitgenommen; der Hafer iſt ſtellenweiſe bis auf die letzte Pflanze 
vollſtändig zerjtórt worden. Die Futter- und Strohernte war ſehr 
ſchlecht. Klee war faſt garnicht gewachſen, Luzerne, die nur in geringem 
Umfange angebaut war, gab hin und wieder kleine Erträge. Die 
Wieſen lieferten auch nur wenig und gaben nur ſelten einen zweiten 
Schnitt, ſodaß man ihren Ertrag auf kaum ein Drittel des Normalen 
annehmen kann. Minderwerthige Erträge lieferten auch die Erbſe und 
die Wicke. Der faſt vollſtändige Ausfall von Klee, Grünfutter und 
Weide veranlaßte eine große Zahl von Wirthſchaften, ihre Viehbeſtände 
zu verringern. Namentlich kleinere Wirthe verkauften einen Theil des 
nothwendigen Viehes, weil ſie Nichts zum Füttern hatten, zum Theil 
wohl auch, um dafür einiges Geld in die Hand zu bekommen. In 
Folge deſſen gingen während der Sommermonate die Preiſe für 
Magervieh herab, doch trat eine Beſſerung ein, als die reiche Hack— 
fruchternte der ſchlimmſten Futternoth ein Ende machte, ja die zahlreich 
geernteten Kartoffeln gaben Veranlaſſung, doch noch einiges Magervieh 
zur Maſt zu kaufen, und die dafür gezahlten Preiſe erreichten im 
Spätherbſt die des vorangegangenen Jahres. Was die Höhe der von 
den Landwirthen unſeres Bezirkes erzielten Preiſe anbetrifft, ſo wurden 
für allerbeſte fette Stiere, nicht unter 13 Zentner Lebendgewicht, das 
ganze Jahr hindurch der recht hohe Preis von 35 Mk. gezahlt, leichtere 
gute Stiere galten 31—32 MŁ, alte Ochſen höchſtens 29—30 Mk, 
Maſtkühe 25—27 Mk, für Maſtkälber von 400—500 Pfund Lebend— 
gewicht erzielte man je nach Qualität 40—45 Pfg. für das Pfund. 
Der Abſatz von Rindvieh, das meiſt nach Berlin ging, vollzog ſich das 
ganze Jahr hindurch ſchlank und glatt. Milchkühe wurden nur wenig 
verkauft, dagegen waren hochtragende Färſen in guter Qualität ſehr 
geſucht, doch läßt ſich ein Preis dafür nicht angeben, da hier die 
Beſchaffenheit entſcheidend iſt. Aeltere Ochſen zur Arbeit ſind bei uns 
kaum verkauft, wohl dagegen aber von Auswärts angekauft worden. 

Die Preiſe für fette Lämmer von 90—110 Pfund Lebendgewicht 
waren im Frühjahr flau, beſſerten ſich im Sommer und hielten ſich 
bis Weihnachten, von wo ab ſie wieder etwas ſanken. Man hat des 
Stroh- und Heumangels wegen in den letzten Jahren die Schaf— 
haltungen überall eingeſchränkt, und da der Bedarf an Schlachtvieh 
der gleiche geblieben iſt, ſo war der Abſatz das ganze Jahr hindurch 
gut. Man zahlte für fette Lämmer 26—29, ſpäter 24—26 Pfg. für 


* 


117 


das Pfund. Mutterſchafe zur Zucht waren dagegen ſelbſt zu kleinen 
Preiſen ſchwer los zu werden, eben weil der Schafbeſtand durchgehend 
verringert worden iſt. 

Die Preiſe für Schweine ſind das ganze Jahr und bis heutigen 
Tages ſo hoch geweſen, wie es hier noch nicht erlebt worden iſt. Der 
Abſatz war geradezu glänzend. Man zahlte für fette Schweine von 
21/,—3 Zentnern 47 Mk. für den Zentner Lebendgewicht. Ebenſo 
verhält es ſich mit Läufern und Ferkeln, und es ſcheint ſo bleiben zu 
wollen, obgleich faſt jeder Inſtmann bereits eine Zuchtſau beſitzt und 
ſich auf Ferkelverkauf einrichtet. Täglich fahren Händler in den Dörfern 
umher, die den Leuten die Schweine faſt mit Gewalt abhandeln. So 
günſtig dieſe Verhältniſſe für die Landwirthe waren, ſo nachtheilig 
waren ſie für die Viehhändler unſeres Bezirkes, die ihren Schweine— 
bedarf nur ſchwer und zu ſo hohen Preiſen zu decken vermochten, daß 
ihr Nutzen verhältnißmäßig gering war. Die von den Händlern auf— 
gekauften Schweine gingen meiſt nach Sachſen und Bayern, doch hat 
ſich der Abſatz um mehr als die Hälfte gegenüber dem der früheren 
Jahre vermindert. Auch die Händler mit Rindvieh klagen über die 
Lage ihres Geſchäftszweiges in dem letzten Jahre. Ihre Funktion für 
unſeren Bezirk beſteht ja in der Hauptſache darin, daß ſie Mager- und 
Zuchtvieh aus Oſtpreußen, Bayern und Oldenburg heranſchaffen und 
das hier gemäſtete Vieh aufkaufen, um es zumeiſt auf den Berliner, 
Hamburger und Elberfelder Märkten zum Verkauf zu bringen, doch 
fanden auch Lieferungen für Konſervenfabriken in Mainz und Hajel- 
horſt ſtatt. Magervieh wurde nun wegen der ſchlechten Heu- und 
Strohernte von unſeren Landwirthen nur wenig gekauft, dies beſſerte 
ſich erſt nach der großen Kartoffelernte, wenn auch hauptſächlich das 
vorhandene Jungvieh und die für den Betrieb weniger brauchbaren 
Kühe und Ochſen gemäſtet wurden, um nur möglichſt an Heu und 
Stroh zu ſparen. Es iſt in Folge deſſen mehr Maſtvieh als ſonſt 
aus unſerer Gegend zum Verſandt gekommen, und wenn trotzdem den 
Klagen der Viehhändler eine gewiſſe Berechtigung nicht abzuſprechen iſt, 
ſo lag das einmal an der Preisgeſtaltung auf ihren Abſatzmärkten, 
die alle in Induſtriegegenden liegen, denn dort waren die Preiſe 
wegen des herrſchenden ſchlechten Geſchäftsganges geſunken, ſodann 
wird ihnen aber auch durch die Viehverwerthungs-Genoſſenſchaft ein 
Theil des Geſchäftes entzogen. Die Bezugspreiſe für magere Stiere 
und Ochſen haben ſich im letzten Jahre nicht geändert, nur ſollen gute 
brauchbare Zugochſen etwas ſchwerer zu bekommen geweſen ſein, da 
dieſe immer weniger in Oſtpreußen gezogen würden. Der Abſatz von 
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Pferden, die unſere Händler zumeiſt aus Oſt- und Weſtpreußen beziehen, 
iſt in Folge der ſchlechten Lage der Landwirthſchaft ganz geringfügig 
geweſen. 


Von allen Viehhändlern wird darüber Beſchwerde geführt, daß 
ihnen die Eiſenbahnverwaltung bei Beſtellung von Viehwagen häufig 
größere Wagen, als ſie beſtellt haben, zuſtellen laſſen und daß ſie die 
Fracht für die größeren Wagen ſelbſt dann zahlen müſſen, wenn die 
Wagen von ihnen nicht voll ausgenutzt werden. Der Bezirkseiſenbahn— 
rath hat ſich dieſer Angelegenheit ja im vorigen Jahre bereits 
angenommen, und es ſteht wohl zu hoffen, daß hier baldige Abhülfe 
getroffen werde. 


Die Fehlernte in Weizen und Roggen hatte den Charakter 
unſeres Getreidehandels im Vorjahre faſt gänzlich umgewandelt, denn 
wenn es früher ſeine Aufgabe war, den hier an dieſen Früchten 
gewachſenen Ueberſchuß aufzukaufen und Theils an unſere Mühlen 
abzuſetzen, Theils aus dem Bezirke zu exportiren, war er im letzten 
Jahre genöthigt, ſowohl Saatgetreide für die Landwirthe als auch 
Konſumgetreide für die Mühlen von Auswärts zu beziehen, doch 
waren die dadurch bewirkten Umſätze natürlich bedeutend geringer als 
in den früheren Jahren, zumal da die Mühlen ſich der veränderten 
Lage anpaſſen mußten und in der Hauptſache nur für den lokalen 
Markt arbeiten konnten, ſodaß ſie ihren Bedarf auf das Aeußerſte 
einſchränkten. Das benöthigte Getreide beſchaffte man ſich zum kleinen 
Theil aus Nord-Amerika, in der Hauptſache aber aus Oſtpreußen und 
Rußland. Während in normalen Jahren nur höchſt ſelten Getreide 
aus Rußland bezogen wurde, erreichten beſonders die Roggenzufuhren 
aus Südrußland Ende vorigen und Anfang dieſes Jahres einen ganz 
außergewöhnlichen Umfang, doch wird dies jedenfalls nur eine vor— 
übergehende Erſcheinung ſein. Die Qualität von Sommerweizen und 
Hafer war gut, weniger gut jedoch die der Gerſte. Trotz der geringen 
Erträge waren die Umſätze in Gerſte und Hafer die gleichen geblieben, 
wie in den Vorjahren, weil die ausgewinterten Flächen mit dieſen 
Früchten beſtellt worden waren. Der vorhandene Hafer wurde 
größtentheils von den Proviantämtern, die übrigens im Berichtsjahre 
bei der Beſchaffung des benöthigten Roggens faſt ausſchließlich auf 
den Handel angewieſen waren, aufgenommen, doch traten in den 
letzten Monaten des Jahres auch die Hafenplätze Danzig und Königs— 
berg, die viel Hafer zum Export nach England verſandten, als Käufer 
auf. Unter der ebenfalls vielfach über Danzig und Königsberg expor— 
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tirten Gerſte befanden ſich große Mengen für Rußland bejtimmter 
Braugerſte. Nach Oſtpreußen, Sachſen und Thüringen, wohin ſonſt 
große Mengen unſerer Gerſte verfrachtet wurden, konnte im Vorjahre 
wegen der ſchlechten Qualität nur wenig abgeſetzt werden. 


Der Preis für Winterweizen betrug im Januar 1901 147 bis 
148 Mk. und ſteigerte ſich im Laufe des Jahres bis auf 185 bis 
190 Mk. für die Tonne, Roggen ſtieg von 132 Mk. auf 150 bis 
155 Mk., Gerſte änderte ſich wenig im Preiſe und koſtete das ganze 
Jahr hindurch 130 bis 140 Mk. Hafer, der Anfangs 130 Mk. brachte, 
ſtieg im Frühjahr, wo er zu Saatzwecken gebraucht wurde, bis auf 
160 Mk, nach der neuen Ernte ſank er bis auf 125 bis 130 Mk., um 
dann gegen Ende des Jahres wieder eine Höhe von 146 bis 150 Mk. 
zu erreichen. Erbſen, die hier nur wenig angebaut werden, brachten 
150 bis 180 Mk., Viktoria⸗Erbſen 240 Mk., Wicken zur Saat bis 
200 Mk., im Herbſte 160 bis 165 Mk. 


Kann nach den traurigen Ernteverhältniſſen unſeres Bezirkes der 
Getreidehandel auch nicht auf ein befriedigendes Jahr zurückblicken, ſo 
darf man doch hoffnungsvoll in die Zukunft ſchauen, denn die Saaten 
ſind allem Anſcheine nach gut durch den Winter gekommen, ſodaß 
eine normale Ernte zu erwarten iſt. Unſer Bezirk, der in landwirth— 
ſchaftlicher Beziehung ſehr hoch ſteht, hat in den letzten Jahren ſtark 
gelitten, wozu außer der Fehlernte in Wintergetreide, Stroh und Heu 
auch der Rückgang der Zuckerpreiſe nicht unweſentlich beigetragen hat. 
Immerhin kann man mit Beſtimmtheit annehmen, daß einige gute 
Ernten die Schäden der letzten Jahre wieder gut machen werden, 
denn wir haben es bei uns mit einem geſunden, ſoliden Bejiger: 
ſtamme zu thun. Wenn aber die guten Ernten unſeren Land— 
wirthen den vollen Nutzen bringen ſollen, muß der Getreidehandel 
ſich auch ausreichend entwickeln können, und dies iſt nur möglich durch 
Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate, 
denn wenn man auch zugeben muß, daß die Aufhebung des Iden— 
titätsnachweiſes von nicht zu unterſchätzendem Werthe iſt, ſo iſt ſie doch 
kein genügendes Aequivalent für die Aufhebung der Staffeltarife. 
Dieſe müſſen unter allen Umſtänden wieder erwirkt werden, weil ſie 
allein ſowohl den Getreidehandel als auch die ſchwer darniederliegende 
Mühleninduſtrie neu beleben können. Nur beim Vorhandenſein billiger 
Tarife vermögen wir der auswärtigen Konkurrenz einigermaßen die 
Spitze zu bieten, während augenblicklich unſer Getreideverkehr in der 
Hauptſache ſich auf die nächſte Umgegend beſchränkt. Der rege 
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Getreideverkehr nach der Laujig, nach Sachſen und Thüringen wurde 
durch die hohen Tarife unmöglich, und wo man früher unſer heimiſches, 
im Weſten ſo gern gekauftes Produkt in Mengen bezog, wird ſeit 
Aufhebung der Staffeltarife das auf dem Seewege bei billigen Frachten 
hingelegte amerikaniſche und ruſſiſche Getreide als Erſatz genommen.” 
Leider find bisher alle Bemühungen um Wiedereinführung der 
Staffeltarife für Getreide und Mühlenſabrikate an dem u. E. ganz 
unberechtigten Widerſtande der weſtdeutſchen Landwirthſchaft geſcheitert. 
Immerhin läßt ſich dieſer Widerſtand noch eher verſtehen, als die 
Stellungnahme der öſtlichen Landwirthſchaft gegen das große Kanal— 
projekt, deſſen Durchführung doch in gleicher Weiſe wie die Staffel— 
tarife unſeren Getreide- und Mehlabſatz nach dem Weſten Deutſchlands 
erleichtern würde. 


Im Futtermittelhandel war der Umſatz in den erſten 8 Monaten 
ſo lebhaft wie in dem Vorjahre, dagegen zeigten die Zufuhren in dem 
letzten Jahresdrittel eine gewiſſe Abſchwächung. Die im Futtermittel- 
handel als Folge der Mißernte erwartete größere Nachfrage iſt nicht 
eingetreten. Der Mangel an Stroh nöthigte die Landwirthe zur Ein— 
ſchränkung der Mäſtung, wie ſie ſich denn auch ſonſt wegen der 
ſchlechten Einnahmen Einſchränkungen der Ausgaben auferlegen mußten 
und deshalb nur das Allernothwendigſte an Futtermitteln einkauften. 
Mit Kartoffeln, Futterrüben, Schnitzeln und konſervirten Rüben⸗ 
blättern ſind die Viehbeſtände bei äußerſter Einſchränkung des Stroh— 
verbrauchs durch den Winter gebracht worden. Dies hat natürlich die 
Größe des Umſatzes an Futtermitteln und auch das Preisverhältniß 
nachtheilig beeinflußt, wobei noch erſchwerend wirkte, daß Rußland, 
das im Innern ſelbſt großen Bedarf hatte, ſeine Forderungen nur 
wenig ermäßigte. Während in den früheren Jahren der Abſatz ſich 
ziemlich gleichmäßig auf die benachbarten Plätze, ſowie auf die 
Provinzen Poſen, Schleſien, Sachſen und Königreich Sachſen vertheilte, 
waren im Berichtsjahre Weſtpreußen und Poſen wegen des landwirth— 
ſchaftlichen Nothſtandes weniger aufnahmefähig als die anderen 
Gegenden. Schleſien und Sachſen ſind namentlich für die mehligen 
Kleien dauernde Abnehmer. 

Die Preiſe für Roggenkleie waren bei Beginn des Jahres gegen— 
über denen am Schluſſe des Jahres 1900 ziemlich unverändert, hoben 
ſich aber im Frühjahr in Folge der ungünſtigen Witterung langſam 
und erreichten den höchſten Stand im Monat Mai. Weizenkleie 
dagegen, die jtarl zugeführt war, hat auch während der Frühjahrs— 
monate ihren Preisſtand nicht behaupten können, doch waren die 
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Schwankungen nur unweſentlich. Das bei Beginn des Berichtsjahres 
recht lebhafte Geſchäft in Oelkuchen verflaute bald andauernd bis in 
den Sommer hinein, ſodaß die Preiſe ſehr ſtark wichen, und erſt 
ſpäter trat mit größerem Bedarf eine merkliche Erholung ein, wodurch 
die Preiſe noch über die am Beginn des Jahres hinaufgetrieben 
wurden. Vermindert hat ſich der Abſatz von Melaſſefutter, da die 
Zuckerfabriken den Preis für Melaſſe auf eine ganz übertriebene Höhe 
hinaufſchrauben zu können glaubten, wogegen ſich der Rückſchlag 
bereits bemerklich gemacht hat. 

Beſonders in der zweiten Jahreshälfte wurde größerer, nament— 
lich aber längerer Kredit in Anſpruch genommen, weil die Kaufleute 
in der Provinz von ihren Kunden, den Landwirthen, nur ſchwer ihre 
Guthaben einziehen konnten. Nennenswerthe Verluſte ſind jedoch nicht 
entſtanden. Jedermann war bemüht, ſeinen Verpflichtungen, ſo gut 
es ging, nachzukommen, ja es wurde ſogar vielſeitig ein gewiſſer Stolz 
darein geſetzt, trotz der ſchweren Zeit der Noth möglichſt pünktliche 
Zahlungen zu leiſten. Von allen Futtermittelhändlern wird lebhafte 
Klage geführt über die Konkurrenz von Raiffeiſen & Konſorten, die 
den Handel um ſo empfindlicher trifft, als ihm nicht das billige Geld 
zur Verfügung ſteht, das Raiffeiſen aus Staatsmitteln freigiebig erhält. 
Dazu kommt noch, daß an Stelle der von der Anſiedelungs-Kommiſſion 
ausgekauften größeren Beſitzer kleine Bauern treten, die ausſchließlich 
von Raiffeiſen verſorgt werden. 

Für die Zukunft unſeres Futtermittelhandels laſſen ſich keine 
allzu günſtigen Prognoſen ſtellen, denn wenn z. Zt. Thorn wegen 
ſeiner günſtigen Lage für ruſſiſche Futtermittel auch noch ein Haupt— 
ſtapelplatz iſt, ſo läßt ſich doch nicht verkennen, daß mit Eröffnung 
der Bahn Warſchau- Kaliſch —Skalmierſchütz hierin zweifellos eine 
Verſchlechterung eintreten wird. 

Am Härteſten wurde von der Mißernte unſere an ſich ſchon ſchwer 
darniederliegende Mühleninduſtrie getroffen, da ihr die Grundlage 
ihrer örtlichen Exiſtenz geradezu entzogen wurde. In normalen Jahren 
wird ja in unſerer Gegend bei Weitem mehr Getreide erzeugt, als hier 
verbraucht wird, und es iſt daher, weil die Preiſe verhältnißmäßig 
niedrig ſtehen, hier der gegebene Standort für eine umfangreiche 
Mühleninduſtrie. Es iſt denn auch die Müllerei unſeres Bezirkes von 
Jahr zu Jahr leiſtungsfähiger geworden, ſowohl durch Erweiterung 
beſtehender, als auch durch Errichtung neuer Mühlen. Durch die 
geſteigerte Nachfrage haben ſich naturgemäß die Getreidepreiſe in 
unſerem Bezirke verhältnißmäßig gehoben, wodurch freilich den Müllern 
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der Vortheil ihres Standortes zum Theil wieder verloren geht. 
Immerhin würde ihre Lage noch nicht ungünſtig ſein, wenn es ihnen 
und namentlich den großen Exportmühlen der Hafenplätze möglich 
wäre, einen größeren Theil ihres Mehles nach dem Auslande abzue 
ſtoßen, doch gerade dies ijt durch das neue Mühlenregulativ im höchſten 
Grade erſchwert, und die recht leiſtungsfähigen Exportmühlen, die ihre 
Produktivkraft doch ausnutzen wollen, ſind daher jetzt gezwungen, 
ebenfalls im Inlande Abſatz für ihre Mehle zu ſuchen, wodurch die 
Konkurrenz immer ſchärfer und die Müllerei immer unlohnender wird, 
wie wir dies bereits in unſerem letzten Berichte ausgeführt haben. 
Eine kleine Beſſerung brachte ja der Zuſammenſchluß der Mühlen 
von Thorn, Inowrazlaw, Graudenz, Brieſen, Marienwerder, Liſſewo, 
Dt. Eylau u. a. m., die verabredeten, zu Preiſen, die für jeden Ver— 
kaufsort gleichmäßig normirt wurden, zu verkaufen und auch überall 
das Mehl zu gleichen ſonſtigen Bedingungen abzugeben. Natürlich 
war dieſer Verband machtlos gegenüber der durch die Mißernte hervor— 
gerufenen völligen Verſchiebung der Preisverhältniſſe. Vom April ab, 
als es klar wurde, daß die Saaten vollſtändig ausgefroren waren, 
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Roggen auf 150, ſodaß hier die höchſten Preiſe in der ganzen Monarchie 
gezahlt wurden, und während man hier früher etwa 6 Mk. unter 
Danziger Notiz zahlte, mußte man 10 Mk. und mehr darüber anlegen. 
Unter dieſen Umſtänden konnte von einem Mehlexport kaum mehr die 
Rede ſein, kam doch ſogar aus den Gegenden, in denen unſere Mühlen 
ſonſt einen reichlichen Abſatz fanden, Mehl hierher, ſodaß auch ein 
Theil des Lokalabſatzes unſeren Mühlen entzogen wurde. Es muß 
hier noch erwähnt werden, daß im Vorjahre die Hamburger Hafen— 
mühlen nicht unbeträchtliche Mengen von Mehl, das aus amerikaniſchem 
Weizen hergeſtellt war, hier abgeſetzt haben. Als Abſatzgebiet verblieb 
unſeren Mühlen nur noch die Provinz Weſtpreußen, ein kleiner Theil 
Oſtpreußens und der nördliche Theil der Provinz Poſen. Die Ver— 
mahlung wurde auf das Aeußerſte eingeſchränkt, und unſere Mühlen 
dürften im vergangenen Jahre kaum halb ſo viel wie in normalen 
Jahren produzirt haben. Große Schwierigkeiten verurſachte die 
Beſchaffung des benöthigten Getreides, und namentlich die kleineren 
Mühlen hatten darunter zu leiden, ſodaß ein Theil von ihnen nur 
noch Kundenmüllerei betrieb. Die Gerſte war hier in genügender 
Menge erhältlich, dagegen wurde Weizen und Roggen, wie wir bereits 
ausführten, aus Oſtpreußen, Südrußland und auch in kleinem Umfange 
aus Nordamerika bezogen. Aus Polen konnte Nichts herangezogen 
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werden, da dort jelbjt eine Mißernte geherrſcht hatte. Beim Bezug von 
ruſſiſchem Getreide hatte man mit mancherlei Mißhelligkeiten zu kämpfen: 
Die Lieferungen erfolgten häufig nicht zur rechten Zeit, außerdem 
traten Verluſte an Gewicht und Qualität ein, was Alles nicht dazu 
angethan war, das Mühlengeſchäft rentabler zu geſtalten. Dabei 
waren noch, mehr wie in den früheren Jahren, die Mühlen gezwungen, 
ihren Abnehmern einen ausgebreiteten Kredit zu gewähren, was auch 
manche Verluſte zur Folge hatte. Die Lage unſerer Mühleninduſtrie 


ijt nach alledem äußerſt traurig, jedenfalls ijt die Müllerei in unſerem 


Bezirke z. Z. keine gewinnbringende Thätigkeit, vielmehr handelt es 
ſich jetzt nur darum, den Betrieb bis zur nächſten Ernte durchzuſchleppen. 
Erſt wenn eine reichliche Ernte in unſerem Bezirke wieder eine Preis— 
lage ſchafft, durch die unſer Mehl exportfähig wird, kann eine Wendung 
zum Beſſeren eintreten. Nothwendig iſt aber dann noch die Abänderung 
des beſtehenden Mühlenregulativs, damit die großen Mühlen in 
Königsberg und Danzig ihr Mehl wieder in größerem Umfange nach 
dem Auslande ſenden können und der Druck dieſer Konkurrenz von 
dem inneren Markte genommen wird. Wünſchenswerth wären ferner 
billige Tarife nach dem Weſten, doch muß davor gewarnt werden, 
Getreide und Mehl differenziell zu behandeln, denn das würde geradezu 
den Ruin unſerer Mühleninduſtrie herbeiführen. 

Der Wollhandel friſtet bei uns nur noch ein kümmerliches Daſein, 
denn die Landwirthe ſchränken ihre Schafbeſtände mehr und mehr ein, 
ſodaß kaum nennenswerthe Mengen an Wolle hier noch zum Verkauf 
kommen. Für unſeren Bezirk kommen nur Schmutzwollen in Betracht, 
wovon vielleicht 2—3000 Zentner umgeſetzt worden ſind zu Preiſen, 
die mit 55 Mk. anfingen und allmählich bis auf 40 Mk. herabgingen. 
Viele Beſitzer, die zuerſt nicht verkaufen wollten, gingen zur Auktion 
nach Berlin, wo ſie ihre Wolle jedoch zu weit niedrigeren Preiſen los— 
ſchlagen mußten. Der Wollhandel des verfloſſenen Jahres war wegen 
der rückgängigen Preisbewegung verluſtbringend. Das einheimiſche 
Wollgeſchäft iſt überhaupt kaum mehr lebensfähig, da von Jahr zu 
Jahr mehr ausländiſche Wolle gehandelt wird. 

Der Abſatz in Düngemitteln it gegen das Vorjahr ziemlich unver: 
ändert geblieben, doch wird darüber geklagt, daß der Kredit Seitens 
der Landwirthe in einem Maße in Anſpruch genommen wurde, das 
mit dem geringen Nutzen dieſes Geſchäftes nicht mehr in Einklang zu 
bringen ſei. Die Ausſichten für die Zukunft ſind nicht beſonders 
günſtig, da ſie der Hauptſache nach von der Lage des Zuckermarktes 
abhängig ſind und dieſe einſtweilen ſehr trübe ausſieht. 
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Die Zuckerrübenernte war im Jahre 1901 reichlicher als im Bor: 
jahre, wenn auch der nach langer Trockenheit im September eingetretene 
Regen mehr der Quantität als der Qualität zu Gute kam, denn es 
wurden vom Morgen durchſchnittlich 150 Zentner gegen 114 im Jahre 
1900 geerntet, während jedoch der Zuckergehalt 2 % niedriger wat, 
nämlich 14,86 9%. 

Von der Zuckerfabrik Culmſee, der größten Zuckerfabrik Deutſch— 
lands, die ihre Kampagne am 24. September eröffnet und am 
14. Dezember geſchloſſen hat, wurden in 148 ½ Arbeitsſchichten zu 12 
Stunden 3594280 Zentner Rüben verarbeitet gegen 2341640 im 
Jahre vorher, ſodaß täglich im Durchſchnitt 48408 Zentner Rüben ver— 
arbeitet wurden. Daraus wurden 480000 Zentner Zucker gewonnen. 

Wegen des ungeheuren Anwachſens der Zuckerproduktion gingen 
die Zuckerpreiſe im Laufe des Winters gewaltig zurück und es wurden 
für den Zentner tranſito franko Neufahrwaſſer für Baſis 88% Rot. 
6 Mk. erzielt, ein Tiefjtand, wie er in der Geſchichte der Zuckerinduſtrie 
noch nicht zu verzeichnen war. Das finanzielle Ergebniß unſerer Zucker— 
fabriken läßt ſich allerdings noch nicht ganz überſehen, da noch ein 
Theil des Zuckers unverkauft iſt, doch wird es vorausſichtlich nicht 
beſonders günſtig ſein. Bei Lage der Sache konnte auch nur ein 
Preis von 75—80 Pfg. für den Zentner Rüben gewährt werden, 
während die Landwirthe im Vorjahre 1,05 Mk. und mehr erhielten. 
Durch das ſeit einigen Jahren beſtehende Zuckerkartell werden die 
Inlandspreiſe hoch gehalten, ſodaß bei gleichzeitigem Sinken des Welt— 
marktpreiſes von Zucker im Inlande höhere Preiſe als bisher bezahlt 
werden müſſen. Dies iſt natürlich ein ganz unhaltbarer Zuſtand, der 
auch im Intereſſe der Zuckerproduktion ſelbſt baldigſt abgeändert werden 
muß. Der Ueberproduktion an Zucker muß geſteuert und gleichzeitig 
die Aufnahmefähigkeit des inneren Marktes, der von der geſammten 
deutſchen Zuckerproduktion jetzt nur ein Drittel konſumirt, geſtärkt 
werden. Es ſtehen ja geſetzgeberiſche Aenderungen in Ausſicht, und 
wir wollen hoffen, daß dieſe zum Segen unſerer Zuckerinduſtrie und 
Landwirthſchaft, für die der Zuckerrübenbau von vitalſtem Intereſſe iſt, 
ausſchlagen. 

Ueberproduktion herrſcht auch auf dem Gebiete der Spritfabrikation, 
und wenn die Schuld daran der Zentrale für Spiritusverwerthung von 
den dieſem Verbande nicht angehörenden Betrieben zugeſchoben wird, 
ſo macht dieſer dagegen geltend, daß ſeine Gründung in Vorausſicht 
der kommenden Ueberproduktion erfolgt ſei. Derartige rein theoretiſche 
Erörterungen ſind immer zwecklos, denn jedenfalls ſteht der Verband 
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recht feſt und nimmt auf dem Spiritusmarkte eine ausſchlaggebende 
Stellung ein, da er 77 9/, der geſammten Spiritusproduktion vereinigt. 
Anzuerkennen ſind ſeine Beſtrebungen, auf die Hebung des Verbrauchs 
von denaturirtem Spiritus zu techniſchen Zwecken hinzuwirken. Da 
wir über die inneren Verhältniſſe des Zentralverbandes nicht aus 
eigener Anſchauung urtheilen können, ſo laſſen wir nachſtehend einen 
uns von dem Inhaber einer Spritfabrik unſeres Bezirkes, der dem 
Verwerthungsverbande angehört, zur Verfügung geſtellten Bericht folgen: 

„Das Jahr 190001 brachte den in der Zentrale für Spiritus⸗ 
Verwerthung G. m. b. H. vereinigten Spritfabriken eine Verringerung 
ihres Fabrikationsertrages, die allerdings nicht erheblich war. Nach 
dem mit dem Verwerthungsverbande Deutſcher Spiritus-Fabrikanten 
geſchloſſenen Vertrage iſt die für die Veredelung des Rohſpiritus den 
Spritfabriken zu zahlende Vergütung in eine direkte Abhängigkeit 
von dem Preiſe gebracht, der für das Rohmaterial zu Gunſten der 
Brennereien erzielt worden iſt. 

Da die Erneuerung des bis zum Oktober 1901 geltenden Brenn— 
ſteuergeſetzes, bezw. eine Abänderung deſſelben, im Frühjahr 1901 im 
Reichstage an ſeiner Beſchlußunfähigkeit ſcheiterte, traten die aus den 
Brennſteuererträgen gezahlten Vergütungen für Export und Denaturi— 
rungen außer Kraft. 

Die Zentrale für Spiritus⸗Verwerthung, die es fih zur Aufgabe 
gemacht hat, den Verbrauch von Spiritus zu techniſchen Zwecken in 
Deutſchland kräftig zu fördern, hat trotz des Fortfalles jener Ver⸗ 
gütungen eine Vertheuerung der Spirituspreiſe für Kods, Heiz⸗, Licht⸗ 
und Kraftzwecke nicht bewirkt, um nicht das ſtetig wachſende Intereſſe 
an dieſem Verbrauche einzudämmen. Wenn auch dutch reichlichere 
Lagerung von denaturirtem Branntwein, während der Geltung des 
alten Brennſteuergeſetzes, die Zentrale davor geſchützt war, an allem 
nach dem Ablaufen des Geſetzes verkauften denaturirten Branntwein 
den Betrag der Brennſteuer-Vergütung zu verlieren, ſo machte doch 
der Fortfall der Vergütung ſich bemerkbar. 

Das Aufhören der Brennſteuer-Erhebung drückte in der neuen 
Kampagne 1901/02, wie jede Verringerung von Produktionskoſten, den 
Werth des erzeugten Branntweins; dieſen Preisdruck verſtärkte dann 
noch eine außerordentlich reiche und ergiebige Kartoffelernte. Die 


Zentrale war in der Lage, dieſen Verhältniſſen Rechnung tragen zu 


können, indem ſie den Werth ihrer am Schluſſe des Geſchäftsjahres 
vorhandenen Vorräthe auf Mk. 30.— für das Hektoliter r. A. berechnet, 
herabſetzen konnte. Man wird es als einen Erfolg anerkennen müſſen, 
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daß trotz dieſer Werthherabſetzung für alle Vorräthe den Brennern für 
den in Kampagne 1900/01 gelieferten Branntwein Mk. 39. für 
100 Liter r. A. gezahlt werden konnte. 

Die Herabſetzung des Abſchlagspreiſes an die Brennereien auf 
Mk. 30.— für 100 Liter r. M. bedeutet für das Geſchäftsjahr 1901/03 
einen empfindlichen Schaden auch für die Spritfabriken. 

Wenn aber die ſchlechte Verwerthung des erzeugten Spiritus die 
Produktion von Spiritus einſchränken wird, dann wird man dieſen 
Schaden als eine Ausgabe anſehen dürfen, die geleiſtet worden iſt, um 
die Geſundung des Artikels wieder herbei zu führen. 

Spritfabrikate ſind, wie alle Maſſengüter, auf Waſſertransport 
angewieſen. Es zeigt ſich nun in jedem Jahre aufs Neue, daß die 
Unzulänglichkeit des Waſſerweges auf der Weichſel ein ſtarkes Hinderniß 
für den Verkehr iſt. Die außerordentlichen Stromverſandungen ſtören 
jede Berechnung der Transportdauer, ſie machen wohl auch zeitweiſe 
den Transport unmöglich. Es erſcheint als ein dringendes Bedürfniß, 
daß die große Waſſerſtraße zum Meere, welche die Weichſel bietet, zu 
einer im Sommer ſtets brauchbaren Verkehrsſtraße ausgebildet werde.“ 

Die Ausſichten für die nächſte Zukunft ſcheinen nicht allzu günſtig 
zu ſein, da bei der guten Ernte an Kartoffeln, die wegen ihrer 
Qualität zur Stärkefabrikation ſchlecht zu gebrauchen waren, ſicherlich 
mehr Spiritus erzeugt ſein dürfte, als in den Vorjahren. 

Der Abſatz in Spirituoſen hat einen weſentlichen Rückgang 
erfahren, hervorgerufen durch die ſchlechte Lage, in die die ländliche 
Bevölkerung unſerer Provinz in Folge der Mißernte gerathen iſt. In 
Thorn haben die Intereſſenten eine Vereinbarung getroffen, um die 
Verkaufspreiſe auf einer angemeſſenen Höhe zu halten. 

In keineswegs günſtiger Lage befand ſich im Vorjahre die 
Stärkefabrikation, die ja nur von einer einzigen durch die deutſche 
Brüder-Unität gegründeten Fabrik in unſerem Bezirke betrieben wird, 
denn die reiche Kartoffelernte brachte zwar billige Materialpreiſe, doch 
war dafür die Qualität der Kartoffeln ſehr ſchlecht, denn ihr Stärke— 
gehalt war äußerſt gering. Auch hat die Fabrik ihren Betrieb immer 
noch nicht in vollem Umfange aufnehmen können, da es ihr an 
genügendem Betriebswaſſer fehlt, denn auch die im vergangenen 
Sommer vorgenommenen Tiefbohrungen ſind vergebens geweſen. In 
der Fabrik wird bis jetzt noch ausſchließlich feuchte Stärke hergeſtellt, 
und zwar wurden aus 235000 Zentner Kartoffeln 70000 Zentner 
Stärke gewonnen, die ſammt und ſonders zur Weiterverarbeitung an 
die Zentrale nach Glogau verſandt wurden, ſodaß die hieſige Fabrik 
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mit der Veräußerung der Stärke gar Nichts zu thun hatte. Das 
finanzielle Ergebniß wird aber auch nicht beſonders günſtig geweſen 
ſein, da z. Zt. die Marktlage für Kartoffelfabrikate ziemlich gedrückt iſt. 


Die ſchlechte Beſchaffenheit der Kartoffeln brachte es mit ſich, daß Kartofel: 
trotz der reichlichen Erträge ſich kein großer Kartoffelhandel entwickeln handel. 
konnte, weil dem ſtarken Angebot nur eine geringe Nachfrage begegnete 
und nur die wenigen beſſeren Partieen Aufnahme zur Stärkefabrikation 
fanden. Die im Kartoffelhandel gezahlten Preiſe betrugen zuerſt 
80 Pfg. für den Zentner ab Station, doch ſanken ſie ſpäter auf etwa 
60 Pfg., welcher Preis bis zum Schluſſe des Jahres keine Aenderung 
erfuhr. 

Auch für den Lederhandel war das vergangene kein günſtiges Leder- 
Jahr, und wenn auch die Einkaufspreiſe durchſchnittlich um 2 bis 5 90 und Schuh 
zurückgingen, ſo mußten doch auch die Verkaufspreiſe entſprechend 9 
ermäßigt werden, und trotzdem war der Abſatz nur gering, da wegen 
der allgemein gedrückten Lage auch das Schuhmachergewerbe nur 
wenig beſchäftigt war. Da auch der Verkauf fertiger Schuhe ſtändig 
zunimmt, ſo werden namentlich in den kleineren Städten unſeres Bezirkes 
die Schuhmacher mehr und mehr zu Flickſchuſtern degradirt, deren 
Lederverbrauch natürlich höchſt geringfügig iſt, ſodaß bei dem geringen 
Umſatz die dort anſäſſigen Lederhändler kaum noch ihr Brod finden, zumal 
da ſie noch genöthigt ſind, ihren Abnehmern einen unverhältnißmäßig 
langen Kredit zu gewähren, wobei Verluſte auch im vergangenen Jahre 
nicht ſelten waren. Auch die Schuhfabriken klagen über mangelnden 
Abſatz, und zwar iſt der Rückgang nicht nur in unſerem Bezirke, der ja nur 
wenig aufnahmefähig iſt, eingetreten, ſondern auch in Pommern, 

Poſen, Oberſchleſien, Rheinland, Weſtfalen und Holſtein, den Haupt- 
verſandtgebieten unſerer Fabriken, denn in dieſen Gebieten iſt der 
Konſum gewöhnlicher Stiefel und Schuhe, wie ſie hier hergeſtellt 
werden, wegen mangelnder Kaufkraft der Arbeiterbevölkerung zurüd- 
gegangen. Seit einigen Jahren werden in Löbau von einem dortigen 
Lederhändler gegen 50 bis 60 Schuhmacher hausinduſtriell beſchäftigt. 
Das vollſtändige Material wird von dem Unternehmer geliefert und es 
werden daraus in der Hauptſache Stapelartikel hergeſtellt, wobei bei 
alleiniger Arbeit ein Schuhmacher wöchentlich 15 Mk., und falls Lehrlinge 
beſchäftigt werden bis 30 Mk. verdient. Die Stiefel werden in Oft- 
und Weſtpreußen, ſowie in der Provinz Sachſen zum Verkauf gebracht. 
Die in Kulm beſtehende Holzſchuhfabrik, in der Holzſchuhe mit Leder⸗ 
ſchäften hergeſtellt werden, hat ungefähr den gleichen Abſatz gehabt 
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wie im Vorjahre, nämlich ca. 25000 Paar. Abſatzgebiet ift Weft- und 
Oſtpreußen und die Provinz Poſen. 


Holzhandel. Von dem Rückſchlage auf fajł allen Gebieten des Handels und 


der Induſtrie ijt im Berichtsjahre auch der Holzhandel nicht verſchopt 
geblieben. 

Schon im Herbſt 1900 war eine Verminderung des Holzverbrauchs 
und ein Sinken der Preiſe eingetreten, das nach der ſtarken Hauſſe der 
vorangegangenen Jahre indeſſen nicht überraſchend gekommen war. 
Man war auch für 1901 auf weitere Preisermäßigungen vorbereitet, 
und die Einkäufe von Holz zu der neuen Zufuhr geſchahen mit Rüd- 
ſicht hierauf ſchon zu entſprechend niedrigeren Preiſen. Damit glaubten 
die Holzimporteure gegen eine rückgängige Konjunktur genügend gerüſtet 
zu ſein, aber alle, auch die vorſichtigſten Berechnungen erwieſen ſich in 
der Folge als viel zu roſig; denn als Ende 1900 und zu Anfang 1901 
mehrere große Hypothekenbanken zuſammenbrachen, wurde die Beſchaffung 
von Hypotheken für Neubauten ſehr erſchwert, und die ohnehin ſchon 
eingeſchränkte Bauthätigkeit gerieth nunmehr völlig ins Stocken, der 
Holzbedarf ging rapide zurück und das Geſchäft auf dem Holzmarkte 
hier wurde vollſtändig lahmgelegt. Von April bis Juli kamen nur 
wenig Abſchlüſſe zu Stande. Mehrere Konkurſe in der Holzbranche, 
beſonders in Danzig und Tilſit, und der im Juni erfolgte Zuſammen— 
bruch der Leipziger Bank x. erzeugten die höchſte Unluſt zu Kredit— 
gewährungen, was die kritiſche Lage noch weiter verſchlimmerte. 

In unſerem Holzhandel iſt der Kauf gegen Baar eine ſeltene 
Erſcheinung; der größte Theil aller Geſchäfte wird gegen Accepte, und 
meiſtens ſehr langfriſtige, abgeſchloſſen. An dieſe Art der Regulirung 
waren die Holzimporteure von jeher gewöhnt, aber in dieſem Jahre 
beſtanden ſie unter dem Drucke der veränderten Verhältniſſe auch 
Käufern gegenüber, denen ſie früher jeden gewünſchten Kredit ein— 
geräumt hatten, auf Baarzahlung. An dieſer Forderung ſcheiterten 
aber nicht wenige Geſchäfte, denn auch gut ſituirte Firmen konnten bei 
dem herrſchenden Mißtrauen die zum Kaufe erforderlichen Baarmittel 
nicht immer anderweitig auftreiben. 

Da für abſehbare Zeit ein direkter Bedarf nicht vorlag, war es 
den trotzdem als Käufer auftretenden Holzhändlern nicht zu verdenken, 
wenn ſie auf Vorrath für etwa kommende beſſere Zeiten kaufend, ihre 
Gebote ſo gering wie möglich normirten. So ſchwer es den Verkäufern 
wurde, es blieb ihnen, um nur ihre Waaren an den Mann zu bringen, 
in der Folge nichts übrig, als dieſe niedrigen, ihnen die größten Ver— 
luſte bringenden Gebote anzunehmen. Der Hafen von Brahnau war 
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überfüllt, Danzig war nicht aufnahmefähig und das Holz noch länger 
auf der Weichſel ſtehen zu laſſen, verbot ſich ſchon wegen des heran— 
nahenden Winters von ſelbſt. Die Eigenthümer hatten durch das lange 
Lagern ihres Holzes auf der Weichſel ohnehin ſchon Schrecken genug 
durchlebt. Nur wer dieſes einmal ſelbſt durchgemacht hat, kann die 
Gefährlichkeit der Situation ganz ermeſſen. Iſt das Holz über Sturm 
und Hochwaſſer hinweg gekommen, ſo kann niedriges Waſſer es zum 
Auftrocknen bringen. Iſt es dieſer Gefahr entronnen, können von ober— 
halb losgeriſſene Flöße die anderen mit ſich reißen. Dieſer Fall iſt 
auch im verfloſſenen Jahre wiederholt eingetreten und hat manchen 
großen Schaden verurſacht. 

Das Befeſtigen der Traften am Ufer wird auch wegen der 
Anlegung von immer neuen Buhnen ſtändig ſchwieriger. So werth⸗ 
voll die Flußregulirung nach den verſchiedenſten Richtungen hin iſt, ſo 
erwachſen aus ihr doch für die Holzflößerei mancherlei Nachtheile. 
Mit der zunehmenden Einengung des Flußbettes wird die Strömung 
immer mehr verſtärkt und dadurch das Lagern der Holzflöße auf dem 
Waſſer ſehr erſchwert. Früher konnten die Traften bei 2 Meter über 
dem normalen Waſſerſtande noch bequem auf ihren Schricken feſtgehalten 
werden, jetzt iſt dies kaum noch bei 1 Meter über 0 zu erreichen. Das 
iſt ein Uebelſtand, der ſich ſehr unangenehm fühlbar macht, und immer 
weitere Kreiſe der Holzzuführer verlieren die Luſt zu einem Geſchäfte, 
das an und für fih ſchon riskant genug, ſie noch in die gefährliche 
Lage verſetzt, hier ihr ganzes Hab und Gut aufs Spiel zu ſetzen. 

Unſer Holzbedarf kann durch die inländiſche Produktion nicht im 
Entfernteſten gedeckt werden. Wir können das ruſſiſche und galiziſche 
Holz nicht entbehren und um uns ſeine Zufuhr zu erhalten, iſt es 
eine unabweisbare Pflicht, ſichere Unterkunftsſtellen für das hier zu 
Markte kommende Holz zu ſchaffen. Das liegt nicht nur im Intereſſe 
der einen oder anderen Stadt, ſondern im Intereſſe des geſammten 
Staates. Und da der Handel ſich in der Hauptſache hier bei Thorn 
abſpielt, ſo iſt vor Allem die ſchleunigſte Verwirklichung des Thorner 
Holzhafenprojektes ein Gebot der Selbſterhaltung. Das alte Vertrauen 
der deutſchen Käufer zu den zahlloſen Vorzügen des ruſſiſchen Holzes 
konnte ſich auch im abgelaufenen Jahre erhalten, wogegen Rundtiefern 
galiziſcher Herkunft manchem Mißtrauen begegneten. 

In Galizien iſt die Rundholzproduktion zurückgegangen und die— 
jenigen Hölzer, die dem Weichſelmarkt zugeführt wurden, waren mangel- 
hafter Ausarbeitung; es ift deshalb kein Wunder, wenn ſich das Intereſſe 
der Konſumenten in erſter Reihe der polniſchen Kiefer zuwendet. Eine 
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Vermehrung von ca. 30 % gegen das Vorjahr hat die ruſſiſche 
Mauerlatteneinfuhr erfahren, eines Theils, weil eine größere Reihe 
von Transporten um ein Jahr verſpätet den Thorner Markt erreichten, 
dann aber, weil die Produzenten an die Möglichkeiten der Wiederkehr 


eines milden Winters, der die Anfuhr ſtarker Hölzer in nicht bewald- , 


rechtetem Zuſtande ſchwierig geſtaltet, denken mochten. Die erhöhte 
Einfuhr von Mauerlatten entſprach jedoch den Bedürfniſſen des 
Konſums. Von größerer Bedeutung iſt die Vermehrung der Schwellen— 
zufuhr um ca. 12 7, deshalb, weil der Handel in dieſem Artikel dar- 
niederliegt und Produzenten wie Wiederverkäufer bei weichenden 
Preiſen bedeutende Verluſte erleiden mußten. Es iſt aber eine Abnahme 
der Schwellenproduktion in Rußland wie in Polen um ſo gewiſſer zu 
erwarten, als bei einem Preiſe von etwa 2 Mk. für das Stück, wie 
er jetzt frei Schulitz für kieferne Schwellen zu erzielen iſt, die Aus— 
nutzung des Holzes zu dieſer Waarengattung ſich verluſtbringend 
geſtalten muß. 

Die Elſenausfuhr hat ſich um annähernd 40 % gegen das Bor: 
jahr vermehrt. Dieſer Vermehrung ſtand aber ein außerordentlicher 
geſteigerter Bedarf, welchem das geſammte Rohmaterialienlager kaum 
genügte, gegenüber. 

Die Einfuhr von Eſpen, Birken, Rüſtern und Weißbuchen iſt 
in der Abnahme begriffen. 

Der Eichenimport erfuhr eine kleine Zunahme. Das Eichen— 
ſchwellengeſchäft hat der anſehnlichen Lagerbeſtände in Schulitz und 
Danzig wegen ein weniger erfreuliches Reſultat ergeben. 

Von Sleepers wurde, ebenſo wie von Balken und Timbers, 
der größte, für den Export beſtimmte Theil nach Danzig geflößt. 

Von den nach Preußen weichſelwärts geflößten Rundkiefern 
gelangte die kleinere Hälfte an die Mühlen der Weichſelniederung 
und Danzig, während die größere Hälfte Bromberg und dem Markt 
in Liepe zugeführt wurde. Zum Verbrauch in der Stadt Thorn und 
Umgegend wurden hier ca. 40 Traften Rundkiefern und Mauerlatten 
ausgewaſchen. Die ohnedies ſchon beſchränkte Auswaſchſtelle am Pilz 
iſt neuerdings durch die Anlegung einer neuen Buhne noch mehr ein— 
geengt worden. Der Mangel an geeigneten Auswaſchplätzen it für 
den Eigenhandel Thorns von größtem Nachtheil. So lange dieſem 
Uebelſtande nicht abgeholfen wird, kann ſich hier ein größeres Holz— 
geſchäft nicht entwickeln. 

Die im Jahre 1901 über die Grenze eingeflößten 1749 ½ Traften 
(gegen 1808 im Jahre 1900) enthielten nach Schillnoer Berichten: 
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545656 Nundfiefern , | 555 Rund-Weißbuchen 
714861 Balken, Mauerl., Timber 8734 „ Eichen 
652071 Sleepers 35160 Rundſchwellen 
79069 Riegelhölzer 19531 PBlancons u. Kanteichen 
1016619 kief. I. und II. Schwellen 4394 Kreuzhölzer 
38796 Tramwayſchwellen | 182 Zaunpfähle 
52670 Rundtannen | 265367 eichene J. u. Il. Schwellen 
121117 Balken, Mauerlatten 20067 „ Weichenſchwellen 
161295 Rund-Elſen 46964 „ Tramwayſchwell. 
5468 „ Eſchen 24466 Stäbe 
206 „ Eſpen 20424 Blamiſer 
1285 „ Birken 125714 Speichen. 


209 „ Rüſtern 
Die Preiſe ſtellten ſich wie folgt: 
Rundtiefern: 20—26 Kbfß. Durchſchnitt 37—42 Pfg. pro Kbfß. 
30—40 „ 7 45—50 
42—50 n " 52—60 "m n 
Höhere Preiſe wurden nur in vereinzelten Aus- 
nahmefällen für hervorragend feine Parthieen 
bewilligt. 
Rothtannen: frijche 40—45 Pfg. pro Kbfß. 
vorjährige 35—40 „ „ „ 
Weißtannen: 38—42 Pfg. pro Kbfß. 
ſtärkere in Berliner Dimenſionen je nach Qualität 
86—105 Pfg. pro Kbfß. 
Eichene Speichen: ſchwache unter 2 ſtark und 24 und darüber lang, 
ſehr vernachläſſigt, brachten 5—6 Mk. per Schock, 
dagegen waren ſtärkere begehrt und brachten 7 bis 
9 Mk. per Schock, je nach Qualität und Stärke. 
Kieferne Eiſenbahnſchwellen: 2,10—2,20 Mk. pro Stück. 
Eichene p 3,60 Mk. pro Stück. 
Alles ab Waſſer verzollt. 

Wie hieraus zu erſehen ijt, ſind die Preiſe für Rundholz in Folge Hotz 
des allgemein wirthſchaftlichen Niederganges, der eine bedeutende Ein- ſchneide⸗ 
ſchränkung der Bauthätigkeit zur Folge hatte, um etwa 15—20 % müßen. 
zurückgegangen. Hierzu kam in unſerem Bezirke noch die Mißernte, 
die die Landwirthe veranlaßte, alle nicht durchaus nöthigen Bauten 
auf ſpätere Zeit zu verſchieben. Die Preiſe für verarbeitetes Holz 
gingen, da der Abſatz unſerer Schneidemühlen ji wohl um ½ und 
mehr gegen frühere Jahre verringerte, den ermäßigten Rundholzpreiſen 
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entſprechend herab, und es verblieben fajt bei allen Schneidemühlen 
große Lagerbeſtände nicht abgeſetzten Holzes. Von den Abnehmern 
wurde der Kredit in noch erhöhtem Umfange in Anſpruch genommen, 
und es ſind dann auch in Folge der allgemeinen ſchlechten Geſchäfts— 
lage manche Verluſte zu verzeichnen geweſen. Das Abſatzgebiet bildeten . 
in der Hauptſache die Provinzen Weſtpreußen und Poſen, ſowie in 
geringem Umfange Berlin. Geklagt wird über das langſame Abrechnungs— 
weſen bei Lieferungen für fiskaliſche Bauten. Für die Zukunft ſtehen 
wohl beſſere Ausſichten bevor, denn die jetzt zurückgeſtellten Bauten 
müſſen bei einer Hebung der allgemeinen wirthſchaftlichen Lage, bei 
uns namentlich bei einer beſſeren Ernte, doch noch in Angriff genommen 
werden. Die Hoffnung iſt um ſo begründeter, als auf dem Geld— 
markte die Schwierigkeiten jhon ziemlich gewichen find und damit 
auch die Beſchaffung von Hypotheken erleichtert wird. 

Reifen- Die Kulmer Reifenfabrikation, die ſich zur Herſtellung der grünen 

fabris und weißen Bandſtöcke das Rohmaterial von dem Weichſelgebiet 

kation. zwiſchen Schulitz und Dirſchau beſchafft, hat im Vorjahre ihre Produktion 
um ca. 50 % vergrößern können. Das Hauptabſatzgebiet find die 
Provinzen Pommern, Sachſen, Hannover und Schleſien. Die Preiſe 
für die fertigen Reifen jind um etwa 5 // herunter gegangen; auch 
wurde, während man ſonſt nur gegen Kaſſe verkaufte, im letzten Jahre 
von allen Abnehmern Kredit beanſprucht. Der Weichſelregulirung ſtehen 
die Reifenfabrikanten nicht ohne Beſorgniß gegenüber, denn da durch 
die Waſſerbauverwaltung viel Weidenkämpen ausgerodet werden, ſo 
fürchtet man, daß die Faßreifeninduſtrie an der Weichſel mit der Zeit 
ihre Lebensfähigkeit verlieren werde. 

Kohlen- Das Kohlengeſchäft hat ji) im Laufe des Berichtsjahres nicht 

handel. unweſentlich verſchlechtert, denn die Bezugspreiſe blieben in Folge der 
Förderungseinſchränkung durch die Gruben ziemlich auf der Höhe des 
vorangegangenen Jahres, auch traten vom 1. September ab wieder die 
um 2 Pfennig für den Zentner erhöhten Winterpreiſe in Kraft, dagegen 
gingen die Verkaufspreiſe zurück. Der Bedarf an Kohlen hatte ſich 
durch den Rückgang der Induſtrie vermindert, auch wurden wegen 
des milden Winters 1901/02 verhältnißmäßig wenig Hausbrandkohlen 
gekauft. In Folge deſſen überſtieg das Angebot der mit Schlüſſen 
verſehenen Händler die Nachfrage, wodurch die Verkaufspreiſe herab— 
gedrückt wurden. Unſere Kohlenhändler klagen daher über ein ſchlechtes 


Geſchäft zu geradezu unlohnenden Preiſen. 
8 Von unſerem Großhandel in Eiſen und Metallen werden in der 


handel. Hauptſache Stabeiſen, Bleche, Träger, Blei, Zinn und Blöcke, Zint 
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bleche und Eiſenkurzwaaren geführt. Stabeiſen und Eijenbleche werden 
meiſt von ſchleſiſchen Werken, Träger Theils von ſchleſiſchen, Theils von 
weſtfäliſchen und hannoveraniſchen Werken, Eiſenkurzwaaren faſt aus— 
nahmslos aus Weſtfalen bezogen. Sämmtliche Artikel der Eiſenbranche 
ſind im Laufe des Berichtsjahres im Preiſe ganz bedeutend herab— 
gegangen. Verurſacht wurde dies in erſter Reihe durch den allgemeinen 
wirthſchaftlichen Rückgang in ganz Deutſchland, außerdem durch die in 
Folge der günſtigen Geſchäftsjahre 1898 und 1899 hervorgetretene Ueber— 
produktion in der geſammten Montan- und Eiſeninduſtrie, ſowie durch 
die übergroße Spekulation von Seiten des Großhandels. Die Preis- 
rückgänge entwertheten die Lagerbeſtände ganz bedeutend und ver— 
anlaßten gleichzeitig eine allgemeine Zurückhaltung der kaufenden 
Kundſchaft, die nur den allernothwendigſten Bedarf und auf ganz 
kurze Friſten kaufte. Soweit alte Abſchlüſſe zu höheren Preiſen vor— 
handen waren, mußten ſie vom Großhandel ohne Nachlaß Seitens der 
Werke erledigt werden. Dieſer mußte ſich jedoch gegenüber dem Klein— 
handel in den meiſten Fällen zu Nachläſſen verſtehen, theilweiſe ſogar 
zu höheren Preiſen abgeſchloſſene Geſchäfte wieder rückgängig machen. 
Die Preiſe, die unſer Großhandel Ende des Berichtsjahres notirte, 
ſtellten ſich im Vergleich zum Vorjahre wie folgt: 
Es koſteten 100 Kilogramm: 


Stabeiſen 12,— Mk. gegen 13,50 Mk. im Vorjahre 
T Träger 13, n " 13,75 ww „ 
Grobbleche 15, n n 16,50 „ „ n 
Feinbleche 14, " n 15,50 „ „ n 
Drahtſtifte e ta ODER ae 
Blei 26, n n 33, * 1708 " 
Zinn in Blöcken 235,— „ „ 280,.— 5 „ 
Zinkbleche 47, n „ 46,50 „ „ n 


Es ijt unſerem Eiſen-Großhandel gelungen, auch im Vorjahre fein 
Abſatzgebiet, die Provinzen Poſen, Oſt- und Weſtpreußen, zu erhalten, 
doch konnte dies nur mit größter Anſtrengung und zum Theil mit 
nicht unerheblichen Opfern geſchehen, da jid) unſere Verkehrsverhältniſſe 
zu Gunſten der Konkurrenz in Bromberg und Danzig verſchoben 
haben. Der Waſſerweg kommt nur für einige Weichſelplätze in Frage 
und hier auch nur in geringem Umfange, da die Kundſchaft dem 
bequemeren und für dieſe kurze Strecken, beſonders wenn es ſich um 
ganze Wagenladungen handelt, faſt ebenſo billigen Bahnweg den 
Vorzug giebt. In Folge des allgemeinen wirthſchaftlichen Nieder— 
ganges, beſonders aber in Folge des Nothſtandes der Landwirthſchaft 


hat der Umſatz eine wejentliche Einbuße gegen das Vorjahr erlitten. 
Dabei wurde der Kredit durch den Kleinhandel in weit größerem 
Umfange als früher in Anſpruch genommen, und verſchiedene Konkurſe 
im Eiſenhandel und der Maſchineninduſtrie haben unſerem Großhandel 
nicht unbedeutende Verluſte gebracht. 

Auch der Kleinhandel in Eiſen- und Metallwaaren hatte unter 
dem verminderten Abſatz zu leiden, und namentlich wird darüber 
geklagt, daß auch die herüberkommenden Polen immer weniger hier 
einkaufen. Verluſte durch die herabgegangenen Preiſe ſcheinen weniger 
vorgekommen zu ſein, da nach faſt allen uns zugegangenen Berichten 
die Händler ihre Einkäufe nur in kleinen Mengen gemacht haben. 

Was die Ausſichten für die Zukunft anbetrifft, ſo ſcheinen ja ſeit 
Anfang des Jahres 1902 die troſtloſen Verhältniſſe des Vorjahres 
einer allmählichen Geſundung entgegenzugehen, wenigſtens darf man 
annehmen, daß der Tieſſtand des Niederganges erreicht, ja überſchritten 
iſt. Immerhin will volles Vertrauen zu einer Beſſerung noch nicht 
zurückkehren, und es muß der Zukunft überlaſſen werden, ob die 
anſcheinend eingetretene wirthſchaftliche Geſundung weitere Fortſchritte 
machen wird. Für uns wird namentlich der Ausfall der Ernte in 
dieſem Jahre ausſchlaggebend ſein. 

maſchinen⸗ Auch für unſere Maſchinenfabriken wird der Ausfall der Ernte 

bau. von großer Bedeutung ſein, da ſich nur bei einer guten Ernte hoffen 

läßt, daß der Ankauf landwirthſchaftlicher Maſchinen, der in den letzten 

Jahren in unſerem Bezirke faſt gänzlich geſtockt hat, wieder lebhafter 

werden wird. Das faſt völlige Darniederliegen des Geſchäftes in 

landwirthſchaftlichen Maſchinen hat unſere Maſchinenfabriken veranlaßt, 

ſich mehr als bisher auf die Herſtellung anderer Erzeugniſſe zu werfen, 

und nach den uns zugegangenen Berichten ſcheint dies mit einigem 

Erfolg geſchehen zu ſein, wenigſtens waren ſie im Stande, ihren 

Betrieb annähernd in dem Umfange der Vorjahre aufrecht zu erhalten, 

wenn auch das finanzielle Ergebniß nur gering geweſen ſein dürfte. 

Unſere Maſchinenfabriken müſſen ja vor allen Dingen darauf ſehen, 

ſich ihren Arbeiterſtamm zu erhalten, da in unſerer Gegend geſchulte 

Arbeiter ſehr ſelten ſind. Es wurden deshalb auch hier und da Auf— 

träge zu billigen, wenig oder gar keinen Gewinn bringenden Preiſen 

übernommen, und trotzdem mußte noch zuweilen mit verkürzter Werkzeit 

gearbeitet werden. Trotz der ſchlechten Geſchäftslage ſind in einzelnen 

Fabriken Betriebsverbeſſerungen vorgenommen worden, ſo u. A. durch 
Anſchaffung neuer Schmelzöfen, Formmaſchinen und Gebläſe. 

Die in Thorn beſtehende Dampfſchloſſerei, in der hauptſächlich 
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ſchmiedeeiſerne Fenſter und Dachkonſtruktionen hergeſtellt werden, klagt 
über bedeutenden Rückgang ihres Abſatzes, und über die Nothwendigkeit, 
der Kundſchaft auf dem Lande allzu langen Kredit geben zu müſſen. 
Ein Abſatz nach Polen, der früher ſehr rege war, findet ſchon ſeit 
Jahren nicht mehr ſtatt. 

Geradezu kläglich war die Lage der Ziegeleien, die kaum halb Ziegeleien. 
ſo viel wie in den Vorjahren produzirt haben dürften, und dazu 
wurde von den Fabrikaten ein großer Theil nicht abgeſetzt. Schuld 
daran war die faſt vollſtändig mangelnde Bauthätigkeit, auch konnte 
der fehlende Ziegelabſatz nicht durch Mehrverkauf von Drainröhren 
kompenſirt werden, da die Landwirthe kein Geld zu Meliorationen 
übrig hatten. Die Preiſe für Ziegeln ſind um 2 Mk. für das Tauſend 
gefallen, doch hat auch dieſe Preisherabſetzung den Abſatz nicht ver- 
mehren können. Bei einigen unſerer größeren Ziegeleien ſind die 
Ueberſtände namentlich an Hintermauerſteinen ſo bedeutend, daß ſie in 
dem laufenden Jahre ihren Betrieb überhaupt ruhen laſſen. 

Ebenſo gering wie bei den Ziegeln war auch der Abſatz der Baus 
übrigen Baumaterialien: Zement, Kalt, Gyps, Mörtel, Granit und materie 
Sandſteine u. |. w., die dazu noch alle, abgejehen von Zement, a 
Preiſe gejtiegen waren. Doch verhinderten nicht Die immerhin nur 
unerheblich geſtiegenen Preiſe den Abſatz, ſondern der weſentliche Rüd- 
gang der öffentlichen und privaten Bauthätigkeit. Das Reſultat war 
für den Baumaterialienhandel ſo ungünſtig, wie es ſeit vielen Jahren 
nicht geweſen iſt. 

Weſentlich verſchärft hat ſich die Konkurrenz der Steinbrüche, die 
nach der hieſigen Gegend bearbeitete Granit- und Sandſtein-Werkſtücke 
abſetzen, was auf die Zunahme neuer Verſandtmöglichkeiten durch 
Kleinbahnen in erſter Reihe zurückzuführen iſt. 

Im Textilwaarenhandel haben im Berichtsjahre verſchiedentliche Tertit 
Preisänderungen ſtattgefunden, die nicht ohne Einfluß auf die Detail, Were. 
geſchäfte unſeres Bezirkes geblieben ſind. Wenn auch der Baum— 
wollenmarkt noch lange nicht den niedrigſten Standpunkt des Jahres 
1899 aufzuweiſen hatte, jo waren doch die fertigen Baumwollenwaaren 
wegen Ueberproduktion und ſchlechten Geſchäftsganges faſt ebenſo 
billig zu haben wie damals. Auch die Preiſe der wollenen Waaren 
gingen bedeutend herab, nur Leinenwaaren ſtanden höher wegen theurer 
Preiſe des Leinengarnes, verurſacht durch eine ſchlechte Flachsernte. 

Die billigen Woll- und Baumwollwaarenpreiſe haben unſeren Detail- 
liten, deren Lagerbeſtände in der legten Hauſſeperiode ziemlich umfang⸗ 
reich geworden waren, nur Nachtheile gebracht, weil die Beſtände 
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dadurch entwerthet wurden, denn ijt es ſchon zu normalen Zeiten der 
Konkurrenz wegen ſchwer, bei herabgehender Konjunktur Die Preiſe 
den gezahlten Einkaufspreiſen entſprechend zu halten, ſo war das im 
Vorjahre wegen der beſonders in unſerem Bezirke jo ungünſtigen 
Geſchäftslage ganz unmöglich. Die Textilwaarenbranche hat unter 
wirthſchaftlichen Nothſtänden ja jtets verhältnißmäßig ſtark zu leiden, 
da der Bedarf an dieſen Waaren auf das Aeußerſte eingeſchränkt 
werden kann, was denn auch Seitens der Landwirthſchaft ſowohl, als 
auch Seitens der ſtädtiſchen Bevölkerung, deren Kaufkraft ja ebenfalls 
durch das Fehlen faſt jeder Bauthätigkeit und die auch ſonſt verminderte 
Arbeitsgelegenheit geſchwächt war, geſchehen iſt. Einen Erſatz durch 
Käufer aus Ruſſiſch-Polen fanden unſere Geſchäfte auch nicht, da ja 
Polen ſelbſt unter den ſchlechten Ernteverhältniſſen zu leiden hatte. 
Ferner wird aber auch der Grenzverkehr immer mehr erſchwert, 
wie denn z. B. die Badegäſte in Ciechoczynek, die früher gute 
Kunden der hieſigen Geſchäfte waren, die erforderlichen Halbpäſſe 
zur Ueberſchreitung der Grenze nur ſchwer erhalten konnten. Zu 
alledem kommt noch, daß ſich der Verkehr aus den Kreiſen Thorn 
und Kulm durch die Bahn Schönſee Culmſee—Fordon immer mehr 
von Thorn weg nach Bromberg zieht, was nach Eröffnung der Bahn 
Kulm Unislaw ſich noch mehr zum Nachtheile Thorns geſtalten 
wird, wenn unſer Antrag auf Fortführung dieſer Strecke bis Thorn 
bei der Eiſenbahnverwaltung kein Gehör findet. Viel geklagt wird 
über die auswärtige Konkurrenz der Verſandthäuſer, und namentlich 
das kaufkräftigere Publikum ſoll ſeinen Bedarf immer mehr Auswärts, 
beſonders in Berlin, decken. Auch die im Berichtsjahre recht zahl- 
reichen Ausverkäufe dienten nicht dazu, das Geſchäft zu heben. In 
den letzten Jahren ſind in unſerem Bezirke verſchiedentlich, ſo auch in 
Neumark und Löbau, Geſchäfte ausgeprägt nationalpolniſchen Charakters 
gegründet worden, die von den Polen in weiteſtgehender Weiſe zum 
Nachtheile der übrigen Kaufleute unterſtützt werden. Zieht man dazu 
noch in Betracht, daß Kredit viel verlangt wurde und auch viel gegeben 
werden mußte, ſo muß man geſtehen, daß unſere Textilwaarenverkäufer 
ein ſchweres Jahr hinter ſich haben, um ſo ſchwerer, als ſie ſchon in 
normalen Jahren wegen der eigenen und der auswärtigen Konkurrenz 
nicht auf beſonders große Gewinne rechnen können. 

Auch im Pelzwaarenhandel war der Umſatz nur gering wegen 
der verminderten Kaufkraft unſerer Bevölkerung. Dazu waren noch 
die Preiſe derjenigen Felle, die der Mode entſprachen, bis zu 30 % im 
Preiſe geſtiegen und ſchließlich war auch das Wetter vor Weihnachten 
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recht ungünſtig, denn nur, wenn in den Monaten November und 
Dezember kräftiger Froſt eintritt, kann man im Pelzwaarengeſchäft auf 
guten Abſatz hoffen. 

Daß im Galanteriewaarenhandel, in dem noch mehr wie in der 
Textilwaarenbranche entbehrliche Luxusgegenſtände gehandelt werden, 
der Umſatz nur äußerſt gering geweſen iſt, iſt bei unſerer wirthſchaft— 
lichen Lage natürlich. Auch fehlten hier ebenfalls mehr wie früher die 
Käufer aus Rußland. 

Seit einigen Jahren beſteht in Mocker eine chemiſche Fabrik, in 
der Eſſenzen, Parfümerien, flüſſige Raffinade, Fruchtſäfte und Liköre 
hergeſtellt werden. Trotzdem die Fabrik ſich erſt in den Anfängen 
befindet, haben ihre Produkte doch in den Provinzen Poſen, Oſt- und 
Weſtpreußen ſchon Abſatz gefunden. Allerdings iſt im Berichtsjahre der 
Abſatz trotz wachſender Kundenzahl nicht viel größer geworden, da der 
Einzelbedarf in Folge der ſchlechten Geſchäftslage geringer war. Immer⸗ 
hin ſind Ausſichten auf allmähliche Vergrößerung des Betriebes vor— 
handen. 

Auch im Drogenhandel iſt der Umſatz zurückgegangen trotz 
bedeutenden Preisrückganges, der eine erhebliche Entwerthung der 
Beſtände zur Folge hatte. Viel geklagt wird darüber, daß die Exiſtenz 
der Drogenhandlungen von zwei Seiten aus untergraben werde. 
Einmal dadurch, daß andere Geſchäftsleute ſich Artikel aus der Drogen— 
branche zulegen, ſodann durch die Kaiſerliche Verordnung vom 
22. Oktober 1901, wonach den Drogiſten im Kleinverkehr der Handel 
mit ſo unſchuldigen Heilmitteln wie Bruſtthee, Bruſtzucker, Rhabarber 
und ähnlichen verboten iſt, während doch viel ſchärfer wirkende Mittel 
wie Aloe, Sennesblätter, Faulbaumrinde, Rizinusöl dem freien Verkehr 
außerhalb der Apotheken überlaſſen bleibt. 

Das Geſchäft in Klee, Gras und landwirthſchaftlichen Sämereien 
hat auch in dieſem Berichtsjahre und zwar aus denſelben Gründen, die 
wir in unſerem vorjährigen und in den früheren Berichten angeführt 
hatten, für unſere hieſigen Händler keine Wendung zum Beſſeren 
genommen. Wenn ſich auch vielleicht für einige Saatartikel die Nad- 
frage etwas lebhafter geſtaltete, ſo dürfte die Annahme, daß das 
Sämereigeſchäft hier am Platze gegen früher an Umfang nicht zugenommen, 
ſondern abgenommen hat, der Wirklichkeit entſprechen. 

In den für unſere Landwirthſchaft hauptſächlich in Betracht 
kommenden Saaten, Rothklee, Weißklee, Schwediſchklee, Thymothee, 
hatten unſere Provinzen und das benachbarte Ruſſiſch-Polen nur ſehr 
geringe Ernteerträge aufzuweiſen. Da auch in dieſem Jahre ein preis= 
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werthes Angebot amerikaniſchen Rothklees fehlte, jo war der Bedarf 
auf Bezüge von Schleſien, Oeſterreich, Mittel- und Südrußland ange— 
wieſen. Die Stimmung war für Rothklee ſchon im Anfang der Saiſon 
recht feſt, und die Preiſe ſtanden höher als im Vorjahre. Bei der 
näher rückenden Bedarfszeit, insbeſondere der lebhaften Nachfrage, die, 
jedoch für unſeren Platz weniger zum Ausdruck kam, zogen die Preiſe 
im Laufe der Saiſon um ca. Mk. 5,— für den Zentner an. 

Die Ernte in Weißklee war allgemein recht ungünſtig. Bei dem 
geringen Angebot in dieſem Artikel ſtiegen ſchon bei Beginn der Saiſon 
die gegen das Vorjahr um ca. Mk. 20,— für den Zentner höheren 
Preiſe noch weiter ſprungweiſe in die Höhe und erreichten in der Folge 
einen ſeit Jahren nicht dageweſenen Stand. Die Nachfrage unſerer 
Landwirthe beſchränkte ſich bei dieſen außergewöhnlich hohen Preiſen auf 
den nothwendigſten Bedarf. 

Die Preiſe für Gelbklee, der von Thüringen und Hamburg in 
ſchöner Qualität reichlich angeboten wurde, blieben bis zum Schluß 
der Saiſon recht mäßig, nichtsdeſtoweniger war die Nachfrage nach 
dieſem Artikel an unſerem Platze noch geringer als im Vorjahre. 

Die Preiſe für Wundklee, Schwediſchklee ſtellten jih um ca. Mk. 10, 
bis 15,— für den Zentner höher als im Vorjahre. Obwohl unſere 
Gegend in dieſen beiden Kleeſorten von einer Mißernte berichtet, ſo 
war die Nachfrage in dieſem Artikel von Seiten unſerer Landwirthe 
doch nur ſehr gering. 

Auch in franzöſiſcher Luzerne können wir, trotz der mäßigen 
Preiſe, die für dieſe Saat gefordert wurden, nur von wenig befriedigen— 
den Umſätzen berichten. 

In Thymothee war die Ernte in unſeren öſtlichen Provinzen 
ſchwach, und da auch Amerika über eine Mißernte berichtete und das 
Angebot von dort ausblieb, ſo ſtellten ſich die Preiſe in Folge deſſen 
für dieſen Artikel um fajt Mk. 10, — für den Zentner höher als im 
Vorjahre. Das rege Geſchäft, das ſich für Thymothee an den größeren 
Handelsplätzen entwickelte, kam bei uns leider nicht zum Ausdruck. 

Auch für engliſches und italieniſches Raygras waren die Forde— 
rungen der engliſchen Abgeber ſchon bei Beginn der Saiſon angeblich 
in Folge der ſchwachen Ernte um Mk. 4,— bis 5,— für den Zentner 
höher als im Vorjahre. Sowohl in dieſen Gräſern wie auch in den 
für Wieſenmiſchungen in Frage kommenden Grasarten, für welche faſt 
durchweg außergewöhnlich hohe Preiſe verlangt wurden, iſt der Umſatz 
gegen alle Erwartungen gering geweſen. 

In Seradella ruſſiſchen Urſprungs entwickelte ſich hier bei der 
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ſtarken Nachfrage der weſtlichen Provinzen am Anfange der Saiſon 
bei ziemlich hoch einſetzenden und weiter ſteigenden Preiſen ein leb— 
haftes Geſchäft. Leider trat ſchon im Februar dieſes Jahres bei dem 
zunehmenden und ſchließlich dringender werdenden, ruſſiſchen Angebot 
ein Preisrückſchlag ein, der zu wenig erfreulichen Auseinanderſetzungen, 
ungerechtfertigten Ausſtellungen und Differenzen mit den Abnehmern 
führte. 

In Futterrunkelrübenſamen, insbeſondere rothen und gelben Eckern⸗ 
dorfer, die ſeit einer Reihe von Jahren mit gutem Erfolge in unſerer 
Gegend gebaut werden, ließen ſich die anfänglich geforderten Preiſe 
nicht behaupten. Nur zu ermäßigten Preiſen war es möglich, den 
Vorräthen ſchnelleren Abzug zu verſchaffen. 

In neuem virginiſchen Pferdezahn-Saatmais, welcher ſich im 
Preiſe gegen das Vorjahr um ca. 1 Mk. für den Zentner höher ſtellte, 
jind hier einige größere Abſchlüſſe für den Bedarf in Ruſſiſch-Polen zu 
Stande gekommen. Gegen Schluß der Saiſon konnte der Nachfrage 
wegen Mangel an Waare nicht mehr entſprochen werden. 

Ueber den Preisſtand der wichtigſten Sämereien in den beiden 
letzten Berichtsjahren giebt die folgende vergleichende Ueberſicht die 
erforderliche Aufklärung. 

Es wurden von Händlern je nach Qualität für 50 Kilogramm 
Netto bahnfrei Thorn gezahlt: 

1900—1901: 1901—1902: 


Rothklee inländijcher 45—50 Mk. 49—56 Mk. 
j amerikaniſcher 40 48 „ 45—52 „ 
Weißklee 48—64 „ 70 — 100 „ 
Schwediſchklee 58—78 „ 65 —80 „ 
Gelbklee 22—31 „ 18-22 „ 
Wundklee 50—75 „ 58—75 „ 
Luzerne franzöſiſche 50—62 „ 52-58 „ 
Raygras engliſch 15—19 „ 18—23 „ 
* italieniſch 18—21 „ 20—24 „ 
Thymothee 22—30 „ 34—40 „ 
Seradella 8—10 „ 11—13 „ 
Futterrunkelrüben Eckerndorfer 34—36 „ 22—25 „ 
n Oberndorfer 45—48 „ 30—35 „ 
Saatmais amerik. Pferdezahn 8-9 „ 9—10 „ 


Die Preiſe der meiſten Materialwaaren find im vergangenen material- 
Jahre nur unweſentlichen Schwankungen unterworſen geweſen mit waaren. 
Ausnahme von Zucker, Fetten und Heringen. Durch das Zuckerkartell 
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jind die Preiſe für raffinirten Zucker ganz gewaltig in die Höhe 
getrieben worden, und zwar beträgt die Steigerung für inländiſchen 
Konſumzucker 5—6 Mk. für den Zentner, während ſich gleichzeitig die 
Preiſe für Rohzucker weſentlich niedriger ſtellten als im Vorjahre. Der 
Verkaufspreis für raffinirten Zucker betrug früher 22—23 Pfg. für das 
Pfund, dagegen jetzt 30 Pfg., woraufhin natürlich der Konſum bedeutend 
zurückgegangen iſt. Schmalz, Talg und Fette gingen in Folge der 
hohen Schweinepreiſe ebenfalls ſtark in die Höhe, dagegen wurden 
Heringe in Folge des guten Heringsfanges im zweiten Halbjahre ganz 
bedeutend billiger, wodurch dann auch der Konſum zunahm, doch iſt 
darauf auch die große Kartoffelernte von Einfluß geweſen. 

Im Ganzen hat ſich der Abſatz in Folge der mehrfach erwähnten 
Verhältniſſe vermindert, wenn auch nicht in dem Grade, wie in der 
Textilwaarenbranche, da die Einſchränkung im Konſum von Nahrungs— 
und Genußmitteln in ſchlechten Jahren erklärlicher Weiſe nur in 
geringem Umfange ſtattfindet. Eine derartige Einſchränkung iſt dagegen 


Tabad und leichter durchzuführen beim Konſum von Taback und Zigarren, wobei 
Higarren. ſich die Einſchränkung allerdings mehr in der Qualität als in der 
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Quantität zeigt. So wird von unſeren Zigarrengeſchäften berichtet, 
daß die Raucher auch der beſſeren Kreiſe ſich faſt durchgängig billigere 
Zigarrenſorten zulegten. Unſer Großhandel klagt außerdem darüber, 
daß der Abſatz nach der Provinz Poſen geringer geworden iſt, wobei 
wohl das Beſtreben der vielen polniſchen Abnehmer, nur bei Polen 
zu kaufen, zu Grunde gelegen haben mag. Auch nach Rußland iſt 
weniger abgeſetzt worden, als in früheren Jahren. Kredit mußte in 
großem Umfange gewährt werden, was zu mannigfachen Verluſten 
geführt hat. Allerdings ſind ja auch die Verhältniſſe des Kleinhandels 
zum Theil recht ungeſund, und vielfach ſind die Betriebe nur künſtlich 
auf Kredit aufgebaut, ſodaß bei einer Stockung, wie ſie das Vorjahr 
brachte, derartige Exiſtenzen zuſammenbrechen müſſen. 

Unter der Ungunſt der wirthſchaftlichen Verhältniſſe im Allgemeinen 
hatte im Berichtsjahre auch der Weinhandel zu leiden; der Geſchäfts⸗ 
gang darin war ſchleppend, der Konſum in den in Betracht kommenden 
Abſatzgebieten, Weſt- und Oſtpreußen, Provinz Poſen, Schleſien, 
Brandenburg und Pommern, verzeichnet einen Rückgang, und im 
Beſonderen zeigt ſich dieſer in der geringeren Aufnahme von beſſeren 
und feinen Weinen, an denen die Läger aus den älteren Jahrgängen von 
1888, 1890, 1893 und 1895 überfüllt find und die nur wenig Nachfrage 
hatten, ſodaß in der Hauptſache nur kleine und mittlere Weine von dem 
Konſum aufgenommen wurden. In dem Verkehr mit Rußland hat ſich 
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Nichts geändert, der Abſatz dahin bleibt Hein und jo lange Rußland an 
den hohen prohibitiv wirkenden Zöllen auf fremde Weine feſthält, ſteht 
eine Hebung des Exportes dahin nicht zu erwarten. Mit Spannung 
ſieht man der weiteren Entwickelung unſerer Zollpolitik entgegen, von 
der nur zu wünſchen bleibt, daß ſie in der Hauptſache eine Fortſetzung 
unſerer bewährten Handelsvertragspolitik bilden und zum Abſchluß 
neuer langfriſtiger guter Handelsverträge mit den auswärtigen Staaten 
führen möge. Für den Weinhandel im Beſonderen iſt zu fordern, daß 
die zu ſchließenden Verträge mit den in Betracht kommenden Staaten 
auf der Baſis der heute geltenden Verträge ſich geſtalten mögen und 
ſomit auch der Zollſatz für Verſchnittweine Mk. 10 für 100 Kilogramm 
beſtehen bleibe, wodurch eine Aufbeſſerung unſerer inländiſchen Roth- 
weine und deren wohlfeile Verwerthung für den Konſum ermöglicht 
werden würde. 

Mit dem 1. Oktober d. Js. iſt das neue Weingeſetz in Kraft 
getreten, das in ſeinen Wirkungen nach den bisherigen Erfahrungen 
eine Beläſtigung nicht gezeigt hat, wohl aber ſich als ein zwed- 
entſprechender Stützpunkt bei der gedeihlichen Entwickelung des reellen 
Weinhandels erweiſen wird. 

Die Ernteergebniſſe für 1901 in den einzelnen Produktionsländern 
ſind quantitativ ſehr beträchtlich geweſen, namentlich in Frankreich und 
im Beſonderen im Gebiete der Gironde iſt der Ertrag ſo groß geweſen, 
wie ſeit längeren Jahren zuvor nicht; auch am Rhein, an der Moſel 
und in der Pfalz blickt man, was die Menge anbetrifft, auf ein 
befriedigendes Reſultat zurück; dagegen läßt die Qualität überall viel 
zu wünſchen übrig, ſodaß der Handel ihnen gegenüber bisher eine 
gewiſſe Reſerve beobachtet hat, trotzdem die Preiſe der neuen Weine 
einen ſtarken Rückſchlag erfahren haben. 

Die Bierbrauereien haben im Berichtsjahre zwar auch eine Ver- Bierbrane: 
minderung ihres Abſatzes gehabt, doch iſt der Rückgang nicht ſehr reien. 
bedeutend geweſen. Die Preiſe für Gerſte und Hopfen ſind ungefähr 
die gleichen geblieben wie im Jahre vorher. In Bayern waren die 
beſſeren Sorten von Hopfen in Folge ſchlechter Ernte knapp und theuer, 
während Böhmen eine vorzügliche Ernte hatte, ſodaß der böhmiſche 
Hopfen trotz des Zolles ſich billiger ſtellte als der bayriſche. 

Auch die Bierpreiſe haben ſich, wenn auch die Konkurrenz auf 
eine Herabſetzung hindrängte, wenig geändert und betrugen bei 
Lagerbier 15—17 Pfg., bei Braunbier 9—10 Pfg. für das Liter. 
Grund zu Klagen gab die in immer weiterem Umfange eingeführte 
Gemeinde-Bierſteuer, denn die Konkurrenz ſoll faſt durchgehend dazu 


führen, daß die Steuer nicht von den Konſumenten getragen, ſondern 
auf die Brauereien abgewälzt wird. Kredit wurde viel gegeben und 
führte auch zu Verluſten. Vielfach wird auch von den Bierverkäufern 
verlangt, daß die Brauereien ihnen einen größeren Hypothekenkredit 
einräumen, doch ſcheinen ſich in letzter Zeit die Brauereien ſolchen 
Anforderungen gegenüber zurückhaltender zu zeigen. Im Großen und 
Ganzen war die Geſchäftslage der Brauereien nicht glänzend, namentlich 
führen die mittleren und kleineren Brauereien Beſchwerde über die 
erdrückende Konkurrenz Seitens der großen Aktienbrauereien, wobei 
verſchiedene Vorſchläge zur Abhülfe gemacht werden. Wir bringen, 
ohne daß wir uns alle darin niedergelegten Anſchauungen zu eigen 
machen wollen, in Nachſtehendem einen uns von dem Inhaber einer 
mittleren Brauerei eingeſandten Bericht, worin die Stimmung dieſer 
Kreiſe zum Ausdruck kommt: „In erſter Reihe muß ich immer wieder 
betonen, daß das Wohl und Wehe der mittleren und kleinen Brauereien 
davon abhängt, ob die Königliche Staatsregierung ſich zu einer 
Staffelung des Brauſteuertarifs entſchließen kann oder nicht. Wie 
bekannt, beſteht dieſe Staffelung zum Segen der mittleren und kleinen 
Betriebe in Bayern ſchon ſeit Langem, und iſt auch ſeit einigen Jahren 
in Württemberg eingeführt, und nicht zum Schaden der Finanzen der 
genannten Staaten. Es iſt daher der vornehmſte Wunſch der mittleren 
und kleinen Brauer, daß die Staffelung des Brauſteuertarifs auch 
im Königreich Preußen Eingang finden möge, und damit eine Menge 
königstreuer Staatsbürger vor dem langſamen, aber ſicheren Ruin 
bewahren möge. Wenn man bedenkt, daß es gerade die Brauinduſtrie 
iſt, welche faſt in jeder kleinen Stadt eine Betriebsſtätte hat, und 
welche die vielfach ſehr traurigen Finanzen, namentlich der kleinen 
Städte im Oſten des Reiches, aufs Kräftigſte unterſtützt, ja, mitunter 
faſt die Hälfte der ganzen Gemeindeſteuern allein trägt, ſo muß man 
jid) doch jagen, daß es ſchon allein im wirthſchaftlichen Intereſſe der 
kleinen Städte eine dringende Nothwendigkeit iſt, dieſe Betriebe des 
an Induſtrie ſo armen Oſtens nach Kräften zu fördern, und nicht 
unthätig zuzuſehen, wie ſie durch die Aktiengeſellſchaften allmählich 
aufgeſogen werden. Daß die Königliche Staatsregierung aber nicht 
allein durch den Schutz, den ſie der mittleren Brauinduſtrie angedeihen 
ließe, dieſe fördern würde, ſondern auch die Landwirthſchaft, muß noch 
ganz beſonders betont werden. Das Rohprodukt, das der Brauer faſt 
ausſchließlich zur Herſtellung des Bieres gebraucht, iſt das aus Gerſte 
hergeſtellte Malz. Da aber faſt jeder in der kleineren Stadt wohnende 
Brauer ſeinen Bedarf an Gerſte vornehmlich vom Beſitzer ſelbſt kauft, 


jo erzielt dieſer ſchon von vorn weg einen bejjeren Preis, als wenn 
er ſich erſt des Zwiſchenhandels zum Verkauf ſeiner Gerſte bedienen 
muß, während die Großbrauereien zum großen Theil entweder böhmiſche 
oder mähriſche Gerſten ankaufen oder aber das Malz von dorther 
beziehen. In jedem Falle iſt erſichtlich, daß der kleine Brauer, und 
nicht der Großbetrieb, der beſte und treueſte Kunde der einheimiſchen 
Landwirthſchaft iſt. 

Sodann ſtreben die Brauer der nordöſtlichen Brauſteuergemein— 
ſchaft ſchon ſeit Jahren die Einführung des Surrogatsverbotes an, um 
ihrem Biere diejenige Geltung und das Anſehen zu verſchaffen, das 
die bayriſchen Biere genießen, aber auch dieſem, ſchon wiederholt 
dringend geäußerten Wunſche gegenüber iſt unbegreiflicher Weiſe bisher 
nicht nur nicht ſtattgegeben, ſondern noch nicht einmal näher getreten 
worden. Auch hier würden, wenn das Surrogatverbot erfolgte, zwei 
Fliegen mit einer Klappe geſchlagen werden, indem nicht nur ein 
berechtigter Wunſch der nordöſtlichen Brauinduſtrie erfüllt, ſondern 
auch wiederum die Landwirthſchaft im Nordoſten des Reiches, alſo 
gerade da, wo es am Nöthigſten thut, bedeutend gefördert werden 
würde, denn es liegt klar auf der Hand, daß an Stelle des nicht 
unbedeutenden Verbrauches von Surrogaten der Verbrauch von Malz 
treten würde. 

Ein fernerer Herzenswunſch jedes reell denkenden Brauers iſt, 
daß der Bierverkauf allgemein nur noch in geaichten Gebinden 
erfolgen dürfte. Dadurch, daß dieſe Verordnung heute noch nicht 
beſteht, wird dem unlauteren Wettbewerb zweifellos Vorſchub geleiſtet, 
denn es iſt klar, daß hier die Konkurrenz vollſtändig freie Hand hat, der 
Kundſchaft für daſſelbe Geld ein ganz verſchiedenes Quantum Bier zu 
liefern, und wird auch hierdurch der reelle Betrieb dem unreellen 
gegenüber bedeutend im Nachtheil ſein. Auch für die Erhebung der 
ſtädtiſchen Bierſteuer iſt eine einheitliche Regelung der Aichungsfrage 
von weitgehendſter Bedeutung. 

Ein weiterer Wunſch, ſpeziell der in kleineren Städten anſäſſigen 
Brauereibeſitzer, iſt der, daß dieſe kleinen Städte mit Garniſonen 
bedacht werden. Auch an der Erfüllung dieſes Wunſches hat Brauerei 
und Landwirthſchaft wiederum gemeinſames und großes Intereſſe. Wie 
bekannt befinden ſich die meiſten kleinen Städte im Nordoſten des 
Reiches in keiner günſtigen Finanzlage, ſodaß deren Bewohner unter 
dem Drucke hoher Gemeinde-Abgaben nur zu häufig leiden müſſen. 
Ganz beſonders aber iſt wiederum die Brauinduſtrie, und auch hier 
wiederum der Mittelſtand, durch die erlaubte Erhebung der ſtädtiſchen 
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Bierſteuer getroffen und benachtheiligt worden, denn während die 
Großbetriebe in Folge dieſer Mehrausgabe einfach weniger Dividende 
zahlten, mußte der kleine und Mittelbetrieb dieſe koloſſale Ausgabe 
aus eigener Taſche decken. Durch die Erfüllung des oben geäußerten 
Wunſches würde dem Brauer-Mittelſtande günſtige Gelegenheit zu 
erhöhtem Abſatz, und damit verbundenem größerem Verdienſt geboten 
werden. Erklärlicher Weiſe würden durch Schaffung kleiner Garniſonen 
auch die am Orte wohnenden Geſchäftsleute, ſowie die umwohnenden 
Landleute ihren Nutzen haben. 

Ein Umſtand, der eine große Sorge jedes Brauereibetriebes iſt, 
iſt der ſehr erhebliche Verluſt an Gebinden, der ſelbſt durch die ſorg— 
fältigſte Buchführung nicht zu vermeiden iſt. Die verſchiedenen Klagen, 
die ich in dieſer Beziehung geführt habe, und die zahlreichen Straf— 
anträge, die ich geſtellt habe, haben vielfach ein negatives Reſultat 
ergeben, ein Beweis dafür, daß die beſtehenden Geſetze nicht aus— 
reichend ſind, um den Brauer vor Verluſten an einem ſehr werthvollen 
Beſtandtheil ſeines Vermögens, wie es die Transportgebinde ſind, wirk— 
ſam zu ſchützen. 

Ein ſehr wunder Punkt in der Brauinduſtrie iſt ferner die 
Behandlung des Bieres Seitens der Gaſtwirthe, namentlich derjenigen 
auf dem Lande. Der Zuſtand, in welchem dem Gaſte in manchen 
Dorfkrügen das Bier vorgeſetzt wird, ſpottet manchmal jeder Beſchreibung. 
Aber auch in der Stadt läßt der Ausſchank oft Vieles zu wünſchen 
übrig, und es wäre hier ein ſtrenges Vorgehen der Polizeibehörden am 
Platze. Dieſes wären die hauptſächlichſten Wünſche und Beſchwerden 
der Brauinduſtrie, die ich möglichſt ausführlich wiederzugeben mich 
bemüht habe. Sollten, wie kürzlich das Gerücht durch die Preſſe ging, 
thatſächlich an zuſtändiger Stelle, Seitens der Königlichen Staats— 
regierung, neuerliche Beſtimmungen in Bezug auf die Brauinduſtrie 
in Erwägung genommen werden, ſo würde es in Brauerkreiſen mit 
großer Freude begrüßt werden, wenn bei dieſen Vorarbeiten nicht 
allein Vertreter der Großbetriebe, ſondern auch in größerer Anzahl 
Vertreter der mittleren und kleinen Betriebe, und vornehmlich ſolche 
aus dem Gebiet der nordöſtlichen Brauſteuergemeinſchaft berathend 
mitwirken dürften.“ 

Der Abſatz der Bonbon- und Chokoladenfabrik in Thorn, der 
einzigen unſeres Bezirkes, zeigte in den erſten drei Vierteln des Berichts— 
jahres eine Zunahme, während ſich im letzten Viertel in Folge ver— 
minderter Kaufkraft eine Abſchwächung des Bedarfs zeigte. Die Preiſe 
der Rohmaterialien bewegten ſich in normalen Gleiſen mit Ausnahme 
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des Zuckers, der durch die Ringbildung der Zuckerfabriken um etwa 
20 9% in die Höhe getrieben wurde. Die Verkaufspreiſe waren eben- 
falls normal und ließen, ſoweit ſie nicht durch die Erhöhung der 
Zuckerpreiſe, der die Verkaufspreiſe nur unvollkommen und ganz all— 
mählich folgen können, ungünſtig beeinflußt wurden, auch angemeſſenen 
Nutzen. Das Abſatzgebiet erſtreckt ſich auf Weſtpreußen, einen Theil 
Oſtpreußens und auf einige Thorn benachbarte Kreiſe der Provinz Poſen. 
Dieſe Gegenden bilden auch das Abſatzgebiet unſerer Seifenfabriken, 
deren Lage im vergangenen Jahre wieder viel ungünſtiger geworden 
iſt, was wohl weniger auf eine unweſentliche Verminderung des 
Abſatzes, als vielmehr auf die Vertheuerung verſchiedener Rohſtoffe 
und den Zerfall des Preiskartells zurückzuführen iſt. Die Preiſe faſt 
ſämmtlicher Fettwaaren und Oele ſind bedeutend geſtiegen, theilweiſe 
jogar um 40—50 %. Hammeltalg und ähnliche fejte Fette waren 
fajt garnicht zu bekommen, da das Angebot auf dem Weltmarkte ſehr 
knapp war. Was die Kartellirung der Seifenfabriken im September 
1899 anbetrifft, jo hatte dieje ja den Erfolg gehabt, daß die Seifen- 
preiſe den Preiſen für die Rohſtoffe angepaßt wurden. Gegen Ende 
des Berichtsjahres aber wurden die im Oſten feſtgeſetzten Preiſe durch 
außenſtehende Fabriken Mitteldeutſchlands unterboten, und da das 
Kartell nur bis Ablauf des Jahres 1901 geſchloſſen war und einige 
Fabriken ihren Austritt erklärten, ſo bröckelten die erhöhten Preiſe 
langſam ab. Das Kartell wurde dann in loſer Form nochmals 
geſchloſſen, doch ſcheint man keine allzugroßen Hoffnungen auf eine 
günſtige Wirkung dieſer Vereinbarung zu hegen. 

Die Lage unſerer Honigkuchenfabriken war im vergangenen Jahre 
nicht gerade ungünſtig, denn der Abſatz hat ſich ſogar noch etwas 
geſteigert. Die Preiſe für Mandeln und für amerikaniſchen Honig 
gingen etwas zurück, doch mußte für inländiſchen Honig mehr gezahlt 
werden. Nachtheilig wirkten auch die vom Zuckerkartell hochgehaltenen 
Zuckerpreiſe, die ganz erhebliche Mehrausgaben verurſachten. Auch die 
Mehlpreiſe waren höher als im Vorjahre, doch müſſen ſie immer noch 
als normal angeſehen werden. Die Verkaufspreiſe waren die gleichen, 
wie ſchon ſeit Jahrzehnten, nur werden von den größeren Abnehmern, 
beſonders von Waarenhäuſern, immer größere Nachläſſe und Ver— 
günſtigungen zu erreichen geſucht, und dieſen Forderungen mußte man 
mit Rückſicht auf die Konkurrenz nachgeben. Für die nächſte Zukunft 
ſind die Ausſichten nicht beſonders gut, denn ein günſtiger Ausfall 
des Geſchäftes iſt namentlich bedingt durch mäßige Einkaufspreiſe für 
die Rohſtoffe, und die hauptſächlichſten, Mehl und Zucker, ſtehen zur 
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Zeit verhältnißmäßig hoch, während gleichzeitig bei der allgemeinen 
wirthſchaftlichen Lage eine Steigerung des Umſatzes kaum zu erwarten 
iſt. Dabei blüht noch nach wie vor die Schleuderkonkurrenz mit werth— 
loſen Nachahmungen. 

Falls das Ergebniß der Brüſſeler Zuckerkonvention in einem 
neuen Zuckerſteuergeſetz niedergelegt wird, ſo muß auch die Zollfrage 
des Honigs neu geregelt werden, denn durch die Erhöhung des Honig— 
zolles auf 40 Mk. für den Doppelzentner wollte man verhindern, daß 
Zucker unter der Bezeichnung Honig eingeführt würde. Für die 
inländiſche Imkerei, die bei guten Preiſen den heimiſchen Bedarf nicht 
zu decken vermag, wäre ein Zollſatz von 20 Mk. noch mehr als aus— 
reichend. 

Die am hieſigen Platze beſtehende Golde und Silberwaarenfabrik 
ſtellt hauptſächlich billige Artikel her, die nach den Großſtädten Deutſch— 
lands, der Niederlande und der Schweiz abgeſetzt werden. Der Umſatz 
dieſer Waaren iſt, allerdings bei gedrückten Preiſen, der gleiche geweſen 
wie in den Vorjahren. Im Gold- und Silberwaarenhandel war der 
Abſatz dagegen um mindeſtens '/, geringer als in Vorjahren, da die 
Landwirthe und ſtädtiſchen Gewerbetreibenden ihre Einkäufe ein- 
ſchränkten, und nur der Bedarf aus der Garniſon gleichmäßig blieb. 

Während das verfloſſene Jahr in Deutſchland, ſowohl in der 
Induſtrie, als in der Handelswelt eine Kriſis in ganz außergewöhn— 
lichem Umfange heraufbeſchwor und einen Druck auf das ganze 
Erwerbsleben ausübte, hatte der Grenzſpediteur unter dieſen Verhält⸗ 
niſſen nur inſofern zu leiden, als durch die Zurückhaltung der deutſchen 
Banken ſowohl bei der Einräumung von Krediten, als bei der Dis— 
kontirung von Wechſeln der Verkehr erſchwert wurde. 

Dagegen hatte der Waarenverkehr nach Rußland ſich wieder 
bedeutend gehoben, da die ungünſtige Lage der Induſtrie, von der 
wir in unſerem vorjährigen Berichte Mittheilung machen mußten, nach 
Ausſcheidung der ſchwachen Elemente wieder einem lebhaften Geſchäft 
Platz gemacht hat. Insbeſondere hatte die Lodzer Wollwaareninduſtrie 
die Schläge, die ſie vorher erlitten hatte, raſch überwunden, und große 
Mengen von roher Woll- und Kammwolle ſowie von Wollgarn 
gelangten an ſämmtlichen Grenzpunkten wieder zur Abfertigung. 

Unter den Neuerungen, die das verfloſſene Jahr im Verkehr 
mit Rußland brachte, möchten wir die nothwendig gewordene Bei— 
bringung von Urſprungsatteſten für einen großen Theil von Eiſen— 
und Maſchinenwaaren hervorheben, eine Maßregel, die deswegen 
nothwendig geworden war, weil Rußland ſich veranlaßt geſehen hatte, 
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amerikaniſchen Waaren gegenüber eine prozentuale Zollerhöhung ein- 
zuführen, ſodaß die nicht amerikaniſche Herkunft bei gewiſſen Artikeln 
nachgewieſen werden mußte. 

Einen vollſtändigen Umſchwung zeigte das Geſchäft aus Rußland 
nach Deutſchland. Während früher die hauptſächlichſten Importprodukte, 
außer Fellen, Häuten und Därmen, Futtermittel, wie Kleie und Kuchen 
waren, hat der Import dieſer beiden letzten Artikel in den letzten vier 
Monaten des Jahres ſtark nachgelaſſen, und an ſeine Stelle trat eine 
außergewöhnlich große Einfuhr von Getreide, da, wie wir bereits 
erwähnten, die diesſeitigen Mühlen in Folge der ſchlechten Ernte auf 
den Bezug von ruſſiſchem Getreide angewieſen waren. 

Die Thätigkeit des Grenzſpediteurs bei der Einfuhr von Waaren 
aus Rußland nach Deutſchland hat ſich in den letzten beiden Jahren 
überhaupt zu einer viel ausgedehnteren geſtaltet und ſowohl im 
Intereſſe des Spediteurs, als in dem des Thorner Platzes überhaupt, 
in deſſen Geſchäftsleben der Futtermittel- und Getreidehandel einen 
ſo hervorragenden Faktor ſpielt, wäre es ſehr bedauerlich, wenn durch 
Zollerhöhungen oder Einführung von Zöllen auf die bis jetzt zollfrei 
eingehenden Futtermittel dieſer Geſchäftszweig lahm gelegt werden 
würde, zumal da ja die Einfuhr ſelbſtverſtändlich einem Bedürfniß der 
konſumirenden Kreiſe entſpricht und ſchon die in Ausſicht genommene 
Route über Kaliſch für unſeren Platz eine große Schädigung 
zeitigen muß. 

Für das Bankgeſchäft war das Berichtsjahr weit weniger nutz— 
bringend als die vorhergehenden, verhältnißmäßig günſtigen Jahre. 
Durch zahlreiche Bankbrüche wurde das Vertrauen ſtark erſchüttert. 
Kreditentziehungen und in weiterer Folge Zahlungseinſtellungen in 
allen Geſchäftszweigen ſchufen eine wahre Deroute. 

Auch hier hat das allgemeine Mißtrauen inſofern ungünſtig ein— 
gewirkt, als ſpeziell das Holzgeſchäft, das im Weſentlichen auf Kredit 
beruht, ſchleppend wurde. Während ſonſt Verkäufer bei der Finanzirung 
ihrer Geſchäfte hier williges Entgegenkommen fanden, konnte im ver: 
floſſenen Jahre manches Geſchäft überhaupt nicht oder nur unter 
erſchwerenden Umſtänden abgeſchloſſen werden. Auch auf den Futter— 
mittelhandel wirkte das allgemeine Mißtrauen ein, da große Zurück— 
haltung geübt wurde. Aus dieſen Gründen iſt im Diskont-Verkehr 
eine ziemliche Abnahme zu verzeichnen, und auch der gegen 1900 
nicht unweſentlich niedrigere Durchſchnittszinsfuß minderte das Erträgniß. 

Der allgemeine Rückgang der Induſtrie hatte ein bedeutendes 
Sinken der Kurſe von Induſtriepapieren zur Folge; auf gekauften 

10* 


Bant: 
geſchäft. 


Elektrizi⸗ 
tätswerke 
Thorn. 


148 


Effekten lagen beträchtliche Verluſte, die das Publikum zwangen, ſeinen 
Beſitz feſtzuhalten. Neue Käufer fanden ſich wenig und der Verkehr 
in Effekten wurde dadurch vermindert. 

Von der Betriebsleitung der Thorner Elektrizitätswerke iſt uns 
nachſtehender Bericht zugegangen: 

„Im Laufe des Berichtsjahres iſt in den Verkehrs-Verhältniſſen 
der Straßenbahn und im Umjag des Lichtwerkes kein weſentlicher 
Aufihwung eingetreten. Auch das Thorner Geſchäftsleben hat unter 
dem wirthſchaftlichen Niedergang und den Mißernten der letzten zwei 
Jahre ſtark gelitten, und dieſer Rückſchlag machte ſich naturgemäß auch 
in unſerem Geſchäftsgang bemerkbar. 

Auf den Straßenbahnverkehr der Thorner Linie wirkte es 
ſpeziell noch ungünſtig ein, daß im vergangenen Sommer nicht ein 
einziges Volksfeſt ſtattfand, während im Vorjahre während des 
Sommers ein Feſt dem anderen folgte und uns große Verkehrstage 
brachte. Wenn trotzdem die Zahl der beförderten Perſonen ſich im 
vergangenen Jahre um ein Weniges gehoben hat (911721 gegen 
905 143 im Vorjahre), ſo geht daraus hervor, daß der Alltagsverkehr 
eine weſentliche Frequenz- Erhöhung erfahren hat, und daß die Bahn 
beliebter geworden iſt. 

Auf der Mockerlinie hat dagegen eine erhebliche Abnahme 
des Verkehrs ſtattgefunden (210690 gegen 217317) im Vorjahre, die 
ſich lediglich aus den ſchlechten Geſchäftsverhältniſſen erklärt. Mocker 
ijt die Arbeiter- Vorſtadt von Thorn. Bei dem gänzlichen Mangel an 
privaten und öffentlichen Bauten in Thorn mußte ein Erſchlaffen des 
Verkehrs naturgemäß eintreten. 

Die Geſammtfrequenz betrug demnach 1122411 beförderte 
Perſonen gegen 1122460 im Vorjahre. Die Einnahmen im Berichts- 
jahre haben ſich gegen das vergangene durch erhöhte Inanſpruchnahme 
von Extra-Wagen und durch Einführung eines Gepädtarifes gehoben. 
Auch wurde durch ſtrenge Dienſtanordnungen und Ueberwachung der 
Wagenführer die Fahrgeld-Kontrolle eine zuverläſſigere. Die Ein— 
nahmen aus dem Bahndienſt betrugen incl. Extrawagen, Briefbeutel- 
und Gepäckbeförderung insgeſammt Mk. 109 215,64 gegen Mk. 108 641,79 
im Vorjahre oder pro beförderte Perſon 9,73 Pfg. gegen 9,68 im 
Vorjahre. 

Die Ausgaben für den Bahndienſt konnten in Folge der durch⸗ 
greifenden Betriebsverbeſſerungen und der Drganijation, welche im 
Vorjahre durchgeführt wurden, eingeſchränkt werden. Sie betrugen im 
Berichtsjahre Mk. 80 852,18, gegen 83 455,88 im Vorjahre. Der Betriebs- 


149 


koeffizient für die Ausgaben beträgt daher 35,2 % gegen 30,2 9% 
im Vorjahre. 

Die Licht- und Kraft-Anſchlüſſe haben ſich im Betriebs— 
jahre vermehrt. 

Es waren am 31. Dezember 1901 exkluſive Eigenverbrauch 
angeſchloſſen: 

78 (64 im Vorjahre) Lichtkonſumenten mit 2860 (2185 im 

Vorjahre) Aequivalentlampen, 

16 (9 im Vorjahre) Motoren mit 104,52 (43,5 im Vorjahre). KW, 
ſodaß das Anſchlußäquivalent beträgt 4950 Norm. Lampen gegen 
3055 im Vorjahre oder 247,5 KW. gegen 152,75 im Vorjahre. Es 
wurden im Ganzen für Licht und Kraft abgegeben exkluſive Eigen— 
verbrauch 39750 KW. Stunden (30960 im Vorjahre), das iſt pro 
angeſchloſſenes KW. 106 KWItd. (202 im Vorjahre). Die Einnahmen 
betrugen: Mk. 18 662,27 (17 722,36 im Vorjahre), die Ausgaben 
Mk. 22 826,43 (20980,27 im Vorjahre). 

Die geringe Steigerung der Einnahme iſt inſofern als eine 
Entwickelung zu betrachten, als zunächſt ein allgemeiner Rückgang in 
der Stromentnahme bei den 1900 ſchon angeſchloſſen geweſenen 
Konſumenten eingetreten war und zwar einerſeits wegen der ſchlechten 
Geſchäftslage, welche die Geſchäftsleute zur äußerſten Herabſetzung 
ihrer Speſen zwang, andererſeits weil die Konſumenten nach den 
hohen Konſumzahlen der Eröffnungsmonate es im Laufe der Zeit 
lernten, ökonomiſch zu brennen. Der Ausfall durch Konſumeinſchränkung 
iſt im Laufe des Jahres ſowohl durch die Vermehrung der Konſum— 
ſtellen, als auch durch die erfreuliche Thatſache, daß die Einnahmen 
aus der Stromabgabe für Kraftzwecke ſich verdreifacht haben, gedeckt 
worden. Die Ausgaben erſcheinen dadurch höher, daß einestheils eine 
genauere Scheidung der Verwaltungskoſten zwiſchen Licht- und Bahn— 
betrieb durchgeführt wurde, anderentheils verſchiedene Unterhaltungs- und 
Leitungsreparatur-Koſten hinzu gekommen ſind, welche im Eröffnungs— 
jahre ausfielen. Zur Erleichterung der Akquiſition wurde der Lichttarif von 
63 Pfg. pro KW. Stunde auf 60 Pfg. herabgeſetzt, und auch der 
Rabatttarif etwas günſtiger geſtaltet. Das Inſtallationsgeſchäft arbeitete 
mit gutem Erfolg. Als Hauptanſchlüſſe des Berichtsjahres ſind das 
Kreishaus mit ca. 250 Lampen, und die Honigkuchenfabrik von Hermann 
Thomas mit 16,5 inſtallirten P. S. und 45 Lampen zu verzeichnen. 

Das Publikum iſt mit den Ausführungen und der Stromlieferung 
ſehr zufrieden geweſen. Auch der Bahnbetrieb iſt gegen das Vorjahr 
weit populärer geworden. Unſer Verhältniß mit den Militär-, Kreis- 
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und Kommunalbehörden ſowie mit unſerer eiſenbahntechniſchen Auſſichts— 
behörde iſt ein vorzügliches. 

Die Ausſichten für das kommende Jahr ſind inſofern erfreuliche, 
als es uns durch verſchiedene Verbeſſerungen gelungen iſt, den Waſſer— 
bedarf zum Erſatz des im Rückkühler verdunſteten Waſſers aus unſerer * 
Brunnenanlage zu decken. Wir ſind damit von der Laſt der Waſſer— 
entnahme aus der ſtädtiſchen Waſſerleitung befreit und erſparen 
dadurch ca. Mk. 8000, — Betriebskoſten. Sowohl für den Bahn- als 
auch für den Lichtbetrieb darf mit Beſtimmtheit ein Aufſchwung voraus— 
geſagt werden, da das Berichtsjahr für beide Betriebe mit den 
ungünſtigſten Verhältniſſen zu rechnen hatte.“ 

Stadtbahn Dem uns von dem Herrn Landrath in Brieſen zur Verfügung 
Brieſen. geſtellten Verwaltungsbericht des Kreis-Ausſchuſſes entnehmen wir den 
folgenden Bericht über den Betrieb der Stadtbahn Brieſen: 

Soweit die Monatsabrechnungen für das Rechnungsjahr 1901 
vorliegen, ſtellen ſich die Einnahmen und Ausgaben ſeit dem 1. April 
1901 wie folgt: 


Monat Einnahme Ausgabe Ueberſchuß 
mr Br. Mk. Pf. Mk. BI. 
April 3181 40 1296 22 1885 18 
Mai 2941 10 1911 80 1029 30 
Juni 2753 81 1701 81 1052 
Juli 2804 | 45 1472 53 1331 92 
August 2732 70 1859 74 872 96 
September 3049 51 1346 48 1703 03 
Oktober 3206 60 1744 67 1461 93 
November 3056 50 1251 84 1804 66 
Dezember 2816 68 2672 02 144 66 
Zujammen | 26542 15 | 15257 11 | 11285 64 


In den gleichen Monaten der Vorjahre haben die Einnahmen 
und Ausgaben, ſowie Ueberſchüſſe betragen wie nebenſtehende Auf— 
ſtellung zeigt. 

Es ergiebt ſich hiernach ein monatlicher Durchſchnittsüberſchuß im 


Rechnungsjahre 
lerer 25 9 
UAR ohana ue A ii 
BOR an Aa eee 
„ A POWA JOBS r: 


4824,88 Mt, 


Ueberſchuß 


Mk. Pf. 


Ausgabe 


Mk. Bi. 


Mk. Bi. 


April 1898 2280 20 


903 38 1376 | 82 
Mai + 2075 80 655 98 1419 | 82 
Juni 1 1901 90 1611 | 20 290 | 70 
Juli 5 2165 85 980 98 1184 87 
Auguſt 5 2219 65 1225 94 998 | 71 
September „ 2646 | 66 897 82 1748 84 
Oktober 4, 2738 30 1370 86 1367 44 
November „ 2607 88 1927 01 680 87 
Dezember „ 2438 34 1723 14 715 20 


Zuſammen 21074 58 11296 31 9778 27 
April 1899 2482 | 05 949 65 1532 | 40 
Mai s 2307 65 1259 71 1047 94 
Auguſt A 2695 24. 1320 28 1374 96 
September „ 2668 86 

2836 10 

2764 31 


579 12 2089 74 
1663 74 1172 36 
1394 08 1370 28 


Juni ŁA 2044 95 998 02 1546 93 
Juli 5 2887 | 1439 20 1447 71 
Oktober 5 

November „ 
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Dezember „ 2444 33 1975 | 24 469 009 

Zuſammen 23630 49 11579 08 12051 41 
April 1900 2529 | 90 1448 47 1081 43 
Mai 2701 53 2146 52 555 01 
Juni z 2603 13 2256 86 846 -| 27 


2848 85 
2849 05 
3007 36 
2994 95 
2891 15 
2492 21 
24918 


Juli $ 
Auguſt * 
September „ 
Oktober $ 
November „ 
Dezember „ 


Zuſammen 


1257 01 1591 84 
1286 | 08 1562 97 
2270 30 737 06 
1354 63 1640 | 32 
1097 83 1793 32 
1491 85 1000 36 

| 10308 
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Der vierjährige Durchſchnittsüberſchuß 
beträgt ſonaoc . . . . . . 1206,22 MŁ 

Aus den vorjtehenden Ueberſichten geht hervor, daß den von 
Jahr zu Jahr ſteigenden Einnahmen ſteigende Ausgaben gegenüber— 
ſtehen, welche auf größere Unterhaltungskoſten des Bahnkörpers, wie 
der Motorwagen zurückzuführen ſind. 

Das Anlagekapital einſchließlich der Nachtragskapitalien beträgt 
3 Z. 237498,84 Mk. 

Weitere Koſten für Herſtellung einer Stromleitung auf dem 
Staatsbahnhof Brieſen, für Anſchaffung eines Reſerveankers ſowie 
Ausrüſtung der drei Motorwagen werden dieſem Anlagekapital in 
Höhe von 3674,48 Mk. noch hinzutreten. Die hierüber vorgelegte 
Abrechnung iſt von dem Kreis-Ausſchuß bis dahin noch nicht feſtgeſtellt 
worden. 

Nach Richtigbefund auch dieſer Nachtragsarbeit wird das Anlage— 
kapital 237498,84 +- 3674,48 Mk. — 241 173,32 MŁ betragen. Hierfür hat 
der Kreis Brieſen eine Zinsgarantie von 3½ 9% Zinſen und ½ 9% 
Tilgung übernommen. 

Die Garantiepflicht erfordert: 

a. von dem Anlagekapital einſchließlich der beiden 

Nachtragskapitalien von zuſammen 237 498,84 Mk. 
für die Zeit vom 1. April 1901 bis zum 31. März 


„ r 
b. für das zur Zeit liquidirte Anlagekapital von 
żujammen 3674,48 M.. 03,20% 5, 


und zwar für: - 
1207,50 Mk. v. 10. 11. 1891 bis 31. 3. 1902 18,90 Mk. 


7 13 Re aT as, 1092: 12, s 
l 674,90 n " tl 2; n " n " " 22,30 n 
3674,48 Mk. Wie oben 53,20 Mk. 


Zuſammen 9553,15 Mk. 

Da wie obige Zuſammenſtellung ergiebt, ſchon Ende Dezember 

der Einnahme-Ueberſchuß 11285,64 Mk. betragen hat, ſo iſt auch in 

dieſem Jahre zu erwarten, daß der Ueberſchuß hinreichen wird, um 

nicht allein die der Betriebsunternehmerin zuſtehende Entſchädigung 

aus den Einnahme eberſchüſſen, ſondern auch die vom Kreiſe garan— 
tirten Zinſen ohne Zuſchuß des Kreiſes zu decken. 

Die oben berechnete Geſammteinnahme von 26542,75 Mk. ver— 

theilt ſich auf: 
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Z nn 


Frachten für 


Berfonen=| Fahrgeld Fahrgeld Sonſtige 


Fahrgeld für für POI Ein Bus 

Monat fn Al. Hunde | Gepäd Stückgut | Eilgut — nahmen | fammen 
Ml. Vif Ml. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf. 
April 112250 80 1499/50] 22 70] 3181/40 


Mai 114140] — 80 1171 34 50] 2941 10 
Juni 956 — 2 90 398 |10] 30 |10] 1134 169 21] 2753/81 
Juli 1237/60) 3 70 370 501 42 10] 1033/60] 12 25 2804/45 
Auguſt 980/30] 2 10 451 801 34 1210 —1 16 2732/70 
September 1030/60] 1 60 499 30 30 1364— 93 01] 3049/51 
Oktober 1210600 2 427 85 31 05 1480 6 20 320660 
November 1092 70 1 40 439 60] 39 20 1426 30] 11 30 305650 
Dezember 1036 — — 60 1211 80] 155 781 2816/68 


Zuſammen | 9807/70] 2511530 20 520 9526542775 

In den uns zugegangenen Berichten ſind auch mannigfache 
Wünſche, die größtentheils eine Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe 
betreffen, laut geworden. Wir wollen es uns nicht verſagen, wenigſtens 
die hauptſächlichſten davon hier zum Abdruck zu bringen. Von den 
geäußerten Wünſchen haben wir uns bereits früher einen Theil zu 
eigen gemacht und in beſonderen Anträgen verfolgt, die übrigen werden 
wir prüfen und ihre Erfüllung, ſoweit dieſe uns im allgemeinen 
Intereſſe zu liegen erſcheint, anſtreben. 

Das Gros bilden natürlich die Eiſenbahnwünſche, und zwar 
nennen die Thorner Berichte die Umwandlung unſerer Bahnhofsver- 
hältniſſe, den Bau der Bahn Thorn. Scharnau und die Aufnahme 
der Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif unerläßliche 
Erforderniſſe zur Hebung unſeres Verkehrs. An der Fortführung der 
Bahn Kulm Unislaw bis Thorn zeigen ſich in gleicher Weiſe Thorn 
und Kulm intereſſirt. Strasburg wünſcht eine Bahnverbindung nach 
der ruſſiſchen Grenze, die jedoch erſt dann einen Nutzen haben würde, 
wenn Rußland dieſe Strecke über Rypin und Plock nach Warſchau 
fortſetzt. Auch in Lautenburg ſcheint man der Meinung zu ſein, daß 
Rußland wohl die Gegend zwiſchen Skiernewice — Alexandrowo und 
Warſchau — Mlawa über kurz oder lang durch eine bis an die preußiſche 
Grenze gehende Bahnlinie erſchließen werde, denn man bringt von 
dort in Vorſchlag den Bau einer Bahnlinie Montowo— Lautenburg 
mit Fortſetzung nach der Grenze bis Neu-Zielun. Lautenburg erſtrebt 
ferner eine Bahnlinie Lautenburg Neumart Biſchofswerder Frey- 
ſtadt. Neben dieſen größeren Projekten hält Lautenburg die Eröffnung 
einer Halteſtelle dicht bei der Stadt für nothwendig, da der jetzige 
Bahnhof etwa 4 Kilometer weit abliegt. 


Bejondere 
Wünſche. 


154 


Die Verkürzung der Annahmefriſten für Stückgüter hat in Thorn 
allgemein verſtimmt, und man hält eine Wiederverlängerung bis 7 Uhr 
für dringend erforderlich. Die Zuckerfabriken befürworten eine Wer: 
längerung der Be- und Entladefriſten auf den Privatanſchlußgleiſen 


von 4 auf 6 Stunden. Einlegung von Pendelzügen zwiſchen Thorn- 


Stadt und Hauptbahnhof und Abſchaffung des Brückengeldes auf 
der Eiſenbahnbrücke ſind Wünſche, die in den Berichten häufig wieder: 
kehren. 

Vielfach verlangt man auch eine Abänderung des Fahrplanes. 
So ſchlagen Thorner Firmen die Einlegung eines Zuges nach Ino— 
wrazlaw. Poſen Vormittags zwiſchen 8½ und 10 Uhr vor, da jetzt 
von 6 Uhr 36 Minuten bis 11 Uhr 47 Minuten kein Zug nach dieſer 
Richtung abgeht. Auch wünſcht man, daß von Thorn Abends etwa 
gegen 11 Uhr Züge nach Alexandrowo, Schönſee und Culmſee — Kulm 
abgelaſſen werden. In Culmſee hält man es für zweckmäßig, wenn 
der Abendzug nach Bromberg etwa 1½ Stunden jpäter abgeht, damit 
der Anſchluß nach Berlin ohne langen Aufenthalt in Bromberg erreicht 
wird. In Kulm hat man ein großes Intereſſe, nach Eröffnung der 
Strecke Kulm Unislaw gute Verbindung mit Berlin zu erhalten. Das 
Halten des D- Zuges in Briefen, das auch wir wiederholt angejtrebt 
haben, wird wohl vorläufig noch ein frommer Wunſch bleiben, dagegen 
würde es ſchon leichter ſein, den Wunſch der Strasburger nach einem 
beſſeren Anſchluß an dieſen D-Zug zu erfüllen. 

Auch auf poſtaliſchem Gebiete erſtrebt man verſchiedene Beſſerungen, 
ſo wünſcht die Stärkefabrik in Thorn eine Poſtagentur auf der Jakobs— 
Vorſtadt, Kulm die Ausgabe der Poſtſachen früh 7½ Uhr anſtatt 
9% Strasburg eine Vermehrung des Beamtenperſonals, Neumark die 
Erweiterung des Poſtgebäudes ſowie die Oeffnung eines zweiten Poſt— 
ſchalters, wenigſtens zu Zeiten größeren Verkehrs. In Mocker klagt 
man darüber, daß dort eingehende Telegramme nur während der 
Dienſtſtunden beſorgt werden, ſodaß die Mittags und an Sonntagen 
eingehenden Telegramme oft längere Zeit auf ihre Austragung warten 
müſſen. Neue Telephonverbindungen wünſchen Kulm mit Berlin, 
Strasburg mit Soldau, Neidenburg und anderen Mittelplätzen Oſt— 
preußens, Lautenburg mit Berlin ſowie mit Illowo, Neidenburg, 
Allenſtein und Soldau. 

Der Wunſch nach Schiffbarmachung der Drewenz iſt faſt in jedem 
uns aus den Städten Neumark, Strasburg und Gollub zugegangenen 
Berichte zu leſen und ſchließlich iſt noch die Belegung mit Militär ein 
Herzenswunſch der Städte Culmſee, Brieſen, Löbau und Lautenburg. 
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Statiltik. 


Geldverkehr, 


Reichsbank. 


Der Bankzinsfuß betrug im Jahre 1901 
vom 1. Januar bis 25. Februar: 


5 0% für Wechſel, 6 % für Lombard Darlehne, 


vom 26. Februar bis 21. April: 


4½ 9% für Wechſel, 5½ 9% für Lombard Darlehne, 


vom 22. April bis 17. Juni: 


4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 


vom 18. Juni bis 22. September: 


3½ % für Wechſel, 4½ „% für Lombard Darlehne, 
vom 23. September bis 31. Dezember: 
4 9% für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 


im Durchſchnitt des ganzen Jahres 4,099 9% für Wechſel und 5,099 9% 


für Lombard⸗Darlehne gegen 5,333 und 6,333 9% im Vorjahre. 


Die Geſammt-Umſätze bei der Reichsbank haben im Jahre 1901 


betragen: 


bei der Reichshauptbank . 
bei den Reichsbankanſtalten 


gegen 189091499000 Mk. im Vorjahre. 
Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle weiſt nach: 


Giro-Verkehr Einnahme 
7 z Ausgabe 


Giro-Uebertragungen Zugang . 
Abgang . 


Platzwechſel-Zugang 
7 Abgang 
Berjandtwechjel . : 
Einzugswechjel Zugang 
f Abgang . 
Lombard-Darlehne Ausgeliehen 
» „ Zurückgezahlt 


1900: 


118290079 Mk. 


118171803 
45382489 
42519069 
17826412 
17621338 
4174176 
17498912 
17813418 
6222000 
6276000 


63781489400 Mk. 
129366129900 Mk. 


zuſammen 193 147619300 Mk. 


1901: 


113735673 Mk. 


113677891 
46323997 
40981394 
20758878 
20029686 

4482802 
17755903 
17780289 

4398000 

4463900 
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Der geſammte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
302816200 Mk. gegen 309408300 Mk. im Jahre 1900. 

Norddeutſche Kreditanſtalt. Aktienkapital unverändert 
10000000 Mk, Umſatz 1292893873 Mk. (1526000000). Der Brutto- 
gewinn betrug 1757787 Mk. (1780000), der Reingewinn 678 142 Mk. 
(1273000) und die Dividende 5 % (7½ %). 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktienkapital 
unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1901: 28244 
Mk. (25269). Wechſel wurden angekauft in Höhe von 2054071 Mk. 
(2036450). An Depoſiten wurden eingezahlt 393427 Mk. (528 204). 
Am Schluſſe des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 345340 Mk. 
(372484), der Wechſelbeſtand 379481 Mk. (456310). Dividende 
8 % (9 %). 

Die eingeklammerten Zahlen enthalten die Ergebniſſe des Vor— 
jahres. 

Vorſchuß-Verein zu Thorn, E. G. m. u. H. Angekauft 6410 
Wechſel im Betrage von 3609636 Mk. Bruttogewinn 45206 ME, 
Dividende 8 %, Mitglieder-Huthaben 318 796 Mk., Reſervefonds Ende 
1901: 86278 Mk., Spezial-Rejervefonds 38152 Mk. Zahl der Mit- 
glieder 794. 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee, E. G. m. u. H. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 1054171 Mk, eingezahlte Depojiten 109994 
Mk., Mitglieder-Huthaben Ende 1901: 54211 Mk., Mitgliederzahl 242. 

Volksbank für Brieſen Wpr. und Umgegend, E. G. m. 
u. H. Angekaufte Wechſel im Betrage von 422429 Mk, eingezahlte 
Depoſiten 352900 Mk., Mitglieder-Guthaben 17339 Mk. 

Vorſchuß-Verein zu Briefen Wpr, E. G. m. u. H. Gut⸗ 
haben der Mitglieder 131487 Mk. Reſervefonds 21132 Mk. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 2157368 Mk. Eingezahlte Depoſiten 228835 
Mk. Zurückgezahlte Depoſiten 280786 Mk. Mitgliederzahl Ende 
1901: 409. i 

Volksbank zu Schönſee, E. G. m. u. H. Mitgliederantheile 
17414 Mk. Depoſitenbeſtand 143751 Mk. Wechſelbeſtand 154376 Mk. 
Reinertrag 1414 Mk. Dividende 7 9%. 

Spar- und Vorſchuß-Verein zu Strasburg Wpr. E. G. m. 
u. H. Eingezahlte Depoſiten 186355 Mk. Ausgegebene Darlehne 
254560 Mk. Mitgliederguthaben 46813 Mk. Ueberſchuß 5874 Mk. 

Bank, E. G. m. u. H., zu Strasburg Wpr. Geſchäftsgut— 
haben 147241 Mk. Angekaufte Wechſel im Betrage von 702881 Mk. 
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Depojiten 469964 Mk. Reſervefonds 60277 Mk. Zahl der Genoſſen 
Ende 1901: 341. 

Vorſchuß-Verein zu Neumark, E. G. m. u. H. Umſatz 
22486236 Mk. Reingewinn 36643 Mk. Beſtand der ausgegebenen 
Darlehne Ende 1901: 1585974 Mk., der aufgenommenen fremden 
Kapitalien 1249778 Mk. Mitglieder-Huthaben 370958 Mk. Reſerve— 
fonds 80220 Mk. Dividende 6 . Mitgliederzahl Ende 1901: 456. 


Sparkallen im Jahre 1901. 


Städfifge Sparkaffen 3 R — Ay Glnlagen Jahl der 
zu 1901 einlagen 1901| 1901 2 
Mk. Mk. Mk. ; 
Thorn 1 664 785,65 | 1 673 931,93 | 4467 042,61 8978 
Kulm 296 757,41 275 614,96 | 457 813,66 840 
Briejen 484 118,97 369 973,05 | 1 228 348,58 1579 
Kreis-Sparſtaſſen 
zu 
Thorn 669 748,14 501 312,99 | 1 048 218,84 2800 
Kulm 1 869 863,73 | 1 775 102,84 | 2 865 795,93 4750 
Briejen 482 766,66 | 517 366,40 | 1 147 281,02 1567 
Strasburg 664 414,93 | 511 047,80 | 2 247 897,68 2691 
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Uachweiſung 
des Telegramm Verkehrs bei den in den Kreijen Thorn Stadt und Land, 
Kulm, Brieſen (Wpr.), Strasburg (Wpr.) und Löbau (Wpr.) gelegenen 
Poſt- und Telegraphenanſtalten des Ober-Poſtdirektionsbezirks Danzig. 
— ——— — — — — 


Telegramme Telegramme 


<a aufs ange x à auf anges 
Name der Anſtalt gegeben tommen Name der Anſtalt gegeben tommen 


St. St. St. St. 
Poftämter 1. Elgiszewo 
Kulm 9325 | 9307 | 3 (Wpr.) 
Strasburg (Wpr.) 7850 7035 Selene t 
Thorn 2 (Zweigpoſtamt) | 5377 2843 a a 
Thorn 3 (Zweigſtelle) 3416 | Grokradowist 
Heimſoot 
poſtämter ll. | Hohenkirch (Wpr.) 
Brieſen (Wpr.) 8093 | 7123 Kamlarken 
Culmjee ` 7067 | 6939 Kauernit 
Jablonowo (Wpr.) 3608 | 2368 Kielpin 
Lautenburg (Wpr.) 4574 4364 || Kleinczyſte 
Löbau (Wpr.) 4038 3533 Kleintrebis 
Neumark (Wpr.) 4933 5080 [ Königl. Neudorf (Wpr.) 
Kolotzko 
Poftämter Ill. Lipnitza (Bez. Danzig) 


Biſchofswerder (Wpr.) 2 | 887 413 | Fr vekig 

Damerau (Kr. Kulm) 699 527 II © 

Gollub 2295 | 2492 2 

5 537 509 a 

Gotterefelb 677 1004 Marienſelde (Bez. Dzg.) 
Ronojad (Wpr.) 560 468 Rom (Wpr.) 
Kornatowo 1091 | 1084 U Same 
Leibitſch 592 791 Neugrabia : 
Mocker (Wpr.) 1386 2473 Neuhof (Bez. Danzig) 
Montowo 898 | 683 ||| euzielun 

Naymowo 414 | 360 8 154 20 
Ottlotſchin 2051 480 Aftasdewo se. deen BYŁ) 
Podgorz 1972 2603 Oſtaszewo (Kr. Thorn) 
Radosk 375 269 Oſtrowitt (Kr. Brieſen Wpr.) 
Schönſee (Wpr.) 1 2804 | 2205 ||| Dittowitt (Re. Löbau pr.) 
Schönſee (Wpr.) 2 1362 512 end 

Unislaw 958 755 [ Plusnit (Wpr.) 
Weißenburg (Wpr.) 866 332 5 (pr. 


Z Gór 18 Podwitz 
on PM LĄ 8.) v " Botrzydowo 


— re 

f Renſchkau 

Celegraphenämter. EAN: Nichneu (Mpr.) 

Thorn 3 | 59: | poc (Bez. Danzig) 

| oßgarten 

Poftagenturen. | | . — 

Blotto | 290 Rynst 

Bobrau 5 | 9: Schillno 

Brattian 2276 Schöneich (Wpr.) 

Kolonie Brinsk 36 Schönwalde (Kr. Thorn) 

Czichen (Bez. Danzig) 7 9: Schwarzenau (Wpr.) 

Dembowalonka p i Schwirſen (Wpr.) 

Deutſch-Brzozie 1 || Siemon 
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Telegramme Telegramme 


Name der Anſtalt gegeben temen Name der Anſtalt Fr A P eh 

St. St. St. St 
—. .. —„V — — .. 
Skarlin 155 283 Bahrendorf 122 209 
Stephansdorf (Wpr.) 138 238 Gr. Wallitz 129 123 
Swierzynto 202 289 Gr. Plowenz 193 226 
Czczuła 251 183 Körberrode 54 35 
Tauer (Mpr.) 722 751 Dombrowten 71 106 
Watterowo 207 347 Blanbau 105 130 
Wrotzt 386 577 Colmansfeld 46 67 
Wrotzlawken 671 714 Kaldunek 28 18 
Zbiczno 95 141 Gr. Orſichau 92 | 182 
Sloszewo 127 142 
Hülfſſtellen. Griebenau 58 57 
Kaldus 51 54 Villiſaß 119 112 
; > Schönſee (Kr. 17 26 

Neugut 44 98 chönſee (Kr. Kulm) 7 


Zlotterie 111 133 


Verkehr bei den hauptſächlichen Poſtämtern des Handelskammerbezirks. 


Briefe und Käſtchen mit Nachnahme 


4 D it 9 p 
Brieffendungen —.— sur Packete mit Werthangabe Werthangabe ee 
poſtamt erthangabe Eingegangen Aufgegeben Eingegangen Aufgegeben ZE 
Ginqeg. Aufgegeb. Eingeg. Aufgegeb. Werthbetr. Werthbetr. Werthbetr. Werthbetr. Eingeg. Aufgegeb. 
St. St. St. St. St. A Et. A St. AM St. A St. Et. 
Ihorn 1 49756980 3896126270073 131678 4581 7558650 1511 | 153651473) 14520 |18992160| 7972 8745284 15101 4275 
Thorn 2 150852| 550316 22281 7961 116 43576 63 6190 128 10615 144 53248 676 208 
Mocker 226252 1371760 8556 4310 66 — 20 — 339| — 159 — 1176 104 
Podgorz 151372 106470 8555 6712 146 396609 12 385 648 1897992 236 472000 870 260 
Culmſee 574210 496340 39110 17302 239 21988] 253 480700 1380 2564040 2944 4689792“ 4961 354 
Kulm 837252 647738 62071 31941 353 1274330 207 15264180 1936 3561568 1644 | 1657152) 5921 1326 
Brieſen 505446 350662 36156 | 18631 291 226440 321 564318 1571 3024175 2445 4098820 4037 459 
Neumark 334880 339664 27940 13392 193 1398478 237 930225 1064 2580200 1704 355134 3264 624 
Löbau 238082 263874 28179 | 14661 146 1460| 221 985374 738 80375 1051 2094380 1756 258 
Strasburg 767520 671372 52354 | 29868 337 592446] 365 | 2524704| 1614 2153076 2556 3133656 5020 814 
Lautenburg | 229164 183690 20903 | 9885 195 151320) 226 4538088 988 1200420 1503 2237967 2192 602 
| 
— h —— — .. Ü. '.iðiꝛũꝑ ä.ñ ĩ Eœ— '. '. .iß;ðñðr ..iðt:ęö:᷑ '. ..iðritði— — 
4 sexs = j ä Bof 10 2 Mit der 
Poſtamt en * — x Pre Ki b e Zeitungsnummern Poſt 
Eingeg. Aufgegeb. Eingeg. Aufgegeb ar A ann raran EE i i AREK 
r waka Wii" ZANE S u, | Eingeg. Abgeſandt Perſonen 
Thorn 1 23386 | 29555 1231584 71626 | 6189 | 816204 | 149810| 9540973 150420| 9012082) 1130952 | 1706303 290 
Tborn 2 1664 — 801320 4992 | 106 | 9776 8793 3623910 14812] 269646 93051 — — 
Mocker 2350 | 200 — — ] 252 — — 2946766 — | — — — — 
Podgorz 1478 1131 73962 8606 |, 179 22733 6932 312364 5680 344414 89705 7197 — 
Culmſee 5537 | 3987 272974 39049 2245 | 296340 38069 28: 163890 811146 396012 3146 — 
Kulm 5966 5965 182288 40690 | 1767 | 202040 | 52699| 3504940 39897 1967224| 338769 152490 7827 
Brieſen 4693 6019 296820 39965 2364 | 378240 43357 3235514 188130 1364089 327108 66222 — 
Neumark 4509 | 3744 2409630 34944 1570 | 180550 29084 — 146233 — 167170 52902 537 
Löbau 4341 | 9640 2617810 13993 | 1353 257070 26648 2144078 16058] 586961“ 169409 8474 =$ 
Gtrasburg 6241 5834 | 484223 2561 | 432809 45913 3344628 33430| 1274834 448961 39936 — 
Lautenburg 2923 2106 92070 647 67935 22157 1575290 9776 607304 86392 11129 27 
* 
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Verkehr auf der Weichſel. 


Im Jahre 1901 haben Thorn paſſirt: 
1. von Rußland ſtromab: 
774 beladene Kähne . . . . gegen 702 im Vorjahre. 


61 leere Kdbne . =. į CETA a 

12 beladene Güterbampfer . 5 Hine > 

— leere Güterdampfer . . . . . . A ER, 4 

90 0 Schleppdampfer F P 74 „ 5 
% A 1.7270 a 

2. Nach Rußland jtromauf: 

421 beladene Kähne . . . . . . . gegen 343 im Vorjahre. 
229 leere Kähne . ` DRADE 5 e » 

20 beladene Güterbampfer . 4 i fs 

3 leere Güterdampfer ke ars, 5 


68 Schleppda mpfer ý 42 


2 Perſonendampfer . 1 Bosy) y 
3. Aus dem Yankee: jtromab : 
138 beladene w add + s + gegen — 2885im oftjobre. 
102 leere Kähne. . .. „Ps RR 1 ri > 
147 beladene Güterdampfer . * N 109 „ s 
9 leere Giiterdampfer . . . . . . z IE 4 
19 Schleppdampfer 7 


79½ Holztraften AR 
4. Aus dem Inlande ſtromauf: 
126 beladene Kähne . . . . . . . gegen 108 im Vorjahre. 
40 leere Kähne .. . 57 
148 beladene Güterdampfer. 
3 leere Güterdampfer 
22 Schleppdampfer A ae: 
42131, Waſſerfahrzge. incl. 1784½ Holztrft. gegen 4092 im Vorjahre. 
11 
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Von den Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 
1. ganz befrachtet ſtromab: 
„ 00 SET Żyw, DA NADIE 28 Dampfer. 


Fee BOS: dua 2208 * 80 r 
r A 16 R 
„ Branntwein SS s: 19 2 
CCC ee NE Z: y A 
BO: TYT Be eA PA CALEB CALA 5 5 
a A ee EEE 5 7 
" Hafer CT S 2 n " 
„ geſägtem Kantholz. 1%. HouB bę x 
ern 8 x f 
„ Wein und Branntwein. 5 1 M 
„ Zucker und e, AN Z TORE Š 3 F: 
ee E > a 
„ Feldſteinen „ » 
FF 25 ho GW x — w 
„ Faſchinen . ä R 8 
r l $ - e 


133 Kähne 147 Dampfer. 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 


mit Stein kohlen 165 Kähne Dampfer. 
eee, RO WH Ka x l . 
TH. EEE: 7 1 $i 
ingen A Erin Mrs Gd A — z 
HORDE STS A a a A 5 j 
„ ahmen <=... SA * | A 

83 EITT 3 Dampfer. 


3. Ganz entlöjcht ſtromauf: 
mit Stückgü teen . . . 80 Kähne 138 Dampfer. 


CCTV 7 2 f: 
eee, czna A A T A - a 
Ne SOW RECE Rn tn ay 1 t 5 
% ² Ä—UUÄU—U—U—GAcW SET LE 1 | L 
0 0 ee AS > A — 5 
„ flaſteteneßnßn 18 z 2 0 
„„ MT py Fe M 2 1 


h WOD x a 1 


mit 
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Mais 
Hülſenfrüchten 
Maisöltuchen . 
Salz. 
Petroleum. 
Heringen 
Buhnenpfählen . 
Zucker 


126 Kähne 


3 Kähne Dampfer. 
l 75 l * 

5 h 5 

l » „ 

3 A “a 

4 n 1 

3 


9 


148 Dampfer. 


4. Ganz entlöſcht ſtromab: 


ee 5 
Kleie und Oeltuchen 3 
Kleie und Gerjte . . . 
Kleie und RC: 
Meizen . 

Weizen und Gerſte. 
Gerſte 

Hafer 

Faſtage (leere Fällen). 
Brennholz. 

Feldſteinen 
Faſchinen 
Maſchinentheilen 
ſonſtigen Gegenſtänden 


133 Kähne Dampfer. 
13 
2 
4 " " 
27 " * " 
2 
3 n z " 
l " * 
+ " l " 
1 " " 
SE n 
2 = 
2 
" pe " 
2 * 2 LAA 
307 Kähne 5 Dampfer. 


der im 


Uachweiſung 


Jahre 1901 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


1. 


Bezeichnung der Güter. 


A. Gingang. 


Lumpen aller Art 
Soda . 


„Roheiſen und Brucheiſen 8 
Andere unedle Metalle roh und als Bruch 
. Berarbeitetes Eiſen aller Art. 


Zement, Traß und Kalk 


. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 
Flachs, Hanf, Heede, Werg 

9. Weizen und Spelz 

Roggen 

. T La 

2. Gerjte . 

3. Anderes Getreide und Sienie 
. Deljaat 

5. Stroh und Heu 

. Obſt, friſches und getrocknetes 
Gemüſe 2 
Glas und Glaswaaren $ 
Häute, Felle, Leder, Pelzwerk 
Weiche Brennholzſcheite. 

. Reijig und Faſchinen 

2. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 


Zu Berg. 


Tonnen 
1000 Kilogr. 


3,810 
119,560 
45,340 
4,020 
501,150 
3,240 
147,020 
17,230 
581,870 
630,360 
18,270 
20,240 
700,410 
3,150 


29,040 

0,890 
35,280 
13,500 


193,280 


Zu Thal. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


0,980 
2706,060 


99,940 
204,140 
55,310 
12,140 
11,500 


760,500 
2054,810 
8,130 


J g Zu Berg. | Zu Thal. 
Bezeichnung der Güter. 

Tonnen Tonnen 
à 1000 Kilogr. | A 1000 Kilogr. 


23. Holzwaaren und Möbel 294,280 95,700 


24. Inſtrumente, u. Majdinentbeile 52,430 1,710 
e 20,770 
a ow na 39,600 
wen e 277,970 
28. Fiſche, auch Heringe e 922,780 0,150 
29. Mehl und sg nia BER ERROR 114,290 |15238,340 
380. Reis C 441,900 
o REECE 120,540 
32. Kaffee, Raffeefurrogate, Kakao ae; 236,810 
38. Zucker, Melaſſe, Sprup......... . . 901,440 
34. Fette Oele und Fette . . . . . . . | 1048,400 
35. Petroleum und andere Mineralöle. . . 684,230 
36. Steine und Steinwaaren . . . . . . | 1535,550 | 4301,000 
eine 00004100 wer 7. kŻL14,500 
388018 1) 5% 55,000 
39. Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt F 62,400 1,800 
40. Mauerſteine und liefen aus Thon, Dach: 
j ziegel und Thonröhren . . . . 15,220 150,000 
41. Thonwaaren, Steingut, Porzellan . . 0,970 
42. Wolle, rob . . . NONE OE 1,080 
3. Alle ſonſtigen Gegenſtände .I 340,460 244,690 
Insgeſammt |17493,280 25946900 
B. Abgang. 
1. Lumpen aller Art .. 247,870 
2. Andere unedle Metalle roh und als Bruch 79,480 
3. Verarbeitetes Eiſen aller Art.. 55,310 
4. Zement, Traß und Kalk 960,000 
5. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide. 536,830 
6. Eiſen ez ä 17.300 
7. Flachs, Hanf, Heede, Werg . 0,400 
SEWER ANY Sp. er er: 99,450 
TW a uWATALĄ 458,050 


„„ eis tr 170,570 


Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen Tonnen 
à roco Kilogr. à 1000 Kilogr. . 


Bezeichnung der Güter. 


OLE GZ, stad 1118,040 


12. Anderes Getreide und b Saler * 13,150 
E 8 1,000 
14. Kartoffeln .. . 0,780 
15. Obſt, friſches und getrocknetes n 2,360 
16. Glas und Glaswaare . . . . . 11,240 
17. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk . .. 7,990 
18. Weiche Schnittwa are 1355,100 
19. Reisig und Faſch men 150,000 
20. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke . . 87,490 
21. Holzwaaren und Möbel . . 0,780 
22. Inſtrumente, Maſchinen u. Maſchinentheile 4,300 2,060 
men 71,890 
“ ·˙⸗ Ww +. JR 1804,150 
25, Wein . 95,280 
26. Fiſche, auch Heringe e 10,800 2,680 
27. Mehl und en "IKE LA! 3329,170 
28. Meis E WEI 0,550 
29. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kalao . GARE 4,470 i 
30. Zucker, Melaſſe, Sprup. . . . ... . 10231,410 
31. Fette Oele und Fette ok 2,110 | 332,740 
32. Petroleum und andere Mineralöle. echt 211,400 
33. Steine und Steinwaaren . . . . . . 570,000 
34. Steinfoblen . . . . . | 1412,000 
35. Mauerjteine und Flieſen aus 1s Thon, Dach⸗ 
ziegel und Thonröhren . 103,300 

36. Thonwaaren, Steingut, Porzellan . .. 1,480 

37. Alle ſonſtigen Gegenſtände . 22,240 | 525,870 


Insgeſammt | 2660,800 |21450,290 
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Uachweiſung 
der im Jahre 1901 auf den Stationen Thorn und Mocker abgeſandten 
und eingegangenen Güter. 


Hauptbahnhof. 
Verſandt Empfang 
To. To. 


Bezeichnung der Güter. Verſandt Empfang 


To T0. 


Abfälle. REN 69 47 
Baumwolle, Baumwollabfälle a 3 
Bier r 378 1839 742,5 546 
Blei, Mennige : 5% AB > 10,5 40,5 1 5 
Borte (Lohe), Gerbſtoffe N 0, - -- 
Brauntohlenitohe 2 au + 4400 4 14 160 
Braunłoblenbritetts . . 23 94 594 
Zement, Zementſteine, Platten 8 59,5 991,5 166 | 100,5 

| 3 R 168 172,5 20 22 

| Dachpappe. e do 1 268,5 81 42 
Künſftliche Düngemittel PWR Er 56,5 168 1103,5 1497 

| Natürliche Düngemittel . neu 10 | 1 - 
Roheisen, Rohltahl . «: . . AE | 143,5 151 
Altes Eiſen, Brucheijenm - . . . . . 726,5 31 310,5 137,5 
Eifen und Stahl, faconnirt . . . >. 1370,5 2831,5 263 276 
Eiſenbahnſchienen .. e 416 462 5 19 
Eijerne Eiſenbahnſchwellen AAE T S 22,5 - 
Achſen und Bandagen. .. NOE 12,5 3 - - 
Maſchinen und Maſchinentheile. . 968,5 858 127 164.5 
Eiſerne Röhren und Säulen... 96 | 246 0,5 5,5 
Eiſen⸗ und Stahldraht 71,5 287 46,5 0,5 
Eiſen⸗ und Stahlwaaren . . . . . . 1091,5| 1489 99 87,5 
Erde, Lehm, Mergel 36 | 166 50 
Kies, Sand, Grand ALLAN 292,5 1233 22 21 

i Thon, Thonerde, Porzellanerde 8 99 69 - 
Sonſtige Erden . 41 
Fiſche, Heringe . N X 171 228 97 112,5 
Flachs, Hanf, Heede, Werg RER a 2 9,5 10 10 
%%% ĩ ĩ ͤ ( 64 79,5 15,5 
fe 630 346,5 : 
Weizen und Spelz 887 1588,5 3001 5023 
e i ZE Z Z D SE 1335 3342 4661,5) 4500 
FF 727,5 1219, 826 917,5 
Gerjte . ZW 2318 2762,5 297 442 
Hirſe, Buchweizen, Sütjenfeüchte E AA 5620 5974 139,5 | 559 
Mais (Ruturuz) z iR 1112,5 754 99,5 48,5 
Malz. r | 40 70 10 
Lein; und Oelſamen ET N 154,5 258 2 18 
Andere Samereiem . . . , « + . . 679 400 22 26 
Glas und Glaswaaren. . . . . . . 217,5 497 DI 1 
Häute, Felle, Leder, Bez . . . . . 201 | 205 38,5 30 
Rund- (Stamm⸗) Ho. . . . . . . 250,5 1213,5 15,5 62,5 
Nugbolz . . W DES EE 3235 | 1539,5 1352 1105,5 

| Brenn- und Grubenholz . 5709,5 1634 45 450 

| Außereuropäiſches Hels i 7 54 — = 

| Holzzeugmalie . F a „POTY 11 40 
OOO we ee RT © 17,5 | 8,5 
Jute 3,5 


108 


Hauptbahnhof. Mocker 
Bezeichnung der Güter. Verſandt | Empfang | Berjandt | Empfang 
TENTI So, To. To. 
| * 

Kaffee, Kaffeeſurrogate, Bun 9 117 19,5 8 18,5 
Kalt, gebrannter. . . en MAS 84 1330 152,5 6,5 
Kartoffeln N SZ ję 28 -| 543,5 3538 8711,5 
CP 10 10 96 133,5 
Lumpen. „ 266,5 566 117,5 161 
Mehl, Mühlenfabritate Re ER 934,5 | 483,5 8093 | 3891,5 4 
Kleie ohne Neistleie . . . . . . .| 116781 | 104246,5 51945 | 338,5 | 
Obſt, Pflanzen, Gemüfe . . . . . . 160 | 435,5 31 | 42 
Oele, Fette N 358,5 467,5 105, 153 
Oelkuchen und Dellucdjenmebi mei wego 5185 5026,5| 140845) 15229 
Papier, Pappzp e "SR | PY 88 | 150,5 97 34 
Petroleum, Mineralöblee . . 120 968 47,5 607 | 
Reis, Reismehl, Neistleie. . . . . . 223 | 2 44 | 37,5 | 
Röhren von Thon und Zement.. 257 131,5 REJ: 1 | 
Rüben, Zuderrüben. . p DRZWI 830,5 | — 1069 
Rübenſchnitzel, Futterrüben RF." "WRP 1 469 330,5 | 987,5 | 
Rübenſyrup, eee 87,5 151 677 PR | 
Salpeter und e R 11,5 20,5 10 l 
S res 9,5 589,5 26 100,5 5 
Z LAMA TE Re dt 1 1 - 
Sea 27500. 4%, 10 20 155 | 
6 „PER E AE YE — 91 0,5 | 1 
FF 6,5 — - | 
Spiritus . An: ER NE 132 | 490,5 2281,5 1255 
Spirituoſen, RER €jiig . 8 129 15,5 327 209 
Stärke, Kartoffelm eh! 4,5 277,5 1980 | 1176,5 
Steine, einfach glatt behauen . . .. 770 | 144,5 12 — 
Steine, gebrannte Ziegel u. j W 15296 2'702 427,5 501,5 
Bruchſteine, 799 n 184 190,5 | 31 | 
Pflaſterſteine, Steinjdyrotten . une; 3753 2247 40 | 932 4 
Kalt- und Tuffſteine .. 2: - 970 ` | — 
Steinplatten, Vordſteine u. |. w. 9 23 | 1,5 
Bimsjteine, Quarz, vereri ENT RÓ 30 20 — | — 
Steinkohlen . eg 387,5 | 53039,5| 8315,5 7909, 
Steintohlenbritetts . . . . . . . . 98 298,5 — 97,5 
Steintohlentots . . r 551,5 360 85,5 — 
Taback, roh, Tabacksrippen 3 2 ® — 
Fabrizirter Taback, Zigarren — 6,5 1,5 0,5 
Theer, Pech, Harz, Asphalt 185 104,5 20,5 | 23 
Thonwaaren, Porzellan . . . . . . +49 | 378 72 49 
Torf, Torfſtreu, Holzkohlen . 24,5 107,5 15 | 10 
Wein, Aepfelwein, Mojt . . . . . . 297,5 | 205 28 | 38,5 
Wolle aller Art, thierijih . h... 574,5 712 | 2 
Zink in Platten und ) Ślóden SALE 3,5 112,5 = 9168,5 
Zucker, roh .. VER FANG - 2862 9 90 
Zucker, raffinirt .. . 44,5 394,5 30 57,5 
Spediteur- Sammelgut . ASB MAREA 286,5| 2126 26 p — 
Butter, Gier, Käſe, Brod 8. | 29,5 31,5 107,5 
Bücher, Drudjachen . BER TS 2 1 — 
Emballage (gebrauchte) . . . . . . 928,5 850,5 1266 785 
Farben, $arberde . . e 29 55, | 4,5 
Holzwaaren, neue Möbel. ee Siwa 45,5 148 5 6,5 i 
Z 87,5 331,5] 10685) 446,5 
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n > Hauptbahnhof. Moker 
Bezeichnung der Güter. Verſandt Empfang | Verſandt Empfang 
To. To. Bo e 


Stroh. 
Häckſel u. |. w. x 
Manufalturwaaren . 


537 1002,5 
35,5 81 383,5 
20 - 


| 
| 


Mineralwajjer . 7 14 = 
Gyps, gebrannt und gemahlen 13 115 15 — 
Uebrige Giiterarten . W. 3254,5 6107 2642,7 | | 18575 


Insgeſammt 55 225795 | 66872,2| 84208,5 
— ſ—— 0 — | — 
410453,5 151080,7 

Viehverkehr. Stück. Stück. Stück. Stück. 

Pferde, Fohlen, Eſel 870 587 73 42 
Ochſen, Stiere. 110 86 40 81 
Kühe, Ninder . 291 | 204 619 632 
UNE JED 10 | 10 42 218 
Sun; Lämmer . 20 189 840 | 826 
Schweine 27101 23416 2006 1783 
Ferkel. 15845 12327 217 397 
Geflügel und ſonſtiges Bień . 248394 | 208434 21 57 


Per onenverkehr, 


Es reijten ab vom Hauptbahnhokke . . . 8839677 Perſonen. 
„ , . s 5 
P ener Kodek ka LOG j 


— es —ͤ 
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Verkehr auf der Uferbahn 


im Jahre 1901. 


Beladene Waggons 


Monat gingen 
ein | aus 


— z ZN 


r 331 95 
ER a 244 97 
BE CI) PE kod sa 274 94 
c 323 334 
PT r PIE. BAŁ 387 358 
e enn A 450 307 
e 315 401 
Auguft . F 359 282 
. 352 350 
Oktober. . 355 307 
m 393 337 
C 253 226 


Im Ganzen | 4036 | 3183 
Nadhmweifung 


3ujammen 


426 


341 
368 
657 
740 
757 
716 
641 
702 
662 
730 
479 


| 7219 


derjenigen Getreideſendungen, die im Jahre 1901 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Kontrolle 


nach Thorn abgefertigt ſind. 
I. über Gollub: 


Januar . . . . 10,1 Tonnen Weizen 


n 0 
A ». 
April 

Mai re 
BEE >. Z BÓB 
Juli - 
Auguſt 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


n " 


Im Ganzen 90,9 Tonnen Weizen. 


II. über Leibitſch: Nichts. 


— nn m mr Te 
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Mitglieder der Handelskammer 
im Jahre 1901. 
Aus dem Stadt: und Landkreiſte Aus dem Kreije Kulm. 
Thorn. . Schultze. 
Kommerzienrath Schwartz, Prä- | Dr. Henatſch. 


ſident. | PDPZ 
Herm. F. Schwartz jen, Bize | Aus dem Kreije Briefen. 
Präſident. N. Bauer. 
H. Aſch. || 3. Meyer. 
C. Verendes. | 3 
n Aus dem Kreife Löbau. 
E. Dietrich. C. Cohn. 
6. Jehlauer. C. Landshut. 


G. Gerſon. 


> "yta Aus dem Kreife Strasburg. 


H. Toewenſon. W. Schindler. 
C. Matthes. H. Wodtke. 
5. Nawitzli. | Sekretär E. Voigt. 


Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Kommiſſionen 
im Jahre 1901. 
1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
G. Jehlauer, 5. Rawibki, G. Gerſon, St. Reidel und D. Wolff. 
2. für Manufaktur⸗ und Kurzwaaren: 
Guſlav Elias, H. Fränkel und T. Puttkammer. 
3. für Kolonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, M. Nütz und 
Kommerzienrath Schwartz. 
4. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
E. Kittler. 
5. für Eijen- und Stahlwaaren, Zement, Kohlen und Kalk: 
Emil Dietrich, A. Nittweger und Franz Zährer. 
6. für Holz: H. Toewenſon. 
Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler (Thorn). 
Vereidigter Holzmeſſer: Daniel Wanzel (Thorn). 
Vereidigter Wäger: Manfred Kiber (Thorn). 
Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Ir. Preuß, J. Springer (Culmſee), G. Nieſflin (Thorn), 
Adolph Nehring (Schönſee). 
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